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Vorbemerkung

Der Weg bis zu einer erfolgreichen Realisierung eines Frauenwohn-
projekts ist oft lang und steinig. Zahlreiche Hürden sind zu überwin-
den, Rückschläge zu verkraften, immer wieder neue Anläufe zu wagen
– so zumindest die Erfahrungen vieler der hier dokumentierten Pro-
jekte. Doch die Dokumentation zeigt auch: Es kann gelingen, manch-
mal erst nach vielen Jahren, manchmal etwas schneller.  Wie dies gelin-
gen kann, dafür gibt es, auch das zeigen die dokumentierten Projekte,
keinen Königinnenweg.
Aber es gibt durchaus übertragbare Erfahrungen. Mit dem folgenden
Leitfaden möchte ich praktische Hinweise zu den bei der Entwicklung
eines Frauenwohnprojekts auftretenden Fragen, zu erprobten Vorge-
hensweisen und zu notwendigen Verfahrensschritten geben, die aus
der Auswertung der dokumentierten Projekte und aus meiner wis-
senschaftlichen Beschäftigung mit Fragen des Wohnungsbaus, der Trä-
gerschaft, der Finanzierung und Förderung und aus meinen persönli-
chen Erfahrungen mit Frauenwohnprojekten entwickelt wurden.

Wie im einleitenden Text über die Geschichte von Frauenwohnpro-
jekten in Deutschland dargelegt, sind die Rahmenbedingungen für
Wohnprojekte in den letzen Jahren etwas günstiger geworden. Das
ändert jedoch nichts an der Vielzahl und Komplexität der zu klärenden
Fragen, die auch in einem ausführlichen Leitfaden, wie hier vorgelegt,
nicht erschöpfend behandelt werden können, zumal entscheidende
Faktoren, wie etwa die Förderungs- und Finanzierungsbedingungen,
aber auch die rechtlichen Grundlagen, einem mehr oder weniger ra-
schen Wandel unterliegen.
Der Leitfaden konzentriert sich deshalb darauf, die zu klärenden Fra-
gen zu benennen,  Alternativen aufzuzeigen sowie Begriffe und Zusam-
menhänge zu erläutern. Bei den einem raschen Wandel unterliegen-
den Fakten, wie etwa den Bedingungen der Wohnungsbauförderung,
wird vor allem auf die (dauerhafteren) Prinzipien eingegangen. Dies
soll Leserinnen in die Lage versetzen, zum jeweils richtigen Zeitpunkt
die richtigen Fragen zu stellen und die bestehenden Beratungsangebo-
te (auf die in dem Leitfaden ebenfalls eingegangen wird) optimal zu
nutzen.
Der Leitfaden ist analog zur Projektentwicklung – von der Initiierung
und Gruppenbildung über die Klärung grundlegender Fragen, die Ent-
scheidung über Rechtsform, Finanzierung und Förderung bis zur Rea-
lisierung und Bewirtschaftung der Wohnungen nach dem Bezug geglie-
dert. Darüber hinaus enthält der Anhang (am Schluss des Buches) ein
ausführliches Adressenverzeichnis.

Leitfaden  zur Entwicklung eines
Frauenwohnprojekts
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I. Initiierung, Gruppenbildung

Am Anfang steht die Idee.
Bei allen dokumentierten autonomen Projekten kommt der Anstoß
von einer einzelnen Frau oder einer kleinen Gruppe von Frauen, die –
oft angeregt durch andere Beispiele oder, wie bei den frühen autono-
men Projekten, im Zuge von Auseinandersetzungen über städtische
Umstrukturierungsprozesse (Häuserkampf) – die Idee hat bzw. haben,
ein Frauenwohnprojekt zu realisieren. Initiatorinnen erfolgreicher
Projekte – insbesondere von Projekten für Alleinerziehende oder für
ältere/alte Frauen – waren und sind jedoch auch Gleichstellungsbeauf-
tragte von Kommunen oder anderen (z. B. kirchlichen) Einrichtungen.
Gelegentlich sind auch Architektinnen unter den Initiatorinnen zu fin-
den, die ihre aus der Kritik am vorherrschenden Wohnungsbau heraus
entwickelten Alternativ-Konzepte umsetzen wollen. Das gilt insbeson-
dere bei Projekten des frauenfreundlichen Wohnungsbaus.
Die folgenden Hinweise richten sich prinzipiell an alle Initiatorinnen
und Gruppen, allerdings sind nicht alle Punkte für alle Projekttypen
gleich bedeutsam.

1.  Auftaktveranstaltung
Ist die Idee geboren, geht es in einem ersten Schritt darum, Mitstrei-
terinnen/Interessentinnen zu gewinnen. Dazu eignen sich "Auftaktver-
anstaltungen" möglichst an zentralen "Frauenorten", bei denen die Idee
und erste konzeptionelle Überlegungen vorgestellt werden. Als sehr
günstig hat es sich erwiesen, wenn zu dieser Veranstaltung Vertreterin-
nen bereits bestehender Projekte eingeladen werden, da Berichte über
erfolgreiche Projekte erfahrungsgemäß mehr Frauen von den Reali-
sierungschancen überzeugen können als bloße Absichtserklärungen.
Empfehlenswert ist darüber hinaus die Durchführung einer solchen
Auftaktveranstaltung in Zusammenarbeit mit institutionellen Koope-
rationspartnerInnen, z. B. kommunalen und/oder kirchlichen Gleich-
stellungsbeauftragten, Volkshochschulen, sonstigen Einrichtungen der
Erwachsenenbildung, beruflichen Netzwerken, Selbsthilfe-Organisatio-
nen (z. B. KISS), "Freiwilligen-Agenturen". Solche Träger können insbe-
sondere die Öffentlichkeitsarbeit (Bekanntmachung der Auftaktver-
anstaltung), die Beschaffung kostenloser Räume (auch für spätere re-
gelmäßige Treffen) sowie die Herstellung und den Druck eines Pro-
jektflyers (siehe unten) unterstützen. Vielleicht gelingt es auch, die ört-
liche Presse zu der Auftaktveranstaltung einzuladen, um das Vorhaben
einem weiteren Kreis möglicher Interessentinnen bekannt zu machen.

2. Kurse, Seminare, Zukunftswerkstätten, regelmäßige Treffen
Hat sich ein Kreis von interessierten Frauen gefunden, empfiehlt sich
die zeitnahe Durchführung von (Wochend-)Seminaren oder Kursen
zur Entwicklung gemeinsamer Projektideen, möglichst mit professio-
neller Moderation. Vielen Projekten ist es gelungen, hierzu die Unter-
stützung von Einrichtungen der Erwachsenenbildung zu gewinnen, die
dann entsprechende Kurse in ihre Programme integriert und die pro-
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fessionelle Moderation (mit-)finanziert haben. Neben dem größeren
Verbreitungsgrad der Informationen über die Kurse hält dies auch die
Kosten für die Teilnehmerinnen in erträglichem Rahmen. Mögliche Trä-
ger können z. B. sein:

Volkshochschulen, Kirchen (im Rahmen der Erwachsenenbildung), Humani-
stische Union, im Ruhrgebiet auch das Aktuelle Forum (Gelsenkirchen), mög-
licherweise auch die parteinahen Stiftungen wie die Rosa-Luxemburg- oder
die Heinrich-Böll-Stiftung.

Ziel der Kurse sollte, neben dem gegenseitigen Kennenlernen, die Ent-
wicklung eines generellen Konzepts für das geplante Projekt mit der
Klärung grundlegender Fragen sein. Darüber hinaus sollten Fragen des
weiteren Vorgehens geklärt und z. B. Vereinbarungen zu weiteren Tref-
fen und zu Verantwortlichkeiten getroffen werden.

3. Kontaktmöglichkeit für neue Frauen
Erfahrungsgemäß dauert es eine gewisse Zeit, bis sich eine feste Grup-
pe von Interessierten herausgebildet hat. Ein Seminar, ein Kurs oder
eine Zukunftswerkstatt reichen hierfür meist nicht aus, auch muss mit
einer nicht unerheblichen Fluktuation gerechnet werden. Aus diesem
Grund sind Angebote für neue Frauen empfehlenswert. Viele Gruppen
haben hierzu Flyer erstellt, in denen die Projektidee vorgestellt und
eine Kontaktadresse angegeben wird. Empfehlenswert sind darüber
hinaus regelmäßige Infoveranstaltungen für neue Frauen – getrennt
von den Gruppentreffen, in denen die Projektidee weiterentwickelt
wird, da eine Öffnung aller Gruppentreffen für neue Frauen zu beid-
seitiger Frustration führen kann – die seit längerem Beteiligten wollen
nicht immer die (gleichen) Fragen diskutieren, die für neu Interessier-
te spannend und wichtig sind.

4. Besuch bestehender Projekte, Kontaktaufnahme zu
Netzwerken
Insbesondere die neueren Gruppen berichten von sehr motivieren-
den Besuchen bei bereits bestehenden Projekten, die viele Anregun-
gen gebracht und vor allem das Gefühl vermittelt haben "auch wir
können das schaffen". Andererseits darf nicht vergessen werden: Es
handelt sich um Projekte, in denen Frauen jahrelang viel Zeit und Mühe
aufbringen mussten, um endlich ihren Traum vom gemeinsamen Woh-
nen realisieren zu können. Eine gewisse Müdigkeit und der Wunsch, in
Ruhe die gemeinsame Projektidee zu leben und einfach zu wohnen
und nicht immer wieder die gleichen Fragen beantworten zu müssen
(oder Busladungen von Besucherinnen "mal eben" durch die Wohnun-
gen zu führen), ist in dieser Situation mehr als verständlich. Seien Sie
also nicht frustriert, wenn ein Projekt in Ihrer Nähe Ihren Besuchs-
wunsch ablehnt.
Regelmäßige Führungen zu festgelegten Zeiten (und gegen einen ge-
ringen Obolus) bietet (zumindest zum Zeitpunkt der Drucklegung die-
ses Buches) der Bremer Beginenhof an. Bei anderen Projekten wer-
den Nachfragen nach Besichtigungen von Fall zu Fall entschieden.

siehe dazu Kapitel Klärung grundle-
gender Fragen

für Anfragen bei Beginenpojekten s.
www.dachverband-der-beginen.de

Aus der Website des Bremer
Beginenhofs – Seite Kontakt zum

Haus:

Seit dem Einzug im Jahr 2001 hatten
wir schon sehr viele BesucherInnen aus

aller Welt.

Wenn auch Sie den Beginenhof
besuchen möchten, sind Sie herzlich

willkommen.

Interessierte wenden sich bitte an:
per Post: Irmtraut Suhr, Beginenhof 3,

28201 Bremen
per e-mail: info@beginenhof.de

per Telefon: 0421/34 32 31
per Fax: 0421/23 19 55
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Der Weg zum Beginenprojekt 

Bei dem Weg den wir hier in Stichworten aufge- 
schrieben haben kann der Dachverband unterstützend wirken. 

Informationen anhäufen, z.B: Vorträge vom Dachverband 
anfordern - feiern  
Interessengruppen bilden, regelmäßige Treffen mit spezifischen 
Themen - feiern 
Verein gründen - feiern  
Beginenreisen nach Flandern und Holland (Beginenhöfe im Weltkulturerbe 
der UNESCO) im Frühjahr - feiern 
Besuch der modernen Beginenprojekte - feiern 
Vernetzung im Dachverband z.B. Erfahrungsaustausch und Feiern beim 
bundesweiten Beginentreffen (letztes Wochenende im August) 
Entscheidung über den Inhalt des Projekt z.B Arbeitsgruppe, Initiative oder 
gemeinschaftliches Wohnprojekt - feiern  
Beitritt zum Dachverband - feiern 
Finanzierungsmodelle sichten und verbindlich entscheiden  
Loslegen und feiern!!!!! 

 
Quelle: Dachverband der Beginen, http://www.dachverband-der-beginen.de/o_beginenprojekt.htm

Arche Nora (Auszug Satzung)

§ 2 Zweck und Ziele
2.1 Der Verein hat das Ziel, Frauen zusammenzuführen, die neue Formen gemeinschaftlichen
Lebens und/oder Wohnens für ihr eigenes Alter finden wollen.
2.2 Im Verein werden in Arbeits- und Gesprächsgruppen unterschiedliche Konzepte und Modelle
von Gemeinschaftsprojekten entwickelt, die zur Verhinderung oder Milderung von ökonomischer,
kultureller und sozialer Armut im Alter dienen soll.
2.3 Die in den Arbeitsgruppen gesammelten Erfahrungen und Sachkenntnisse sowie die erarbeiteten
planerischen und organisatorischen Grundlagen werden in Form von Gesprächskreisen und
Veranstaltungen an Interessierte weitergegeben.
2.4 Der Verein unterstützt die Vorbereitung und den Aufbau von Wohn- und Nachbarschaftsprojekten.
Er stellt Kontakte her zu Behörden, Institutionen und Fachleuten.
Er übernimmt keine Vertragsverhandlungen für einzelne Gruppen, diese werden von den Projekten
in Eigenverantwortung durchgeführt.
2.5 Die Vereinsarbeit ist als Hilfe zur Selbsthilfe anzusehen. Sie soll Frauen ermutigen, ihren dritten
Lebensabschnitt in Eigeninitiative zu gestalten, ihnen Möglichkeiten aufzeigen und ihre Handlungsfähigkeit
und ihr Selbstbewußtsein stärken und erhalten.
2.6 Die Vorbereitung und Durchführung von Freizeitprojekten und -aktivitäten soll die persönlichen und
kulturellen Bedürfnisse von Frauen ansprechen und das gegenseitige Kennenlernen unterstützen.
2.7 Ein Schwerpunkt der Vereinsarbeit besteht darin, die betroffenen Frauen und die Öffentlichkeit
zu informieren und aufzuklären über die Situation und große Zahl allein stehender, älterer und alter
Frauen in dieser Gesellschaft und die Notwendigkeit, neben herkömmlichen Modellen der Vorsorge
und Versorgung zusätzliche Alternativen und Ergänzungen zu schaffen.

Quelle: Website Arche Nora e. V., http://www.archenora.de/an_download/arche%20nora%20satzung.pdf
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Möglichkeiten zum Informationsaustausch mit bestehenden und ge-
planten Projekten bieten verschiedene Netzwerke und die in man-
chen Städten/Regionen angebotenen "Wohnprojektetage". Das für
Frauenwohnprojekte wohl wichtigste Netzwerk ist der Dachverband
der Beginen, in dem zum Zeitpunkt der Drucklegung 21 realisierte
oder geplante Beginenprojekte und -initiativen zusammengeschlossen
sind, darunter auch Projekte im ländlichen Raum, z. B. in Thüringen. Ein
weiteres, allerdings nicht auf Frauenwohnprojekte beschränktes, bun-
desweites Netzwerk ist das "Forum gemeinschaftliches Wohnen".
Wohnprojektetage werden schon seit mehr als 10 Jahren einmal jähr-
lich in Hamburg veranstaltet und seit drei Jahren auch in NRW. Die
Wohnprojektetage in Hamburg werden von der Stattbau Hamburg
und weiteren Gruppen veranstaltet, für die im Sommer im Wissen-
schaftszentrum in Gelsenkirchen stattfindenden NRW-weiten Wohn-
projektetage zeichnet die  Wohnbund-Beratung aus Bochum verant-
wortlich.

5. Vereinsgründung/Gemeinnützigkeit
Sowohl für das Binnen-Verhältnis (Klärung der Zuständigkeiten, Be-
schaffung von Finanzmitteln durch Beiträge der Mitfrauen und Spen-
den Dritter) als auch für das Außen-Verhältnis, d. h. die Zusammenar-
beit mit Institutionen, empfiehlt sich die Gründung eines Vereins. Es
gibt zahlreiche Ratgeber zur  Vereinsgründung mit Hinweisen zum Grün-
dungsakt, zu den Mindestbestandteilen einer Satzung und Beispielen
für Satzungen, sowohl im Buchhandel als auch im Internet. Vorausset-
zung für die Gründung sind sieben Personen und die Einhaltung einiger
weniger Formalitäten, insbesondere die Erarbeitung einer Satzung.
Gesetzlich festgelegt sind die Entscheidungsstrukturen in Vereinen.
Um Mitgliedsbeiträge und Spenden steuerlich abzugsfähig zu machen
und den Verein weitgehend von Steuern zu befreien, sollte die Ge-
meinnützigkeit angestrebt werden. Voraussetzung ist, dass der Verein
ausschließlich gemeinnützige Zwecke verfolgt, wie sie in § 52 der Ab-
gabenordnung definiert sind. Wichtig ist die Beachtung der selbstlosen
Förderung der Allgemeinheit. Das bedeutet, dass die Gruppe der zu
Fördernden nicht zu eng gefasst sein darf, was in der Vergangenheit
schon zu Verweigerungen der Anerkennung der Gemeinnützigkeit von
Vereinen geführt hat, die die Förderung lesbischer Frauen zum Ziel
haben. Eine auf Frauen bezogene Zielsetzung steht dagegen (inzwi-
schen) nicht (mehr) im Widerspruch zu der Voraussetzung einer För-
derung der Allgemeinheit: Wichtig ist darüber hinaus, dass das Vereins-
ziel nicht auf ein konkretes Projekt beschränkt, sondern allgemein for-
muliert ist. Die in der Abgabenordnung genannten Förderziele sind im
Oktober 2007 neu gefasst worden. Insgesamt werden im Gesetz 25
unterschiedliche Förderziele genannt, wobei diese Aufzählung nicht
abschließend ist, vielmehr können weitere Ziele, die selbstlos geför-
dert werden, als gemeinnützig anerkannt werden. Für Frauenwohn-
projekte geeignet sind insbesondere die Förderung der Altenhilfe (bei
Projekten, bei denen auch ältere und/oder alte Frauen beteiligt sind),
sowie eventuell die Förderung der Jugendhilfe bei Projekten, bei de-
nen allein erziehende Frauen und deren Kinder beteiligt sind. Passend
dürfte auch die Förderung der Gleichberechtigung von Frauen und

Quellen für Satzungsbeispiele:
http://buergergesellschaft.de/104122/
http://www.marktplatz-verein.de/ver
einsrecht.htm
http://www.vereinsknowhow.de/kurz
infos/leitfaden.htm

siehe dazu den Kasten "Organe des
eingetragenen Vereins" – weitere In-
formationen zum Vereinsrecht sie-
he Kapitel Rechtsformen

siehe dazu den Kasten "Gemeinnüt-
zigkeit"
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Organe des eingetragenen Vereins

Die Mindestanforderungen an einen Verein sind im Bürgerlichen Gesetzbuch (BGB) in den §§ 21folgende geregelt.
Dort werden unter anderem die Organe beschrieben, die ein Verein mindestens haben muss. Das sind:

1. Die Mitgliederversammlung
Das oberste Gremium eines Vereins ist die Mitgliederversammlung. Die wichtigsten Aufgaben sind die Wahl des
Vorstands, die Kontrolle des Vorstands (Entgegennahme des Berichts des Vorstands einschließlich des Finanz-
berichts) und die Entlastung des Vorstands. Außerdem kann nur die Mitgliederversammlung Satzungsänderungen
beschließen. Dazu ist eine Mehrheit von drei Vierteln der erschienenen Mitglieder erforderlich. Die Änderung des
Zwecks des Vereins kann sogar nur bei Zustimmung aller Mitglieder erfolgen.
Welche Entscheidungen darüber hinaus der Mitgliederversammlung vorbehalten bleiben, wird in der Satzung
geregelt.
Es ist möglich festzulegen, dass besondere Mitglieder kein Stimmrecht haben (z. B. Fördermitglieder).

2. Der Vorstand
Der Vorstand vertritt den Verein nach außen und führt die Geschäfte des Vereins. Der Umfang der Vertretungs-
macht kann durch die Satzung beschränkt werden (z. B. Festlegung einer maximalen Höhe von Ausgaben). Die
Zahl der Vorstandsmitglieder wird in der Satzung geregelt, außerdem kann die Satzung besondere VertreterInnen
für besondere Aufgaben vorsehen.
Besteht der Vorstand aus mehreren Personen, so kann festgelegt werden, dass für bestimmte Geschäfte mehrere
Personen gleichzeitig zeichnen müssen.

3. weitere Organe (optional)
Die Vereinssatzung kann weitere Organe vorsehen, so z. B. einen Beirat, eine Geschäftsführerin und/oder Arbeits-
gruppen.

Definition der Gemeinnützigkeit nach § 52 Abgabenordnung (Auszug)

(1) Eine Körperschaft verfolgt gemeinnützige Zwecke, wenn ihre Tätigkeit darauf gerichtet ist, die Allgemeinheit auf
materiellem, geistigem oder sittlichem Gebiet selbstlos zu fördern. Eine Förderung der Allgemeinheit ist nicht
gegeben, wenn der Kreis der Personen, dem die Förderung zugute kommt, fest abgeschlossen ist, zum Beispiel
Zugehörigkeit zu einer Familie oder zur Belegschaft eines Unternehmens, oder infolge seiner Abgrenzung, insbe-
sondere nach räumlichen oder beruflichen Merkmalen, dauernd nur klein sein kann. …
(2) Unter den Voraussetzungen des Absatzes 1 sind als Förderung der Allgemeinheit anzuerkennen: die Förderung
…
• von Wissenschaft und Forschung …
• der Jugend- und Altenhilfe …
• der Erziehung, Volks- und Berufsbildung …
• der Hilfe für … Behinderte ...
• der Gleichberechtigung von Frauen und Männern …
• des bürgerschaftlichen Engagements zu Gunsten gemeinnütziger, mildtätiger und kirchlicher Zwecke.

Hinweise zur Gemeinnützigkeit finden sich im Internet u. a. auf den Seiten:
Website der Oberfinanzdirektion Niedersachsen: http://www.ofd.niedersachsen.de/master/C323304_N9590
_L20_D0_I636.html
Internetseite des Forums gemeinschaftliches Wohnen e. V. – Bundesvereinigung: http://www.fwga.de
sowie eine Vielzahl "privater" Seiten, z. B.: http://www.vereinsbesteuerung.info/index.htm
und http://www.vereinsbesteuerung.info/a.o.htm
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Männern sein, da Frauenwohnprojekte geeignet sind, die Benachteili-
gung von Frauen abzumildern. Unter Umständen passend sind auch
Ziele der Bildung, etwa über die Beginenkultur, aber auch über Wohn-
kultur allgemein, z. B. über die Wohnkonzepte der ersten Frauenbe-
wegung. Ziel könnte zum Beispiel die Aufklärung über das Leben und
Wohnen von Beginen sein oder auch die Erforschung und Information
über die Wohnkonzepte der ersten Frauenbewegung und die von die-
ser geschaffenen "Ledigenheime", Frauenwohnhäuser und Frauenwohn-
genossenschaften einschließlich der Klärung der Relevanz dieser Akti-
vitäten für die heutige Zeit. Eine solche Zielsetzung ist allerdings nur
dann sinnvoll, wenn die Beteiligten ein über das konkrete Projekt hin-
ausgehendes allgemeingesellschaftliches Interesse haben. Völlig ohne ein
solches Interesse (und eine entsprechende Zielsetzung) dürfte es an-
dererseits schwierig sein, die für die Gemeinnützigkeit notwendige
selbstlose Förderung der Allgemeinheit nachzuweisen.
Neben dem allgemein formulierten Vereinsziel sollte die Satzung Aus-
sagen darüber enthalten, wie das Vereinsziel erreicht werden soll. Auch
hierbei sollte nicht die Realisierung eines bestimmten Wohnprojekts
genannt werden, sondern allgemeiner die Unterstützung der Schaf-
fung von Wohnraum z. B. für Frauen mit geringem Einkommen oder
für ein selbst bestimmtes Leben bis ins hohe Alter oder für ein an der
gegenseitigen Unterstützung von Frauen unterschiedlicher Herkunft
orientiertes Zusammenleben. Wichtig ist allerdings, dass der Verein nicht
nur nach der Satzung, sondern auch nach der tatsächlichen Geschäfts-
führung diese Ziele verfolgt.
Der Begriff der Selbstlosigkeit bedeutet, dass der Verein nicht primär
eigenwirtschaftliche Zwecke verfolgen darf, allerdings ist ein wirtschaft-
licher Zweckbetrieb erlaubt, der dazu dient, das Vereinziel zu fördern.
Werden diese Punkte beachtet, sollte es bei der Beantragung der
Gemeinnützigkeit keine Schwierigkeiten geben. Es ist jedoch auf jeden
Fall ratsam, vor der Vereinsgründung das zuständige Finanzamt (abhän-
gig vom Sitz des Vereins) um eine Vorabprüfung der Satzung zu bitten.
Spenden an gemeinnützige Vereine sind bei der Einkommensteuer als
Sonderausgaben bis zu einem Höchstbetrag von 20 % der Einkünfte
abzugsfähig (§10b Einkommensteuergesetz), wobei übersteigende Be-
träge in den folgenden Jahren abgesetzt werden können. Dasselbe gilt
im Prinzip für Mitgliedsbeiträge an gemeinnützige Vereine. Allerdings
ist hier seit neuestem Vorsicht geboten: Soweit das Vereinsziel sich auf
kulturelle Betätigungen bezieht, die "in erster Linie der Freizeitgestaltung
dienen", sind Mitgliedsbeiträge nicht steuerlich abzugsfähig, auch wenn
der Verein als gemeinnützig anerkannt ist und damit Spenden an den
Verein abzugsfähig sind.

6. Professionelle Unterstützung der Projektentwicklung/
Beratungsstellen/Informationsquellen
Ohne professionelle Unterstützung zumindest in einigen Bereichen ist
die Entwicklung eines Frauenwohnprojektes kaum möglich, es sei denn,
der Gruppe gehören entsprechende Fachfrauen an. Zu diesen Berei-
chen gehören neben der bereits erwähnten Moderation der
Gruppen(bildungs)prozesse vor allem Fragen der Finanzierung und der

zur steuerlichen Behandlung von ge-
meinnützigen Vereinen und anderen
Körperschaften siehe auch das Kapi-
tel Rechtsformen, Abschnitte Stiftung
und Verein

siehe dazu auch den einleitenden Text
"Frauenwohnprojekte in Deutsch-
land – eine kurze Geschichte eman-
zipatorischen Wohnens von Frauen"

siehe die nebenstehenden Beispiele
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    Satzung (Auszug) 

Bielefelder Beginenhöfe e.V. 

Zwecke des Vereins sind: … 

Förderung der Kommunikation von Frauen in jeder Lebensphase, … mit dem Ziel gegenseitiger Hilfe und 
Unterstützung,  
Verbesserung der Information im Hinblick auf frauenpolitische Themen,  
Entwicklung weiblicher Lebensstile und die Aufhebung des Ungleichgewichts zwischen Frauen  und Männern,  
Förderung der geistig-seelischen und körperlichen Gesundheit und dadurch der Erhaltung der Selbständigkeit 
bis ins hohe Alter,  
Förderung von bezahlbarem Wohnraum, insbesondere für Frauen mit niedrigem Einkommen oder geringer 
Rente, der durch geeignete bauliche Maßnahmen und Schaffung einer sozialen Infrastruktur das 
Gemeinschaftsleben unterstützt … 

Der Vereinszweck wird verwirklicht insbesondere durch: … 

Ein regelmäßiges Angebot an Vorträgen, … 
Durchführung von Seminaren unter professioneller Begleitung 
Intensive Kontaktpflege und Diskussion zu öffentlichen Einrichtungen der Stadtverwaltung, 
Gleichstellungsstelle, Bauträger, Banken und Sparkassen…..um in einer Vernetzung mit den Betroffenen nach 
neuen Lösungen zu suchen. 

Quelle: Bielefelder Beginenhöfe e. V. (o. J.): Auszug aus der Satzung (Flyer)

         Satzung (Auszug) 

Bremer Beginenhof Modell e.V.  
 
 
§ 2: Zweck und Aufgabe  

Zweck und Aufgabe des Vereins ist die Wiederbelebung der Beginenkultur durch Vorträge, Seminare, 
Verbreitung in den Medien usw.. Die Beginenkultur des Mittelalters war die erste autonome Frauenbewegung 
der Weltgeschichte. Sie ist aber total in Vergessenheit geraten und wird auch nicht im Schulunterricht gelehrt. 
Aufgabe des Vereins ist es, die Kenntnis über die Beginen zu verbreiten. Es soll ein Weiterbildungsangebot, 
konzipiert und durchgeführt von professionellen Weiterbildnerinnen, angeboten werden, das sich an den 
heutigen Lebensbedingungen orientiert. Zu diesem Zweck wird der Verein eigene Seminarräume und begrenzte 
Unterbringungsmöglichkeiten für die Teilnehmerinnen der Weiterbildungskurse anbieten, evtl. anmieten. 
Aufgabe des Vereins ist es auch, internationale Tagungen und Konferenzen durchzuführen, zu denen Frauen 
aus europäischen Ländern eingeladen werden sollen, weil die Beginenkultur überall in Europa vertreten war. 
Ziel ist der Aufbau eines Beginennetzwerkes. 

Quelle: Bremer Beginenhof Modell, http://www.beginenhof.de/basics/idee.html > Verein > Satzung
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rechtlichen Absicherung sowie die unmittelbar auf das Bauen bezoge-
nen Aktivitäten.
Inzwischen haben sich auf unterschiedlichen Ebenen Informations- und
Beratungsstrukturen herausgebildet. Zu nennen sind zum einen die
nicht-staatlichen Organisationen, die, teilweise aus Initiativen "von un-
ten" entstanden, langjährige Erfahrungen in der Beratung und Entwick-
lung von Wohnprojekten haben. Zu nennen sind hier u. a. die Wohn-
bundberatungen in Bochum und Frankfurt, die Stattbau Hamburg, die
Johann Daniel Lawaetz-Stiftung Hamburg, die WoGeno in München,
der Verein bzw. die Genossenschaft Urbanes Wohnen in München so-
wie das bundesweite Forum gemeinschaftliches Wohnen. Diese Orga-
nisationen werden inzwischen auch von öffentlichen Stellen (partiell)
unterstützt: Die Wohnbund-Beratung in Bochum ist eines der beiden
Regionalbüros für "Neue Wohnformen im Alter", die vom Land NRW
seit 1997 gefördert werden und neben Öffentlichkeitsarbeit zum The-
ma "Wohnen im Alter" unter anderem auch Wohnprojekte beraten,
soweit sie (auch) neue Wohnformen für ältere und alte Menschen
bieten. Die zweite Regionalstelle befindet sich in Köln. Der Verein "Ur-
banes Wohnen" hat mit Unterstützung des Bayrischen Staatsministeri-
ums für Arbeit und Soziales, Familie und Frauen einen Wohnprojekte-
Atlas für Bayern erstellt. In dem Atlas werden vielfältige Möglichkeiten
des gemeinschaftlichen Wohnens präsentiert sowie Projekte und In-
itiativen aus ganz Bayern vorgestellt. Das Forum gemeinschaftliches
Wohnen betreibt zusammen mit dem Wohnbund und der Stiftung tri-
as ein bundesweites "Wohnprojekte-Portal", in das sich im Entstehen
befindliche Projekte ebenso wie Interessentinnen eintragen können.
Das Portal fungiert also als ein Art Kontaktbörse, bietet aber auch
Adressen von Beratungsstellen und feiberuflichen BeraterInnen. In die-
ses "Branchenbuch" können sich BeraterInnen für eine Gebühr von
80 € im Jahr eintragen.

Auch in anderen Bundesländern existieren zum Teil landesweite Bera-
tungsnetzwerke. Der Arbeitskreis Wohnprojekte in Berlin (AK-WiB)
versteht sich als Netzwerk und Interessenvertretung Berliner Wohn-
projekte und arbeitet eng mit dem Informationsnetz Wohnprojekte
Berlin zusammen. Die hessische Fachstelle für Wohnberatung (HFW)
in Kassel ist eine "Anlaufstelle für Wohnprojekte" und moderiert dar-
über hinaus die die seit 2000 existierende Landesarbeitsgemeinschaft
"Gemeinschaftlich Wohnen".
Eine andere, bereits seit längerem existierende Gruppe von Wohnbe-
ratungsstellen bietet – meist in Verbindung mit Trägern der Wohlfahrts-
pflege – älteren und alten Menschen mit Unterstützungs- oder Pflege-
bedarf oder deren Angehörigen Beratungen zu Fragen der Wohnungs-
anpassung und zu Wohnalternativen, vom betreuten Wohnen bis zum
Pflegeheim, einschließlich finanzieller Fragen, an. Im Zentrum stehen
hier jedoch konkrete Hilfestellungen auf individueller Ebene. Eine all-
gemeine Beratung von Projekten, kann von diesen Beratungsstellen in
der Regel auch dann nicht geleistet werden, wenn an diesen ältere
Frauen beteiligt sind.

Neben diesen teilweise bereits seit langem bestehenden nicht-staatli-
chen, gleichwohl nicht selten staatlich unterstützten, Beratungsstellen

siehe http://www.netzwerk-wohn
projekte.de/

siehe http://www.wohnprojekte-
portal.de/startseite.html

siehe http://www.berlin.de/special/
wohnen/alter/beratungsstellen/ak-
wib/

siehe http://www.wohnprojekte-50-
plus.de/

siehe http://projekte.sozialnetz.de/
aweb/bj.asp?id=brq
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Quelle: Website des Forums Gemeinschaftliches Wohnen e. V., http://www.fgwa.de/index.php?id=4

Quelle: Website der Wohnbundberatung NRW, http://www.wohnbund-beratung-nrw.de/arbeitsbereiche3.html

Quelle: Website der Stattbau Hamburg, http://www.stattbau-hamburg.de/index1.html

 
 
Wohnbund 

Unsere Leistungen für Wohnprojektgruppen 
- Unterstützung bei der Suche nach geeigneten Grundstücken und Immobilien  

- Beratung und Hilfe bei der Suche nach weiteren Bewohnern 

- Qualifizierung der Projektidee und Konzeptentwicklung für die baulichen Aufgaben 

- Entwicklung einer geeigneten Trägerkonstruktion 

- Erarbeitung und Umsetzung eines Finanzierungs- und Förderkonzeptes 

- Unterstützung bei den Kaufverhandlungen 

- Entwicklung und Umsetzung der Selbstverwaltung des Projektes 

- Übernahme von Bewirtschaftungs(Verwaltungs)aufgaben 

 

 
Unsere Leistungen für Wohnungsunternehmen  

- Qualifizierung der Projektidee  

- Beratung zur Kooperation zwischen Wohnungsgenossenschaften und Wohnungsunternehmen und der Bewohnergruppe;  
  Erarbeitung von praxisnahen Modellen zur Selbstverwaltung 

- Beratung und Hilfe bei der Suche nach weiteren Bewohnern  

- Moderation der Konzeptentwicklung mit der Bewohnergruppe  

 
 
 

Forum Gemeinschaftliches Wohnen e.V. 
Bundesvereinigung 

Arbeitsfelder:  

Information und Beratung zu gemeinschaftsorientierten Wohnformen, Initiierung von zeitgemäßen Wohnformen im 
Alter, Mehrgenerationen-Wohnprojekte, Erfahrungsaustausch von bestehenden Gruppen und neuen Initiativen  

Handlungsschwerpunkte:  

Öffentlichkeitsarbeit auf Bundesebene, Lobbyarbeit, Seminare für Einsteiger, Fortbildung für Projektbegleiter und 
Genossenschaftsgründer, Vermittlung von Moderatoren zur Begleitung des Gruppenprozesses, Vermittlung von 
Fachreferenten, Vernetzung von Wohninteressenten und Wohnungsanbietern, Erstellung einer Datenbank mit 
Themen bezogenen Informationen, Ausstellungen mit eigenen Projektdarstellungen, Versand eines monatlichen 
Email-Newsletters, Aufbau eines Netzes von Kontaktstellen für gemeinschaftliche Wohnformen 

Über das bundesweite Netzwerk Forum Gemeinschaftliches Wohnen lesen Sie hier mehr: 

http://www.fgwa.de/fileadmin/pdf/NetzwerkFGW.pdf 

 
 
 
 

 

STATTBAU HAMBURG 
GmbH  
Neuer Kamp 25  
20359 Hamburg  

T : 040 - 43 29 42 0  
F : 040 - 43 29 42 10  

post@stattbau-
hamburg.de 

Service für Planen und Bauen mit sozialer Orientierung.  

Von der Idee zum fertigen Bau:  
Projektentwicklung, Finanzierungsberatung und Baubetreuung  

Jede Baumaßnahme will gut vorbereitet sein, bevor der erste Spatenstich erfolgt, ein 
gemeinschaftsorientiertes Wohnprojekt genauso wie Neu- oder Umbauten für Initiativen, 
Vereine und soziale Träger.  

Projektentwicklung ist erste Hilfe für das Planen von Bauvorhaben. Sie besteht in der 
Vorklärung von finanziellen, organisatorischen, baurechtlichen, baulichen und 
städtebaulichen Aufgabenstellungen. Wohngruppen und lokale Akteure erhalten bei 
STATTBAU fachlichen Rat zur Klärung der Grundlagen für ihre geplanten Maßnahmen, für 
die Formulierung von Konzepten, bei architektonischen Fragen und bei der Finanzierung.  

Als fachkundiger Bauherr beauftragt STATTBAU in der Bauphase Firmen, verwaltet Eigen-, 
Fremd- und Fördermittel und rechnet sie gemäß den vereinbarten Förderbedingungen ab. 
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sind inzwischen auch kommunale Unterstützungsangebote entstanden.
Nach einer Befragung des Deutschen Instituts für Urbanistik bei Kom-
munen mit mehr als 250 000 EinwohnerInnen aus dem Jahr 20071

haben 16 von 30 Städten Beratungsstellen für Wohnprojekte einge-
richtet (Aachen, Augsburg, Dortmund, Dresden, Düsseldorf, Freiburg,
Hamburg, Hannover, Karlsruhe, Köln, Leipzig, Mannheim, München, Stutt-
gart, Tübingen und Wiesbaden). Allerdings konzentriert sich die Bera-
tung in vielen Fällen auf "Baugruppen- bzw. Baugemeinschaften", d. h.
Haushalte, die gemeinsam, ohne BauträgerIn, Wohnungseigentum bil-
den wollen und an denen vorwiegend Familien beteiligt sind. Aber auch
das Thema "Wohnen älterer und alter Menschen" sowie das genera-
tionenübergreifende Wohnen spielen in vielen der befragten Gemein-
den eine Rolle. Die Städte erstellen Informationsbroschüren, vermit-
teln und organisieren Kontaktbörsen, entwickeln Internetauftritte mit
Informationen/Datenbanken zu geplanten bzw. weitere InteressentIn-
nen suchenden Projekten und führen Informationsveranstaltungen zu
Wohnprojekten durch. Die aktuellen Aktivitäten der befragten Städte
sind in der genannten Studie im einzelnen beschrieben.

Eine (sehr zu empfehlende) kontinuierliche professionelle Begleitung
eines Projekts in allen Stadien der Projektentwicklung (von der Grup-
penbildung bis zur baulichen Realisierung) wird von diesen Stellen al-
lerdings in aller Regel nicht angeboten. Teilweise wird sogar dezidiert
die Auffassung vertreten, dass eine solche Beratung nicht Aufgabe ei-
ner Kommune sein kann. Das leisten eher professionelle Projektent-
wicklerInnen. Fachfrauen mit Erfahrung in der Entwicklung von Wohn-
projekten können meist bei den Beratungsstellen oder bei den Netz-
werken erfragt werden – vielerorts haben sich ArchitektInnen auf die
Begleitung und Unterstützung von Wohnprojekten spezialisiert.
Diese professionelle Beratung und Begleitung ist jedoch nicht kosten-
los. Für institutionelle Initiatorinnen (z. B. kommunale oder kirchliche
Gleichstellungsbeauftragte) sollte die Finanzierung der professionel-
len Unterstützung kein größeres Problem sein. Anders ist es bei von
zukünftigen Bewohnerinnen initiierten Gruppen, die die Kosten einer
solchen Unterstützung selbst finanzieren müssen – und zwar in der
Regel bereits zu einem Zeitpunkt, zu dem es noch sehr ungewiss ist,
ob das Projekt überhaupt zustande kommen wird. Mögliche Finanzie-
rungsquellen sind die Mitgliedsbeiträge und Spenden des inzwischen
gegründeten Vereins oder Umlagen der Projektmitglieder. Vereinzelt
werden von Bundesländern oder einzelnen Kommunen in beschränk-
tem Umfang Fördergelder zur Finanzierung von Beratungsleistungen
gewährt. Solche Programme sind jedoch meist befristet und werden
ohne formalisierte Richtlinien vergeben, auch sind sie nicht unbedingt
in den veröffentlichten Förderrichtlinien zu finden. So findet sich bei-
spielsweise der Hinweis auf die Möglichkeit der Förderung von Mode-
rations- bzw. Beratungskosten für Wohnprojekte in NRW nur im
Wohnraumförderprogramm, in dem die Landesregierung die Leitlini-
en ihrer Politik bekannt gibt. Dagegen fehlt ein entsprechender Hin-
weis in den Wohnraumförderrichtlinien, in denen die Fördermaßnah-
men im einzelnen beschrieben werden ebenso wie auf den insgesamt
sehr umfangreichen Internetseiten der NRW-Bank, in der die Landes-
förderung ausführlich beschrieben wird. Über die Höhe der Förde-

1 Gregor Jekel, Klaus J. Beckmann
(2007): Vorstudie zur Errichtung einer
"Netzwerkagentur Generationenüber-

greifendes Wohnen". Endbericht. Studie
im Auftrag der Senatsverwaltung für

Stadtentwicklung Berlin, vorgelegt vom
Deutschen Institut für Urbanistik (Difu),

Berlin, S. 44. http://edoc.difu.de/
edoc.php?id=COZ7M16W
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rung sagt auch das Wohnraumförderungsprogramm nichts aus. Viel-
mehr heißt es unter der Überschrift "Experimenteller Wohnungsbau"
nur: "Experimentelle Wohnungsbauvorhaben werden im Rahmen des
Wohnraumförderungsprogramms gefördert durch: … die Förderung
(Zuschuss) von Begleitmaßnahmen, die für die Vorbereitung und Durch-
führung experimenteller Wohnungsbauprojekte erforderlich sind. Hier-
zu gehört auch die Förderung der Beratungsleistungen durch Dritte
für Wohnprojekte und Genossenschaftsgründungsinitiativen … Für eine
Förderung von Beratungsleistungen für Wohnprojektinitiativen müs-
sen diese einen formlosen Förderantrag direkt im MBV, Referat für
den experimentellen Wohnungsbau, stellen"2. Die üblicherweise ge-
währten Zuschüsse bewegen sich zwischen 6 000 € und 10 000 €, so
zumindest die uns vorliegenden Informationen. Ein Rechtsanspruch auf
eine solche Förderung besteht jedoch nicht, die Gewährung liegt im
Ermessen des Ministeriums – und ist auch von der Mittelverfügbarkeit
abhängig.
Besondere Förderungsmöglichkeiten bestehen in NRW zudem für die
Gründung von Wohnungsgenossenschaften im Bestand. Gefördert wird
unter anderem "die Finanzierung eines Gründungsgutachtens durch
eine Wirtschaftsberatungsgesellschaft für die Neugründung einer Woh-
nungsgenossenschaft und Bereitstellung von Beratungsleistungen für
den Aufbau des Genossenschaftsbetriebs (Zuschussförderung)"3.
Informationen über Fördermöglichkeit für Beratungsleistungen soll-
ten wegen ihrer Unbeständigkeit bei erfahrenen Beraterinnen und/
oder direkt bei den zuständigen Ministerien bzw. bei kommunalen Stellen
erfragt werden.

2 Ministerium für Bauen und Verkehr
des Landes NRW (2009): Wohnraum-
förderungsprogramm 2009, http://
www.mbv.nrw.de/Service/Downloads/
Wohnen/FOERDERPROGRAMM/WoFP
_2009_Programmerlass_Endfassung__mit_
Anlagen_.pdf (letzter Zugriff 26.3.2009)

3 zu den weiteren Elementen der
Förderung der Neugründung von
Wohnungsgenossenschaften im Bestand
siehe Kapitel Förderung Abschnitt
"Sonderprogramme"
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II. Klärung grundlegender Fragen

Um spätere Frustrationen oder gar ein Auseinanderbrechen der Grup-
pe zu vermeiden, ist eine möglichst frühzeitige Klärung grundlegender
Fragen empfehlenswert. Frühzeitig entwickelt werden sollte
• ein soziales Konzept, in dem die Grundzüge des Zusammenlebens

vereinbart werden,
• ein Nutzungskonzept, in dem Grundlagen für die baulichen Aspekte

festgelegt werden und
• ein organisatorisches Konzept, in dem die rechtlichen und finanziel-

len Grundlagen festgelegt werden.

1.  Soziales Konzept – Vorstellungen über das Wohnen, die
Gemeinschaft, die Organisation der Gruppe
"Gemeinschaftliches Leben mit ausreichend Rückzugsmöglichkeiten",
"Gegenseitige Unterstützung ohne Zwang", "ein von gegenseitigem
Respekt gekennzeichnetes Miteinander" so oder ähnlich wird von vie-
len Projekten das Wohnen in ihrem Wohnprojekt beschrieben. Doch
wie viel Gemeinschaft gewünscht und wie viel Privatheit und Rück-
zugsmöglichkeiten notwendig sind – darüber können die Vorstellungen
weit auseinander gehen, genauso wie die Vorstellungen über Art und
Ausmaß gegenseitiger Unterstützung, über die Zeit, die Energie und
das Geld, das für die Gemeinschaft aufgebracht werden soll oder über
die Zusammensetzung der Bewohnerinnen z. B. bezüglich Alter, Le-
bensform, Lebenssituation oder Lebensstil oder auch über die Frage,
was der Zusammenschluss als "Frauenwohnprojekt" eigentlich bedeu-
tet und welche Rolle Männer in dem Projekt spielen können – und
welche Rolle nicht.
Sicherlich ist es nicht leicht, solche Fragen abstrakt zu entscheiden –
zumindest wenn einschlägige Erfahrungen mit (außerfamilialen) For-
men des Zusammenlebens fehlen. Trotzdem ist der  Versuch einer früh-
zeitigen Klärung der jeweiligen Vorstellungen empfehlenswert – im In-
teresse der Gruppe, aber auch im Interesse jeder Einzelnen und deren
Entscheidungsfindung.
Viele Projekte versuchen, diesen Fragen in einem ersten Anlauf mit
gemeinsamen Seminaren oder Wochenend-Workshops näher zu kom-
men, etwa mit Fragen wie "was ich will und was ich nicht will" oder
"wie stelle ich mir meine Mitbewohnerinnen vor". Zwar sind die Er-
gebnisse solcher Einstiegsworkshops sicherlich keine "endgültigen
Wahrheiten" bzw. Dokumente unumstößlicher Prinzipien. Doch kön-
nen sie als Grundlage für die weitere Klärung der gegenseitigen Vor-
stellungen dienen. Je präziser die gegenseitigen (und eigenen!) Vorstel-
lungen im Vorfeld geklärt werden, desto eher werden spätere Konflik-
te vermieden, die sich in manchen Wohnprojekten z. B. darin manife-
stieren, dass ein erheblicher Teil der BewohnerInnen nicht bereit ist,
sich an den Kosten der Gemeinschaftsflächen zu beteiligen – ein deut-
liches Indiz dafür, dass die Vorstellungen über Art und Ausmaß der
Gemeinschaftlichkeit im Projekt bei den Beteiligten weit auseinander
gehen, ohne dass dies im Vorfeld ausreichend geklärt wurde. Das mag
in manchen Fällen auch daran liegen, dass der in der Euphorie der

siehe Kästen "Zukunftswerkstatt"

siehe Collage "die typische Begine"
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Quelle: Bielefelder Beginenhöfe e. V., Flyer
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Vorbereitungsphase bestehende Wunsch nach bzw. Anspruch an Ge-
meinschaftlichkeit in der gelebten Wirklichkeit der Wohnphase nicht
umgesetzt werden kann, dass also Wunsch und Wirklichkeit auseinan-
derklaffen. Um dies zu vermeiden ist eine möglichst realistische Klä-
rung der Vorstellungen und Wünsche der Einzelnen bezüglich Art und
Ausmaß der Gemeinschaftlichkeit ratsam. Zwar können die für die
Bewirtschaftung des Projekts unter Umständen gravierenden finanzi-
ellen Konsequenzen einer fehlenden Zahlungsbereitschaft für die Ge-
meinschaftsflächen durch entsprechende rechtliche Vereinbarungen
vermieden werden, dies gilt jedoch nicht für die sanfteren, nicht recht-
lich zu fassenden Formen der Gemeinschaftlichkeit, bei denen zu gro-
ße Differenzen in den Vorstellungen ebenfalls gravierende Folgen für
die Entwicklung des Projekts haben können.
Um solche späteren "Ent-täuschungen" möglichst zu vermeiden, soll-
ten in dem Prozess zur Entwicklung des sozialen Konzepts zumindest
die folgenden Fragen geklärt werden, wobei die Liste der Fragen si-
cherlich nicht als abschließend anzusehen ist.

Vorstellungen über das Miteinander

Welche Erwartungen bestehen hinsichtlich des Zusammenlebens? Wie viel
Gemeinschaftlichkeit, wie viel Privatheit wird von den Mitbewohnerinnen
erwartet? Wie werden Rückzugsmöglichkeiten gewährleistet?

Zur Klärung dieser Fragen helfen manchmal ganz einfache Beispiele,
wie die Frage nach der Häufigkeit gemeinsamer Frühstücke oder von
Haussitzungen zur Besprechung anstehender Fragen. Für manche ist
eine verpflichtende Veranstaltung pro Monat zu viel, eine andere fin-
det möglicherweise ein gemeinsames Frühstück jeden Sonntag viel zu
wenig. Vielleicht hilft auch die Frage nach den Vorstellungen über Art
und Häufigkeit gemeinsamer Unternehmungen, Feste, Freizeitgestal-
tungen – wobei insbesondere bei größeren Projekten es sicherlich
nicht notwendig ist, dass sich an solchen Unternehmungen alle beteili-
gen. Bei kleineren Projekten jedoch können größere Differenzen über
die diesbezüglichen Erwartungen durchaus zu einem größeren Pro-
blem werden.
Um die Möglichkeit des Rückzugs (auf die in fast allen Projekten gro-
ßer Wert gelegt wird) ohne gegenseitige Verletzungen sicher zu stel-
len, vereinbaren manche Projekte kleine optische Zeichen, die der
Nachbarin signalisieren "ich will gerade ungestört sein" oder "ich bin
offen für Kontakte".

Wie viel gegenseitig Hilfe wird erwartet? Welche Bereitschaft zur Hilfestel-
lung besteht? Was ist für den Fall einer (dauerhaften) Unterstützungbedürf-
tigkeit vorgesehen? Soll ein Unterstützungssystem entwickelt werden oder
geschieht dies spontan? Wie verlässlich (und verpflichtend) soll die gegensei-
tige Unterstützung sein?

Während differierende Vorstellungen über Art, Ausmaß und Zeitpunkt
gemeinsamer Unternehmungen, Feste oder bilateraler Kontakte in
vielen Fällen leicht zu überbrücken sein können, ist die Klärung über
die Erwartungen bezüglich der gegenseitigen Unterstützung und Hilfe-
stellung von zentraler Bedeutung. Insbesondere bei den Projekten für
allein erziehende Frauen (die allerdings häufig nicht von den Bewoh-

siehe dazu Kapitel Bewirtschaftung
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Inge Hafner (1992): Wie wohnen – wie leben? Wohnprojekt für Frauen. Tagungsbericht. Neuhausen, Eigenverlag. S. 7

Ergebnisse einer Zukunftswerkstatt zu Wohnvorstellungen (Gruppen 1und 4)
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nerinnen selbst, sondern von Gleichstellungsbeauftragten initiiert wer-
den), steht die gegenseitige Unterstützung oft im Zentrum der Pro-
jektidee, doch nicht in allen Fällen wird dies auch im Wohnalltag in der
erwarteten Weise umgesetzt. Eine vorherige Klärung der jeweiligen
Erwartungen und Bereitschaften ist also dringend anzuraten – wobei
gerade bei den Alleinerziehenden-Projekten oft das Problem auftritt,
dass diejenigen, die den anfänglichen Projektentwicklungsprozess mit-
gemacht und sich über diese Fragen verständigt haben, gar nicht in das
Projekt einziehen, weil sie wegen drängender Wohnungsprobleme nicht
auf die Fertigstellung des Projekts warten konnten. So zog ins Ham-
burger Projekt Hausarbeit bei Fertigstellung nur ein Mitglied der ur-
sprünglichen Gruppe ein. Gerade Alleinerziehende, die in Frauen-
wohnprojekte einziehen, stoßen oft erst vergleichsweise spät zu der
Projektgruppe. Um so wichtiger erscheint eine auch für später Hinzu-
stoßende nachvollziehbare (in geeigneter Weise dokumentierte) Klä-
rung der gegenseitigen Erwartungen.
Aber auch für andere Bewohnerinnen ist eine realistische Klärung der
Erwartungen und Bereitschaft zu Art und Ausmaß gegenseitiger Un-
terstützung äußerst ratsam. Das gilt insbesondere auch für die Projek-
te mit älteren und alten Frauen, bei denen sowohl in den Projektdar-
stellungen wie auch in der inzwischen sehr zahlreichen (wenn auch
nicht auf Frauenprojekte bezogenen) Literatur über Wohnprojekte
die Hoffnung auf Unterstützung bei altersbedingten Einschränkungen
eine zentrale Rolle spielt. Eine solche Unterstützung muss verlässlich,
regelmäßig und dauerhaft sein – stellt also an die Unterstützenden
unter Umständen keine geringen Anforderungen. Das gilt insbesonde-
re bei Pflegebedürftigkeit einer Bewohnerin, die realistischerweise von
den Mitbewohnerinnen kaum "nebenher" aufgefangen werden kann.
Manche Projekte entwickeln hierzu Konzepte einer von einschlägig
ausgebildeten Bewohnerinnen zu übernehmenden (semi-)professio-
nellen (und ggf. in der üblichen Weise bezahlten) Pflege – quasi als
hauseigener ambulanter Pflegedienst. Dies ist sicherlich eine realisti-
schere Variante als die bloße Hoffnung auf das Funktionieren nachbar-
schaftlicher Hilfe. In anderen Projekten (vor allem den Projekten, in
denen ausschließlich ältere Frauen wohnen) ist klar vereinbart, dass
dauerhafte Pflegebedürftigkeit nicht durch die Bewohnerinnen aufge-
fangen werden kann. Im Altenwohnprojekt O.L.G.A in Nürnberg ist
z. B. angedacht, bei Pflegebedürftigkeit mehrerer Bewohnerinnen ge-
meinsam eine Pflegekraft anzustellen. Außerdem sollen alle Bewohne-
rinnen im Bedarfsfall einen Pflegekurs besuchen.

Welche gemeinsamen Projekte der Bewohnerinnen sind geplant, welche Ar-
beiten sollen gemeinschaftlich übernommen werden, wie viel Zeit und Ener-
gie soll von jeder Bewohnerin dafür aufgebracht werden? Wie wird die Über-
nahme dieser Arbeiten geregelt? Welche Leistungen für die Gemeinschaft
werden verbindlich festgelegt?

Die Liste möglicher gemeinsamer Projekte und Arbeiten ist lang, sie
reicht von der Übernahme der Wohnungsverwaltung, dem Herrich-
ten und der Pflege der Außenanlagen bzw. eines Gartens, der Verwal-
tung der Gemeinschaftsräume, Gästezimmer usw. (wer kann sie wann
nutzen, wer macht sauber, wer gestaltet sie/richtet sie ein?) dem ge-
meinsamen Einkauf, der Organisation von Carsharing bis zu Projekt-
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repräsentation nach außen (z. B. gegeüber Interessentinnen/Besuche-
rinnen) und den regelmäßigen Projektbesprechungen, deren Häufig-
keit und Dauer (wöchentlich, monatlich, vierteljährlich) ebenfalls im
Vorfeld zumindest angesprochen werden sollte. Ebenso wie bei der
gegenseitigen Unterstützung ist hier eine realistische Einschätzung der
eigenen Bereitschaft und der gegenseitigen Erwartungen für eine dau-
erhaft funktionierende Gemeinschaft notwendig. Wenn gemeinsam
geplante Arbeiten und Projekte nur an wenigen hängen bleiben, kann
dies auf Dauer zu erheblichen Belastungen führen. Um dies zu vermei-
den richten manche Projekte für die verschiedenen Aufgaben Arbeits-
gruppen ein und vereinbaren, dass jede Bewohnerin sich an zumindest
einer Arbeitsgruppe beteiligt.

Wie viel Geld ist den einzelnen die Gemeinschaft wert? Wie viel Geld kann
z. B. für Gemeinschaftsräume aufgebracht werden? Welche Regelungen wer-
den gefunden, wenn die Vorstellungen weit auseinander gehen?

In den allermeisten Wohnprojekten gibt es neben den individuellen
Wohnungen mehr oder weniger große Gemeinschaftsräume: Für Fe-
ste, für Veranstaltungen, manchmal auch als Gästewohnungen. Sowohl
in den Darstellungen der Projekte als auch in der Literatur zu Wohn-
projekten werden solche Gemeinschaftsräume in aller Regel als kon-
stitutives Merkmal von gemeinschaftlichen Wohnprojekten angesehen.
Das gilt auch für Frauenwohnprojekte.
Allerdings: Gemeinschafsräume kosten Geld – beim Bau und auch bei
der späteren Nutzung. Dieses Geld muss von den Bewohnerinnen auf-
gebracht werden – zusätzlich zur Wohnungsmiete. Die Kosten können
erheblich sein, vor allem, wenn die Wohnungen im Rahmen der Sozia-
len Wohnraumförderung gefördert werden, die Förderung aber nicht
auf die Gemeinschaftsräume erweitert wird. Problematisch ist dar-
über hinaus die Situation von Sozialhilfe- bzw. Arbeitslosengeld II-
Empfängerinnen. Zwar übernimmt die Kommune im Prinzip deren
Wohnkosten, aber nur, soweit sie als angemessen gelten. Das kann im
Einzelfall zu Schwierigkeiten bei der Übernahme der Kosten für die
Gemeinschaftsräume führen.
Aus diesem Grund sollte bereits im Vorfeld geklärt werden, wie viel
die einzelnen Bewohnerinnen bereit bzw. in der Lage sind, für die Ge-
meinschaftsräume aufzubringen, um die Flächen entsprechend groß
(oder klein) zu planen. Bei von Investoren errichteten sowie bei im
Rahmen der Sozialen Wohnraumförderung geförderten Wohnprojek-
ten werden die Gemeinschaftsräume oft so geplant, dass sie gegebe-
nenfalls, wenn es Schwierigkeiten bei der Finanzierung der Kosten gibt
oder kein Interesse mehr an der Nutzung besteht, in eine Wohnung
umgewandelt werden können. Manche (v. a. nicht selbst initiierte) Pro-
jekte verzichten auch auf solche Flächen und beschränken sich auf eine
kommunikationsfördernde Gestaltung der Flure und Treppenhäuser.
Im Projekt HausArbeit wurden sogar bewusst alle gemeinschaftlichen
Flächen zu Gunsten der individuellen Wohnflächen minimiert. In ande-
ren Projekten (z. B. Beginenhof Essen) werden die (z. T. frauenöffent-
lich zugänglichen) Gemeinschaftsflächen von einem (Bewohnerinnen-)
Verein angemietet und verwaltet. Die Finanzierung erfolgt über die
Mitgliedsbeiträge und Mieteinnahmen bei externer (und gegebenen-
falls auch bei interner) Vermietung.

zu den Details siehe Kapitel Förde-
rung

siehe hierzu das Kapitel Bewirtschaf-
tung
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Wie wird mit Konflikten umgegangen? Soll es Verfahren zur Regelung von
Konflikten zwischen Bewohnerinnen geben?

Auch wenn alle Mitglieder des Projekts an einem möglichst gedeihli-
chen Miteinander interessiert sind, sind Konflikte zwischen Bewohne-
rinnen nicht auszuschließen. Zwar führt die Tatsache, dass die Bewoh-
nerinnen sich kennen und schätzen, in der Regel zu einer höheren
Toleranzschwelle in Bezug auf die typischen Nachbarschaftskonflikte
(Lärm, Schmutz u. ä.), doch erhöht das engere Miteinander anderer-
seits das Konfliktpotential. Damit solche Konflikte nicht die gesamte
Gruppe belasten und zur Zufriedenheit aller gelöst werden können,
vereinbaren mache Projekte formalisierte Verfahren zur Lösung sol-
cher Konflikte, etwa, indem diese Konflikte auf regelmäßig stattfinden-
den Treffen (Sitzungen) der Bewohnerinnen besprochen werden oder
auch durch Einrichtung einer "Schlichtungskommission". Wichtig ist es
allerdings, schon im Entwicklungsprozess unterschwelliges/nicht oder
nur zaghaft geäußertes Unbehagen Einzelner wahr- und ernst zu neh-
men. Vielfach haben es ja gerade Frauen gelernt, ihre eigenen Bedürf-
nisse zugunsten der Kinder und/oder des Partners zurückzustellen –
ein Verhalten, das auch nach der Lösung aus der Familienphase nicht so
ohne weiteres abgelegt werden kann und möglicherweise zunächst zu
einem weiteren Zurückstellen (oder auch Nichtwahrnehmen) der ei-
genen Bedürfnisse führt – Bedürfnisse, die dann später, in der Wohn-
phase möglicherweise zum Konflikt führen.

Bewohnerinnen-Struktur (Einkommen, Alter, Lebensstil)

Auch wenn – wie in vielen Projekten der Fall – programmatisch eine
Offenheit gegenüber allen interessierten Frauen besteht und keine
Frau ausgeschlossen werden soll, auch nicht wegen eines zu geringen
Einkommens, sind Vereinbarungen über die angestrebte Bewohnerin-
nenstruktur unumgänglich, da hiervon die Möglichkeiten bezüglich Wahl
der Trägerschaft, der Rechtsform, der Finanzierung und der Inanspruch-
nahme von Fördermitteln nicht unwesentlich beeinflusst werden. Viele
Förderungen sind vom Einkommen, manche aber auch von der Haus-
haltsform oder dem Alter der Bewohnerin abhängig, andererseits er-
fordern manche Trägerformen (z. B. die Realisierung des Projekts als
Eigentumsmaßnahme) ein Mindestmaß an Eigenkapital, das möglicher-
weise nicht alle aufbringen können.
Nicht selten starten Frauenwohnprojekte mit der Absicht, unterschied-
liche Rechts-, Förder- und Finanzierungsformen zu kombinieren, um
einem möglichst breiten Spektrum an Interessentinnen die Beteili-
gung zu ermöglichen. Doch selten gelingt dies tatsächlich – aus diesem
Grund ist eine möglichst frühzeitige Klärung der diesbezüglichen In-
teressen von Nutzen.
Außerdem mag für die eine oder andere Interessentin auch die Al-
tersstruktur, die Lebensform und der Lebensstil der Mitbewohnerin-
nen ein wesentliches Kriterium für eine Beteiligung sein. Zwar beto-
nen die meisten "von unten" initiierten Frauenprojekte die Offenheit
gegenüber allen Frauen und den Wunsch, keine Frau auszugrenzen,
doch kann auch eine gewisse Homogenität (beispielsweise bezüglich
des Alters oder der Lebensform) eine Qualität sein. Gemeinsame In-
teressen, ähnliche Alltagsroutinen, vergleichbare Zeitstrukturen u. ä.
sind nicht notwendigerweise schlechte Voraussetzungen für ein gedeih-

siehe dazu die Kapitel Rechtformen,
Finanzierung, Förderung
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Ergebnisse einer Zukunftswerkstatt zu Wohnvorstellungen (Gruppe 2)

Inge Hafner (1992): Wie wohnen – wie leben? Wohnprojekt für Frauen. Tagungsbericht. Neuhausen, Eigenverlag. S. 9-10
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zu den Details siehe Kapitel Förde-
rung

liches, für alle anregendes Miteinander. Der Wunsch nach einer gewis-
sen Homogenität der Nachbarschaft (den diejenigen Bevölkerungs-
gruppen, die auf Grund ihrer ökonomischen Potenz die Wahlfreiheit
haben, ungeniert und unbehindert ausleben) gilt zwar im planerischen
Diskurs als problematisch (und in der Wohnprojekteszene tendenziell
als unsozial), doch kann es für ein Projekt fatale Konsequenzen haben,
wenn "Vielfalt" aus einem bloßen Anspruch heraus angestrebt wird.
Geklärt werden sollten deshalb zumindest die folgenden Fragen:

Wie soll die Gruppe zusammengesetzt sein? Soll es sich eher um ein alters-
homogenes oder ein generationenübergreifendes Projekt handeln? Gibt es
bei den Beteiligten Vorstellungen über den Lebensstil der Mitbewohnerin-
nen? Inwieweit soll das Projekt auch für Frauen mit geringen (bzw. was
selten erwähnt wird und tendenziell ein Tabu zu sein scheint mit hohen)
Einkommen offen sein? Soll es einen internen Ausgleich, einen Solidarfond
geben, durch den die Mieten bzw. Belastungen für Frauen mit geringem
Einkommen abgesenkt werden, wie dies etwa die Beginen-Stiftung in Tübin-
gen praktiziert? Sollen Förderungsmittel in Anspruch genommen werden, auch
wenn diese nur für bestimmte Einkommensgruppen gewährt werden? Soll
das Projekt auch Frauen in prekären Lebenssituationen offen stehen und
wenn ja, inwieweit gibt es in dem Projekt hierzu Unterstützungsmöglichkei-
ten? (z. B. sollte im Projekt Recklinghausen-Süd ursprünglich ein Frauenhaus
integriert werden, was allerdings wegen der fehlenden Möglichkeit, die An-
onymität der Adresse zu sichern, nur als "Frauenhaus zweiter Stufe" reali-
siert werden konnte).

Vereinbarungen über die Entscheidungsfindung/Organisation
der Gemeinschaft

Je größer die Gruppe und je weiter ein Projekt fortgeschritten ist,
desto dringender werden Vereinbarungen über die Entscheidungsfin-
dung. In einer kleinen Gruppe mag das Konsensprinzip noch funktio-
nieren (es wird so lange diskutiert, bis eine Lösung gefunden wird, mit
der alle einverstanden sind), in größeren Gruppen und vor allem in
späteren Stadien der Projektrealisierung, in der weit reichende Ent-
scheidungen getroffen werden müssen (Vertragliche Vereinbarungen
u. ä.) ist das Konsensprinzip jedoch problematisch und kann im Ex-
tremfall zum Scheitern des Projektes führen.
Aus diesem Grund sind verbindliche Vereinbarungen über die Art der
Entscheidungsfindung, z. B. durch die Vereinbarung von Quoren für
Abstimmungen und/oder durch die Festlegung von Zuständigkeiten,
bereits in einem frühen Stadium zu empfehlen. Das Vereinsrecht lie-
fert dazu ein mögliches Gerüst, wobei die im Vereinsrecht enthaltene
hierarchische Struktur (weitgehende Rechte für den Vorstand) durch
die Ausdehnung der Entscheidungsbefugnis der Mitgliederversammlung
abgemildert werden kann. Gleich, ob im Rahmen eines Vereins oder
unabhängig davon – geklärt werden sollten insbesondere die folgen-
den Fragen:

Wie sollen wesentliche Entscheidungen, z. B. für oder gegen einen bestimm-
ten Standort, einen bestimmten Investor, eine Architektin, einen Bau-Entwurf
oder auch die Verteilung der Wohnungen auf die Interessentinnen usw. ge-
troffen werden? Wie wird gewährleistet, dass alle Gruppenmitglieder in die
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Ergebnisse einer Zukunftswerkstatt zu Wohnvorstellungen (Gruppe 3)

Inge Hafner (1992): Wie wohnen – wie leben? Wohnprojekt für Frauen. Tagungsbericht. Neuhausen, Eigenverlag. S. 12-13
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Entscheidung einbezogen werden und ausreichend Gehör finden? Was ge-
schieht bei Dissens?

Es ist in aller Regel nicht zu vermeiden, dass in dem Moment, in dem
ein konkreter Standort, ein konkretes Gebäude zur Wahl steht, ein
Teil der Interessentinnen abspringt, weil sie ihre Vorstellungen nicht
verwirklicht sehen. In dieser Situation ist es hilfreich, wenn über das
Verfahren der Entscheidungsfindung vorher gesprochen wurde. Mögli-
cherweise kann es dann zu einer einvernehmlichen Aufteilung der
Gruppe kommen, bei der ein Teil den angebotenen Standort weiter
verfolgt und der andere ein Projekt an einem anderen Standort zu
realisieren versucht. Gelungen ist dies z. B. der Frauenwohngenossen-
schaft in München, wobei hier die unterschiedlichen Standortvorstel-
lungen von vorne herein klar waren.

Vereinbarungen über die Vertretung des Projekts nach Außen

Spätestens, wenn Kontakte zu ArchitektInnen, Bauträgern, InvestorIn-
nen aufgenommen werden sollen, sollte das Projekt möglichst "mit
einer Zunge sprechen", da es sonst leicht zu Irritationen oder Missver-
ständnissen kommen kann. Das Vereinsrecht bietet zur Außenvertre-
tung zwar klare Regelungen (die Außenvertretung obliegt in aller Re-
gel dem Vorstand), doch sind abweichende Regelungen (Verteilung der
Außenvertretung auf mehrere Projektmitglieder) möglich. Bedacht
werden sollte hierbei auch der Umgang mit den Medien. Die Mehrzahl
der über Frauenwohnprojekte veröffentlichten Presse- und Fernseh-
berichte sind neutral-informierend bis positiv. Doch es gibt auch eine
Art von Journalismus, dem es nicht um Information, auch nicht um
kritische Berichterstattung, sondern um (vermeintliche) Sensationen
und vor allem Intimitäten geht. Es ist weit mehr als einmal vorgekom-
men, dass Journalistinnen einzelne, wenig presseerfahrene Bewohne-
rinnen zu sehr persönlichen Aussagen "verführt" und dann diffamie-
rend berichtet haben. Eine über die Vereinssatzung getroffene oder
auch informelle Festlegung, wer für das Projekt nach Außen auftritt
und für das Projekt spricht, kann dem zumindest ansatzweise vorbeu-
gen, was natürlich nicht heißen soll, dass die Bewohnerinnen nicht über
das Projekt sprechen sollen! Geklärt werden sollten also die Fragen:

Wer spricht für das Projekt? Wer vertritt das Projekt gegenüber Architektin-
nen, BauträgerInnen, InverstorInnen? Wer spricht mit JournalisIinnen? Alle
Projektmitglieder/Bewohnerinnen oder gewählte Sprecherinnen?

Vereinbarung über die Erweiterung der Gruppe/die
Verbindlichkeit von Entscheidungen

Insbesondere in den Frühphasen der Projekte, aber auch zum Zeit-
punkt der definitiven Entscheidung für ein bestimmtes Objekt ist er-
fahrungsgemäß mit einer erheblichen Fluktuation der Interessentin-
nen zu rechnen. Ist die Gruppe zu allen Zeitpunkten völlig offen für
neue Interessentinnen und deren Ideen, kann dies zu einer permanen-
ten Infragestellung bereits getroffener Entscheidungen und im schlimm-
sten Fall zur Lähmung der Gruppe durch Dauerdiskussionen führen.
Alternativ können sich – um eine solche Lähmung zu vermeiden –
informelle Hierarchien herausbilden. Für das Gruppenklima förderli-
cher sind jedoch klare Vereinbarungen, in welchem Verfahren neue
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Frauen aufgenommen werden und welche Entscheidungen neuen In-
teressentinnen als verbindlich vermittelt werden. Zu klären ist insbe-
sondere:

Ab welchem Zeitpunkt führt die Gruppe ein förmliches Aufnahmeverfahren
ein? Erfolgt die Aufnahme neuer Frauen im Konsensverfahren (Einstimmig-
keit) oder durch Mehrheitsentscheid oder durch gewählte Mitglieder (z. B.
Vereinsvorstand) und wie wird diese Entscheidung vorbereitet (Länge und
Form der "Kennenlernphase")?

Eine Möglichkeit, dies zu regeln, bietet das Vereinsrecht, das erlaubt,
dass der Vereinsvorstand auf (schriftlichen) Antrag des neuen Mitglieds
über die Aufnahme entscheidet. Damit können sich Gruppen vor ei-
ner grundlegenden Veränderung des Vereins, seiner Ziele usw. absi-
chern. Bei von Institutionen initiierten bzw. getragenen Projekten, wie
etwa einem Teil der Projekte für Alleinerziehende oder Projekten des
frauenfreundlichen Wohnungsbaus sind solchen Vereinbarungen der zu-
künftigen Bewohnerinnen jedoch möglicherweise aus rechtlichen Grün-
den (wegen Belegungsrechten der Kommune o. ä.) nicht möglich.

Aktivitäten nach Außen

Die Motivationen vieler Initiatorinnen von (Frauen-)wohnprojekten
reichen über die Entwicklung und Realisierung eines konkreten Wohn-
projekts für sich selber hinaus. Vielfach werden weitergehende gesell-
schaftliche Ziele (wie die Entwicklung einer alternativen Wohnkultur
bzw. alternativer Wohnkonzepte zur Veränderung des Wohnungsange-
bots und/oder der Wohnungspolitik bzw. der vorherrschenden Archi-
tekturprinzipien oder die Schaffung eines der Kapitalverwertung ent-
zogenen Wohnungsbestands usw.) verfolgt. Auch ist es durchaus von
Vorteil für den Nachweis der Gemeinnützigkeit, wenn die Zielsetzung
des Fördervereins relativ allgemein, nicht nur auf ein konkretes Pro-
jekt bezogen formuliert wird. Dennoch mögen die Vorstellungen der
Beteiligten, welche Bedeutung den über die Entwicklung und Realisie-
rung des konkreten Wohnprojekts hinausgehenden Zielen beigemes-
sen wird, deutlich auseinander gehen. Um hier Frustrationen der In-
itiatorinnen und anderer "Aktiver" zu vermeiden, scheint es sinnvoll, in
dem sozialen Konzept auch die Frage der Aktivitäten nach Außen und
der Bedeutung allgemeiner gesellschaftlicher Ziele frühzeitig zu klä-
ren. Dabei geht es um Fragen wie:

Soll das Projekt sich vor allem auf die Gruppe beziehen oder auch Aktivitäten
nach außen, in die Nachbarschaft, den Stadtteil und/oder innerhalb eines
größeren Netzwerks entfalten? Soll das Projekt auch nach dem Bezug der
Wohnungen in bestimmtem Maße "offen" sein? Wenn ja, in welchem Maße
(Tage der offenen Tür, regelmäßige Führungen, Empfang von Besucherinnen
auf Anfrage, wie z. B. im Beginenhof Bremen)? Sollen NachbarInnen in be-
stimmte Aktivitäten einbezogen werden? Sollen gemeinschaftliche Einrich-
tungen bzw. Flächen (z. B. Gemeinschaftsräume, Garten) auch von Außen-
stehenden/Nachbarinnen genutzt werden können? Sollen allgemein zugäng-
liche Einrichtungen (Kindertagesstätten, für alle zugängliche Cafés oder
gewerbliche Flächen) integriert werden? Sollen andere Projekte unterstützt
werden? Soll eine Zusammenarbeit mit Organisationen im Stadtteil ange-
strebt werden. Ist die Realisierung weiterer Projekte geplant?



76 Leitfaden – Klärung grundlegender Fragen

zu der Frage, wie in diesen Fällen der
Charakter und die Grundprinzipien
eines Frauenwohnprojekts aufrecht
erhalten werden können, siehe das
Kapitel Bewirtschaftung

Die Antworten, die in den von uns untersuchten Projekten auf diese
Fragen gegeben werden, sind sehr unterschiedlich. Manche Projekte
sind primär nach innen gerichtet (was sich auch darin zeigte, dass es
uns bei einigen Projekten nicht gelang, über bereits (von Dritten) ver-
öffentlichte Daten hinaus Informationen für unsere Dokumentation
zu erhalten). Andere Projekte "vervielfältigen" sich nach einiger Zeit
(wie z. B. die Projektgruppe Arche Nora in Hamburg) oder unterstüt-
zen neue Projekte im Rahmen eines Dachverbandes (z. B. die Beginen-
projekte oder die Projekte der WoGeno in München). Wieder andere
integrieren allgemein (für Frauen) zugängliche Einrichtungen (wie das
Sarah Kulturzentrum für Frauen in Stuttgart, die Schokofabrik in Ber-
lin oder die Beginen im Pott in Essen) oder öffnen ihre Räume/Flächen
den Nachbarinnen (wie der Beginenhof Dortmund ihren "Beginengar-
ten" oder das Offensive Altern in Berlin Teile der Freiräume). Um
spätere Konflikte zu vermeiden,  sollten Art und Maß der Außenaktivi-
täten – unabhängig von den im gegebenenfalls vorhandenen Förder-
verein formulierten Zielsetzungen, möglichst frühzeitig geklärt wer-
den.

Die Rolle von Männern in Frauenwohnprojekten

"Müssen Männer draußen bleiben?" Es hat wohl noch kaum eine Jour-
nalistin, einen Journalisten gegeben, der bei einem Bericht über ein
Frauenwohnprojekt auf diese Frage verzichtet hätte. Tatsächlich ist es
ratsam, die Frage nach der Rolle von Männern in Frauenwohnprojek-
ten bereits in der Vorbereitungsphase zu klären. Das Spektrum der
Antworten auf diese Frage ist weit, es reicht von einer selbstverständ-
lichen Einbeziehung von männlichen Partnern beim frauenfreundlichen
Wohnungsbau bis zum expliziten Ausschluss von Männern als Mitbe-
wohner in einigen autonomen und Beginen-Projekten, in denen Män-
ner höchstens als Besucher von Bewohnerinnen akzeptiert werden
bzw. "willkommen" sind. Dazwischen liegen unterschiedliche Varianten
des begrenzten Zugangs, bei denen Männer als Mitbewohner akzep-
tiert sind, ohne das Recht auf einen Mietvertrag zu haben oder die
Wohnung als Eigentümer erwerben zu können.
Rechtlich wird dies in aller Regel so organisiert, dass der Abschluss
eines Mietvertrags bzw. der Eigentumserwerb eine Mitgliedschaft in
einem Bewohnerinnen-Verein oder in einer Genossenschaft voraus-
setzt, diese jedoch Frauen vorbehalten bleibt. Damit kann zwar gere-
gelt werden, dass Männer nur zusammen mit einer Frau in das Projekt
einziehen, doch kann aus mietrechtlichen Gründen nicht verhindert
werden, das im Falle des Ablebens der Frau der Partner einen Miet-
vertrag erhält, da nach dem geltenden Mietrecht Ehegatten, eingetra-
gene Lebenspartner sowie Partner "in einer auf Dauer angelegten Le-
bensgemeinschaft", in den Mietvertrag eintreten können, wenn sie be-
reits in der Wohnung gelebt haben (§563 BGB). Das Gleiche gilt für im
Haushalt lebende Kinder unabhängig von deren Alter. Bei Eigentums-
projekten kommt hinzu, dass im Todesfall der Projektfrau männliche
Erben zu Besitzern der Wohnung werden können.
In dem sozialen Konzept sollte deshalb die Frage geklärt werden, wel-
che Zugangsmöglichkeiten Männer zu dem Projekt haben sollen.
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Sollen sie als Besucher, als Übernachtungsgast oder auch als Mitbewohner
akzeptiert werden? Sollen Männer einen Mietvertrag bekommen oder Ei-
gentum an den Wohnungen erwerben können? Sollen Vereinbarungen ge-
troffen werden, wie im Todesfall mit den miet- und eigentumsrechtlichen
Folgen umgegangen wird?

2. Nutzungskonzept – Vorstellungen über die gewünschten
Flächen, die baulichen Eigenschaften und die
architektonischen Rahmenbedingungen
Auch wenn die endgültige bauliche Realisierung des Projekts sehr stark
vom Angebot an Grundstücken bzw. Bau-Objekten abhängt, sollten
zumindest die grundlegenden Fragen bereits im Vorfeld der Projekt-
entwicklung geklärt werden – auch wenn es dann im konkreten Fall
eines angebotenen Grundstücks oder Objektes zu Abstrichen an dem
"Idealkonzept" kommen kann. Werden die diesbezüglichen Fragen erst
bei Vorliegen eines konkreten Angebots diskutiert, besteht die Gefahr,
dass eine Einigung nicht in der gebotenen Zeit zu Stande kommt. Au-
ßerdem erleichtert die Entwicklung eines Nutzungskonzepts mögli-
cherweise die Suche nach geeigneten Grundstücken/Objekten.
In dem Nutzungskonzept sollten insbesondere die folgenden Aspekte
geklärt werden:

Größe des Projekts und Wohnungsstruktur

Sowohl für die Grundstücks-/Objektsuche als auch für die Entwick-
lung des Sozialen Konzepts ist eine Einigung über die angestrebte Pro-
jektgröße, also die ungefähre Zahl der angestrebten Wohnungen, hilf-
reich. Je größer das Projekt, desto vielfältiger ist möglicherweise die
Struktur der Bewohnerinnen, desto unverbindlicher werden aber an-
dererseits möglicherweise die Beziehungen untereinander. Außerdem
verringert sich mit der Größe des Projekts auch das mögliche Ange-
bot an Grundstücken bzw. Objekten, während sich das in allen Phasen
der Projektrealisierung bestehende Risiko vergrößert. Je größer das
Projekt, desto mehr Geld ist im Spiel und desto größer die Verantwor-
tung derer, die Verantwortung tragen, wobei die Bedeutung dieses
Aspekts stark von der gewählten Rechtsform beziehungsweise Träger-
struktur abhängt.
Insbesondere wenn Mittel der Sozialen Wohnraumförderung (früher
Sozialwohnungsbaumittel) in Anspruch genommen werden sollen, muss
die Zusammensetzung der Gruppe bezüglich des Anteils der verschie-
denen Haushaltsgrößen und -typen (Alleinwohnende, Paare, Alleiner-
ziehende mit einem oder mehreren Kindern, Wohngemeinschaften)
festgelegt werden, da den einzelnen Haushalten nur eine von der Per-
sonenzahl im Haushalt abhängige Wohnfläche zusteht. Werden keine
Fördermittel in Anspruch genommen, besteht hier eine größere Fle-
xibilität, da auch kleinere Haushalte größere Wohnungen bewohnen
können (soweit sie in die Lage sind, sie zu finanzieren) doch ist es für
die Gesamtgröße des Projekts (benötigte Grundstücks- bzw. Wohnflä-
che, gewünschte Wohnungstypen) nicht unerheblich, welche Haushalts-
typen an dem Projekt beteiligt sein sollen – ein Aspekt, der eng mit
dem jeweiligen Sozialen Konzept zusammenhängt.

siehe dazu das Kapitel Realisierung

siehe Kapitel Förderung

siehe Kapitel Rechtsformen
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Weitere Flächen/Räume

Gemeinschaftliche Flächen/Räume
Gemeinschaftliche Flächen bzw. Räume sind für viele Projekte der Kern
gemeinschaftlicher Wohnprojekte. Sie ermöglichen den Bewohnerin-
nen gemeinsame Aktivitäten, bieten aber auch einzelnen oder kleinen
Gruppen von Bewohnerinnen die Möglichkeit, zeitweilig über zusätzli-
che Räume zu verfügen. In den meisten Projekten geht es um einen
großen Raum für Besprechungen oder Feste der Bewohnerinnen, um
Spielflächen für Kinder oder um Übernachtungsmöglichkeiten für Gä-
ste. Aber auch Meditationsräume, Räume der Stille, Werkstätten, Well-
nessbereiche, ein Hamam (die z. T. auch der Frauenöffentlichkeit zu-
gänglich sind) sind in Frauenwohnprojekten verwirklicht worden.
Die Ideen für das mögliche Angebot an Gemeinschaftsflächen sind viel-
fältig – eine Grenze setzt vor allem das für die Finanzierung dieser
Flächen nötige Geld. Denn auch die Gemeinschaftsflächen müssen ge-
baut bzw. gekauft bzw. gemietet werden und verursachen zudem in
aller Regel nicht unerhebliche Betriebskosten (Strom, Wasser, Hei-
zung, Instandhaltung usw.) und auch Arbeit (Herrichten, Reinigen, Ver-
walten). Außerdem sind die Förderungsmöglichkeiten bei Gemein-
schaftsflächen beschränkt, soweit überhaupt solche bestehen.

In dem Nutzungskonzept sollte deshalb geklärt werden, welche Funktionen
die Gemeinschaftsflächen erfüllen sollen, wie groß die Räume sein sollen,
inwiefern diese Funktionen kombinierbar sind oder mehrere Räume erfor-
dern und wie die Räume finanziert werden sollen. In der Regel sind die
Räume mit einer Küchenzeile und einem Bad ausgestattet – nicht zuletzt
deshalb, weil dies die Umnutzung als normale Wohnung für eine weitere
Bewohnerin erleichtert. Eine entsprechende Planung ist auch dringend an-
zuraten, da die Finanzierung der Gemeinschaftsräume nicht selten – vor
allem nach einer ersten euphorischen Phase – zum Problem wird.

Büro- und Praxisflächen

In vielen Projekten wird die Idee der Kombination von Wohnen und
Arbeiten diskutiert. Zu klären ist also die Frage, ob neben den Woh-
nungen und den Gemeinschaftsflächen auch Büro- und Praxisräume
für freiberuflich arbeitende Bewohnerinnen (etwa Krankengymnastin-
nen, Heilpraktikerinnen, Therapeutinnen, Übersetzerinnen oder Ar-
chitektinnen) und eventuell auch Werkstätten gewünscht werden. In
einigen Projekten werden auch Vereinsräume (etwa für den Förder-
verein des Projekts oder auch einen übergeordneten Verein) einge-
plant. Die Finanzierung dieser Flächen ist unproblematisch, solange die
Flächen von Bewohnerinnen angemietet werden bzw. der Verein zah-
lungsfähig ist. Besteht aber seitens der Bewohnerinnen kein ausrei-
chendes Interesse an diesen Räumen (mehr), muss gegebenenfalls an
Dritte vermietet werden, was insbesondere bei peripheren Standor-
ten möglicherweise nicht einfach ist, v. a. wenn ausschließlich an Frauen
vermietet werden soll. Auch hier wäre eine Konzeption, die eine Wohn-
nutzung ohne große Umbaumaßnahmen möglich macht, von Vorteil.

siehe dazu das Kapitel Förderung

siehe dazu das Kapitel Bewirtschaf-
tung
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Cafés, Frauenhotels, Läden, Kindertagesstätten, sonstige Flächen

Beim ersten in unserer Dokumentation erfassten Projekt war ein Café-
und Kulturzentrum für Frauen der Kern der Projektidee und die Woh-
nungen für die Projektfrauen zunächst eher eine gewünschte Zugabe,
die aber im Laufe der Zeit eine immer gewichtigere Rolle bekommen
hat. Auch in der Schokoladenfabrik in Berlin nehmen die für Frauen
öffentlichen Räume (Café, Hamam, Sporträume, Werkstätten) breiten
Raum ein. Für andere Projekte gilt dies nicht, doch wird die Idee zur
Integration eines Cafés (nicht nur für Frauen) nicht selten diskutiert,
aber letztlich doch nur sehr selten realisiert (obwohl ein solches Café
u. U. das Problem der Finanzierung der Gemeinschaftsräume lösen
oder zumindest verringern könnte, wie die genannten Beispiele Sarah
und Schokofabrik zeigen). In einigen Projekten sind (für Kinder aus
dem Wohngebiet offene) Kindertagesstätten eines gemeinnützigen Trä-
gers integriert.
Auch die Idee der Integration eines Frauenhotels findet sich in man-
chen Konzepten größerer autonomer Projekte (z. B. Beginenhof Bre-
men und Frauenwohnen im 21. Jahrhundert in Berlin), wurde jedoch
bisher noch nie realisiert, da sich letztlich keine Frauen fanden, die
investieren und das Risiko übernehmen wollten. Das Problem solcher
Flächen ist zweifellos die dauerhafte Sicherung der Finanzierung bzw.
Vermietung4, weshalb die Projektgruppe genau prüfen sollte, inwie-
weit es im Zweifelsfall möglich (und akzeptiert!) ist, dass solche Flä-
chen gegebenenfalls an "normale" (auch männliche) Mieter/Investoren
vermietet/verkauft werden. Besonders in diesem Fall erweist sich eine
klare räumliche Trennung der gewerblichen und der Wohnbereiche als
vorteilhaft.

Freiflächen/Gärten

Neben Gemeinschaftsräumen sind auch gemeinsame Freiflächen ein
häufig gewünschter Aspekt von Frauenwohnprojekten, zumal diese in
vielen Fällen wesentlich leichter zu realisieren und zu "betreiben" sind
als Räume. Als ideal angesehen wird eine Kombination von privaten,
den Wohnungen zugeordneten Freiflächen und einer gemeinsamen,
größeren Freifläche. Gewonnen werden können diese – bei Neubau-
projekten und soweit dies Größe und Zuschnitt des Grundstücks er-
lauben – durch eine entsprechende Anordnung der Gebäude (z. B. in
U-Form, eine nicht nur bei den Beginenprojekten beliebte Konzepti-
on). Entscheidend hierbei ist allerdings das Verhältnis von bebauter und
unbebauter Grundstücksfläche, die nicht zuletzt mit dem Standort (und
dem Grundstückspreis) zusammenhängt. Bei innerstädtischen Grund-
stücken sind großzügige Freiflächen in aller Regel weit schwieriger zu
verwirklichen als bei Projekten an peripheren Standorten.

Kriterien für den Standort

Ein zentraler Standort mit sehr guter Verkehrsanbindung, allen benö-
tigten Infrastruktureinrichtungen (Läden, Ärzte, Post, Kindertagesstät-
ten, Schulen, Begegnungszentren, usw.) mit großzügiger Freifläche, an-
genehmer Nachbarschaft, aber auch viel Grün, nähe zu Parks, Wald
und Wiesen und viel Ruhe fände vermutlich die Zustimmung der mei-
sten Interessentinnen. Solche Grundstücke oder Objekte sind aller-
dings, wie wir alle aus Erfahrung wissen – äußerst rar und entspre-

Projekte mit integrierten Kitas
Schokoladenfabrik eG Berlin
Olga Rabiata Hamburg
Wohnungsprojekt für junge Familien
und Alleinerziehende Garbsen
Wohnen für Alleinerziehende Frank-
furt/Main
Wohnen mit Kindern Düsseldorf
Frauengerechtes Bauen und Wohnen
Mainz

4 Die sehr großzügige Planung
gewerblicher Flächen war (wegen des
Ausbleibens der dafür erwarteten
Förderung) der Grund für die Insolvenz
der Beginen-Genossenschaft in Bremen.
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chend teuer. Zentrale, gut erschlossene und mit allen Infrastruktur-
einrichtungen ausgestattete Standorte sind häufig von nicht unerheb-
lichem (Verkehrs)Lärm belastet und bieten weder großzügiges priva-
tes noch öffentliches Grün. So nah die Infrastruktur, so weit der Weg
zu Wald und Wiese – zumindest in urbanen Zentren. Außerdem gibt es
– von Ausnahmen abgesehen – in den meisten Städten nur wenig ver-
fügbare zentrale Flächen5.
Also müssen Kompromisse geschlossen werden. Zentralität versus grüne
Oase – so könnte eine der Konfliktlinien beschrieben werden. Auch
wenn die Auswahlmöglichkeiten eines Frauenwohnprojekts bezüglich
des Standortes oft meist recht beschränkt sind, empfiehlt es sich sehr,
bereits im Vorfeld der Planung die Vorstellungen der Interessentinnen
bezüglich des Standorts des Projekts auszuloten und insbesondere
Ausschlusskriterien zu klären. Denn die Standortfrage ist, wie die Er-
fahrung zeigt, einer der Punkte, die bei nicht wenigen Projekten zum
Ausscheiden von Interessentinnen führen. Da die Grundstücks-/Ob-
jektsuche sehr zeitaufwendig ist, kann eine vorherige Klärung der
Kompromissbereitschaft bezüglich des Standortes die Gruppe vor all-
zu belastenden Diskussionen bewahren, vor allem, wenn eine Entschei-
dung über ein Grundstücks- oder Objektangebot zügig getroffen wer-
den muss.

Kriterien des frauengerechten Bauens

Die feministische Architektur und Planung hat auf der Grundlage ihrer
Kritik am vorherrschenden Wohnungsbau eine Vielzahl von Kriterien
zur Berücksichtigung der Interessen von Frauen im Wohnungsbau ent-
wickelt. Vorgeschlagen wurden alternative Grundrisskonzepte, Krite-
rien zur Anordnung der Wohnungen und Gebäude, zur Ausbildung
kommunikativer Verkehrsflächen (Treppenhäuser, Flure, Laubengänge),
zur Bereitstellung ausreichender Nebenflächen (Kinderwagen, Fahr-
radstellplätze …) und zu einem sicheren Wohnumfeld. Nicht alle diese
Kriterien sind jedoch für alle zukünftigen Bewohnerinnen und/oder
Initiatorinnen gleich wichtig. Ihre Bedeutung hängt vielmehr vor allem
von der Lebensform und der Lebenslage der Bewohnerinnen bzw. der
Projektzielsetzung ab. Bei den Projekten des frauenfreundlichen Bau-
ens stehen diese Kriterien im Mittelpunkt. Eine bedeutende Rolle spielen
jedoch insbesondere alternative Grundrisskonzepte auch bei vielen
Projekten für allein erziehende Frauen. Bei den autonomen, Alten-
und Beginenprojekten (von denen nicht wenige in – abgesehen von
der Integration von Gemeinschaftsflächen – recht konventionellen
Grundrissen und Gebäudeformen verwirklicht wurden) spielen diese
Kriterien dagegen nur teilweise eine Rolle – nicht so sehr, weil den
Projektfrauen die genannten Konzepte nicht wichtig oder nicht be-
kannt waren, sondern oft deshalb, weil die Projekte letztlich nur wenig
bis keinen Einfluss auf die von den InvestorInnen realisierte Architek-
tur hatten. In vielen in der Planungsphase entworfenen Projektflyern
und -beschreibungen finden sich Hinweise auf architektonische Vor-
stellungen entsprechend den Konzepten des frauengerechten Bauens,
die im Endeffekt nicht realisiert wurden. Auch aus diesen Gründen
empfiehlt es sich, bereits frühzeitig die Bedeutung der Kriterien des
frauengerechten Bauens zu klären, da hiervon nicht zuletzt auch die
Entscheidung über die Rechts- und Trägerform beeinflusst wird. Denn

siehe Kapitel Realisierung

siehe dazu auch den einleitenden Text
"Frauenwohnprojekte in Deutsch-
land – eine kurze Geschichte eman-
zipatorischen Wohnens von Frauen"
und den Kasten rechts

5 Allerdings werden von großen
Unternehmen in manchen Städten

große Flächen aufgegeben, sei es wegen
eines veränderten Organisationskon-

zepts (Bahn, Krankenhäuser, öffentliche
Verwaltungen), sei es wegen grundle-

gender Umstrukturierung (Montanin-
dustrie, Kasernen), wobei hier in der

Regel nur dann Chancen für Wohnpro-
jekte bestehen, wenn die betreffende

Kommune einen Zugriff auf die Flächen
erhält und entsprechende Konzepte

verfolgt.
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Kriterien des frauengerechten Wohnungsbaus

Grundrissgestaltung (Wohnung)
• Nutzungsneutrale, gleich große Räume als Voraussetzung für eine nicht-hierarchische Raumnutzung innerhalb

der Wohnung (nicht nur im Sozialen Wohnungsbau ist das "Wohnzimmer" immer größer geworden, während
die Flächen für Küche und Kinderzimmer stagnierten)

• eine ausreichende Zahl von Räumen, um allen Haushaltsmitgliedern neben dem Gemeinschaftsraum einen
Individualraum zuzubilligen. Dies wird bei begrenzter Gesamtfläche (z. B. im geförderten Wohnungsbau) entwe-
der durch Reduzierung der Größe der einzelnen Räume und der Flure und/oder durch die Integration von
Küche und Wohn-/Esszimmer versucht

• eine Grundrissgestaltung, die das "Durchwohnen" ermöglicht, also Verbindungen zwischen den Räumen (insbe-
sondere Küche/Kinderzimmer – Küche/Wohnbereich – Küche/Wohnbereich und Außenbereich) schafft

• guter Schallschutz auch innerhalb der Wohnung (z. B. Schallschleuse)
• eine Flexibilisierung des Grundrisses, um Anpassungsmöglichkeiten an im Laufe der Zeit sich verändernde

Haushaltskonstellationen zu schaffen: durch die Planung leicht teilbarer Räume sowie durch so genannte "Schalt-
räume", die unterschiedlichen Wohnungen zugeordnet werden können, z. T. auch mit separaten Zugängen

• die Integration von Wohnungen für unterschiedliche Lebensformen in einem Gebäude
• ausreichend Platz für gut organisierte Nebenräume (WCs/Bäder, Abstellräume), möglichst mit Fenster
• Trennung von Bad und WC bei größeren Wohnungen
• der Wohnung zugeordneter privater Freiraum (Balkone, Terrassen, Gärten)

Gebäudegestaltung
• Sichtverbindungen nach außen (z. B. zur Erleichterung der Beaufsichtigung von im Freien spielenden Kindern)
• möglichst direkte Zugänge zum Garten (v. a. für Gemeinschaften mit Kindern)
• Erleichterung nachbarschaftlicher Kontakte durch entsprechende Gestaltung der Gemeinschaftsflächen (Trep-

penhäuser, Laubengänge, Außenanlagen)
• großzügige Eingangsbereiche mit Stellmöglichkeit für Kinderwagen, Spielzeug, Fahrräder ...
• gemeinschaftlich verwaltete Räume und Freibereiche für Feste, Gästebeherbergung, Kinderbetreuung, Familien-

feiern, Werkeln, Projekt- bzw. Vereinsarbeit (Büro)
• ansprechende Räume für Hausarbeiten (Wasch- und Trockenräume, usw.) und Abstellbereiche außerhalb der

Wohnung (einsehbar, natürlich belichtet, ... )
• barrierefreie bzw. altengerechte Zugänge zu allen Wohnungen und Flächen und Wohnungsausstattung

Wohnumfeld
• hohe Aufenthaltsqualität für Flächen außerhalb des Grundstücks bzw. des privaten Wohnbereichs, also für den

(halb-)öffentlichen Raum (Gestaltung, Nutzungsmöglichkeiten, ... )
• sichere halböffentliche und öffentliche Räume (soziale Kontrolle/einsehbare, gut beleuchtet Wege als Vorkeh-

rung gegen Gewalt, verkehrsfreie Flächen für Kinderspiel, Aufenthalt im Freien, … )
• differenzierte wohnungsnahe Flächen zur Nutzung für unterschiedliche Gruppen/Ansprüche (Kleinkinder, Mäd-

chen – Jungen, Alte, ... )
• alle notwendigen Infrastruktur- und Versorgungseinrichtungen in fußläufiger Entfernung, insbesondere auch

kulturelle Angebote für verschiedene Interessen
• gute Anbindung mit dem öffentlichen Nahverkehr (vielfältige Verkehrsmittel, hohe Frequenz auch abends und

am Wochenende)
• gut einsehbare Parkierungsmöglichkeiten (soweit erforderlich)

Weiterführende Literatur
Stefanie Klinkhardt (1998): Anforderungen an das Planen, Bauen und Wohnen aus Frauensicht. Reflexionen von
Wettbewerbs- und Beteiligungsverfahren konkreter hessischer Bauprojekte. In: Friederike Demel, Tina Klingberg,
Dorothee Siemer (Hg.): Geschlechterverhältnis und räumliche Planung. Wissenschaftlerinnen-Forum an der TU
Berlin Band 4, Kirchlinteln: Hoho-Verlag Hoffmann und Hoyer, S. 111-134
Deutscher Städtetag (Hg.) (1994): Frauen verändern ihre Stadt – Arbeitshilfe 1: Wohnungspolitik. DST-Beiträge zur
Frauenpolitik (Reihe L), Köln
Eva Kail (2007): Frauengerechter Wohnungsbau und Wohnbauförderung in Wien: Zwei Modellprojekte und 11 Jahre
systematische Qualitätsprüfung – ein Erfahrungsbericht. In: Christina Altenstrasser, Gabriella Hauch, Hermann Kepp-
linger (Hg): gender housing. geschlechtergerechtes bauen, wohnen, leben. Innsbruck, Wien, Bozen: Studienverlag, S.
215-238
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bei einem durch einen Investor als Mietwohnungsbau realisierten Pro-
jekt sind die Möglichkeiten der Beeinflussung der Planung und der
Durchsetzung unüblicher baulicher Konzepte in aller Regel deutlich
geringer als bei einem im Rahmen einer Genossenschaft realisierten
Projekt – bei nicht wenigen Projekten bestanden überhaupt keine Ein-
flussmöglichkeiten auf die bauliche Gestaltung.

Barrierefreiheit/Behindertengerechtigkeit

Das von vielen Projekten verfolgte Ziel, Wohnungen für Frauen in
unterschiedlichen Lebenssituationen und -lagen und verschiedenen Al-
ters zur Verfügung zu stellen, erfordert auch eine Auseinandersetzung
mit der Frage der Barrierefreiheit bzw. Behindertengerechtigkeit der
Wohnungen und sonstigen Flächen. Barrierefreiheit (im Sinne der DIN
18025 Teil 2) ist in vielen Bundesländern Standard bei im Rahmen der
Sozialen Wohnraumförderungen geförderten Neubau-Wohnungen und
führt nur zu geringfügigen Mehrkosten, zumal ein Aufzug für diesen
Grad der Barrierefreiheit nicht vorgeschrieben ist. Im Altbau können
für die Herstellung von Barrierefreiheit nach DIN 18025 Teil 2 dage-
gen unter Umständen erhebliche Umbaukosten auftreten – soweit
die räumlichen Möglichkeiten dafür überhaupt gegeben sind.
Weit kostenintensiver als die Barrierefreiheit ist die Rollstuhlgerech-
tigkeit (DIN 18025 Teil 1), vor allem, wenn sie für alle Wohnungen bzw.
alle Flächen sichergestellt werden soll. Der bedeutendste Kostenfak-
tor ist, neben den etwas größeren Flächen für die Nebenräume, der
bei Gebäuden mit mehr als einem Geschoss erforderliche Aufzug, zu-
mal dieser, soll er für Rollstuhlfahrerinnen geeignet sein, nicht zu klein
sein darf. Neben den Baukosten (und den daraus resultierenden Kapi-
talkosten bzw. Mieten) schlagen auch die Betriebs- und Wartungsko-
sten deutlich zu Buche. Allerdings können unter Umständen bei der
rollstuhlgerechten Ausführung des Projekts zusätzliche Fördermittel
beantragt werden. Um die Kosten des behindertengerechten Bauens
in Grenzen zu halten und auf einen Aufzug verzichten zu können, wer-
den in "normalen" Wohnbauprojekten, soweit überhaupt rollstuhlge-
rechte Wohnungen geplant werden, diese im Erdgeschoss gebaut und
ausgewiesen – eine Lösung, die Wohnprojekte meist ablehnen, da hier-
durch eine Hierarchie der Bewohnerinnen geschaffen wird, weil Roll-
stuhlfahrerinnen dann weder einen Wunsch nach einer Wohnung in
einem höheren Geschoss (mit mehr Licht und Aussicht) realisieren
noch die dort Wohnenden besuchen können. Die Beginen in Dort-
mund haben die Weiterführung des Aufzugs in den Keller, die die Inve-
storInnen nicht vorgesehen hatten, aus eigener Tasche bzw. mit Hilfe
von Krediten von Unterstützerinnen finanziert.

Autoarmes Wohnen

In den meisten Bundesländern gibt es Regelungen über die Anzahl der
Auto-Stellplätze, die pro Wohnung zur Verfügung gestellt werden müs-
sen. Die Grundsätze sind in der "Stellplatzverordnung" des jeweiligen
Bundeslandes festgelegt, nur das Land Berlin hat seine Verordnung auf-
gehoben. Die Umsetzung der Verordnung obliegt den Kommunen, sie
können in mehr oder weniger großem Umfang entweder fall- oder
gebietsbezogen Ausnahmen genehmigen. So gelten beispielsweise in
Hamburg für weite Teile der Innenstadt Sonderregelungen.

Die Förderungsmöglichkeiten des
barrierefreien bzw. rollstuhlgerech-
ten Bauens im Neu- und Altbau wer-
den im Kapitel Förderung dargestellt

zu den Kriterien des barrierefreien
Bauens siehe Kasten rechts
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Barrierefreies Bauen

Ziel des barrierefreien Bauens ist es, Gebäude und öffentliche Räume so zu gestalten, dass sie für mobilitäts-
eingeschränkte Personen sowie für Blinde, Seh- oder Hörbehinderte selbständig nutzbar sind.

DIN 18025
Die Kriterien des barrierefreien Bauens sind in mehreren DIN-Normen zusammengefasst. Für den Wohnungsbau
massgeblich ist die DIN 18025. Diese besteht aus zwei Teilen. Teil 1 enthält Kriterien für das rollstuhlgerechte
Bauen, in Teil 2 sind (abgeschwächte) Kriterien für das barrierefreie Bauen dargestellt, die insbesondere die Bedürf-
nisse von Mobilitätseingeschränkten, Blinden, Sehbehinderten und Hörgeschädigten berücksichtigen, für
RollstuhlfahrerInnen aber nur bedingt ausreichend sind.
Die Kriterien beziehen sich insbesondere auf
• die Gestaltung von Haus- und Wohnungszugängen
• die Mindestmaße für die Bewegungsflächen vor Aufzügen, Treppen, Freisitzen, im Bad, in der Küche und in

anderen Räumen
• die Höhe und Breite von Aufzügen, Türen, Rampen (hier auch die Neigung), Treppen und Wegen inner- und

außerhalb des Gebäudes
• die Gestaltung der Bäder (ebenerdiger Duschplatz, unterfahrbares Waschbecken, Einhaltung von Mindesthö-

hen für das WC)
• die Gestaltung der Küchen (Anordnung der Einbauten, verstellbare Arbeitshöhen)
• notwendige Einrichtungen wie Treppenhandläufe, Haltegriffe, Wechselsprechanlagen, Fenstersicherungen im

Erdgeschoss, taktil lesbare Namensschilder
• sonstige bauliche Kriterien wie die Vermeidung von Türschwellen, die Ausstattung von Fahrstühlen, die Eigen-

schaften der Bodenbeläge (rutschfest, Farbkontrast zur Orientierung), die Beleuchtung
• die Ausstattung von Gebäuden mit Aufzügen
Seit 2002 gibt es Bestrebungen, die DIN 18025 zu überarbeiten und mit der DIN 18024 (barrierefreies Bauen von
Straßen, Plätzen, Wegen usw.) zusammenzufassen. Die dazu entworfene DIN 18030 wurde nach langen, kontrover-
sen Diskussionen zurückgezogen. Seit Februar 2009 gibt es nun einen Entwurf für eine neue DIN 18040, in der die
beiden DIN-Normen in überarbeiteter Form zusammengefasst wurden. Die Einspruchsfrist gegen diese DIN endet
im Juni 2009, die Verabschiedung dieser DIN ist für Mitte des Jahres 2009 vorgesehen.
Wesentliche Neuerungen der DIN 18040 sind:
• die Aufhebung der Trennung von Teil 1 und 2, wie sie in der DIN 18025 bestand
• eine stärkere Berücksichtigung visueller, akustischer und taktiler Aspekte
• eine erweiterte Definition der Zielgruppen. Berücksichtigt werden sollen auch die Bedürfnisse von klein- und

großwüchsigen Menschen, von Alten, von Kindern sowie von Menschen mit kognitiven Einschränkungen.

Verbindlichkeit der DIN 18025
DIN-Normen (Deutsche Industrie-Normen) werden vom Deutschen Normenausschuss verabschiedet und sind
nicht rechtsverbindlich. Sie können jedoch ganz oder in Teilen verbindlich werden, wenn
• sich Vertragsparteien auf diese Verbindlichkeit einigen
• der Gesetzgeber die Norm oder Teile davon für verbindlich erklärt
• die Einhaltung der Norm Voraussetzung für eine Förderung ist.
Der Gesetzgeber hat von diesen Möglichkeiten bei der DIN 18025 Gebrauch gemacht. Teile der DIN (z. B. Krite-
rien zum Zugang zu Erdgeschosswohnungen) sind in die Landesbauordnungen aufgenommen worden. Des Weite-
ren wird in vielen Bundesländern die Einhaltung der Kriterien des barrierefreien Bauens Teil 2 bei im Rahmen der
Sozialen Wohnraumförderung geförderten Wohnungen verlangt.
KritikerInnen halten die bisherigen gesetzlichen Grundlagen jedoch nicht für ausreichend und fordern angesichts
der Alterung der Bevölkerung, die zwangsläufig zu einem steigenden Anteil von in ihrer Mobilität und/oder ande-
ren Fähigkeiten eingeschränkten Personen führen wird, eine generelle Verpflichtung zur Einhaltung einer in Teilen
verschärften DIN 18025 bzw. der DIN 18040 beim Wohnungsneubau.

Weiterführende Links (Auswahl):
Stadt Münster (Hg.) (2005): Bauen für alle! Barrierefrei! Checkliste für barrierefreies Bauen, http//:komm.muenster.de/
komm/pdf/broschuere_barrierefreies_bauen.pdf
Handwerkskammer Trier: Barrierefreies Bauen und Wohnen, http//:www.barrierefrei-bauen.de/download/default.shtml
BauNetz Online-Dienst GmbH & Co. KG: Baunetz Wissen. Barrierefreies Wohnen, http://www.baunetz.de/infoline/
barrierefreiesbauen/
HyperJoint GmbH: http://nullbarriere.de
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Die Pflicht zur Bereitstellung von Autostellplätzen ist ein erheblicher
Kostenfaktor, insbesondere bei Projekten in zentralen, dicht bebauten
Lagen. Oft bleibt nur die Möglichkeit des Baus einer Tiefgarage – oder
die Ablösung von Stellplätzen durch die Zahlung einer von der Kom-
mune festgelegten, vier- bis oft fünfstelligen Summe, soweit dies über-
haupt zulässig ist.
Einige Frauenwohnprojekte haben deshalb versucht, in Verhandlungen
mit der kommunalen Baugenehmigungsbehörde die Zahl der gefor-
derten Stellplätze mit Hinweis auf den geringen Motorisierungsgrad
der Bewohnerinnen und auf Konzepte des Carsharings auf privater
Ebene und/oder durch die Integration eines Standplatzes für die örtli-
che Carsharing-Organisation zu reduzieren. In manchen Fällen ist dies
auch gelungen (z. B. beim Bremer Beginenhof, beim Wohnprojekt für
Alleinerziehende Bachstraße in Hagen und beim Projekt FrauenWoh-
nen in München-Riem). Hinweise auf den Anteil älterer Frauen in der
Projektgruppe sind hierbei in aller Regel von Nutzen. Eine besonders
weit gehende Reduktion der Zahl der Stellplätze (auf etwa 0,2 Stell-
plätze pro Wohnung) ist beim "autoarmen" Wohnen möglich.

Ökologisches Bauen

Bauen ist, daran führt kein Weg vorbei, im strengen Sinn "antiökolo-
gisch". Bauen versiegelt den Boden, verbraucht Ressourcen, führt auch
in der Nutzungsphase zu erheblichem Energieverbrauch (Strom, Was-
ser, Heizung) und erzeugt meist zusätzlichen Verkehr.
Es gibt jedoch eine Reihe von Möglichkeiten, das Bauen ökologisch
verträglicher zu machen. Die Maßnahmen reichen von der Verwen-
dung natürlicher, regional erzeugter Baustoffe über Maßnahmen zur
Reduzierung des Ressourcenverbrauchs beim Bau und bei der Nut-
zung bis zur Wahl eines integrierten Standorts zur Verringerung des
Verkehrsaufkommens.
Der wohl meist diskutierte Aspekt des ökologischen Bauens ist die
Reduzierung des Energiebedarfs für die Raumwärme. Ca. 15 % des
bundesrepublikanischen Endenergieverbrauchs entfallen auf das Hei-
zen der Wohnungen.
Im Prinzip gibt es folgende Möglichkeiten zur Energieeinsparung beim
Temperieren von (Wohn)Gebäuden:
• eine kompakte Bauweise, bei der das Verhältnis von Außenfläche

und Raumvolumen minimiert wird
• eine möglichst gute Dämmung und Dichtheit der Außenflächen
• eine Architektur, die ein hohes Maß an passiver Wärmegewinnung

ermöglicht (Aufheizung von Räumen durch Glasflächen)
• ein effizientes Heiz- (und Lüftungs-)system
• regenerative Formen der Wärmeerzeugung (Sonnenkollektoren,

Wärmepumpe).
Die Vorteile solcher Maßnahmen liegen auf der Hand: neben der Um-
welt wird auch der Geldbeutel der Bewohnerinnen geschont – zumin-
dest auf lange Sicht. Zunächst jedoch entstehen – bspw. durch erhöhte
Dämmung oder durch den Austausch der Heizanlage beim Altbau –
höhere Baukosten, die erst im Laufe der Zeit durch geringere Ener-
giekosten kompensiert werden. Allerdings können für viele dieser, über
den gesetzlichen Mindeststandard nach der Energiesparverordnung
(EnEV) hinausgehenden Maßnahmen Fördermittel eingeworbensiehe Kapitel Förderung

siehe Kasten "Autoarmes Wohnen"

siehe Kasten "Ökologisches Bauen",
in dem die Maßnahmen und ihre Rea-
lisierung in den dokumentierten Pro-
jekten dargestellt sind
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Autofreies/Autoarmes Wohnen

In den Landesbauordnungen der Länder wird die Mindestanzahl von PKW-Stellplätzen, die bei der Neuschaffung
von Wohnraum gebaut werden müssen, geregelt. In den meisten Fällen wird mindestens ein Stellplatz pro Woh-
nung verlangt, der im Bauantrag nachgewiesen werden muss. Für bestimmte Wohnungstypen (z. B. Altenwohnungen)
gibt es jedoch Ausnahmen. Darüber hinaus können die Kommunen für bestimmte Gebiete oder auch Wohnbau-
vorhaben Ausnahmen erlassen, an die jedoch konkrete, weitgehende Bedingungen geknüpft werden.
So heißt es beispielsweise in der Bauordnung des Landes Nordrhein-Westfalen in § 51 Absatz 4:

"Die Gemeinde kann für abgegrenzte Teile des Gemeindegebietes oder bestimmte Fälle durch Satzung bestimmen,
dass … die Herstellung von Stellplätzen oder Garagen untersagt oder eingeschränkt wird, soweit Gründe des
Verkehrs, insbesondere die Erreichbarkeit mit öffentlichen Verkehrsmitteln, städtebauliche Gründe oder der Schutz
von Kindern dies rechtfertigen."

Diese Regelungen ermöglichen es den Kommunen unter anderem, Wohnprojekte von der Pflicht zur Errichtung
von Stellplätzen teilweise oder ganz zu befreien. Ähnliche Regelungen finden sich auch in anderen Landesbau-
ordnungen.
Wie die Ausgestaltung durch die Kommunen aussehen kann, zeigen die Richtlinien der Stadt Hamburg. Dort heißt
es in der Globalrichtlinie "Notwendige Stellplätze und notwendige Fahrradplätze" der Behörde für Bau und Ver-
kehr vom 23.7.2002 in Punkt 2.5.4:

„Der Gedanke des autoarmen Wohnens geht davon aus, dass der Stellplatzbedarf unter die Bemessungswerte
verringert ist, solange und soweit die Bewohnerinnen und Bewohner eines abgegrenzten Wohnungsbauvorhabens
in rechtlicht bindender Weise (Hervorhebung R. B.) auf das Nutzen eines Kfz verzichten. Auch in diesem Fall sind
allerdings Stellplätze für Menschen mit Behinderung, Zulieferverkehr, Car-Sharing, Besucher und "Wechselfälle des
Lebens" in jedem Fall tatsächlich herzurichten.
Eine Verringerung des Bedarfs an Kfz-Stellplätzen kann unter folgenden Voraussetzungen anerkannt werden:
• das Baugrundstück ist durch den öffentlichen Personennahverkehr gut erschlossen
• das Vorhaben umfasst mindestens 30 zusammenhängende Wohneinheiten
• dem Vorhaben liegt ein Konzept bewusster Vermeidung einer Kfz-Nutzung zu Grunde
• Verfügungsberechtigte sowie Nutzerinnen und Nutzer verpflichten sich in rechtlich bindenden Erklärungen, auf

das Nutzen eines Kfz zu verzichten und das ihnen rechtlich Mögliche zu tun, dass diese Verpflichtung eingehal-
ten wird.

Bei Nachweis der genannten Voraussetzungen sind zunächst (Hervorhebung R. B.) nur 0,2 Stellplätze je Wohneinheit
herzustellen."

Quelle:
Website der Uni Hamburg, Baurecht, http://www2.jura.uni-hamburg.de/verwaltungslehre/dokument/baurecht/vor-
schriften/Globalrichtlinie/stellplaetze.pdf

Trotz der rechtlich bindenden Erklärungen wird der Stellplatzschlüssel nur vorläufig ("zunächst") reduziert. Das
bedeutet, dass bei Verletzung der Verpflichtung zum Verzicht eine Nachrüstung verlangt werden kann.
So wurde zum Beispiel dem autoarmen Wohnen in München-Riem zunächst ein Schlüssel von 0,2 Stellplätzen
zugebilligt. Steigt der Bedarf auf über 0,4 Stellplätze pro Wohnung, müssen die Kosten für zusätzliche Stellplätze
entsprechend einem Stellplatzschlüssel "ein Stellplatz pro Wohnung" an die Stadt überwiesen werden. Gebaut
werden jedoch nur 0,75 Stellplätze. Wird festgestellt, dass damit der Bedarf "endgültig" gedeckt ist, werden die
Kosten für die 0,25 Stellplätze zurückerstattet.

Quelle:
Internetportal des Instituts für Landes- und Stadtentwicklungsforschung des Landes NRW "Wohnen plus Mobilität",
http://www.wohnen-plus-mobilitaet.nrw.de/wohnen_ohne_auto/rechtl_sicherung/index.html

In der letztgenannten Quelle finden sich auch Informationen zur rechtlichen Ausgestaltung der bindenden Erklä-
rungen einschließlich Vorschlägen zur Vertragsgestaltung bei Mietwohnungen (bei denen die Vermieter für die
Einhaltung, wie die obige Richtlinie zeigt, sorgen müssen ("die Verfügungsberechtigten ... verpflichten sich, alles
rechtlich Mögliche zu tun …").
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Maßnahmen ökologischen Bauens Verwirklichung in Frauenwohnprojekten (soweit bekannt) 

  
1. Energiesparen  
Dämmstandard (Dämmung, Fenster, 
Dichtheit): 

 

Niedrigenergiehaus Olga Rabiata Hamburg 
 FrauenWohnen München-Riem 
 Beginenhof Dortmund 
 Ökologisches und Soziales Wohnen für Frauen und Kinder Laatzen 
 Wohnen für Alleinerziehende Frankfurt 
 Wohnen bei Arenberg 
 Frauen planen für Frauen und Familien, Oldenburg 
KfW40-Standard  
KfW60-Standard  
Passivhausstandard  
Nullenergiehaus  
  
Passive Solarenergiegewinnung:  
Wintergärten Hexenhaus Berlin (gemeinschaftlicher Wintergarten) 
 Frauenstadtteilzentrum Schokoladenfabrik Berlin (Dachgewächshaus) 
 Wohnen für Alleinerziehende Frankfurt (teilweise Wintergärten) 
 Alternatives Wohnen Recklinghausen (teilweise Wintergärten) 

 Wohnen mit Kindern Köln (teilweise Wintergärten) 
Allgemeine Pufferzonen (Verkehrsflächen, 
glasüberdeckte Innenhöfe,..) 

Stadt & Frau Freiburg (Gläserne Pufferzone an einer Fassade) 

  
Große Fensterflächen nach Süden FrauenWohnen München-Riem 
 Wohnen für Alleinerziehende Frankfurt 
 Wohnprojekt Bräukerweg Menden 
 Frauen planen für Frauen und Familien, Oldenburg 
Transparente Wärmedämmung  
  
Aktive Solarenergiegewinnung:  
Sonnenkollektoren (Dach, Fassade) Villa Magdalena K. Hamburg  
 Beginenhof Essen (geplant) 
 Ökologisches und Soziales Wohnen für Frauen und Kinder Laatzen  
Fotovoltaik (Dach, Fassade) Geplant aber entfallen: Wohnprojekt Bräukerweg Menden 
  
Heizung (Kühlung/Lüftung):  
Gasbrennwertkessel (konventionell) Frauen planen für Frauen und Familien, Oldenburg 
Fernwärme Beginenhof Dortmund 
Pelletheizung/-ofen Beginenhof Schwerte Schützenstraße (Zentralheizung) 
Niedertemperaturheizung (Fußboden, 
Wand) (Kollektoren, Wärmepumpe) 

Frauenwohnen im 21. Jahrhundert (Fußbodenheizung) 

Lüftungsanlage mit Wärmerückgewinnung/ 
Umluftheizung 

Frauenstadtteilzentrum Schokoladenfabrik Berlin 
 

Überhitzungsschutz (Beweglicher 
Sonnenschutz, geregelte Luftzirkulation) 

 

  
  
2. Baustoffe/Baukonstruktionen  
Ökologisch unbedenkliche Baustoffe  
(ungiftig, nicht allergen, recyclebar,  Frauenstadtteilzentrum Schokoladenfabrik Berlin 
regional, biologisch abbaubar) Villa Magdalena K. Hamburg 
 AMANDA Rostock 
 Frauen leben zusammen Hamburg (Innenfarben) 
 Lesbenwohnprojekt Hannover  
 Wohnprojekt Bräukerweg Menden 
 Buntes SHIA-Carrée Dessau 
 Frauen planen für Frauen und Familien, Oldenburg 
 Wohnen bei Arenberg 
  

Maßnahmen ökologischen Bauens und ihre Verwirklichung in den dokumentierten Projekten



87Leitfaden – Klärung grundlegender Fragen

Maßnahmen ökologischen Bauens Verwirklichung in Frauenwohnprojekten (soweit bekannt) 

  
Reduzierung elektischer Ströme Villa Magdalena K. Hamburg 
  
Konstruktionen  
Holzkonstruktion Ökologisches und Soziales Wohnen für Frauen und Kinder Laatzen 
 Frauen planen für Frauen und Familien, Oldenburg 
  
  
3. Wassersparen  
Regenwasser-/Grauwassernutzung  
Toilettenspülung, Waschmaschine Frauenstadtteilzentrum Schokoladenfabrik Berlin 
 Villa Magdalena K. Hamburg 
Gartenbewässerung Frauenstadtteilzentrum Schokoladenfabrik Berlin 
 Beginenhof Dortmund 
 Beginenhof Essen 
 Beginenhof Schwerte 
 Wohnprojekt Bräukerweg Menden 
Gartengestaltung (Teiche, Rinnen…) Ökologisches und Soziales Wohnen für Frauen und Kinder Laatzen 
 Wohnprojekt Bräukerweg Menden 
  
Sonstiges  
Durchflussbegrenzer, Stoptaste bei WC-
Spülung* 

 

Komposttoilette Frauenstadtteilzentrum Schokoladenfabrik Berlin (zeitweiliger Versuch) 
  
  
4. Bodenversiegelung reduzieren  
Dachbegrünung FrauenWohnen München-Riem  
(meist nur auf Teilen der Gebäude)  Frauenstadtteilzentrum Schokoladenfabrik Berlin 

 Villa Magdalena K. Hamburg 
 Olga Rabiata Hamburg (intensiv, auf Kiga) 
 Frauen leben zusammen Hamburg (Garagendach) 
 Beginenhof Schwerte 
 Ökologisches und Soziales Wohnen für Frauen und Kinder Laatzen 

(Nebengebäude) 
 Wohnnachbarschaft Dönchekante, Kassel   
 Wohnen bei Arenberg 
 Wohnprojekt Bräukerweg Menden  
  
Hofbegrünung (innenstädtisch) Frauenstadtteilzentrum Schokoladenfabrik Berlin 
 Frauen leben zusammen Hamburg 
 HausArbeit Hamburg 
 Lilaluftschloss Frankfurt/Main 
 Buntes SHIA-Carré Dessau 
 Wohnen bei Arenberg 
  
Parkierungsflächen   
Wasserdurchlässige Decke Wohnprojekt Kendelhof Kempen 
Tiefgarage überdeckelt Wohnen für Alleinerziehende Frankfurt/Main 
  
Sonstiges:  
Mieterinnen(nutz)gärten/Grabeland Wohnen für Alleinerziehende Frankfurt 
 Alternatives Wohnen Recklinghausen 
 Frauen planen Wohnungen Bergkamen 
 Wohnen mit Kindern Köln 
 Beginenhof Dortmund 
 Wohnnachbarschaft Dönchekante, Kassel   
  

* keine differenzierten Informationen der Projekte vorhanden 
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werden. Außerdem erfordert eine sehr dichte Außenhaut zur Vermei-
dung von Feuchtigkeitsschäden (Schimmelbildung) eine sehr sorgfälti-
ge Belüftung, die nach Ansicht vieler Experten nur durch ein Belüf-
tungssystem erreichbar ist. Ein solches System kostet jedoch, insbe-
sondere in der konsequenteren Form mit Wärmerückgewinnung, zu-
sätzlich, braucht Raum(höhe), verbraucht Energie und muss regelmä-
ßig gewartet werden.
Wesentliche Faktoren der Energieeinsparung sind auch die Gebäude-
form und die Ausrichtung des Gebäudes, Kriterien, die tendenziell ei-
nigen Kriterien des frauengerechten Bauens entgegenstehen. Eine kom-
pakte Gebäudeform wird zwar unter Kostengesichtspunkten einem
Wohnprojekt entgegenkommen. Die "Idealform" des Kompakten, der
Würfel, führt allerdings in der meist realisierten Größenordnung (frei-
stehende Gebäude mit mindestens vier  Wohnungen je Ebene) zwangs-
läufig zu sehr unterschiedlich belichteten, also auch qualitativ sehr un-
terschiedlichen Wohnungen (und läuft in dieser Form auch dem Öko-
logie-Kriterium der optimalen Ausrichtung zuwider – mit innen lie-
genden Bädern und eingeschränkter Möglichkeit des "Durchwohnens").
Und der Wunsch nach einem Kommunikationsbereich in Form eines
"Innenhofes" kann bei dieser Gebäudeform erst bei relativ großen
Projekten annähernd realisiert werden.
Transparenz/Durchwohnen und gleichwertige Räume, zentrale Krite-
rien des frauenfreundlichen Wohnens, können zwar (und werden auch
häufig) sehr gut auch in kompakten Gebäuden realisiert werden. Je-
doch wirken gegliederte, differenziertere Baukörper tendenziell leichter
und freundlicher und die kommunikationsfreundlichen halböffentlichen
Bereiche (offene Treppenhäuser, erweiterte Verkehrsflächen im/am
Gebäude) lassen sich besser in auskragenden, vorspringenden und of-
fenen Bauteilen realisieren.
Auch eine optimale Gebäudeausrichtung (Nebenräume mit kleinen
Fenstern nach Norden, offene Räume, eventuell mit Wintergarten nach
Süden) ist nicht in allen Belangen mit den Anforderungen des frauen-
gerechten Bauens vereinbar: Abgesehen davon, dass nicht bei jedem
Grundstück (insbesondere innerstädtischen) eine Nord-Süd-Ausrich-
tung möglich und sinnvoll ist, erlaubt eine solche Ausrichtung z. B. nicht
die konsequente Orientierung der Küchen und/oder "Familien"räume
(Allräume) zu einem gemeinschaftlichen Innenhof, wie sie in Frauen-
wohnprojekten (Kommunikation, Kinderbeaufsichtigung usw.) oft ge-
wünscht wird6.
Weitere, in den Frauenwohnprojekten teilweise realisierte ökologisch
orientierte Baumaßnahmen sind Maßnahmen zur Regenwasserversik-
kerung und/oder Nutzung (Dachbegrünung, Regenwasserzisternen, Toi-
lettenspülung mit Regenwasser, Rasensteine für Stellplätze, …). Dage-
gen sind die ebenfalls auf längere Sicht kostensparenden, zunächst aber
kostenträchtigen Sonnenkollektoren oder Photovoltaik-Anlagen nur
selten in Frauenwohnprojekten realisiert worden, obwohl auch für
solche Anlagen Förderungsmöglichkeiten der bundeseigenen Kredit-
anstalt für Wiederaufbau (KfW) sowie auf Landes- und kommunaler
Ebene bestehen.
Der Grund liegt wohl nicht zuletzt darin, dass die Investoren (bei Miet-
wohnungsprojekten) bisher trotz der Förderung oft kein Interesse an
den zusätzlichen Investitionskosten haben, die sich erst im Laufe der

6 Allerdings ist die Wohnungsqualität
auch bei der verbreiteten Umsetzung

mit Ost-West-orientierten Baukörpern,
in denen die Grundrisse gespiegelt und
nur nach einer Seite ausgerichtet sind,

nicht gleichwertig.

siehe Kapitel Förderung
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Zeit über höhere Mieteinnahmen amortisieren7. Bei den von den Be-
wohnerinnen getragenen Projekten (Genossenschaften oder Einzelei-
gentum) spielt wohl ebenfalls das zusätzlich benötigte Investitionskapi-
tal eine entscheidende Rolle, da die Projekte in der Regel tendenziell
ein zu geringes Eigenkapital haben.
In beiden Fällen dürfte ein wesentlicher Faktor der Entstehungszeit-
punkt sein: war das Thema zur Gründungszeit der Schokofabrik noch
eher exotisch und die technische Umsetzung im Experimentierstadi-
um, so wird es in den letzten Jahren in der politischen Diskussion wie
in der Bauwirtschaft ernstgenommen und auch ökonomisch interes-
sant – der Markt bietet inzwischen eine breite Palette technisch aus-
gereifter Produkte.

3. Organisatorisches Konzept (Vorstellungen über
Rechtsform, Finanzierung, Inanspruchnahme von
Fördermitteln)
Spätestens, wenn die Vorstellungen über das Miteinander zumindest
im Ansatz geklärt und auch Vorstellungen über die baulichen Aspekte
entwickelt sind, sollten in einem organisatorischen Konzept die grund-
legenden Fragen der Realisierung bezüglich der Rechtsform bzw. Trä-
gerschaft, der finanziellen Möglichkeiten und der Möglichkeiten/dem
Interesse an der Inanspruchnahme von Fördermitteln (die ja in aller
Regel an Bedingungen geknüpft sind) geklärt werden.

Prinzipiell gibt es drei Möglichkeiten, um ein Frauenwohnprojekt zu
realisieren:
• als Mietwohnungen einer Investorin/eines Investors,
• als Eigentumswohnungen der Bewohnerinnen oder
• als gemeinschaftliches Eigentum der Bewohnerinnen,
wobei diese Möglichkeiten jeweils mehrere Unterformen haben (z. B.
geförderte oder freifinanzierte Mietwohnungen, gefördertes oder frei-
finanziertes Eigentum, gemeinschaftliches Eigentum auf privatrechtli-
cher oder genossenschaftlicher Basis usw.). Außerdem können diese
Möglichkeiten u. U. auch kombiniert werden, was vielen Projekten zu-
mindest als Ziel vorschwebt und manchmal auch gelungen ist. So wur-
den beispielsweise im Bremer Beginenhof Genossenschaftswohnun-
gen mit Eigentumswohnungen kombiniert, wobei die Hälfte der Ge-
nossenschaftswohnungen als Sozialwohnungen gefördert waren, wäh-
rend die andere Hälfte frei finanziert wurde. Im Bielefelder Beginen-
hof werden Mietwohnungen eines Investors mit einigen Eigentums-
wohnungen ergänzt. In anderen Projekten wurden zumindest unter-
schiedliche Förderarten kombiniert. Die Kombination unterschiedli-
cher Finanzierungs- und möglicherweise auch unterschiedlicher Rechts-
formen ist notwendig, wenn Frauen mit unterschiedlichen Einkom-
mens- und Vermögenssituationen zu dem Projekt Zugang haben sollen.
Da sowohl die Rechtsformen als auch die Finanzierungs- und Förde-
rungsmöglichkeiten jeweils spezifische Voraussetzungen haben, die eng
mit individuellen Gegebenheiten der Projektmitglieder, insbesondere
ihrer ökonomischen Situation und ihrer sozialen Lage zusammenhän-
gen, kann nicht darauf verzichtet werden, zu Beginn der Beschäftigung
mit dem organisatorischen Konzept die individuellen Voraussetzungen

7 Inzwischen ist allerdings zu beobach-
ten, dass manche Wohnungsbauunter-
nehmen sowohl im Rahmen von
Grundsanierungen, aber auch bei
Neubauvorhaben, energetische
Maßnahmen einbeziehen, die über das
gesetzlich vorgeschriebene Maß
hinausgehen (z. B. höhere Dämmstan-
dards, Lüftungsanlagen, teilweise auch
Photovoltaik-Anlagen). Das mag zum Teil
der schwierigeren Wohnungsmarktlage
geschuldet sein, die es u. U. notwendig
macht, für zahlungskräftige Nachfrage-
rInnen Besonderes zu bieten, ist aber, so
ist zu hoffen, in vielen Fällen auch ein
Ausdruck einer zukunftsorientierten
Geschäftspolitik.
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der einzelnen Projektmitglieder zu klären. Dabei geht es insbesonde-
re um folgende Fragen:
• Besteht Interesse an der Bildung von Wohnungseigentum?
• Besteht Interesse, gemeinschaftliches Eigentum zu bilden?
• Wie hoch ist das Eigenkapital, das gegebenenfalls zur Bildung des

gemeinschaftlichen bzw. des Einzeleigentums eingebracht werden
kann?

• In welcher Höhe stehen den Beteiligten gegebenenfalls private Dar-
lehen (von Verwandten, FreundInnen) zur Verfügung?

• Wie hoch ist die maximale monatliche Miete bzw. Belastung, die von
den Beteiligten bezahlt werden kann?

• Inwieweit liegt das Einkommen der Beteiligten unter der Grenze
der verschiedenen Förderformen?

• Welche mit der Förderung verbundenen Bedingungen (z. B. Wohn-
flächengrenzen) werden akzeptiert?

Die Frage nach den Einkommens- und Vermögensverhältnissen bzw.
der Zahlungsfähigkeit wird von manchen Projekten so lange wie mög-
lich umgangen, da Einkommens- und Vermögensfragen vielfach tabui-
siert sind. Doch führt an einer Offenlegung zumindest der Eckdaten
kein Weg vorbei, da sonst die zentralen Fragen der Rechts- und Finan-
zierungsform sowie der Förderungsmöglichkeiten nicht entschieden
werden können.

In den folgenden drei Kapiteln werden die Grundzüge und Bedingungen
sowie die Vor- und Nachteile der verschiedenen Rechtsformen, der
Finanzierungsmöglichkeiten und der Förderungsformen beschrieben.
Mit diesen Hinweisen sollte eine prinzipielle Klärung der für die Pro-
jektgruppe in Frage kommenden Optionen möglich sein – ggf. mit
Unterstützung einer kompetenten Beraterin.
Nach Abschluss dieses Klärungsprozesses sollte in einem organisatori-
schen Konzept festgehalten werden:
• in welcher Rechtsform das Wohnprojekt realisiert werden soll
• in welchem Rahmen sich die finanziellen Möglichkeiten der Beteilig-

ten bewegen
• ob und unter welchen Bedingungen Fördermittel in Anspruch ge-

nommen werden sollen.
Mit der Entwicklung des sozialen Konzepts, des Nutzungskonzepts und
des organisatorischen Konzepts sind alle Voraussetzungen geklärt, um
die Umsetzung der Projektidee in Angriff zu nehmen.siehe Kapitel Realisierung
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III. Rechtsformen

Im Folgenden werden die unterschiedlichen Rechtsformen, die für ein
Frauenwohnprojekt in Frage kommen, bezüglich ihrer Bedingungen
sowie ihrer Vor- und Nachteile in Grundzügen erläutert. Prinzipiell
sind die folgenden Rechtsformen für ein Wohnprojekt denkbar:
• Formen des gemeinschaftlichen Eigentums
• Einzeleigentum der Bewohnerinnen
• Eigentum von InvestorInnen.
Jede dieser Möglichkeiten hat spezifische Bedingungen sowie Vor- und
Nachteile, jede dieser Möglichkeiten kann die für den Einzelfall passen-
de sein. Eine "ideale" Rechtsform für ein Frauenwohnprojekt gibt es
nicht, es hängt vielmehr sowohl von den spezifischen Zielsetzungen
des Projekts als auch von den individuellen Möglichkeiten der Projekt-
mitglieder ab, welche Rechtsform die geeignete ist, wobei auch Kom-
binationen dieser Rechtsformen (z. B. Eigentum von InvestorInnen und
Einzeleigentum der Bewohnerinnen oder gemeinschaftliches und Ein-
zeleigentum) möglich sind.

1. Gemeinschaftliches Eigentum der Bewohnerinnen
Gemeinschaftliches Eigentum erscheint sehr vielen Wohnprojekten
(nicht nur den Frauenwohnprojekten) zumindest in der Anfangsphase
als ideale Form zur Realisierung eines Wohnprojekts. Gemeinschaftli-
ches Eigentum verbindet vom Grundprinzip her die Vorteile des Eigen-
tums, insbesondere weitgehende Entscheidungsmöglichkeiten über die
bauliche Gestaltung und deren Veränderung, aber auch rechtliche Si-
cherheit vor dem Wohnungsverlust (Schutz vor Kündigung) mit dem
Solidargedanken der Gemeinschaft, also der Sozialbindung des Eigen-
tums, die allerdings bei den verschiedenen Formen des gemeinschaftli-
chen Eigentums sehr unterschiedlich ausgeprägt ist. Bei Frauenwohn-
projekten, die gemeinschaftliches Eigentum anstreben, spielt oft der
Gedanke der Schaffung von Vermögen in Frauenhand eine wichtige
Rolle. Die Projekte weisen zu Recht auf die bekannte, sehr schiefe
Verteilung von Arbeit, Einkommen und Vermögen hin, die Frauen welt-
weit nur ein Hundertstel des vorhandenen Vermögens lässt. Ganz so
schief ist die Vermögensverteilung in der BRD zwar nicht, aber auch
hier haben Frauen nach Schätzungen des Statistischen Bundesamts nur
etwa 70 % des Vermögens der Männer8. Dabei geht es den Projekten
allerdings nicht (nur) darum, diese schiefen Vermögensverhältnisse zu
ändern (das wäre ja auch durch Einzeleigentum möglich), sondern auch
darum, das Vermögen dauerhaft für eine Frauengemeinschaft zu binden.
Die Wohnungen sollen deshalb der Kapitalverwertung (d. h. der indivi-
duellen Realisierung eventueller Wertsteigerungen der Wohnungen bzw.
Gebäude) entzogen werden, auch soll eine Weitergabe (durch Veräu-
ßerung, Schenkung oder Erbe) an Personen verhindert werden, die
nichts mit dem Projekt zu tun haben.
Ein wesentlicher Gedanke der Schaffung von gemeinschaftlichem Ei-
gentum ist auch die Erwartung, dass bei gemeinschaftlichem Eigentum
die Unterschiede zwischen den beteiligten Frauen bezüglich ihrer öko-
nomischen Situation – also der Verfügbarkeit von Einkommen und Ver-

8 Buchholz-Will, Wiebke (2005):
Beteiligungsmodelle erneuerbarer
Energien/Windkraftanlagen – nur für
männliche Besserverdienende. Eine
kritische Untersuchung der gegenwärti-
gen Fondspraxis und ihrer steuerlichen
Rahmenbedingungen. Genanet, Leistelle
für Gleichstellung und Nachhaltigkeit
(Hg), Frankfurt am Main. http://
www.genanet.de/fileadmin/downloads/
Studien/
genaS_5_Winkraftbeteiligungen.pdf
Zugriff 06.10.2007, S. 14
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mögen – ausgeglichen werden können und deshalb auch für Frauen,
die es sich sonst nicht leisten könnten, eine Beteiligung an dem ge-
meinschaftlichen Eigentum möglich ist und dass es darüber hinaus bei
gemeinschaftlichem Eigentum eher gelingt, (Solidar-)kapital von Drit-
ten einzuwerben, wodurch die Eigentumsbildung erleichtert wird. Ein
weiteres Motiv für die Schaffung gemeinschaftlichen Eigentums ist
u. U. auch der Wunsch, vorhandenes oder neu geschaffenes Vermögen/
Eigentum im Vererbungsfall dem Zugriff des Fiskus zu entziehen. Dazu
sind allerdings die unterschiedlichen Rechtsformen gemeinschaftlichen
Eigentums unterschiedlich gut geeignet.
Das deutsche Recht sieht sehr  unterschiedliche Möglichkeiten für die
Schaffung gemeinschaftlichen Eigentums vor, bei denen der Grad der
Bindung des Eigentums unterschiedlich stark ausgeprägt ist, was auch
zu unterschiedlichen Positionen und  Verantwortlichkeiten der Bewoh-
nerinnen führt. Im Folgenden werden die unterschiedlichen Formen
des gemeinschaftlichen Eigentums kurz charakterisiert.

Die (Frauen)Wohngenossenschaft

Die bekannteste und meist diskutierte Form des gemeinschaftlichen
Wohnungseigentums ist zweifellos das genossenschaftliche Wohnungs-
eigentum, das vielen Projekten als ideale Rechtsform vorschwebt. Rea-
lisieren lässt sich ein genossenschaftliches Frauenwohnprojekt entwe-
der durch Neugründung einer Genossenschaft oder durch Beitritt zu
einer bestehenden Genossenschaft oder zu einer Dachgenossenschaft.

Grundprinzipien einer Genossenschaft

Eine Genossenschaft ist nach § 1 des Genossenschaftsgesetzes eine
"Gesellschaft …, deren Zweck darauf gerichtet ist, den Erwerb oder
die Wirtschaft der Mitglieder oder deren soziale oder kulturelle Be-
lange durch gemeinschaftlichen Geschäftsbetrieb zu fördern".
Das Ziel einer Genossenschaft ist die Förderung der Mitglieder, der
gemeinsame Geschäftsbetrieb ist hierzu Mittel zum Zweck. Die Ge-
nossenschaft hat also per se keinen sozialen Auftrag, sondern ist aus-
schließlich auf die Interessen ihrer Mitglieder gerichtet. Diese kann sie
im Prinzip sowohl dadurch fördern, dass sie ihre Produkte – im Fall
der Wohnungsgenossenschaft die Wohnungen – den Mitgliedern gün-
stig zur Verfügung stellt, oder dass sie hohe Gewinne erzielt und diese
als Dividenden an die Mitglieder ausschüttet.
Traditionell allerdings sind Wohnungsgenossenschaften (nicht nur) in
Deutschland auf die Bereitstellung günstiger Wohnungen für ihre Mit-
glieder und nicht auf die Gewinnerzielung ausgerichtet9. Unterstützt
wird dies durch die drei Genossenschaftsprinzipien "Selbsthilfe, Selbst-
verwaltung und Selbstverantwortung", die den Kern der Genossenschafts-
tradition ausmachen. Genossenschaften sind entstanden als Zusammen-
schluss von Personen, die durch die Bündelung ihrer Kräfte ihre öko-
nomische Potenz stärken wollten (Selbsthilfe).
Die Idee der Bündelung der Kräfte ist auch heute noch ein zentraler
Punkt bei der Gründung neuer Genossenschaften. Die Idee der Selbst-
hilfe bedeutet aber auch, dass jede einen Beitrag zu der Genossen-
schaft leisten, also eine Eigenleistung – zumindest  in Form einer Über-
nahme von Geschäftsanteilen der Genossenschaft – erbringen muss.

Siehe Kapitel Finanzierung

siehe dazu auch das Kapitel Finan-
zierung, Abschnitt Eigenkapitalbil-
dung

siehe dazu den Kasten "Genossen-
schaftsgesetz"
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Auch die Genossenschaftsprinzipien der Selbstverwaltung und Selbst-
verantwortung kommen den Ideen von Wohnprojektgruppen entge-
gen: Die Genossenschaft kontrolliert sich selbst, Entscheidungen wer-
den von den Gremien der Genossenschaft gefällt, wobei alle Gremien
ausschließlich aus Mitgliedern der Genossenschaft bestehen und au-
ßerdem jedes Genossenschaftsmitglied bei Abstimmungen nur eine
Stimme hat, unabhängig von der Höhe seiner Geschäftsanteile. Dies
unterscheidet die Genossenschaft von Rechtsformen wie etwa der
Aktiengesellschaft, in denen der Einfluss auf unternehmerische Ent-
scheidungen von der Höhe der Kapitaleinlage abhängt. Auch hierdurch
entspricht die Genossenschaft dem Gemeinschaftsgedanken der Wohn-
projektgruppen, in denen die Unterschiede in Einkommen und Vermö-
gen keine Rolle spielen sollen.
Darüber hinaus sollen die Mitglieder ihr Stimmrecht persönlich aus-
üben – hierdurch wird verhindert, dass einzelne Mitglieder durch eine
Bevollmächtigung einen dominierenden Einfluss gewinnen10. Auch dies
stärkt das Element der Selbstverantwortung und Selbstverwaltung der
Genossenschaft.
Das Demokratieprinzip ist auch Ausdruck der innergenossenschaftli-
chen Solidarität. Selbsthilfe und Bündelung der Kräfte meint auch –
von der Idee her – die gegenseitige Unterstützung, auch wenn diese
weder im Genossenschaftsgesetz noch in den Genossenschaftsstatu-
ten festgeschrieben ist. Zumindest bietet die Genossenschaft eine gute
Basis für Wohnprojekte von Frauen unterschiedlicher Einkommenssi-
tuation, da z. B. die Eigenkapitalschwäche der einen möglicherweise
durch höhere Geschäftsanteile besser gestellter Mitfrauen ausgegli-
chen werden kann. Allerdings: Der Zusammenschluss in einer Genos-
senschaft kann zwar eine gute Voraussetzung für die Sicherung der
Finanzierung eines Wohnprojekts sein, ist aber für sich genommen noch
keine Lösung. Es bedarf bestimmter Voraussetzungen, damit die Vor-
teile der Genossenschaft auch genutzt werden können.
Ein weiteres wichtiges Prinzip der Genossenschaft ist die offene Mit-
gliederzahl11. Eine Genossenschaft kann jederzeit neue Mitglieder auf-
nehmen, auch können Mitglieder austreten, ohne dass für dieses Mit-
glied zwingend ein Ersatzmitglied gefunden werden muss. Damit die
Genossenschaft auch bei schwankender Mitgliederzahl nicht in ihrem
Bestand gefährdet wird, erhält ein ausscheidendes Mitglied nur den
Nominalwert seiner Einlagen zurück (sofern die Genossenschaft da-
durch nicht in Zahlungsschwierigkeiten kommt) partizipiert also nicht
an eventuellen Wertsteigerungen der Wohnungen bzw. Grundstücke
und Gebäude der Genossenschaft. Aus diesem Grund gilt die Woh-
nungsgenossenschaft bei ihren Befürwortern als eine Rechtsform, de-
ren Wohnungen "der Kapitalverwertung bzw. Spekulation auf Dauer
entzogen ist". Genau genommen gilt dies allerdings nur bei entspre-
chender Gestaltung der Satzung.
Mit Identitätsprinzip wird die Tatsache bezeichnet, dass die Mitglieder
der Genossenschaft, die Genossinnen, gleichzeitig Eigentümerinnen und
Nutzerinnen sind bzw. sein können. Das bedeutet: Bewohnerinnen von
Genossenschaftswohnungen müssen Mitglieder der Genossenschaft sein
und dazu einen oder mehrere Genossenschaftsanteile erwerben. Zahl
und Höhe der Anteile werden von der Genossenschaft festgelegt. Dafür
haben sie – als Miteigentümerinnen der Wohnungen, weit mehr Rech-

siehe hierzu das Kapitel Finanzierung

9 Dies ist auch darauf zurückzuführen,
dass Wohnungsgenossenschaften bis zu
Jahr 1990 den Status der Gemeinnüt-
zigkeit erlangen konnten, wenn sie
(unter anderem) ihre Dividende auf 4 %
beschränkten. Mit der Aufhebung des
Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetzes ist
diese Möglichkeit jedoch entfallen.

10 Eine Bevollmächtigung einer anderen
Person ist zwar im Prinzip möglich, doch
darf niemand mehr als zwei Mitglieder
vertreten (§ 43 (5) GenG).

11 Das bedeutet auch, dass die
Genossenschaft – im Gegensatz zu
Kapitalgesellschaften wie etwa der AG
oder auch der GmbH – kein fixes
Eigenkapital hat, sondern dass dieses je
nach Entwicklung der Mitgiederzahl
und dem Erwerb oder der Rückgabe
freiwilliger Geschäftsanteile erheblich
schwanken kann.

siehe dazu den Kasten "Genossen-
schaftsgesetz"

siehe dazu den Abschnitt Auflösung
im Kasten "Genossenschaftsgesetz"

siehe Kapitel Finanzierung
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te als Mieterinnen von "normalen" Mietwohnungen: Sie erhalten kei-
nen Miet- sondern einen "Dauernutzungsvertrag", der sie praktisch
unkündbar macht12. Die Wohnsicherheit ist also deutlich höher als bei
"normalen" Mietwohnungen. Das bezieht sich auch auf die Frage der
Höhe des Nutzungsentgelts. Zwar gilt hier im Prinzip das normale Miet-
recht, doch kann durch eine entsprechende Satzungsgestaltung (in der
das Ziel, preisgünstigen Wohnraum zur Verfügung zu stellen, formu-
liert wird), die Genossenschaft auf eine moderate Mietgestaltung fest-
gelegt werden. Auch verbietet es der Grundsatz der Gleichbehandlung
der Mitglieder, dass für Wohnungen mit gleichem Wohnwert unter-
schiedliche Nutzungsentgelte verlangt werden, sofern dies nicht auf
Unterschiede in der Förderung oder auf in der Satzung festgelegte
Gründe zurückzuführen ist. Schließlich können die Bewohnerinnen als
Genossinnen Einfluss auf die Geschäftspolitik der Genossenschaft und
damit auch auf die Mietpreisgestaltung nehmen. Allerdings müssen sie
auch die Interessen der Genossenschaft als Ganzes in Auge behalten
und darauf achten, dass die Genossenschaft zahlungsfähig bleibt. Auch
das meint das Prinzip der Selbstverantwortung.
Viele – auch traditionelle – Wohnungsgenossenschaften beschränken
sich nicht auf die Bereitstellung von preisgünstigem Wohnraum für
ihre Mitglieder, sondern definieren ihren Förderauftrag umfassender,
etwa indem sie Gemeinschaftsanlagen für ihre Mitglieder bereitstellen
oder sonstige Unterstützungsleistungen organisieren. In der Praxis der
Wohnungsgenossenschaften sind also bereits traditionell jene Aspekte
vorhanden, die auch von den "neuen" Wohnprojekten als zentral er-
achtet werden. Auch dies ist ein Grund für die Attraktivität, die die
Rechtsform Genossenschaft bei vielen Projektgruppen (zunächst) be-
sitzt.

Rechtliche Rahmenbedingungen

Die rechtlichen Rahmenbedingungen für Wohnungsgenossenschaften
sind im Genossenschaftsgesetz  zusammengefasst, das im Sommer 2006
grundlegend novelliert wurde. Die Novelle hat insbesondere die Neu-
gründung kleinerer Genossenschaften erleichtert. Das Gesetz regelt
das Prozedere der Gründung und legt bindende Inhalte der Satzung
fest, lässt aber einen erheblichen Gestaltungsspielraum offen.

Unterschiedliche Arten von Wohnungsgenossenschaften

Wie dargelegt, gibt es eine relativ große Gestaltungsfreiheit bei der
Festlegung der Zielsetzungen und anderer Satzungselemente von Ge-
nossenschaften, auch von Wohnungsbaugenossenschaften. Allerdings
haben bestimmte Festlegungen erhebliche steuerrechtliche und/oder
sozialpolitische Konsequenzen, die im Folgenden erläutert werden
sollen.
Die Vermietungsgenossenschaft hat das Ziel, ihre Mitglieder mit Woh-
nungen zu versorgen. Sie beschränkt sich daher auf die Vermietung
von Wohnungen sowie gegebenenfalls auf die Herstellung oder den
Erwerb von Wohnungen zur Vermietung. Eine solche Vermietungsge-
nossenschaft ist von der Körperschafts- und Gewerbesteuer befreit,
wenn sie mindestens 90 % ihrer Einnahmen aus der Vermietung von
Wohnungen erzielt13. Wenn die Genossenschaft neben Wohnungen auch
Gemeinschaftseinrichtungen und Folgeeinrichtungen herstellt, erwirbt

12 Eine Kündigung ist nur bei vertrags-
widrigem Verhalten möglich (z. B. bei

Mietrückständen oder schwerwiegender
Störung des Hausfriedens oder
genossenschaftsschädigendem

Verhalten).

13 Die Befreiung von Vermietungsgenos-
senschaften von der Körperschafts-

und Gewerbesteuer ist in der Gleich-
stellung von Nutzerinnen von Genos-

senschaftswohnungen, die ja gleichzeitig
Eigentümerinnen sind, mit selbst

nutzenden Eigentümerinnen von
Individualeigentum begründet.

Die wichtigsten Regelungen sind im
Kasten "Genossenschaftsgesetz" zu-
sammengefasst
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und betreibt, ist das für die Steuerbefreiung unerheblich, solange diese
Einrichtungen "überwiegend für Mitglieder bestimmt sind und der Be-
trieb durch die Genossenschaft notwendig ist" (§5 (1) Nr.10 Körper-
schaftssteuergesetz). Betreibt ein in Form einer Genossenschaft reali-
siertes Wohnprojekt also Gemeinschaftseinrichtungen, so besteht trotz-
dem die Chance, als Vermietungsgenossenschaft anerkannt zu werden.
Dagegen sind Wohnungsbaugenossenschaften, die sich auch dem Bau-
trägergeschäft widmen und Wohnungen bzw. Häuser zum Verkauf bau-
en, körperschafts- und gewerbesteuerpflichtig, wenn die Umsätze  aus
dem Bauträgergeschäft mehr als 10 % der Gesamtumsätze betragen.
Will also eine Projektgruppe ihr Projekt sowohl mit Miet- als auch mit
Eigentumswohnungen realisieren, so kann dies zu einer Steuerpflicht
der Genossenschaft führen, wenn die Genossenschaft als Bauträger
fungiert.
Eine besondere Form der Wohnungsgenossenschaft ist die eigentums-
orientierte Genossenschaft, bei der die Genossenschaftsmitglieder das
unwiderrufliche Recht haben, die von ihnen genutzten Genossenschafts-
wohnungen zu kaufen, falls die Mehrheit der in dem jeweiligen Objekt
wohnenden Genossenschaftsmitglieder sich für eine solche Umwand-
lung in Einzeleigentum entscheidet. Dieser besondere Genossenschafts-
typ wurde 1996 mit dem Eigenheimzulagegesetz mit dem primären
Ziel geschaffen, die nur schleppend vorankommende Privatisierung
ehemals volkseigener Wohnungen in den neuen Bundesländern zu un-
terstützen. Der Vorteil der eigentumsorientierten Wohnungsgenos-
senschaft lag in der Möglichkeit, für den Erwerb von Geschäftsanteilen
an einer solchen Genossenschaft die Eigenheimzulage in Anspruch zu
nehmen, was bei anderen Genossenschaften nicht möglich war. Diese
Möglichkeit wurde auch von Frauenwohngenossenschaften – z. B. dem
Lila Luftschloss in Frankfurt – genutzt. Mit dem Wegfall der Eigenheim-
zulage ist die Attraktivität dieser besonderen Rechtsform zweifellos
zurückgegangen, doch mag es Projekte geben, für die die Möglichkeit
einer späteren Umwandlung der Genossenschaftswohnungen in Ein-
zeleigentum eine denkbare Option darstellt.
Eine weitere, von Wohnprojekten genutzte Form der Genossenschaft
ist die MieterInnengenossenschaft. Eine MieterInnengenossenschaft ist
keine Wohnungsgenossenschaft im engeren Sinn, da sie ihre Wohnun-
gen nur verwaltet, aber kein Eigentum an den Wohnungen14 hat. Mie-
terInnengenossenschaften sind vor allem im Altbau in Zusammenhang
mit der Abwehr von Abrissplänen der Eigentümer (z. B. der Neuen
Heimat oder von kommunalen Wohnungsbaugesellschaften) entstan-
den. MieterInnengenossenschaften sind eine mögliche Form der Or-
ganisation von Bewohnerinnen, die ihr Wohnprojekt mit Hilfe einer
InvestorIn (z. B. einer Dachgenossenschaft, siehe unten) realisieren, die
Wohnungsverwaltung aber selbst übernehmen wollen. Im Gegensatz
zu den Wohnungsgenossenschaften sind Mietergenossenschaften je-
doch nicht von der Körperschafts- und Gewerbesteuer befreit, da sie
keine eigenen Wohnungen vermieten. Solange die Genossenschaft keine
Gewinne macht, ist die Steuerpflicht allerdings unerheblich. Bei den
von uns dokumentierten Frauenwohnprojekten gab es zeitweilig eine
Mieterinnengenossenschaft, die die Verwaltung von Wohnungen einer
WohnungseigentümerInnengemeinschaft übernommen hat Stadt und
Frau Wohnungsgenossenschaft eG in Freiburg).

14 Der Begriff "Mietergenossenschaft"
ist nicht gesetzlich definiert. Er wird
auch von Genossenschaften benutzt,
die von MieterInnen abrissbedrohter
oder sanierungsbedürftiger Häuser
gebildet wurden und die ihre Häuser
erworben haben, also im rechtlichen
Sinn Vermietungsgenossenschaften sind.

Beispiele für Mietergenossenschaften
finden sich unter:
http://www.mgf-farmsen.de/frames.html
oder http://www.falkenried-terrassen.de

(
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Die wichtigsten Bestimmungen des Genossenschaftsgesetzes

Notwendige Schritte zur Gründung einer Genossenschaft
Zur Gründung einer Genossenschaft sind seit der Novellierung des Genossenschafsgesetzes mindestens drei
Personen notwendig. Die Anforderungen sind hier also geringer als beim Verein, dessen Gründung mindestens
sieben Personen erfordert.
Dafür sind die Anforderungen an die Vorbereitung der Gründung weitaus höher. Zum einen muss eine Satzung
erstellt werden, die den Vorschriften des Genossenschaftsgesetzes genügt. Hierzu gibt es bei den Prüfverbänden
Mustersatzungen, auch sind die Satzungen mehrerer Frauenwohngenossenschaften im Internet zu finden (s. u.).
Zum anderen, und das ist zweifellos die höhere Hürde, muss ein tragfähiges wirtschaftliches Konzept entwickelt
werden. Zu klären sind zum Beispiel Fragen wie: Welche Leistungen soll die Genossenschaft für ihre Mitglieder
erbringen? Wie sollen diese Leistungen erbracht werden? Wie hoch soll der Eigenkapitalbeitrag der Bewohnerin-
nen sein? Welche sonstigen Möglichkeiten der Eigenkapitalbeschaffung sollen genutzt werden? Wie soll der Bau
oder Erwerb von Wohnungen finanziert werden? Wie hoch sollen die Rücklagen sein, um etwaige Verluste auszu-
gleichen? Wie hoch soll das Mindestkapital sein, das nicht unterschritten werden darf?
Stehen Satzung und wirtschaftliches Konzept, empfiehlt sich eine informelle Vorprüfung durch einen Prüfverband.
Fällt diese positiv aus, kann die Gründung der Genossenschaft erfolgen.
Dies geschieht auf einer Gründungsversammlung der Mitfrauen, die der Genossenschaft beitreten wollen. Nach
Beratung von Konzept und Satzung unterzeichnen die Gründungsmitglieder die Satzung, womit die Gründung
vollzogen ist. Die Gründungsversammlung wählt darüber hinaus den Vorstand und den Aufsichtsrat, die dann die
folgenden Schritte organisieren. Die Genossenschaft ist aber noch nicht rechtsfähig.
Dazu müssen nach dem Genossenschaftsgesetz noch die Satzung und das wirtschaftliche Konzept durch einen
staatlich anerkannten Prüfverband geprüft werden. Dabei kann die Genossenschaft auswählen, welchem Prüf-
verband sie beitritt, um diese Prüfung (und auch die regelmäßig notwendig werdenden folgenden Prüfungen)
durchführen zu lassen. Nach positiver Prüfung kann die Eintragung ins Genossenschaftsregister beantragt werden.
Mit der Eintragung ist die Genossenschaft erfolgreich gegründet und kann agieren.

Organe der Genossenschaft
Das oberste Organ einer Genossenschaft ist die Generalversammlung (Mitgliederversammlung). Diese entscheidet
über alle wesentlichen Fragen, wie zum Beispiel die Bedingungen der Nutzungsverträge und die Verwendung
etwaiger Überschüsse und wählt und entlastet sowohl den Vorstand als auch den Aufsichtsrat. Jedes Mitglied hat
eine Stimme. Allerdings können einzelnen Mitgliedern bis zu drei Stimmen zugebilligt werden, wenn diese "den
Geschäftsbetrieb der Genossenschaft besonders fördern". Für bestimmte Entscheidungen, z. B. die Änderungen
wesentlicher Punkte der Satzung, sind qualifizierte Mehrheiten (drei Viertel der abgegeben Stimmen) notwendig.
Hat eine Genossenschaft mehr als 1 500 Mitglieder, kann in der Satzung bestimmt werden, dass von den Mitglie-
dern eine "Vertreterversammlung" gewählt wird, die die Funktionen der Generalversammlung einnimmt.
Der Vorstand führt die Geschäfte der Genossenschaft und vertritt die Genossenschaft gerichtlich und außerge-
richtlich. Der Vorstand besteht aus mindestens zwei Personen, bei Genossenschaften mit weniger als 20 Mitglie-
dern genügt eine Person. Mitglieder des Vorstands müssen Mitglieder der Genossenschaft sein. Nach dem Gesetz
sind die Mitglieder des Vorstands nur gemeinsam handlungsberechtigt. Die Satzung kann jedoch abweichendes
festlegen. Vorstandsmitglieder haben bei ihrer Tätigkeit eine Sorgfaltspflicht und können unter Umständen für
Schäden, die der Genossenschaft durch Verletzung der Sorgfaltspflicht entstehen, haftbar gemacht werden.
Der Aufsichtsrat überwacht die Geschäftsführung des Vorstands und beruft nötigenfalls die Generalversammlung
ein. Der Aufsichtsrat besteht aus mindestens drei Personen, eine höhere Zahl kann durch die Satzung festgelegt
werden. In Genossenschaften mit weniger als 20 Mitgliedern kann auf den Aufsichtsrat verzichtet werden, in
diesem Fall nimmt die Generalversammlung die Funktionen des Aufsichtsrats ein. Auch die Mitglieder des Auf-
sichtsrats müssen Mitglieder der Genossenschaft sein, sie dürfen nicht dem Vorstand angehören.

Mitgliedschaft und Geschäftsanteile
Über die Aufnahme eines neuen Mitglieds entscheidet die Generalversammlung. Mitglieder müssen die in der
Satzung vorgeschriebene Anzahl von Geschäftsanteilen erwerben, für die das Mitglied eine Dividende (Gewinnan-
teil) erhält, sofern die Generalversammlung die Ausschüttung einer Dividende beschließt. Allerdings kann in der
Satzung die Ausschüttung einer Dividende ausgeschlossen werden. Von dieser Möglichkeit hat z. B. die Frauen-
wohngenossenschaft Lila Luftschloss Gebrauch gemacht. Bei Verlusten, die nicht durch Rücklagen gedeckt sind,
werden die Geschäftsguthaben zur Deckung des Verlusts herangezogen. Die Geschäftsguthaben der Mitglieder
vermindern sich dann entsprechend.
Geschäftsanteile können auf andere Personen übertragen werden, soweit diese Mitglieder der Genossenschaft
sind oder werden. Das gilt nicht für Geschäftsanteile, die eine Bewohnerin nach der Satzung mindestens halten
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muss (Pflichtanteile). Überträgt ein Mitglied alle ihre Geschäftsanteile, scheidet sie aus der Genossenschaft aus.
Die Kündigung der Mitgliedschaft durch das Mitglied ist im Prinzip zum Schluss eines Geschäftsjahres möglich, sie
ist jedoch ausgeschlossen, solange ein Mitglied in einer Wohnung der Genossenschaft wohnt. Die Kündigungsfrist
beträgt drei Monate, sie kann durch Satzung auf maximal 5 Jahre verlängert werden. Nach Beendigung der Mit-
gliedschaft wird das Geschäftsguthaben binnen 6 Monaten zurückbezahlt, es sei denn, die Genossenschaft würde
durch die Rückzahlung ein in der Satzung festgelegtes Mindestkapital unterschreiten oder die Satzung enthält
abweichende Regelungen für die Frist, die Voraussetzungen oder die Modalitäten der Auszahlung des Geschäfts-
guthabens. Analoges gilt auch für die Kündigung einzelner Geschäftsanteile, soweit es sich nicht um Pflichtanteile
handelt.
Die Mitgliedschaft in einer Genossenschaft ist personengebunden. Nach dem Tod eines Mitglieds geht zwar die
Mitgliedschaft zunächst auf die Erben über, erlischt aber zum Ende des Geschäftsjahres, es sei denn, die Satzung
bestimmt anderes und sieht die Fortsetzung der Mitgliedschaft vor, wobei dies an persönliche Voraussetzungen der
ErbIn gebunden werden kann. So bestimmt beispielsweise die Satzung der Wohnungsbaugenossenschaft
FrauenWohnen eG, dass ein geerbtes Stimmrecht (in dem Todesjahr des Mitglieds) von einer Frau ausgeübt
werden muss, wenn unter den ErbInnen eine Frau ist, die Mitgliedschaft aber am Ende des Geschäftsjahres endet.

Haftung
Die Haftungsfrage ist im Genossenschaftsgesetz auf zwei Ebenen geregelt: Gegenüber Gläubigern der Genossen-
schaft haftet nur die Genossenschaft selbst, nicht das einzelne Mitglied (§ 2 GenG). Allerdings haben die Mitglieder
nach dem Gesetz eine beschränkte "Nachschusspflicht" (d. h. im Falle der Zahlungsunfähigkeit der Genossenschaft
müssen die Mitglieder weiteres Geld in die Genossenschaft einbringen), jedoch kann diese Nachschusspflicht in
der Satzung auf eine Höchstsumme begrenzt bzw. ganz aufgehoben werden. Ansonsten muss maximal nochmals
die Summe eingezahlt werden, die der Gesamtsumme der Geschäftsanteile des jeweiligen Mitglieds entspricht.

Auflösung der Genossenschaft
Die Auflösung einer Genossenschaft kann jederzeit von der Generalversammlung mit einer Mehrheit von drei
Viertel der abgegebenen Stimmen beschlossen werden. Nach der Auflösung werden – soweit ein entsprechendes
Vermögen vorhanden ist, zunächst die Geschäftsguthaben zurückbezahlt, ein danach verbleibender Rest wird auf
die Mitglieder nach Köpfen verteilt (also unabhängig von der Höhe des Geschäftsguthabens des Mitglieds). Im Fall
der Auflösung der Genossenschaft gilt also die These von der dauerhaften Bindung etwaiger Wertsteigerungen der
Wohnungen nicht, ein dadurch entstandener Vermögenszuwachs wird vielmehr auf die Genossenschaftsmitglieder
aufgeteilt. Allerdings kann die Satzung auch bestimmen, dass das Vermögen oder Teile davon nicht verteilt, sondern
an eine andere Organisation übertragen wird. Die Wohnungsbaugenossenschaft FrauenWohnen eG bestimmt
zum Beispiel, dass der die Geschäftsanteile übersteigende Rest bei Auflösung "einer anderen Genossenschaft für
Zwecke der Sicherung preiswerten Wohnraums für Frauen" übertragen wird.

Prüfverbände
Die Genossenschaft muss einem Prüfverband beitreten. Im Gesamtverband der Wohnungswirtschaft (GdW) sind
14 Prüfverbände zusammengeschlossen (siehe www.gdw.de/).
Im Deutschen Genossenschafts- und Raiffeisenverband e.V. (DGRV) sind sechs anerkannte regionale Prüfverbände
zusammengeschlossen (siehe http://www.dgrv.de/de/mitglieder/regionalverbaende.html).
Darüber hinaus gibt es noch einige weitere, nicht dem GDW oder dem DGRV angeschlossene anerkannte Prüf-
verbände, zum Beispiel der "Prüfungsverband der klein- und mittelständischen Genossenschaften in Berlin", der
1995 gegründet wurde und in allen 16 Bundesländern Prüfungsrecht besitzt (siehe www.pruefungsverband.de).
Eine Liste aller Prüfverbände findet sich beim Bundesverein zur Förderung des Genossenschaftsgedankens, http:/
/www.genossenschaftsgedanke.de/documents/Pruefungsverbaende.pdf

Satzungsbeispiele und weitere Informationen
Beispiele für Genossenschaftssatzungen sind im Internet zu finden bei
der "FrauenWohnen eG" in München, http://www.frauenwohnen.de/genossenschaft/Satzung.pdf sowie beim "Lila
Luftschloss", http://www.lila-luftschloss.de/eg/fr_eg.htm
Die vom DGRV betriebene Website www.neuegenossenschaften.de bietet Informationen zur Neugründung von
Genossenschaften sowie eine kostenlose interaktive CD-Rom für Gründungsinteressierte unter http://www.neue
genossenschaften.de/bestellung.html
Informationen bietet auch der Bundesverein zur Förderung des Genossenschaftsgedankens unter http://www.genossen
schaftsgedanke.de
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Realisierung eines (Frauen-)Wohnprojekts durch Gründung
einer neuen Genossenschaft

Eine von vielen Frauenwohnprojekten zunächst angestrebte, aber dann
aufgegebene Möglichkeit zur Realisierung ihres Projekts ist die Neu-
gründung einer Genossenschaft. Der Vorteil einer Neugründung liegt
im Gestaltungsspielraum der Ziele der Genossenschaft und der inner-
genossenschaftlichen Regelungen sowie in der Möglichkeit, das Wohn-
projekt selbständig nach den eigenen Vorstellungen umsetzen und ver-
walten zu können. Kurz: bei der Neugründung einer Genossenschaft
behält die Projektgruppe einen hohen Grad an Autonomie.
Andererseits: Die Gründung einer Genossenschaft ist ein relativ lang-
wieriger und aufwendiger Prozess, auch wenn die Novellierung des
Genossenschaftsgesetzes im Jahr 2006 einige Erleichterungen gebracht
hat. Bei der Gründung sind eine Reihe von Verfahrensschritten zwin-
gend einzuhalten. Im Gegensatz zum Verein, bei dem es genügt, Ziel
und Zweck des Vereins in groben Zügen in der Satzung zu umreißen,
während über die Umsetzung der Ziele auch erst nach der Vereins-
gründung nachgedacht werden kann, erfordert die Gründung einer
Genossenschaft eine weitgehende Klärung insbesondere des ökono-
mischen Konzepts sowie eine präzise Festlegung der Rechte und Pflich-
ten der Mitglieder. Denn vor der Eintragung der Genossenschaft in
das Genossenschaftsregister muss das ökonomische Konzept von ei-
nem genossenschaftlichen Prüfverband geprüft und seine Tragfähigkeit
attestiert werden. Diese Prüfung erfordert ihre Zeit und war in der
Vergangenheit für manche geplante Genossenschaftsneugründung ein
unüberwindbares Hindernis.
Inzwischen scheint jedoch die Offenheit der Prüfverbände für Neu-
gründungen deutlich gewachsen zu sein – wozu wohl nicht zuletzt die
Novelle des Genossenschaftsgesetzes und das offensichtliche Interes-
se der Politik an der Belebung des Genossenschaftsgedankens beige-
tragen haben. Zunehmend scheinen die Prüfverbände die Funktion ei-
ner (wohlwollenden) Beratung einzunehmen, während die ersten Pro-
jekte, die Neugründungen versuchten, dort dem Vernehmen nach eher
auf Ablehnung stießen. So gab eines der ersten Frauenwohnprojekte,
das Hexenhaus in Berlin, die Idee der Gründung einer Genossenschaft
zum Kauf des zunächst besetzten Altbaus in Berlin Kreuzberg wegen
zu großer Widerstände des Prüfverbands auf. In Essen scheiterte der
Bau eines Beginenhofs zunächst, weil die Gründung der geplanten Ge-
nossenschaft nicht in dem von der Stadt Essen vorgegebenen Zeit-
raum durchgeführt werden konnte. Für die (erfolgreiche) Gründung
der Wohnungsgenossenschaft FrauenWohnen eG brauchten die
Münchner Frauen drei Jahre und bis zur Realisierung ihres ersten Pro-
jekts weitere 11 Jahre.
Von dem Prüfverband geprüft wird auch die Frage, inwieweit die vor-
gesehene Satzung alle im Genossenschaftsgesetz zwingend vorgeschrie-
benen Inhalte enthält. Neben diesen Inhalten besteht jedoch ein er-
heblicher Gestaltungsspielraum, weshalb es ratsam ist, die Genossen-
schaftssatzungen der wenigen Frauenwohnprojekte zum Beispiel zu
nehmen. Möglich ist es bspw., in der Satzung die Mitgliedschaft der
Genossenschaft auf Frauen zu beschränken, wie dies die Münchner
Frauenwohngenossenschaft FrauenWohnen eG gemacht hat. Die glei-
che Regelung enthält die Satzung der Frauenwohngenossenschaft Lila

siehe dazu Kasten "Genossenschafts-
gesetz"
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Luftschloss eG, wobei hier zusätzlich ein nicht auf Frauen beschränk-
ter FörderInnenkreis vorgesehen ist, der aber nicht den Status der
Mitgliedschaft erhält. Mitglieder können darüber hinaus bei beiden
Genossenschaften juristische Personen (z. B. Vereine oder andere Ge-
nossenschaften oder GbRs) werden, wobei diese nach der Münchner
Satzung durch eine Frau vertreten werden müssen.

Probleme bei der Realisierung eines (Frauen-)Wohnprojekts durch Neu-
gründung einer Genossenschaft

Wenn trotz der unzweifelhaften Vorteile von Genossenschaften rela-
tiv wenige Frauenwohnprojekte im Rahmen von Genossenschaften
realisiert werden, dann hat dies vor allem zwei Gründe: Zum einen
erwies sich, wie bereits erwähnt,  die Gründung neuer Genossenschaf-
ten zumindest bisher für viele Projekte als zu langwierig (und manch-
mal auch zu schwierig). Ob die Novelle des Genossenschaftsgesetzes
hier die erhoffte Erleichterung bringt, muss sich noch erweisen. Zum
anderen stellt die Beschaffung des notwendigen Eigenkapitals wie bei
anderen Formen des gemeinschaftlichen oder auch des Einzeleigen-
tums eine für viele Gruppen nicht zu überwindende Hürde dar. Aller-
dings ist inzwischen eine Reihe von Formen zur Rekrutierung von So-
lidarkapital für Genossenschaften entwickelt worden, die die Eigenka-
pitalschwäche neu gegründeter Genossenschaften überwinden helfen
sollen. Der Grundgedanke hierbei ist, dass Kapitalanlegerinnen, die die
Verbreitung des Genossenschaftsgedankens und/oder gemeinschaftli-
cher Wohnprojekte unterstützen wollen und sich mit einer beschei-
denen Verzinsung zufrieden geben bzw. ganz auf eine Verzinsung ver-
zichten, Genossenschaftsanteile erwerben oder in anderer Form Ka-
pital zur Verfügung stellen, ohne gleich oder später in eine der Genos-
senschaftswohnungen einziehen zu wollen.
Ein weiteres Problem neu gegründeter Genossenschaften ist die man-
gelnde  Bonität (d. h. die Bewertung der Zuverlässigkeit und Solidität
durch Banken und andere potentielle Kreditgeberinnen), denn nicht
selten haben neu gegründete Genossenschaften mit dem Problem zu
kämpfen, dass ihnen nur eine geringe Bonität zugesprochen wird und
sie deshalb weder günstige Kredite noch Fördergelder bekommen.
Schließlich mag auch die Scheu vor der selbständigen Durchführung
eines millionenschweren Bauprojekts zur Wahl "einfacherer" Lösun-
gen (etwa die Realisierung als Mietwohnungsprojekt einer Investorin)
geführt haben. Doch gibt es hierfür inzwischen einige Lösungssätze,
wie das Konzept einer unterstützenden Dachgenossenschaft (s. u.).

Realisierung eines (Frauen-)Wohnprojekts durch Beitritt zu
einer bestehenden Genossenschaft

Solche Probleme treten bei der zweiten Alternative zur Realisierung
eines Wohnprojektes in Form genossenschaftlichen Eigentums, dem
Beitritt zu einer bestehenden Genossenschaft, nicht auf. "Alte" Woh-
nungsgenossenschaften haben oft einen erheblichen finanziellen Spiel-
raum, so dass eines der Hauptprobleme neuer Genossenschaften, die
Beschaffung des notwendigen Kapitals zur Finanzierung des Projekts,
leichter gelöst werden kann. Allerdings bedeutet der Beitritt eines
Wohnprojekts zu einer bestehenden Genossenschaft, dass die Pro-
jektgruppe nur einen begrenzten Einfluss auf die Genossenschaft hat,

siehe Kapitel Realisierung

zu den unterschiedlichen Formen des
Solidarkapitals siehe Kapitel Finan-
zierung

siehe dazu das Kapitel Finanzierung

zu weiteren wichtigen Elementen der
Satzung siehe das Beispiel Lila Luft-
schloss
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Auszug aus der Satzung der Lila Luftschloss Frauenwohnungsbau eG

§ 1Zweck und Gegenstand
(1) Die Genossenschaft soll insbesondere Frauen das Wohnen zu tragbaren Bedingungen ermöglichen. Insbeson-
dere fördert die Genossenschaft selbstbestimmtes und gemeinschaftliches Wohnen. (…)
(3) Die Wohnungen sollen frauen-, kinder- und altengerecht, sowie preisgünstig und umweltverträglich geplant
und gebaut werden.
(4) Die Genossenschaft kann zur Ergänzung der wohnlichen Versorgung ihrer Mitfrauen Gemeinschaftseinrichtun-
gen und Folgeeinrichtungen, Läden und Räume für Gewerbetreibende, soziale und kulturelle Einrichtungen bereit-
stellen, die auf das Wohnumfeld bezogen sind.
(5) Bei der Bewirtschaftung sollen Formen der Selbstverwaltung angestrebt werden.

§ 6 Mitfrauen
(1) Mitfrauen (d. h. Mitglieder der Genossenschaft) können insbesondere Frauen werden, sowie junge Frauen vor
der Volljährigkeit, sofern eine oder mehrere Mitfrauen bereit sind, für deren finanzielle Verpflichtungen ohne Rück-
griff bis zur Volljährigkeit einzustehen. Mitfrauen können auch juristische Personen des privaten und öffentlichen
Rechts, BGB-Gesellschaften und Erben nach § 9 der Satzung werden.
(2) Es kann ein gesonderter FörderInnenkreis in der Rechtsform der BGB-Gesellschaft zur Unterstützung der
Genossenschaft gebildet werden.
Bei der Aufnahme ist ein Eintrittsgeld von 100 DM zu zahlen.

§ 9 Fortsetzung der Mitfrauenschaft durch Erben
Stirbt eine Mitfrau, so wird deren Mitfrauenschaft durch ihre Erben fortgesetzt.
Sind mehrere Erben vorhanden und teilen diese nicht innerhalb von 6 Monaten nach dem Todesfall der Genossen-
schaft schriftlich mit, welchem von ihnen die Mitgliedschaft allein überlassen worden ist, so endet diese mit dem
Schluss des Geschäftsjahres, in dem die Frist abgelaufen ist.

§ 12 Auseinandersetzung
(2) Die Ausgeschiedene kann lediglich das Geschäftsguthaben, nicht auch einen Anteil an den Rücklagen und dem
sonstigen Vermögen der Genossenschaft verlangen.

§ 13 Rechte der Mitfrauen
(1) Alle Mitfrauen haben gleiche Rechte. Sie üben diese in Angelegenheiten der Genossenschaft gemeinschaftlich
durch Beschlussfassung in der Mitfrauenversammlung aus.
(2) Aus den Aufgaben der Genossenschaft ergibt sich insbesondere das Recht jeder Mitfrau auf
a) wohnliche Versorgung durch Nutzung einer Genossenschaftswohnung,
b) Benutzung von Einrichtungen der Genossenschaft nach den dafür getroffenen Bestimmungen sowie das Recht

auf Teilnahme an sonstigen Vorteilen, die die Genossenschaft ihren Mitfrauen gewährt, nach Maßgabe der hierfür
aufgestellten Grundsätze.

(3) Die Mitfrau ist aufgrund der Mitfrauenschaft vor allem berechtigt, (...)
f) am Bilanzgewinn der Genossenschaft teilzunehmen

§ 14 Recht auf wohnliche Versorgung
(1) Das Recht auf Nutzung einer Genossenschaftswohnung sowie das Recht auf Erwerb einer Wohnung in der
Rechtsform des Wohnungseigentums, die Inanspruchnahme von Betreuungsleistungen und die Nutzung von Ge-
werberäumen steht in erster Linie nur den Mitfrauen der Genossenschaft zu.
(2) Die Genossenschaft soll angemessene Preise für die Überlassung des Gebrauchs von Genossenschaftswohnungen
bilden, die eine Kosten- und Aufwandsdeckung einschließlich angemessener Verzinsung des Eigenkapitals sowie
der ausreichenden Bildung von Rücklagen unter Berücksichtigung der Gesamtrentabilität der Genossenschaft
ermöglichen. Ein Anspruch der einzelnen Mitfrau kann hieraus nicht abgeleitet werden.
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§ 16 Pflichten der Mitfrauen
(2) Aus der Mitfrauenschaft ergibt sich die Verpflichtung zur Aufbringung der von der Genossenschaft zur Erfül-
lung ihrer Aufgaben benötigten Eigenmittel beizutragen durch
a) Zahlung des Eintrittsgeldes,
b) Übernahme einer im Umfang der Inanspruchnahme von genossenschaftlichen Leistungen entsprechenden An-

zahl von Geschäftsanteilen nach Maßgabe des §17 und fristgemäße Zahlung hierauf,
c) Teilnahme am Verlust,
d) weitere Zahlungen gemäß Beschluss der Mitfrauenversammlung nach Auflösung der Genossenschaft.

§ 17 Geschäftsanteil und Geschäftsguthaben
(1) Die Mitfrau beteiligt sich an der Genossenschaft aufgrund einer schriftlichen, unbedingten Beitrittserklärung
durch Übernahme eines oder mehrerer Geschäftsanteile.
(2) Der Geschäftsanteil beträgt 1000,00 DM. Jede Mitfrau verpflichtet sich, einen Anteil zu übernehmen. Jede
Mitfrau, der eine Wohnung überlassen wird, hat einen angemessenen Beitrag zur Aufbringung der Eigenleistung
durch Übernahme weiterer Geschäftsanteile nach Maßgabe der von Vorstand und Aufsichtsrat aufzustellenden
Grundsätze zu übernehmen.
(5) Die Höchstzahl der Anteile, mit denen sich eine Mitfrau beteiligen kann, ist 80.

§ 18 Ausschluss der Nachschusspflicht
(1) Die Mitfrauen haften gegenüber der Genossenschaft mit den übernommenen Geschäftsanteilen. Sie haben für
den Fall, dass die Gläubiger im Konkurs der Genossenschaft nicht befriedigt werden, keine Nachschüsse zur
Konkursmasse zu leisten.
(2) Die Mitfrauenversammlung kann nach Auflösung der Genossenschaft beschließen, dass die Mitfrauen, soweit
dies erforderlich ist, zur Deckung eines Fehlbetrages i. S. von § 87a Abs. 1 GenG zu weiteren Einzahlungen auf den
Geschäftsanteil verpflichtet sind, sofern sie diese noch nicht voll eingezahlt haben.

§ 21 Vorstand
(1) Der Vorstand besteht aus mindestens 3 Mitfrauen. Sie müssen als natürliche Person Mitfrau der Genossenschaft
sein.

§ 24 Aufsichtsrat
(1) Der Aufsichtsrat besteht aus mindestens 5 Mitfrauen. Die Mitfrauenversammlung kann eine höhere Zahl
festsetzen.

§ 40 Gewinnverteilung
Eine Gewinnverteilung findet nicht statt. Der Bilanzgewinn ist nach dem Abzug der Zuweisung an die gesetzliche
Rücklage den Ergebnisrücklagen zuzuweisen.

§ 41 Verlustdeckung
Schließt die Bilanz mit einem Verlust ab, so hat die Mitfrauenversammlung über die Verlustdeckung zu beschließen,
insbesondere darüber, in welchem Umfang der Verlust durch Verminderung der Geschäftsguthaben oder Heranzie-
hung der gesetzlichen Rücklage zu beseitigen ist.

Quelle:
Website der Lila Luftschloss Frauenwohnungsbau eG http://www.lila-luftschloss.de/eg/fr_eg.htm (letzter Zugriff
13.5.2008)
Ein weiteres Beispiel ist die Satzung von FrauenWohnen eG in München http://www.frauenwohnen-eg.de/genossen-
schaft/Satzung.pdf (letzter Zugriff 13.5.2008)
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vor allem, wenn es sich um eine vergleichsweise große "Altgenossen-
schaft" handelt (bei der andererseits die Wahrscheinlichkeit ausrei-
chender finanzieller Mittel besonders groß ist). Im Extremfall kann
deshalb die Realisierung eines Wohnprojekts durch Beitritt zu einer
Altgenossenschaft dem Modell "Mietwohnungsbau einer InvestorIn"
sehr nahe kommen. Ein Unterschied jedoch bleibt: Auch eine große
Genossenschaft mit großem Wohnungsbestand ist den Interessen ih-
rer Mitglieder verpflichtet. Inwieweit dies einem neu hinzu kommen-
den Wohnprojekt zu Gute kommt, hängt vom Einzelfall ab. Ein Beispiel
für diesen Lösungsansatz ist das zweite Beginenprojekt in Schwerte,
bei dem die Beginen einen Teil eines Neubaus einer Genossenschaft
bewohnen. Bezüglich des Einflusses auf die bauliche Gestaltung (ein-
schließlich Grundrisse) waren die Möglichkeiten sogar noch geringer
als bei dem ersten Beginenprojekt in Schwerte, das als Mietwohnungs-
bau eines privaten Investors realisiert wurde. Inwieweit sich die Situa-
tion der beiden Projekte (z. B. bezüglich der Mieten) auf längere Sicht
unterscheiden wird, lässt sich derzeit noch nicht sagen, dazu sind die
Projekte noch zu neu, außerdem sind die Mieten derzeit noch durch
die Soziale Wohnraumförderung determiniert.

Realisierung eines (Frauen-)Wohnprojekts unter dem Dach
einer "Dachgenossenschaft"

Bereits seit einigen Jahren wurden in Hamburg und München Konzep-
te entwickelt, die die Vorteile der Unterstützung eines Wohnprojekts
durch eine bestehende Wohnungsgenossenschaft mit einer weitgehen-
den Autonomie und Selbstbestimmung von Wohnprojekten zu verbin-
den suchen, um damit einen Weg zwischen den beiden Alternativen
"Beitritt zu einer bestehenden Genossenschaft" und "Neugründung"
zu eröffnen. Diese zunächst von den Wohnungsgenossenschaften Schan-
ze eG in Hamburg und WoGeno in München praktizierten Konzepte
werden inzwischen im Kontext der Bestrebungen zur Wiederbele-
bung des Genossenschaftsgedankens breit diskutiert. So wurde im Rah-
men des ExWoSt-Forschungsfelds "Revitalisierung des Genossenschafts-
gedankens" unter anderem ein "Praxisleitfaden" zu den Möglichkeiten
von "Dachgenossenschaften" entwickelt. Auch der Dachverband der
Beginen strebt die Gründung einer Dachgenossenschaft an – die Vor-
bereitungen hierzu wurden im Rahmen des ExWoSt-Projekts unter-
stützt.
Der Begriff "Dachgenossenschaft" ist weder rechtlich definiert noch
sind die Funktionen der Dachgenossenschaft und/oder die Beziehun-
gen zwischen dem Dach und dem Wohnprojekt sowie die rechtliche
Konstruktion eindeutig. Mit dem Begriff "Dachgenossenschaft" wer-
den vielmehr ganz unterschiedliche Rechts- und Finanzkonstruktionen
verbunden, denen nur eines gemein ist: Eine Dachgenossenschaft un-
terstützt Wohnprojekte durch die Übernahme bestimmter Aufgaben,
wobei das jeweilige Projekt einen höheren Grad an Autonomie hat als
beim Beitrittsmodell, bei dem eine Genossenschaft Wohnungen für
ein Wohnprojekt in mehr oder weniger traditioneller Weise errichtet
und an die Projektmitglieder vermietet. Die Dachgenossenschaft ist
also kein Dach für Genossenschaften, sondern eine Genossenschaft,
die unterschiedlich organisierten Projekten ein mehr oder weniger
schützendes Dach bietet.

zum ExwoSt-Programm siehe Ka-
pitel Förderung Abschnitt Förderun-
gen des Bundes
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Konzept für die Beginen Dachgenossenschaft

Quelle: http://www.dachverband-der-beginen.de/pdf/dachgenossenschaft.pdf
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Idealtypisch lassen sich drei verschiedene Modelle der Beziehung zwi-
schen Dachgenossenschaft und Projekt unterscheiden15:
1. Das "zweistufige Modell", bei dem eine Dachgenossenschaft die Woh-
nungen für ein Wohnprojekt errichtet und individuelle Nutzungsver-
träge mit den Bewohnerinnen abschließt. Die Bewohnerinnen sind
sowohl Mitglieder der Dachgenossenschaft als auch einer Bewohne-
rinnen-Organisation. Dieses Modell kommt dem Modell " Beitritt" sehr
nahe – der Unterschied besteht jedoch darin, dass das Projekt sich als
"Hausgemeinschaft" organisiert, der bestimmte Mitbestimmungsrech-
te und/oder Aufgaben übertragen werden. Als mögliche Organisati-
onsformen der Hausgemeinschaft kommen verschiedene Rechtsfor-
men in Betracht, so ein eingetragener Verein, eine GbR oder ein "Son-
derorgan" der Dachgenossenschaft. Welche Rechte diese Bewohne-
rinnen-Organisation hat, muss in einer Vereinbarung ausgehandelt wer-
den. Sie beziehen sich bei den bekannten Beispielen vor allem auf die
Gestaltung und Pflege der Außenanlagen, die Nutzung und Verwaltung
von Gemeinschaftsräumen und -flächen oder hausmeisterliche Tätig-
keiten (wie z. B. bei Gemeinsam Wohnen und Leben mit Kindern Köln).
In anderen Punkten, wie z. B. der Wohnungsbelegung, in Finanzierungs-
fragen oder bei Entscheidungen über Instandhaltungs- und Umbau-
maßnahmen hat sie oftmals nur Mitspracherecht. Das zweistufige Mo-
dell unterscheidet sich bezüglich der Möglichkeiten der Bewohnerin-
nen-Organisation im Endeffekt nicht sehr von den Kooperationsver-
einbarungen, die auch bei Investorenmodellen schon realisiert wor-
den sind.
2. Beim "dreistufigen" Modell ist die Dachgenossenschaft wie beim zwei-
stufigen Modell Eigentümerin der Wohnungen, überlässt die Wohnun-
gen jedoch dem Projekt im Ganzen zur selbst verwalteten Nutzung.
Die Dachgenossenschaft schließt dazu mit dem Projekt, das eventuell
auch als Mieterinnengenossenschaft organisiert sein kann, einen Gene-
ralnutzungsvertrag. Das Projekt bzw. die Projektorganisation schließt
dann mit den Bewohnerinnen Einzelmiet- bzw. -nutzungsverträge. Die
Projektorganisation ist also Zwischenmieterin der Wohnungen.
Der Vorteil dieser Konstruktion liegt aus Sicht der Projekte in der
größeren Autonomie der Projekte. Sie können über die Wohnungsbe-
legung und die Mietpreisgestaltung entscheiden und z. B. einkommens-
abhängige Mieten vereinbaren, wobei allerdings die Gesamteinahmen
die Kosten des Generalnutzungsvertrags decken müssen. In welchen
anderen Bereichen das Projekt Entscheidungsbefugnis hat, hängt von
der jeweiligen Ausgestaltung des Generalnutzungsvertrags ab.
Ein weiterer Vorteil der Konstruktion aus Sicht des Projekts liegt in
der Tatsache, dass die Finanzierung einschließlich der Aufnahme von
Darlehen sowie die Beantragung von Fördermitteln Aufgabe der Dach-
genossenschaft ist. Damit entfällt eines der Hauptprobleme von Ge-
nossenschaften, nämlich das Problem mangelnder Bonität, das die Dar-
lehensbeschaffung neuer Genossenschaften erschwert.
Was aus Sicht des Projekts ein Vorteil ist, birgt allerdings für die Dach-
genossenschaft ein Risiko, ist sie doch auf die Zahlungsfähigkeit der
Generalnutzerin – d. h. der Bewohnerinnen-Organisation – angewie-
sen, um den Kapitaldienst aus den für das Projekt aufgenommenen
Darlehen und die sonstigen Kosten zu decken. Die Dachgenossen-
schaft wird sich auf ein solches Risiko vermutlich nur dann einlassen,

siehe dazu das Kapitel Bewirtschaf-
tung

15 siehe Daniel Brunner, Jari Friebel,
Stephanie Hanrath, Heinz-Otto Weber

(2006): Modelle genossenschaftlichen
Wohnens. Praxisleitfaden Dachgenos-

senschaften in der Wohnungswirtschaft.
Herausgegeben vom Bundesministerium

für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung
(BMVBS) sowie vom Bundesamt für

Bauwesen und Rasumordnung (BBR)
http://www.bbr.bund.de/cln_005/

nn_21888/DE/Forschungsprogramme/
ExperimentellerWohnungsStaedtebau/

Forschungsfelder/ErschliessenVonGe-
nossenschaftspotenzialen/Veroeffentli-

chungen/DL__Sondergutachten_
_Praxisleitfaden__Dachgenossen

schaften,templateId=raw,property=
publicationFile.pdf/, S.18 ff.

siehe dazu Kasten "Rechtsformen Be-
wohnerinnen-Organisation"
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Mögliche Rechtsformen der Projekt- bzw. Bewohnerinnen-Organisation unter dem Dach
einer Dachgenossenschaft

Sowohl das zwei- als auch das dreistufige Modell einer Dachgenossenschaft erfordert eine Projekt- bzw. Bewohne-
rinnen-Organisation. Dafür sind im Prinzip fast alle in diesem Kapitel vorgestellten Rechtsformen möglich, doch
haben die einzelnen Rechtsformen unterschiedliche Konsequenzen. Brunner et al. unterscheiden folgende Mög-
lichkeiten:

1. Das funktional zweistufige Modell, bei dem die Hausgemeinschaft keine rechtlich selbständige Organisation
bildet, sondern nur als "Sonderorgan" der Dachgenossenschaft organisiert ist. Diesem Sonderorgan der Dach-
genossenschaft könnten im Rahmen der Satzung bestimmte Mitspracherechte eingeräumt werden. Da das
Sonderorgan keine rechtliche Selbständigkeit hat, ist weder eine formale Gründung notwendig noch treten
steuerrechtliche Probleme auf.

2. Beim formal zweistufigen sowie beim dreistufigen Modell gründen die Bewohnerinnen eine rechtlich selbständi-
ge Organisation. Ist das eine Gesellschaft des bürgerlichen Rechts (GbR), dann haftet jede Bewohnerin gesamt-
schuldnerisch für die GbR (siehe Abschnitt GbR in diesem Kapitel). Außerdem müssen die Mitglieder für
etwaige Gewinne Einkommensteuer bezahlen. Wird dagegen ein Verein oder eine MieterInnengenossenschaft
gegründet, kann die Haftung auf den Mitgliedsbeitrag bzw. die Pflichteinlage beschränkt werden, die Steuer-
pflicht (Körperschafts- und Gewerbesteuer) bleibt jedoch bestehen, wirkt aber nur, soweit Gewinne erzielt
werden. Beim dreistufigen Modell verliert darüber hinaus die Dachgenossenschaft unabhängig von der Rechts-
form der Bewohnerinnen-Organisation ihre Steuerbefreiung als Vermietungsgenossenschaft, da sie nicht an
Genossenschaftsmitglieder, sondern an die Bewohnerinnen-Organisation vermietet.
Ein Vorteil der Gründung einer rechtlich selbständigen Organisation der Bewohnerinnen liegt unter anderem in
der Tatsache, dass diese Organisation als juristische Person Mitglied der Dachgenossenschaft werden kann
(zusätzlich zu den Bewohnerinnen als individuelle Mitglieder der Dachgenossenschaft).

3. Beim Dienstleistungsmodell, bei dem das Projekt das Eigentum an den Wohnungen hält und "nur" Unterstüt-
zungsleistungen der Dachgenossenschaft in Anspruch nimmt, gilt sowohl haftungs- wie steuerrechtlich das bei
der jeweiligen Rechtsform Gesagte, die Kooperation hat keine spezifischen haftungs- oder steuerrechtlichen
Auswirkungen. Allerdings zählen die Einnahmen der Dachgesellschaft aus der Unterstützung von selbständigen
Wohnprojekten nicht zu den Mieteinnahmen, so dass die Dachgesellschaft das Steuerprivileg einer Vermie-
tungsgenossenschaft verlieren kann.

Ein Bespiel für ein dreistufiges Modell ist die Wohnungsgenossenschaft Schanze eG in Hamburg. Zum Konzept der
Schanze eG siehe:

Rosemarie Oltmann (2007): Schanze eG, Hamburg. Aufbruch, es anders zu machen – Vorreiterin einer autonomen
Wohnprojektestruktur. In: CONTRASTE Nr. 269 (Februar 2007) www.kommunikationssystem.de/news/Contraste/
Schanze-eG,Hamburg:Aufbruch-es-anders-zu-machen-Vorreiterin-einer-autonomen-Wohnprojektestruktur-
49625.html

Zu weiteren Erläuterungen siehe:
Daniel Brunner, Jari Friebel, Stephanie Hanrath, Heinz-Otto Weber (2006): Modelle genossenschaftlichen Wohnens.
Praxisleitfaden Dachgenossenschaften in der Wohnungswirtschaft. Herausgegeben vom Bundesministerium für Ver-
kehr, Bau und Stadtentwicklung (BMVBS) sowie vom Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung (BBR) http://
www.bbr.bund.de/cln_005/nn_21888/DE/Forschungsprogramme/ExperimentellerWohnungsStaedtebau/Forschungs-
felder/ErschliessenVonGenossenschaftspotenzialen/VeroeffentlichungenDL__ Sondergutachten__Praxisleitfaden_
_Dachgenossenschaften,templateId=raw,property=publicationFile.pdf/DL_Sondergutachten_Praxisleitfaden_Dachge
nossenschaften.pdf
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wenn das Projekt eine ausreichende Zahlungskraft der Bewohnerin-
nen nachweist und vor allem ein ausreichendes Eigenkapital einbringt.
Das gilt insbesondere, wenn es sich bei der Dachgenossenschaft selbst
um eine "junge" Genossenschaft mit geringer Kapitalkraft handelt. In
diesem Fall müssen die Finanzierungsfragen wie beim Modell "Neu-
gründung" vom Projekt selbst gelöst werden. So nimmt beispielsweise
die Dachgenossenschaft Schanze eG ein Projekt erst auf, wenn die
Finanzierung geklärt und alle Eigenkapitalbeiträge der Projektmitglie-
der eingezahlt sind. Mit der höheren Projektautonomie geht also auch,
eine höhere Projektverantwortung einher als beim zweistufigen Mo-
dell.
Problematisch bei dieser Konstruktion sind allerdings steuerrechtliche
Aspekte. Da die Bewohnerinnen-Organisation gemieteten Wohnraum
weitervermietet (und nicht eigene Wohnungen), kann sie selbst dann
nicht das Steuerprivileg des § 5a Körperschaftssteuergesetz in Anspruch
nehmen, das Genossenschaften oder auch Vereinen bei der Vermie-
tung eigenen Wohnraums zugestanden wird, wenn sie sich auf das Ver-
mietungsgeschäft beschränkt (siehe oben). Die Bewohnerinnen-Orga-
nistation wird also unabhängig von ihrer Rechtsform körperschafts-
und gewerbesteuerpflichtig, was aber dann unerheblich ist, wenn sie
keine Gewinne macht.
3. Eine noch weitergehende Autonomie des Projekts, aber auch eine
höhere Selbstverantwortung bietet die dritte Variante, bei der das
Projekt (bzw. eine Bewohnerinnen-Organisation) Eigentümerin der
Wohnungen bzw. Gebäude wird und die Funktion der Dachgesellschaft
sich auf Unterstützungsleistungen bei der Gründung, dem Bau und/
oder der Bewirtschaftung beschränkt. Wie weit diese Unterstützungs-
leistungen gehen, wird in einem Dienstleistungsvertrag zwischen der
Bewohnerinnen-Organisation und der Dachgesellschaft geregelt. Die-
ses Modell kommt der Variante "Neugründung" sehr nahe bzw. kann
als eine Spielart dieser Variante angesehen werden, bei der die Dach-
genossenschaft Beratungs- und Unterstützungsleistungen erbringt. Die
mit der Neugründung verbundenen gravierenden Probleme der Fi-
nanzierung und der fehlenden Bonität können allerdings durch einen
bloßen Kooperationsvertrag nicht gelöst werden – hier unterscheidet
sich das Modell nicht von der Neugründung. Möglich ist bei dieser Vari-
ante allerdings auch, dass sich die Bewohnerinnen  nicht in einer Ge-
nossenschaft, sondern in anderer Weise, etwa einem Verein oder in
einer GbR organisieren. Dann gelten im Prinzip die weiter unten dar-
gestellten Bedingungen dieser Rechtsformen.
Wie bereits erwähnt, plant auch der Dachverband der Beginen die
Gründung eine Dachgenossenschaft, die zum einen Unterstützungslei-
stungen für neue Beginenprojekte wie auch Dienstleitungen für be-
stehende Projekte, etwa im Bereich der Wohnungsverwaltung  über-
nehmen soll. Solche Dienstleistungen könnten auch für Projekte über-
nommen werden, die als Mietprojekte von InvestorInnen realisiert
wurden, bei denen aber die Bewohnerinnen die Wohnungen in Eigen-
regie verwalten. Die Möglichkeiten einer solchen Dachgenossenschaft
wurden ebenfalls im Rahmen des bereits erwähnten ExWoSt-Projekts
untersucht. Im Ergebnis wird ein Modell einer Dachgenossenschaft prä-
feriert, der sowohl Mitfrauen als auch Projekte als auch investierende
Mitglieder (letztere ohne Stimmrecht) beitreten können.

siehe Kasten "Rechtsformen Bewoh-
nerinnen-Organisation"

zu der geplanten Struktur siehe den
"Kasten Dachgenossenschaft der Be-
ginen"
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Die Untersuchung zu den Möglichkeiten einer Dachgenossenschaft für
die Beginen ergab aber auch, dass "der besondere Vorteil der Genos-
senschaft – die Solidarität der Frauen und der Projekte – gleichzeitig
das größte Hemmnis ist"16, da sie zu einer gegenseitigen wirtschaftli-
chen Abhängigkeit führt, die im Fall der Insolvenz  bzw. des Defizits alle
Beteiligten betrifft. Aus diesem Grund werden vom Dachverband der
Beginen auch andere Lösungen untersucht, so z. B. das Syndikatsmo-
dell.

Die Stiftung

Vom Grundgedanken her ist eine Stiftung eine Rechtsform zur dauer-
haften Verwaltung eines Vermögens, dessen Erträge für den in der Stif-
tungssatzung angegeben Zweck verwendet werden. Die Stiftung ist
also im Prinzip auf "ewig" angelegt – und tatsächlich gibt es ja auch
recht alte Stiftungen, auch wenn wirtschaftliche Krisen, Inflationen,
Börsencrashs und Immobilienkrisen schon viele Stiftungsvermögen re-
duziert oder gar vernichtet haben. Vom Prinzip her jedoch soll das
Stiftungsvermögen erhalten bleiben und nur die Erträge aus der Ver-
mögensanlage für den Stiftungszweck verwendet werden.
Dies ist einer der Gründe, warum wir Stiftungen vor allem mit großen
Vermögen in Verbindung bringen. Tatsächlich sind viele der bekannten
Stiftungen aus dem Nachlass reicher Männer entstanden, die auf diese
Weise ihren Nachruhm sichern und über ihren Tod hinaus bestimmen
wollen, was mit ihrem Vermögen geschieht. Frauen hatten bisher weit
seltener die Chance, diese Möglichkeit zu nutzen.
Doch die Gründung einer Stiftung ist nicht auf große Vermögen be-
schränkt. Sie kann z. B. auch für Frauen interessant sein, die kleinere
Vermögens- oder Sachwerte zu vererben haben – vor allem, wenn sie
sich zusammenschließen. Ein beeindruckendes Beispiel hierfür liefert
die SAPPhO Frauenwohnstiftung (siehe weiter unten).
Es gibt im deutschen Recht eine Reihe von Stiftungsarten (gemeinnüt-
zige Stiftung, Familienstiftung, kirchliche Stiftung, selbständige (rechts-
fähige) oder unselbständige Stiftung) wobei für Frauenwohnprojekte
nur die gemeinnützige rechtsfähige Stiftung von Interesse sein dürfte.
Deshalb wird im Folgenden nur auf diese Stiftungsart eingegangen.

Grundsätze einer (gemeinnützigen) Stiftung

Die Stiftung ist eine eigenständige Rechtsform ohne Eigentümerin. Die
Stiftung gehört also niemand, auch gibt es keine Mitglieder der Stif-
tung (wohl aber Mitglieder der Gremien der Stiftung). Deshalb ist ein
einmal gestiftetes Vermögen auch nicht wieder rückholbar, es muss in
der Stiftung verbleiben.
Stiftungen sind nachhaltig angelegt, deshalb darf das Vermögen nicht
angetastet werden. Dieser Grundsatz stellt hohe Anforderungen an
die Vermögensverwaltung. Der Grundsatz des Vermögenserhalts er-
fordert eine sichere Anlage, das Ziel, Gelder für den Stiftungszweck zu
erwirtschaften, spricht eher für eine möglichst gewinnbringende Anla-
ge – zwei Ziele, die in einem tendenziellen Konfliktverhältnis zueinan-
der stehen:  Was sicher ist, bringt meist wenig Gewinn, was viel Gewinn
bringt, ist nicht immer sicher. Wegen des Gebots des Erhalts des Stif-
tungsvermögens (und des Gebots der satzungsgemäßen Verwendung
der Erträge) steht das wirtschaftliche Gebaren der Stiftungsorgane

siehe dazu den Abschnitt "Mietshäu-
sersyndikat" in diesem Kapitel

16 Helene Maron, Philip Potter, Angelika
Simbringer (2007): Erschließen von
Genossenschaftspotenzialen. Schriften-
reihe Forschungen Nr. 126, herausgege-
ben vom Bundesministerium für Verkehr,
Bau und Stadtentwicklung (BMVBS)
und Bundesamt für Bauwesen und
Raumordnung, Bonn, S. 127

zu den Ausnahmen siehe Kasten "Die
rechtsfähige gemeinnützige Stiftung"
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Die rechtsfähige gemeinnützige Stiftung

Die Stiftung ist eine "verselbständigte Vermögensmasse", deren grundlegende Bedingungen im Bürgerlichen Ge-
setzbuch (BGB) in den § 80-88 geregelt sind. Die Ausgestaltung dieser grundlegenden Regelungen, insbesondere
die Bedingungen für die Anerkennung einer Stiftung, ist in den jeweiligen Stiftungsgesetzen der Bundesländer
geregelt. Diese weisen durchaus gewisse Unterschiede auf, so dass es sich lohnen kann, ein Bundesland mit einem
möglichst "liberalen" Stiftungsgesetz (und Anerkennungspraxis) auszuwählen. Die Stiftung SAPPhO Frauenwohnstift
hat aus diesen Gründen ihren Geschäftssitz nach NRW gelegt. Auf die Unterschiede zwischen den Bundesländern
kann hier nicht eingegangen werden.

Errichtung einer Stiftung
Prinzipiell kann jede (und jeder) eine Stiftung errichten. Voraussetzung ist allein die Festlegung eines Stiftungs-
zwecks und die Einbringung des zur nachhaltigen Erfüllung des Stiftungszwecks notwendigen Vermögens. Dieses
muss ausreichen, um aus den Erträgen den Stiftungszweck erfüllen zu können. Die Errichtung ist sowohl zu
Lebzeiten als auch im Rahmen eines Testaments möglich. Außerdem kann auch eine Erbin ihr Erbe oder Teile
davon innerhalb einer Frist von 2 Jahren in eine Stiftung überführen. In diesem Fall wird das Erbe bei der Erb-
schaftssteuer so behandelt, also ob es direkt der Stiftung zugeflossen wäre, d. h. das Erbe ist von der Erbschafts-
steuer befreit, falls es sich um eine gemeinnützige Stiftung handelt (§ 29 (4) Erbschafts- und Schenkungssteuer-
gesetz (siehe unten)).
Der Stiftungszweck kann beliebig gewählt werden, solange er nicht das Gemeinwohl gefährdet. Soll die Stiftung als
gemeinnützig anerkannt werden, muss der Stiftungszweck jedoch gemeinnützig im Sinne der §§ 51 ff der
Abgabenordung sein und die Stiftung muss selbstlos handeln (siehe dazu die Ausführungen zur Gemeinnützigkeit in
Kapitel I).
Stiftungskapital: Als Stiftungskapital können sowohl Geld als auch sonstige Vermögenswerte (Immobilien, Wertpapie-
re, Gemälde usw.) eingebracht werden. Allerdings müssen die Vermögenswerte zumindest so viel Ertrag bringen,
dass der Stiftungszweck erfüllt werden kann. Eine Mindestsumme ist dabei nicht festgelegt, in Niedersachsen gelten
derzeit 25 000 € auf jeden Fall als ausreichend, gegebenenfalls kann davon abgewichen werden.
Stiftungssatzung: Neben Namen und Sitz der Stiftung muss die Satzung mindestens den Zweck, das Vermögen und
den/die Namen der Person(en) enthalten, die den Vorstand bildet/bilden. Die Stifterin bestimmt also, wer die
Stiftungsgeschäfte führen soll. Sie kann auch festlegen, wie lange die Person im Amt bleiben und wie neue Vorstän-
de bestimmt werden sollen. In der Regel obliegt es den bei der Errichtung der Stiftung ernannten Vorstandsmitglie-
dern, den Vorstand zu erneuern.
Über die Geschäfte der Stiftung entscheiden also wenige Personen, die, im Gegensatz zum Verein oder zur Genos-
senschaft, keinem Kontrollgremium Rechenschaft ablegen müssen. Diese Funktion übernimmt die staatliche Auf-
sicht.
Viele Stiftungssatzungen sehen aus diesen Gründen zwei Gremien vor: einen Vorstand, der die Geschäfte führt und
ein Kuratorium oder einen Beirat, der den Vorstand wählt. Die ersten Mitglieder beider Gremien werden von der
Stifterin bestimmt. Die Satzung von SAPPhO Frauenwohnstiftung trennt dagegen zwischen einem Gesamtvorstand
und einem geschäftsführenden Vorstand.

Mustersatzungen finden sich z. B. unter http://www.mi.niedersachsen.de/master/C437117_N13784_L20_D0_ I522.html
(Niedersächsisches Ministerium für Inneres und Sport, Allgemeine Angelegenheiten des Inneren, Stiftungsrecht…)
Die Satzung der Sappho Frauenwohnstiftung findet sich unter http://www.sappho-stiftung.de/content/SATZUNG.pdf.

Die Anerkennung der Rechtsfähigkeit der Stiftung muss bei der zuständigen Stiftungsaufsicht beantragt werden. Die
zuständige Behörde ist im Stiftungsgesetz des jeweiligen Landes festgelegt. Oberste Stiftungsbehörde ist das Innen-
ministerium des Landes, in dem die Stiftung ihren Sitz hat. In der Regel gibt es bei den Regierungspräsidien regional
zuständige Behörden.

Regeln für die Arbeit einer Stiftung
Das Vermögen einer Stiftung muss in seinem Bestand erhalten bleiben. Das bedeutet zum einen, dass nur die
Erträge und nicht das Stiftungsvermögen für den Stiftungszweck ausgegeben werden dürfen. Und das bedeutet
zum anderen, dass einmal gestiftetes Vermögen nicht zurückgeholt werden darf – es sei denn, die Stifterin gerät in
eine wirtschaftliche Notlage. Dann kann sie das gestiftete Vermögen oder Teile davon zurückholen. Nach den
Hinweisen von SAPPhO ist sie dazu sogar verpflichtet, wenn sie Sozialhilfe oder Arbeitslosengeld II empfängt
(Rückforderung wegen Notbedarf, siehe Sappho Frauenwohnstiftung (2002): Ein Leitfaden, Wuppertal, Selbstverlag S. 9).
Außerdem kann bis maximal ein Drittel der Erträge zur Unterstützung der Stifterin und ihrer nächsten Angehöri-
gen verwandt werden, ohne dass dies die Gemeinnützigkeit gefährdet.
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Die Erträge einer Stiftung müssen "zeitnah" für den Stiftungszweck verwendet werden, die Bildung einer Rücklage
ist allerdings möglich, wenn die Satzung dies vorsieht. Das Gleiche gilt für Spenden an die Stiftung. Zustiftungen
müssen dagegen dem Stiftungsvermögen zugeführt werden, d. h. diese Vermögen müssen wie das ursprüngliche
Stiftungskapital erhalten bleiben.
Jahresbericht: Die Stiftung muss der Stiftungsaufsicht jährlich einen Bericht über den Vermögensbestand und die
satzungsgemäße Verwendung von Spenden und Erträgen vorlegen. Außerdem kann die Stiftungsaufsicht jederzeit
Unterlagen einsehen.
Anzeigepflicht bestimmter Geschäfte: Das nordrhein-westfälische Stiftungsgesetz schreibt vor, dass der Verkauf und
die Beleihung von Grundstücken oder sonstigen Vermögen ab einer Summe von 100 000 € angezeigt werden
muss. Das niedersächsische Gesetz kennt keine solche Regelung.
Haftung: Die Vorstandsmitglieder müssen bei schuldhafter Verletzung ihrer Pflichten Schadenersatz leisten. Das gilt
auch bei grober Fahrlässigkeit. Bei falscher Ausstellung von Spendenbescheinigungen haften sie mit 30 % der
bescheinigten Summe.

Steuerliche Vorteile des Stiftens
Das Stiften ist eine der besten Möglichkeiten, um selbst zu bestimmen, was mit eventuell vorhandenem Vermögen
geschieht, das nicht für eigene Bedürfnisse gebraucht wird. Der Staat unterstützt das Stiften mit erheblichen
Begünstigungen bei fast allen Steuern, falls der Stiftungszweck als gemeinnützig anerkannt wird. Mit dem im Okto-
ber 2007 verabschiedeten "Gesetz zur weiteren Stärkung des bürgerschaftlichen Engagements" wurden die steu-
erlichen Möglichkeiten sogar deutlich erweitert. Die steuerlichen Begünstigungen beziehen sich sowohl auf Zu-
wendungen an eine neue oder bestehende Stiftung als auch auf die Stiftungen selbst.

Steuerliche Begünstigung von Zuwendungen an Stiftungen
Grundsätzlich sind zwei Formen von Zuwendungen an Stiftungen möglich: Spenden und (Zu-)stiftung. Spenden
sind Zuwendungen, die gewissermaßen die Erträge der Stiftung erhöhen und deshalb "zeitnah" für den Stiftungs-
zweck ausgegeben werden müssen, während die Stiftung bzw. Zustiftung den Vermögensstock der Stiftung schafft
bzw. erhöht.
Spenden an Stiftungen und andere gemeinnützige Organisationen sind jedes Jahr bis zu einer Höhe von 20 % der
Einkünfte der Steuerpflichtigen bei der Einkommensteuer als Sonderausgaben abzugsfähig (§ 10b Einkommensteu-
ergesetz). Soweit die Summe der in einem Jahr getätigten Spenden die Höchstgrenze übersteigt, ist der übersteigen-
den Betrag in den kommenden Jahren absetzbar, wobei in jedem Jahr der Höchstbetrag von 20 % nicht überschrit-
ten werden darf. Theoretisch kann also eine Spenderin in einem Jahr eine sehr große Spende machen und diese auf
die folgenden 20 Jahre (oder mehr) aufteilen. Praktisch ist dies allerdings kaum ratsam, sinnvoller ist in einem
solchen Fall sicherlich die (Zu-)Stiftung.
Zuwendungen zum Vermögen einer Stiftung, also die Stiftung bzw. Zustiftung können zusätzlich zu den Spenden als
Sonderausgaben geltend gemacht werden. Der Höchstbetrag für die steuerliche Anerkennung von Zustiftungen
liegt bei 1 Million € innerhalb eines 10-Jahreszeitraums, wobei es unerheblich ist, ob die Zuwendung in einer
Summe oder in Jahresraten gestiftet wird. Möglich ist immer die Verteilung der Summe auf bis zu 10 Jahre.
Die aus einer Spende oder einer Zustiftung resultierende Steuerersparnis ist wegen des progressiven Steuertarifs
umso höher, je höher das Einkommen ist. Die maximale Steuerersparnis liegt derzeit bei 45 %  des gespendeten
bzw. gestifteten Betrags (bei einem zu versteuernden Einkommen von 250 000 € für Ledige). Im Bereich von
52 000 bis 250 000 € liegt die Steuerersparnis bei 42 %).

Steuerliche Begünstigung der Aktivitäten gemeinnütziger Stiftungen
Nicht nur die Zuwendungen an gemeinnützige Stiftungen, sondern auch die gemeinnützigen Stiftungen selbst sind
in hohem Maße steuerbegünstigt, denn eine als gemeinnützig anerkannte Stiftung ist von der Erbschafts-, Schenkungs-
Körperschafts- und Gewerbesteuer befreit und zahlt außerdem nur einen ermäßigten Umsatzsteuersatz. Auch von
der Grundsteuer sind Stiftungen befreit, soweit der Grundbesitz für gemeinnützige Zwecke genutzt wird. Dies gilt
allerdings nicht für Wohnungen. Im Übrigen gelten auch bei Stiftungen die steuerrechtlichen Regelungen zum
wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb (siehe dazu die Ausführungen bei der Rechtsform "Verein").

Zu weiteren Informationen siehe:
Website des Bundesverbands Deutscher Stiftungen, http://www.stiftungen.org
Niedersächsisches Ministerium für Inneres, Sport und Integration Stiftungsrecht, http://www.mi.niedersachsen.de/
master/C448332_N13784_L20_D0_I522.html
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unter staatlicher Aufsicht. So muss zum Beispiel in NRW ein Grund-
stücks- oder Immobilienverkauf bei der Aufsichtsbehörde angezeigt
werden, wenn der Wert 100 000 € übersteigt.
Nachhaltigkeit bedeutet auch: Ein einmal festgelegter Stiftungszweck
ist unveränderlich (wenngleich es auch hier festgelegte Ausnahmen gibt).
Dies führt zu einem gewissen Dilemma bei der Satzungsgestaltung: Ist
der Stiftungszweck zu eng, dann kann auf veränderte Rahmenbedin-
gungen nur schwer reagiert werden. Ist er zu weit, dann ist es fraglich,
ob die Stiftungsorgane auch in späteren Jahren noch entsprechend
dem Willen der Stifterinnen handeln.
Eine Stiftung kann als gemeinnützig anerkannt werden, wenn sie aus-
schließlich und unmittelbar gemeinnützigen Zwecken entsprechend der
Abgabenordung dient. Es gelten hier also die gleichen Vorschriften wie
für die Gemeinnützigkeit von Vereinen. Allerdings – und das unter-
scheidet die Stiftung vom Verein – gilt eine Stiftung auch dann noch als
gemeinnützig, wenn sie bis zu einem Drittel ihrer Einnahmen für den
Unterhalt "des Stifters" und seiner nächsten Angehörigen einschließ-
lich der Grabpflege ausgibt. Stifterinnen sind hier selbstverständlich
mitgemeint (§58 Absatz 5 der Abgabenordnung).

Stiftungskapital: Es gibt kein gesetzlich vorgeschriebenes  Mindestkapi-
tal für die Gründung einer Stiftung, doch muss "die dauernde und nach-
haltige Erfüllung des Stiftungszwecks gesichert erscheinen" (§ 80 BGB).
Als ausreichend gilt nach dem Niedersächsischen Stiftungsgesetz das
für die Gründung einer GmbH erforderliche Kapital, also 25 000 €,
doch ist dies nicht zwingend. Vielmehr spielt auch der Stiftungszweck
eine Rolle. Auch muss das Kapital nicht sofort einbezahlt werden, doch
es muss sicher in Aussicht stehen. Angesichts der Tatsache, dass nicht
das Stiftungskapital, sondern nur die Erträge daraus für den Stiftungs-
zweck eingesetzt werden dürfen, ist ein gewisses Mindestkapital auch
aus sachlichen Gründen unabdingbar, wie die folgende Berechnung zeigt:
Bei einer langfristigen, sicheren Kapitalanlage sind, je nach Wirtschafts-
lage, zwischen 4 % und 8 % Ertrag zu erzielen. Bei einem Stiftungsver-
mögen von 25 000 € stehen also jährlich 1 000 € bis 2 000 € für den
Stiftungszweck zur Verfügung. Damit kann nicht übermäßig viel be-
wegt werden.
Die wichtigsten gesetzlichen Reglungen für die Gründung einer Stif-
tung und das Stiftungsgeschäft sind im Kasten Stiftungen zusammenge-
fasst.

Realisierung eines Frauenwohnprojekts durch eine neu
gegründete Stiftung

Trotz des erforderlichen Kapitals eignet sich die Stiftung gerade für
(Frauen-)Wohnprojekte, wie das Beispiel der Stiftung SAPPhO Frau-
enwohnstiftung zeigt. Hierzu tragen zwei Faktoren bei: zum einen ist
es nicht erforderlich, Geld in eine Stiftung einzubringen. Das gestiftete
Vermögen kann vielmehr auch in Form von Sachwerten, z. B. Eigen-
tumswohnungen, eingebracht werden, die dann an Projektfrauen ver-
mietet werden. Zum anderen kann das Stiftungskapital auch durch sog.
Zustiftungen sukzessive aufgebaut werden. Zustiftungen werden in das
bestehende Vermögen einer Stiftung eingegliedert, für sie gelten die
gleichen Regeln wie für das ursprüngliche Stiftungsvermögen. Diese

siehe Kapitel Klärung grundlegender
Fragen
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Prinzipien nutzt die SAPPhO-Stiftung, indem sie (erfolgreich) für die
Zustiftung von Wohnungseigentum (oder sonstigem Vermögen) wirbt.
Besonders reizvoll ist dabei, dass eine solche Stiftung auch schon zu
Lebzeiten möglich ist, ohne dass die Stifterin die Möglichkeit zur Nut-
zung ihrer Wohnung verliert. Denn eine Stiftung zu Lebzeiten kann
mit einem sogenannten "Nießbrauch" verbunden werden, der der Stif-
terin bis zu ihrem Lebensende das Recht auf den Nutzen aus dem
gestifteten Vermögen – im Fall einer gestifteten Wohnung also das
Recht auf die Nutzung der Wohnung oder auf die Mietüberschüsse aus
der Vermietung der Wohnung – belässt. Ein solcher Nießbrauch kann
auch für eine dritte Person, etwa die Freundin der Stifterin, festgelegt
werden. Eine solche Stiftung ist aus der Sicht der Stifterin mit vier
Vorteilen verbunden: Zum Ersten kann sie das gestiftete Vermögen bei
ihrer Einkommensteuer in einem gewissen Rahmen steuermindernd
gelten machen. Zum Zweiten kann sie, ohne die Gemeinnützigkeit der
Stiftung zu gefährden, weiterhin einen Nutzen aus ihrem Vermögen
ziehen. Zum Dritten können mit einer Schenkung zu Lebzeiten, wenn
sie rechtzeitig geschieht, Pflichtteilsansprüche umgangen werden. Und
zum Vierten wird das Vermögen der Stifterin bei der Übertragung an
eine gemeinnützige Stiftung dem Zugriff des Staates über die Erb-
schaftssteuer entzogen. Handelt es sich bei der Stiftung um eine Stif-
tung, deren Zweck auf die Förderung des Zusammenlebens von Frau-
en gerichtet ist, kann tatsächlich von einer dauerhaften Sicherung des
Vermögens "in Frauenhand" gesprochen werden.
Das Erbschafts- und Schenkungssteuerrecht privilegiert in sehr ho-
hem Maße die Vererbung an enge Verwandte (Kinder, Ehepartner, El-
tern), während entfernte Verwandte und FreundInnen mit hohen Steu-
ern belastet werden. Das galt bis zur Erbschaftssteuerreform von Ende
2008 auch für eingetragene LebenspartnerInnen. Ab 2009 sind letzte-
re zumindest teilweise (bei den Freibeträgen und bei der Steuerbe-
freiung selbstgenutzten Wohnungseigentums) Ehegatten gleichgestellt,
müssen jedoch, falls trotz der vergleichsweise hohen Freibeträge ein
steuerpflichtiges Erbe anfällt, den gleichen Steuersatz bezahlen wie
nicht-verwandte Personen.
Die Erbschaftssteuerbefreiung einer Stiftung kann deshalb vor allem
für Frauen interessant sein, die ihr Vermögen (z. B. eine Wohnung)
einer Freundin vererben wollen. Wird die Wohnung an die Freundin
vererbt, so braucht diese erhebliche Ersparnisse, um die Erbschafts-
steuer bezahlen zu können. Hat sie diese nicht, muss sie unter Um-
ständen die Wohnung verkaufen, um die Erbschaftssteuer bezahlen zu
können, denn diese ist nach Antritt des Erbes in einer Summe fällig.
Wird die Wohnung dagegen einer gemeinnützigen Stiftung vererbt,
verbunden mit einem lebenslangen Nießbrauch für die Freundin, muss
die Freundin zwar Erbschaftssteuer für den Nießbrauch bezahlen, doch
wird diese in jährlichen Raten fällig und ist deutlich geringer als bei der
Vererbung der Wohnung. Für eingetragene Lebenspartnerinnen ist eine
solche Lösung seit der Reform weniger von Interesse – außer wenn es
sich nicht um eine Wohnung handelt, die die Erblasserin bis zum Tode
bewohnt hat und in der die Erbin mindestens noch 10 Jahre wohnt.
Das Konzept funktioniert allerdings nur, wenn die Stiftung als gemein-
nützig anerkannt wird. Die Vermietung von Wohnungen ist an sich noch
kein gemeinnütziger Zweck, sondern gehört zur Vermögensverwal-

siehe Kasten "Die rechtsfähige ge-
meinnützige Stiftung"

siehe Kapitel Bewirtschaftung, Kasten
"Erbrecht"

siehe Kasten "Erbschaftssteuer"

siehe dazu den Kasten "Nießbrauch"

zu den weiteren Vorteilen des Stif-
tens verbunden mit einem Nieß-
brauch siehe Kasten "Nießbrauch"
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Erbschafts- und Schenkungssteuer

Eine Erbschaft wird vom Staat zum Anlass genommen, sich einen Teil des Vererbten über eine spezielle Steuer
anzueignen. Damit die Erbschaftsteuer nicht durch eine Schenkung zu Lebzeiten umgangen werden kann, werden
auch Schenkungen mit einer Steuer belegt, die im Prinzip genauso hoch ist wie die Erbschaftssteuer (mit gewissen
Abweichungen). Nicht steuerpflichtig sind die "üblichen Gelegenheitsgeschenke“ (und alle Schenkungen, von
denen der Staat nichts erfährt).

Die Erbschafts- und Schenkungssteuer ist stark progressiv: Je höher das geerbte Vermögen, desto höher der
Steuersatz, also der Prozentsatz des ererbten Vermögens, der als Steuer abgeführt werden muss. Vor allem aber hat
die Erbschaftssteuer eine starke Familienkomponente: Je näher die Erbin mit der Erblasserin verwandt ist, desto
höher ist der Betrag, der überhaupt nicht versteuert werden muss (Freibetrag) und desto niedriger sind die
Steuersätze für das verbleibende, zu versteuernde Vermögen.

Die Erbschaftssteuer ist umstritten – genauso wie die inzwischen abgeschaffte Vermögensteuer (deren Wiederein-
führung von SPD und Linken immer wieder gefordert wird). Vor allem aber war sie schon mehrmals Gegenstand
verfassungsrechtlicher Überprüfungen, zuletzt im Jahr 2007, als das Verfassungsgericht eine Novellierung des
Gesetzes bis Ende 2008 verlangte. Grund der Verfassungsrüge war die Tatsache, dass Immobilien und Betriebsver-
mögen nur zu einem Bruchteil ihres tatsächlichen Wertes (im Durchschnitt etwa 70 %) angerechnet wurden,
während Geldvermögen und sonstige Vermögen zum vollen Wert versteuert werden mussten. Diese Ungleich-
behandlung war verfassungswidrig.

Die Bundesregierung hat im Herbst 2008 einen Gesetzentwurf zur Erbschaftssteuerreform vorgelegt, der in großer
Eile Bundestag und Bundesrat passiert hat und am 24.12.2008, also gerade noch rechtzeitig vor dem Auslaufen
der vom Verfassungsgericht gesetzten Frist, verkündet wurde. Im Wesentlichen enthält das Gesetz folgende Ände-
rungen:
• Die Bewertung von Immobilien mit dem tatsächlichen Wert (wie vom Verfassungsgereicht verlangt).
• Die Steuerbefreiung von Immobilieneigentum, die an den überlebenden Ehegatten oder die überlebende einge-

tragen LebenspartnerIn vererbt wird, wenn die Erblasserin darin eine Wohnung bis zum Tode bewohnt hat und
die danach von dem Ehegatten/der Lebenspartnerin mindestens 10 Jahre (weiter) bewohnt wird (wenn die
Erblasserin oder die Erbin die Wohnung "aus zwingenden Gründen" an der Nutzung der Wohnung gehindert
war bzw. ist, dann wird trotzdem eine Steuerbefreiung gewährt). Dasselbe gilt für erbende Kinder, wenn die
Immobilie nicht mehr als 200 m² Wohnfläche hat.

• Eine Steuerbefreiung von vererbtem Betriebsvermögen, wenn der Betrieb weitergeführt wird.
• Erhöhte Freibeträge, wie bisher  gestaffelt nach Verwandtschaftsgrad, wobei eingetragene Lebenspartnerinnen

hier den Ehegatten gleichgestellt sind.
• Erhöhte Steuersätze für entfernte Verwandte und nicht verwandte Personen (zu denen bezüglich der Steuersät-

ze auch eingetragene Lebenspartnerinnen gehören).
Auf Grund des Ziels der Erbschaftssteuerreform, die Vererbung von selbstgenutztem Wohneigentum an Ehegatten
und Kinder sowie die Vererbung von Betrieben steuerfrei zu halten, ohne das Gesamtaufkommen der Erbschafts-
steuer zu schmälern, werden alle diejenigen ab 2009 deutlich höher belastet, die nicht zu den begünstigten Erben
gehören, also alle erbenden Freundinnnen und nicht eingetragenen Partnerinnen.

Für eingetragene Lebenspartnerinnen dagegen ist die Reform ein entscheidender Schritt zur Gleichstellung, da sie
nun sowohl die Steuerbefreiung von selbstgenutztem Wohneigentum nutzen als auch einen Freibetrag in einer
Höhe in Anspruch nehmen können, der für einen Großteil der Erbinnen zu einer völligen Steuerfreiheit führen
wird. Bei größeren Vermögen endet die Gleichstellung allerdings, da eingetragene Lebenspartnerinnen bei den
Steuersätzen wie nicht-verwandte Personen behandelt werden.

Steuersätze
Die Höhe des Steuersatzes ist zum einen abhängig von der maßgeblichen Steuerklasse (die vom Verwandtschafts-
grad abhängt) und von der Höhe des Erbes bzw. der Schenkung, wobei es nach der Neuregelung für Personen der
Steuerklasse II und III nur noch zwei Stufen, nämlich 30 % und 50 % gibt. Damit werden insbesondere kleinere
Erbschaften dieser Personengruppen deutlich höher belastet als bisher. Das gilt insbesondere bei Immobilien-
vermögen, das ja zudem höher bewertet wird als bisher. Entfernte Verwandte und nicht verwandte Personen, z. B.
Freundinnen, werden also weitaus höher belastet, wie die rechts stehende Tabelle zeigt. Bei der eingetragenen
Lebenspartnerin dagegen überwiegt der Vorteil aus der Erhöhung der Freibeträge die Nachteile durch die höheren
Steuersätze, da außer bei sehr hohen Vermögen kein zu versteuerndes Erbe anfällt (siehe Tabelle)
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Freibeträge und Erbschaftsteuerklassen1 nach alter und nach neuer Regelung

1 Die Steuerklassen beziehen sich nur auf die Steuersätze, nicht auf die Freibeträge. Erbinnen der gleichen Steu-
erklasse können also unterschiedliche Freibeträge haben und vice versa
2 Der Versorgungsfreibetrag wird nur beim Erbe, nicht bei der Schenkung gewährt. Vom Versorgungsfreibetrag
wird der Kapitalwert von Versorgungsbezügen (Witwenrente/Witwenpension) abgezogen
3 Der Freibetrag gilt auch für Kinder verstorbener Kinder (also für Enkel, wenn deren Mutter oder Vater gestor-
ben ist)
4 Der Versorgungsfreibetrag für Kinder ist nach Alter gestaffelt und beträgt für Kinder bis 5 Jahre 52 000 €, für
Kinder zwischen 20 und 27 Jahren 10 300 €.  Hiervon wird der Kapitalwert von Versorgungsbezügen (Waisen-
renten) abgezogen.
5 Eltern und Großeltern fallen bei Erbschaften in die Steuerklasse I, bei Schenkungen in die Steuerklasse II

Schenkungssteuer
Bis auf wenige Ausnahmen entspricht die Schenkungssteuer der Erbschaftssteuer. Von daher kann die Erbschafts-
steuer nicht durch eine vorzeitige Schenkung vermieden werden. Auch ist es nicht möglich, durch die Aufteilung
eines Erbes in mehrere kleinere Schenkungen einen niedrigeren Steuersatz zu erreichen, da alle innerhalb eines
10-Jahres-Zeitraums liegenden Schenkungen der gleichen schenkenden Person an die gleiche Empfängerin zusam-
mengezählt werden. Das gilt auch, wenn in diesem Zehnjahreszeitraum der Erbfall eintritt, dann werden frühere
Schenkungen zum Erbe dazu gezählt (Die Methode des Zusammenrechnens ist, wie fast alles im Steuerrecht,
kompliziert, soll aber hier nicht dargestellt werden).
Allerdings: Nach 10 Jahren ist die Anrechnungsfrist abgelaufen. Wer also viel zu verschenken bzw. zu vererben hat,
tut gut daran, rechtzeitig zu schenken, denn dann kann z. B. eine Lebenspartnerin unter Umständen mehrfach den
Freibetrag in Anspruch nehmen und hat darüber hinaus einen niedrigeren Steuersatz.

Steuersätze nach alter und nach neuer Regelung

Wert des Erbes abzüglich
Freibeträge bis einschl. … ´

Regelung bis 2008
Steuersätze der Klasse

Regelung ab 2009
Steuersätze der Klasse

I
 %

II
 %

III
 %

I
 %

II und III
%

52 000 (alt) 75 000 (neu)   7 12 17   7 30

256 000/300 000 11 17 23 11 30

512 000/600 000 15 22 29 15 30

5, 113 Mio./6 Mio. 19 27 35 19 30

12, 783 Mio./13 Mio. 23 32 41 23 50

25, 565 Mio./26 Mio. 27 37 47 27 50

Über 25, 5Mio/26 Mio. 30 40 50 30 50

Erbin/Zuordnung zu Steuerklasse Freibeträge ( )

Regelung bis 2008 Regelung ab 2009

Ehegattin (Steuerklasse I) Freibetrag
plus Versorgungsfreibetrag2

307 000
+ 256 000

  500 000
+ 256 000

Eingetragene Lebenspartnerin (Steuerklasse III) Freibetrag
plus Versorgungsfreibetrag2

5 200
-

500 000
+ 256 000

Kinder2 (Steuerklasse I)
plus altersabhängiger Versorgungsfreibetrag2,4

205 000
+ max. 52 000

400 000
+ max. 52 000

Enkel (Steuerklasse I) 51 200 200 000

Eltern, Großeltern (Steuerklasse I bzw. II) 5 51 200 100 000

Geschwister, Nichten, Neffen, geschiedene Ehegatten (Steuerklasse II) 10 300 20 000

Getrennte Lebenspartnerin (Steuerklasse III) 5 200 20 000

Sonstige Erben (Steuerklasse III) 5 200 20 000

´
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tung einer Stiftung. Damit die Voraussetzung der Gemeinnützigkeit
gegeben ist, muss die Vermietung selbst oder die Erträge daraus einem
gemeinnützigen Zweck dienen. Dieser ist bei der SAPPhO Frauen-
wohnstiftung "die Schaffung von Bedingungen, dass sich Lesben im Al-
ter neue Lebens- und Wohnformen und Möglichkeiten des Zusam-
menlebens erarbeiten können" – als "Verbesserung und Erweiterung
der bestehenden Möglichkeiten der Altenselbsthilfe und der Altenhil-
fe". Zu den Bedingungen, die die Stiftung zur Verbesserung der Mög-
lichkeiten der Altenselbsthilfe schaffen will, gehören die "Gründung
von Wohn- und Hausgemeinschaften zur Selbsthilfe im Alter" sowie
der "Erhalt und die Schaffung preisgünstigen Wohnraums" für diesen
Zweck. "Preisgünstig" heißt allerdings nicht "vergünstigt". Denn da das
Stiftungsvermögen ungeschmälert zu erhalten ist, muss bei der Ver-
mietung der Wohnungen auf zumindest kostendeckende Mieten ge-
achtet bzw. ein Ertrag erwirtschaftet werden, mit dem der Stiftungs-
zweck erfüllt werden kann. So heißt es z. B. in der Satzung von SAP-
PhO Frauenwohnstiftung, dass "die Unterhaltung des Stiftungsvermö-
gens aus den Erträgen der Stiftung finanziert werden muss". Nur im
Notfall können Zustiftungen (aber nicht das ursprüngliche Stiftungs-
vermögen) hierzu herangezogen werden. Wird ein Wohnprojekt mit
Hilfe einer (gemeinnützigen) Stiftung realisiert, ist es also nicht ohne
weiteres möglich, Mietverbilligungen zu gewähren, es sei denn, die Miet-
verbilligungen werden aus Überschüssen der Stiftung oder aus Spen-
den finanziert und ein entsprechender Stiftungszweck ist in der Sat-
zung enthalten. Aus diesem Grund heißt es in der Satzung der SAP-
PhO-Stiftung, dass "im Falle von Vermögenszuwachs bei Bedürftigkeit
soziale Hilfen gegeben werden" können.
Das Vorstehende macht deutlich: Die Rechtsform der Stiftung ist für
ein Wohnprojekt vor allem dann interessant, wenn – von den Projekt-
frauen oder Dritten – nennenswerte Beträge, sei es in Geld- oder
Sachform, eingebracht werden können und Interesse an einer dauer-
haften Bindung dieses Vermögens besteht. Das Stiftungsmodell eignet
sich deshalb besonders für solche Gruppen, die mit dem Wohnprojekt
ein starkes gesellschaftliches Anliegen verfolgen und ein dauerhaftes
Zeichen setzen wollen. Dann ist die gemeinnützige Stiftung eine gute
Möglichkeit, den Staat in erheblichem Maß an der Realisierung des
Wohnprojekts zu beteiligen. Denn nicht nur die gemeinnützige Stif-
tung ist steuerlich privilegiert – auch Stifterinnen, Zustifterinnen und
Spenderinnen können in erheblichem Umfang steuerliche Vorteile er-
zielen. Die Möglichkeit der Steuerersparnis ist dabei umso höher, je
höher das Einkommen ist.
Trotzdem ist die Realisierung ihres Projekts durch eine (neu gegrün-
dete) Stiftung von mehreren Frauenwohnprojekten zunächst über-
legt, doch bisher nur sehr selten realisiert worden. Neben der bereits
erwähnten, seit nunmehr 10 Jahren bestehenden SAPPhO Frauenwohn-
stiftung beschreitet noch die Beginenstiftung in Tübingen diesen Weg.
Der ebenfalls vor 10 Jahren gestartete Versuch des Beginenwerks in
Berlin zur Gründung einer Stiftung zur Schaffung von Wohnungen für
Frauen konnte dagegen bis heute nicht umgesetzt werden, das Wohn-
projekt des Beginenwerks Berlin wurde vielmehr als Eigentumspro-
jekt nach Wohnungseigentumsgesetz realisiert (siehe dazu unten). Wie
nachhaltig ein Frauenwohnprojekt in Form einer Stiftung wirken kann,

die Satzung der SAPPhO Frauen-
wohnstiftung ist zu finden unter http:/
/www.sappho-stiftung.de/content/
SATZUNG.pdf

zu den Details siehe den Kasten "Die
rechtsfähige gemeinnützige Stiftung"
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Der Nießbrauch

Definition
Der Nießbrauch ist das Recht, "den Nutzen aus einer Sache zu ziehen" (§ 1030 BGB). Der Nießbrauch an einer
Wohnung bedeutet also, dass die Inhaberin des Nießbrauchs entweder die Wohnung nutzen oder die Miet-
überschüsse aus der Wohnung beziehen kann.
Der Nießbrauch ist allerdings mit Pflichten verbunden. Dazu gehören insbesondere der Erhalt der Sache sowie die
Übernahme etwaiger Lasten. So muss eine Nießbrauchsberechtigte alle Betriebskosten, aber auch die Grundsteuer
und die Zinsen einer Hypothek, die auf der Wohnung liegt, bezahlen. Eine Nießbrauchsberechtigte wohnt also
nicht kostenlos, aber erheblich preisgünstiger als eine Mieterin. Das gilt insbesondere bei einer entschuldeten
Wohnung.

Vorteile des Nießbrauchs bei der Erbschaftssteuer
Die Schenkung oder das Erbe eines Nießbrauchs an einer Sache unterliegt wie das Erbe der Sache selbst der
Erbschafts- bzw. Schenkungssteuer, doch wird die Steuer nicht aus dem Wert der Sache, sondern aus dem "Jahres-
wert des Nießbrauchs" in Höhe des "üblichen Mittelpreises des Verbrauchsorts" (§ 15 Bewertungsgesetz) berech-
net. Bei einer Wohnung entspricht der Jahreswert des Nießbrauchs also einer mittleren Jahresmiete in der betref-
fenden Stadt, abzüglich den von der Erbin zu tragenden Kosten der Wohnung. Aus diesem Jahreswert wird durch
Multiplikation mit einem Vervielfältiger ein "Kapitalwert" errechnet. Der Vervielfältiger ist von der (geschätzten)
Dauer des Nießbrauchs abhängig, beim lebenslangen Nießbrauch also vom Alter der Erbin oder Beschenkten.
Dazu enthält das Bewertungsgesetz eine altersbezogene Tabelle. Der Vervielfältiger beträgt zum Beispiel bei einem
Alter der Erbin bzw. der Beschenkten von 40 Jahren zum Zeitpunkt des Erbes/der Schenkung 15,9, bei einem Alter
von 60 Jahren dagegen nur 12,0. Von diesem Kapitalwert werden die zulässigen Freibeträge abgezogen, außerdem
können die mit dem Nießbrauch verbundenen Lasten abgezogen werden.
Insbesondere bei älteren Erbinnen oder Beschenkten ist der Kapitalwert eines Nießbrauchs weit geringer als der
Wert der Sache selbst, so dass eine weit geringere Steuerbelastung entsteht. Außerdem kann die Erbschafts-/
Schenkungssteuer für den Nießbrauch in jährlichen Raten entrichtet werden.

Beispiel: Eine Frau vererbt ihre Wohnung mit einem Verkehrswert von 200 000 € an ihre Freundin. Die Freundin
kann einen Freibetrag von 20 000 € geltend machen und muss für 180 000 € 30 %, also 54 000 € Erbschafts-
steuer bezahlen.
Wird die Wohnung dagegen an eine Stiftung vererbt oder geschenkt und der Lebenspartnerin/Freundin ein
Nießbrauch eingeräumt, dann sieht die Rechnung folgendermaßen aus: Der Jahreswert des Nießbrauchs betrage
6 000 €. Für eine 50-jährige Freundin/Lebenspartnerin beträgt der Vervielfältiger 14,3, was einen Kapitalwert von
85 800 € ergibt. Zu versteuern sind demnach 85 800 € minus 20 000 €. Das ergibt (bei einem maßgeblichen
Steuersatz von ebenfalls 30 %) eine Steuer von 19 500 €. Die Steuerbelastung ist also um 34 500 € geringer.

Vererbt eine Frau eine Wohnung, in der sie bis zum Tode gewohnt hat, dagegen ihrer eingetragenen Lebenspartne-
rin, dann bleibt diese Wohnung steuerfrei, wenn die Lebenspartnerin nach dem Erbfall mindestens 10 Jahre die
Wohnung als Hauptwohnsitz nutzt. War die Erblasserin aus "zwingenden Gründen" an der Selbstnutzung der
Wohnung gehindert (zur Frage, welche Gründe zwingend sind, gibt es noch keine Kommentare) oder kann die
Erbin aus ebenso zwingenden Gründen die Wohnung nicht 10 Jahre lang bewohnen, dann bleibt Wohnung
ebenfalls steuerfrei (§ 13 ErbStG). Ein Nießbrauch ist in diesen Fällen uninteressant.

Vorteile bei der  Sozialhilfe- oder dem Arbeitslosengeld II
Nach der Neuregelung der Sozialhilfe und dem Arbeitslosengeld II muss vor dem Bezug solcher Unterstützungslei-
stungen zuerst vorhandenes Vermögen (bis zu einem geringen Freibetrag) zum Lebensunterhalt genutzt werden.
Sachwerte müssen gegebenenfalls verkauft werden. Dies gilt allerdings nicht für eine selbst genutzte Eigentums-
wohnung, soweit diese als angemessen gilt.
Vererbt oder schenkt also eine Frau einer Freundin, die Sozialhilfe oder Arbeitslosengeld II bezieht, eine Wohnung,
die diese bewohnt, so bleibt die Wohnung (eine angemessene Größe vorausgesetzt) unberücksichtigt. Muss die
Freundin die Wohnung jedoch verkaufen, weil sie die Erbschaftsteuer nicht aufbringen kann (als Sozialhilfeempfän-
gerin hat sie ja kein Vermögen), so erhält sie solange keine Sozialhilfe bzw. kein Arbeitslosengeld II, bis der Erlös aus
der Wohnung aufgebraucht ist, wobei ein schnelles "Verprassen" des Vermögens missbräuchlich wäre und die
Sozialhilfe trotzdem für eine "angemessene" Zeit unterbrochen würde. Da beim Nießbrauch die Steuerbelastung
geringer ist als beim Erbe und die Steuer in jährlichen Raten bezahlt werden kann, ist die Wahrscheinlichkeit,  dass
die Freundin zum Verkauf gezwungen ist, geringer.
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zeigen einige noch heute existierende Wohnprojekte aus der Grün-
derzeit, so zum Beispiel das "Damenstift" der Nyegaard-Stiftung in
Hamburg mit 53 Wohnungen, das für "Witwen gebildeter Stände" von
einer Frau gestiftet wurde. Das Stift ist noch heute bewohnt, wird
allerdings inzwischen nicht nur an ältere Frauen, sondern auch an Stu-
dierende vermietet – vorübergehend, wie es heißt, bis der Instandhal-
tungs- und Modernisierungsstau aufgelöst ist. Diese Übergangsfrist
währt allerdings schon mehr als 25 Jahre – einerseits ein Beispiel für
die Interpretationsmöglichkeiten von Stiftungszwecken, andererseits
aber auch ein Hinweis auf die Schwierigkeiten des Vermögenserhalts
von Stiftungen, wenn diese keine Zustiftungen erfahren. Denn die Miet-
einnahmen, die im Sinne der Stifterin niedrig sind, reichen nicht aus,
um die notwendigen Instandhaltungsmaßnahmen zu finanzieren, was
zu einem desolaten Zustand, sehr hohen Heizkosten und dadurch be-
dingten Vermietungsschwierigkeiten geführt hat – so zumindest die
Lesart der Stiftung. Im Grunde hat jedoch der Stiftungsgedanke inzwi-
schen mehr als 100 Jahre überdauert.

Position der Bewohnerinnen

Im Unterschied zur Genossenschaft sind die Bewohnerinnen eines von
einer Stiftung errichteten Wohnprojekts keine Mit-Eigentümerinnen,
auch können sie nicht Mitglieder der Stiftung werden, denn die Stif-
tung kennt keine Mitglieder, nur die von der Stifterin bestimmten bzw.
nachgewählten Vorstände und gegebenenfalls Mitglieder weiterer Gre-
mien, die aber alle der einmal gegebenen Satzung verpflichtet sind.
Demokratische Strukturen wie in der Genossenschaft, die allen Be-
wohnerinnen ein Mitspracherecht ermöglichen, sind dem Charakter
der Stiftung fremd. Formalrechtlich unterscheidet sich die Position
der Bewohnerinnen (soweit sie nicht auf Grund eines Nießbrauchs
besondere Rechte haben, siehe oben), nicht von der Position von Mie-
terinnen in einem von einer Investorin/einem Investor errichteten
Projekt (siehe unten). Tatsächlich jedoch kann sich die Position der Be-
wohnerinnen von Stiftungswohnungen erheblich von der Position von
Mieterinnen eines Investorenprojekts unterscheiden – wenn nämlich
der Stiftungszweck auf eine bestimmte Zielrichtung bei der Vermie-
tung der Wohnungen (z. B. auf die Förderung des Zusammenlebens
von Hausgemeinschaften und/oder die Förderung der Selbsthilfe) ge-
richtet ist. Ein solcher Zweck ermöglicht die Finanzierung und den
Unterhalt von Gemeinschaftsräumen durch die Stiftung, soweit Über-
schüsse vorhanden sind. Mit einem solchen Zweck vereinbar ist auch
die weitgehende Selbstverwaltung der Wohnungen durch die Bewoh-
nerinnen (im Sinne der Selbsthilfe). Auf die Stiftung selbst haben die
Bewohnerinnen jedoch – im Gegensatz etwa zur Genossenschaft –
keinen Einfluss. Die Stiftungsorgane sind allein der Satzung verpflich-
tet.

Probleme bei der Realisierung eines Wohnprojekts in der Rechtsform der
Stiftung

Die Realisierung eines Frauenwohnprojekts in der Rechtsform der
Stiftung erfordert vor allem zwei Ressourcen: Zeit und Geld bzw. Ver-
mögen. Sie ist, wie die Definition der Stiftung als verselbständigte Ver-
mögensmasse zeigt, als Rechtsform für ein Wohnprojekt vor allem



117Leitfaden – Rechtsformen

dann geeignet, wenn – aus welcher Quelle und in welcher Form auch
immer – nennenswerte Vermögenswerte zur Verfügung stehen bzw.
aktiviert werden können. Außerdem ist der Prozess der Errichtung
einer Stiftung, das ist zumindest die Erfahrung der SAPPhO-Frauen,
zeitaufwendig. "In der Regel braucht es drei Jahre, bis eine Stiftung
genehmigt wird. Wir brauchten fünf Jahre" so Renate Pahnke, Vor-
standsfrau der SAPPhO Frauenwohnstiftung17 – wobei die Verzöge-
rungen auch damit zusammenhingen, dass eine lesbische Stiftung ge-
gründet werden sollte. Inzwischen muss allerdings eine Stiftung nicht
mehr genehmigt, sondern nur noch anerkannt werden. Inwieweit dies
das Verfahren erleichtert bzw. verkürzt, muss sich noch erweisen.

Der eingetragene Verein (e. V.)

Gelegentlich wird von Projektgruppen auch die Realisierung eines
Wohnprojekts durch einen Verein diskutiert. Umgesetzt wurde diese
Idee z. B. vom Hexenhaus in Berlin, das aus einer Hausbesetzung her-
vorgegangen ist und bei dem sich die Gründung einer Genossenschaft
als zu langwierig erwiesen hat, sowie von AMANDA e. V. in Rostock.
Vorteile des Vereins sind – aus der Sicht der Initiatorinnen und Mitglie-
der – die einfache Gründung, die Beschränkung der Haftung auf das
Vereinsvermögen, die einfache rechtliche Handhabung und das Fehlen
eines Mindestkapitals und irgendwelcher finanzieller Kontrolle. Im Ge-
gensatz zur Genossenschaft oder auch zur Stiftung gibt es nämlich
keine regelmäßige Prüfung der finanziellen Situation des Vereins. Diese
Vorteile sind jedoch gleichzeitig auch ein Nachteil: Wegen der Haf-
tungsbeschränkung und des Fehlens jeglicher Kontrolle der Finanzen
hat ein Verein (so er nicht ein erhebliches Vermögen besitzt) eine sehr
geringe Bonität, so dass es de facto schwierig und teuer ist, bei einer
Vereinskonstruktion die notwendigen Kredite, ohne die Eigentumser-
werb im Immobilienbereich in aller Regel nicht möglich ist, zu bekom-
men. Auch die Inanspruchnahme öffentlicher Fördergelder für den Bau
oder Erwerb von Wohnungen ist für Vereine schwierig, da es für Verei-
ne – noch weit mehr als für neu gegründete Genossenschaften – höchst
schwierig sein dürfte, die geforderte Zuverlässigkeit und Eignung nach-
zuweisen. Zur Vorbereitung eines Wohnprojekts und auch als Organi-
sation der Bewohnerinnen ist der eingetragene Verein eine sehr ge-
eignete Rechtsform – als Rechtsform für gemeinschaftliches Eigentum
ist er dagegen nur unter besonderen Voraussetzungen die erste Wahl.

Rechtliche Grundlagen

Das Bürgerliche Gesetzbuch, in dem die rechtlichen Grundlagen des
Vereins enthalten sind, kennt zwar drei Arten von Vereinen, doch spielt
faktisch nur der rechtfähige "nicht-wirtschaftliche" Verein, "dessen Zweck
nicht auf einen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb gerichtet ist" (§ 21
BGB) eine Rolle18. Dieser Vereinstyp, auch Idealverein genannt, erlangt
seine Rechtsfähigkeit durch Eintragung in das Vereinsregister. Alle Ver-
eine, die das Kürzel e. V. verwenden, sind solche Idealvereine. Ein Ideal-
verein ist jedoch noch nicht notwendigerweise gemeinnützig. Voraus-
setzung für die Gemeinnützigkeit ist ein gemeinnütziger Zweck und
eine auf diesen Zweck gerichtete Tätigkeit.
Die rechtliche Definition des e. V. weist bereits darauf hin, dass mit
Vereinen vom Typ e. V. keine (großen) Geschäfte zu machen sind. Aller-

siehe dazu das Kapitel Finanzierung

siehe dazu das Kapitel Förderung

17 Website der SAPPhO Frauenwohn-
stiftung, http://www.sappho-stiftung.de/
content/wirueberuns.html

18 Daneben kennt das BGB noch den
"nicht rechtsfähigen" Verein (§ 54 BGB)
und den "wirtschaftlichen" Verein (§22
BGB). Letzterer spielt aber faktisch
kaum eine Rolle, weil ein wirtschaftlicher
Verein nur durch staatliche Anerken-
nung (durch das zuständige Bundes-
land) Rechtsfähigkeit erlangt. Die aber
wird nur gewährt, wenn "keine andere
Gesellschaftsform gewählt werden
kann", so beispielsweise die Regelung in
Sachsen-Anhalt. Wohnprojekten wird es
kaum gelingen, einen solchen Nachweis
zu führen. Der nicht rechtsfähige Verein
wird rechtlich wie eine Gesellschaft des
bürgerlichen Rechts (GbR) behandelt.

siehe dazu den Abschnitt Gemeinnüt-
zigkeit im Kapitel Initiierung
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dings lässt das Gesetz eine Tür zum wirtschaftlichen Handeln eines
Vereins offen, nämlich den wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb als einen
Teil des Vereins, der in bestimmten Fällen auch "wirtschaftlicher Zweck-
betrieb" sein kann. Die Abgrenzung des wirtschaftlichen Zweckbetriebs
vom wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb ist in der Praxis häufig strittig,
für gemeinnützige Vereine jedoch von erheblicher Bedeutung, denn
der wirtschaftliche Zweckbetrieb ist steuerlich begünstigt, der wirt-
schaftliche Geschäftsbetrieb jedoch nicht. In jedem Fall muss die Haupt-
aktivität des Vereins auf die in der Satzung genannten Ziele gerichtet
sein.
Das Vermieten eigener Wohnungen allerdings ist keine wirtschaftliche
Tätigkeit, sondern zählt zur Vermögensverwaltung des Vereins, die auch
bei Idealvereinen unproblematisch ist. Besitzt also ein Verein Wohnun-
gen, so kann er diese vermieten (an Vereinsmitglieder oder an ande-
re), ohne dass dies als wirtschaftliche Betätigung gilt19. Ein Verein, des-
sen Hauptzweck aus der Vermietung von Wohnraum an seine Mitglie-
der besteht und der mindestens 90 % seiner Einnahmen aus der Ver-
mietung von Wohnungen an seine Mitglieder bezieht, ist nach § 5 (1)
Nr. 10 KStG von der Körperschaftssteuer (und in Folge dessen auch
von Gewerbesteuer) befreit. Der Verein ist insoweit den Vermietungs-
genossenschaften (siehe oben) gleichgestellt. Die Anerkennung der Ge-
meinnützigkeit ist hierfür nicht notwendig. Die Steuerbefreiung er-
folgt vielmehr in Angleichung der Steuerbefreiung von Eigentümerin-
nen, die ihre eigene Wohnung nutzen. Insofern ist die Vermietung nur
an Vereinsmitglieder notwendig, um die Steuerbefreiung zu erlangen.
Ob dagegen ein Verein, der Wohnungen an Vereinsmitglieder vermie-
tet, die Gemeinnützigkeit erlangen kann, hängt von den Rahmenbedin-
gungen ab. Denkbar ist, in leichter Abwandlung des Ziels der SAPPhO-
Stiftung, ein Vereinsziel wie "Erweiterung der Möglichkeiten zur Alten-
selbsthilfe und Altenhilfe" durch "Schaffung von Bedingungen, dass sich
Frauen im Alter neue Möglichkeiten des Zusammenlebens erarbeiten
können" oder das Vereinsziel der "Jugendhilfe" durch "Schaffung von
solidarischen Wohn- und Lebensbedingungen für allein erziehende Frau-
en in Hausgemeinschaften". Die Frage ist allein, ob die Bedingung der
Förderung der Allgemeinheit gegeben ist. Denn nach der Abgabenord-
nung ist eine "Förderung der Allgemeinheit nicht gegeben, wenn der
Kreis der Personen, dem die Förderung zugute kommt, fest abge-
schlossen ist". Gründet also eine Gruppe von Frauen einen Verein, um
Wohnungen für sich zu beschaffen und darin zu wohnen und betreibt
sonst keine weiteren Vereinsaktivitäten, dann wird die "Förderung der
Allgemeinheit" vermutlich bestritten werden20.

Realisierung eines Frauenwohnprojekts in der Rechtsform des
eingetragenen Vereins

Das Problem der Realisierung eines Frauenwohnprojekts in der Rechts-
form des Vereins liegt jedoch nicht so sehr auf der rechtlichen, son-
dern auf der materiellen Ebene. Wie kommt der Verein an die Woh-
nungen? Zum einen hat ein Idealverein – vor allem wenn er neu ge-
gründet wurde bzw. kein nennenswertes Vermögen besitzt – erhebli-
che Probleme, in ausreichendem Maße Kredite zum Bau oder Erwerb
von Wohnraum zu erhalten. Denn der Verein ist aus Sicht der Gläubi-
ger eine risikoreiche Rechtsform: Die Haftungssumme des Vereins be-

19 Die Vermietung darf allerdings nicht
mit wesentlichen weiteren Leistungen

verbunden sein, auch darf es sich nicht
um eine kurzfristige, pensionsartige

Vermietung handeln.

20 Die Voraussetzung der "Förderung
der Allgemeinheit" war zumindest noch

vor einiger Zeit ein Grund für Finanz-
ämter, die Gemeinnützigkeit von

Vereinen von Lesben zu bestreiten. Dem
bundesweiten Verein "Lesbenring e. V."

wurde die Gemeinnützigkeit nach
jahrelangen Auseinandersetzungen erst

im Jahr 2006 – 24 Jahre nach Grün-
dung – zuerkannt.

zu den Details siehe den Kasten "Der
nicht-wirtschaftliche Verein"
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schränkt sich auf das Vereinsvermögen, weder Vorstand noch Mitglie-
der sind haftbar (außer bei schuldhaftem Verhalten). Das gilt, falls in
der Satzung die Nachschusspflicht ausgeschlossen wurde, zwar auch
für die Genossenschaft, doch werden deren wirtschaftliche Basis und
ihr wirtschaftliches Gebaren von einem Prüfverband regelmäßig ge-
prüft. Auch die Stiftung unterliegt, wie geschildert, einer regelmäßigen
Prüfung. Nicht so der Verein – der ja im Prinzip "nicht-wirtschaftlich"
ist.
Neben der Bonität fehlt dem eingetragenen Verein auch ein leicht hand-
habbares Instrument, um von Bewohnerinnen Eigenkapitalbeiträge zu
erheben, wie dies der Genossenschaft über ihre Geschäftsanteile mög-
lich ist. Denn ein Vereinsmitglied erwirbt – im Gegensatz zum Erwerb
von Genossenschaftsanteilen – durch den Mitgliedsbeitrag keine Ei-
gentumsrechte, weshalb eine Rückzahlung von Beiträgen bei Ausschei-
den des Mitglieds im Gegensatz zur Genossenschaft nicht möglich ist.
Diesbezüglich gleicht der Verein eher der Stiftung (wobei die Stiftung
wie dargelegt für (Zu-)Stifterinnen weit größere Möglichkeiten bie-
tet, aus ihrer Zuwendung an die Stiftung Nutzen zu ziehen als bei
einer Zuwendung an einen Verein). Allenfalls bei Auflösung des Vereins
kann das Vereinsvermögen auf die Mitglieder aufgeteilt werden, wenn
der Verein ausschließlich den Interessen seiner Mitglieder diente. Dann
handelt es sich allerdings nicht um einen gemeinnützigen Verein. Bei
einem gemeinnützigen Verein muss dagegen ein eventuelles Vereins-
vermögen bei Auflösung des Vereins wieder an eine gemeinnützige
Organisation gehen. Mitgliedsbeiträge und Spenden sind bei gemein-
nützigen Vereinen also auf Dauer der Rückforderung durch das Mit-
glied entzogen.
Quasi zum Ausgleich dieser "Vermögensbindung" können Mitgliedsbei-
träge und Spenden an einen gemeinnützigen Verein bei der Einkom-
mensteuer als Sonderausgaben geltend gemacht werden. Hier gelten
die gleichen Bedingungen wie bei der gemeinnützigen Stiftung, aller-
dings ohne die Möglichkeit der zusätzlichen Höchstbeträge für die
Zustiftung. Die Möglichkeiten der Steuerersparnis für Zuwendungen
an gemeinnützige Vereine sind also deutlich geringer als bei der Stif-
tung. Ob diese Steuerermäßigungen allerdings ausreichen, um die feh-
lende Möglichkeit der Rückzahlung von Mitgliedsbeiträgen an den Ver-
ein auszugleichen (wie sie bei der Genossenschaft bezüglich der Bei-
träge zum Erwerb von Genossenschaftsanteilen möglich ist) kann nur
im Einzelfall entschieden werden.
Bezüglich der Möglichkeit, das Eigenkapital des Vereins durch langfristi-
ge (zinslose) Darlehen von Bewohnerinnen zu ersetzen, sind Genos-
senschaft und Verein im Prinzip gleichgestellt. In beiden Fällen werden
die Darlehen zurückbezahlt bzw. mit der Miete oder Nutzungsgebühr
verrechnet. Allerdings ist die Gefahr des Verlustes auf Grund einer
Zahlungsunfähigkeit bei einem Verein wegen der fehlenden kontinu-
ierlichen Überprüfung des wirtschaftlichen Konzepts und des wirtschaft-
lichen Gebarens vermutlich größer als bei der von einem Prüfverband
regelmäßig überprüften Genossenschaft.

Position der Bewohnerinnen

Wie bei der Stiftung unterscheidet sich die Position der Bewohnerin-
nen von Wohnungen eines Vereins formalrechtlich nicht von der

Stichpunkt "Vermögensbindung" im
Kasten "Der Idealverein"

siehe dazu den Kasten "Die rechtsfä-
hige gemeinnützige Stiftung"
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Der nicht-wirtschaftliche Verein (Idealverein)

Der Verein ist die wohl häufigste Form des Zusammenschlusses von Personen zur Verfolgung eines ideellen (nicht-
wirtschaftlichen) Zwecks in Deutschland. Die rechtlichen Grundlagen finden sich im Bürgerlichen Gesetzbuch
§§ 21 ff.

Gründung und Rechtsfähigkeit
Zur Gründung eines Vereins sind mindestens sieben Gründerinnen notwendig. Wie bei anderen Personengesell-
schaften ist zur Gründung eine Satzung notwendig, in der unter anderem der Zweck des Vereins sowie die Organe
und ihre Rechte und Pflichten enthalten sein müssen. Die Gründung erfolgt (wie bei der Genossenschaft) durch
eine Gründungsversammlung mit der Wahl des Vorstands und der anschließenden Vorlage des notariell beglaubig-
ten Gründungsprotokolls beim Amtsgericht zur Eintragung in das Vereinsregister.
Die Organe des Vereins und deren Rechte und Pflichten sind bereits in Kapitel I beschrieben worden.

Tätigkeitsbereiche des Vereins
Grundsätzlich sind bei einem Idealverein vier Tätigkeitsbereiche zu unterscheiden (wobei nur der erstgenannte
zwingend ist, die anderen sind möglich):
1. die satzungsmäßigen nicht-wirtschaftlichen Aktivitäten
2. der wirtschaftliche Zweckbetrieb (als eine besondere Form des wirtschaftlichen Geschäftsbetriebs)
3. der wirtschaftliche Geschäftsbetrieb, der nicht Zweckbetrieb ist
4. die Vermögensverwaltung.
Die Trennung dieser vier Bereiche ist vor allem aus steuerrechtlichen Gründen notwendig, falls es sich um einen
gemeinnützigen Verein handelt (zu den Voraussetzungen der Gemeinnützigkeit eines Vereins siehe Kapitel I).

Zu den satzungsmäßigen nicht-wirtschaftlichen Aktivitäten zählen bei einem Verein, dessen Vereinszweck laut Sat-
zung z. B. die Förderung der Entwicklung neuer Wohnformen oder der Erforschung der Beginenkultur ist, bspw. die
Veranstaltung von Seminaren und oder Exkursionen, die Veröffentlichung von Büchern zum Thema, die Erfor-
schung der historischen Quellen zur Beginenkultur sowie die Presse- und Öffentlichkeitsarbeit und ähnliches.

Werden für die Teilnahme an den Seminaren oder Exkursionen Teilnahmegebühren verlangt, so liegt eine wirt-
schaftliche Tätigkeit vor. Diese ist jedoch trotz der Definition des Idealverseins als nicht-wirtschaftlicher Verein
unproblematisch, weil es sich um einen wirtschaftlichen Zweckbetrieb handelt. Ein wirtschaftlicher Geschäftsbe-
trieb ist nach § 65 Abgabenordnung ein Zweckbetrieb, "wenn
1. der wirtschaftliche Geschäftsbetrieb in seiner Gesamtrichtung dazu dient, die steuerbegünstigten satzungsmäßi-

gen Zwecke der Körperschaft zu verwirklichen,
2. die Zwecke nur durch einen solchen Geschäftsbetrieb erreicht werden können und
3. der wirtschaftliche Geschäftsbetrieb zu nicht begünstigten Betrieben derselben oder ähnlicher Art nicht in

größerem Umfang in Wettbewerb tritt, als es bei Erfüllung der steuerbegünstigten Zwecke unvermeidbar ist."

Die Einnahmen aus den Teilnahmegebühren für die Seminare und Exkursionen sowie aus dem Bücherverkauf sind
demnach Einnahmen aus wirtschaftlichem Zweckbetrieb.
Ein wirtschaftlicher Zweckbetrieb eines gemeinnützigen Vereins ist steuerbegünstigt im Sinne der Abgabenordnung.
D. h. er ist von der Körperschafts- und Gewerbsteuer befreit und zahlt nur einen ermäßigten Umsatzsteuersatz
(Mehrwertsteuer).

Treffen bei einer wirtschaftlichen Aktivität eines Vereins die Voraussetzungen für den wirtschaftlichen Zweckbetrieb
nicht zu, so handelt es sich um einen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb. Diese Aktivitäten eines gemeinnützigen
Vereins sind nicht steuerbegünstigt, für sie fallen sowohl Körperschafts- als auch Gewerbesteuer sowie der norma-
le Mehrwertsteuersatz an. Die Steuerbegünstigung der anderen Bereiche des Vereins bleibt hiervon unberührt.
Allerdings muss es sich um einen "Nebenzweck" des Vereins handeln, d. h. der wirtschaftliche Geschäftsbetrieb
darf den Verein nicht dominieren.
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Die Abgrenzung des wirtschaftlichen Zweckbetriebs vom wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb ist eine Frage, die
leidenschaftlichen Juristinnen zweifellos Vergnügen bereiten mag – hier aber nicht in extenso erläutert werden
kann, zumal diese Frage für kleinere Vereine meist nicht von Bedeutung ist, da wirtschaftliche Geschäftsbetriebe
eines gemeinnützigen Vereins (oder einer anderen gemeinnützigen Körperschaft) steuerfrei bleiben, wenn die
Einnahmen 35 000 € im Jahr nicht übersteigen.

Im Übrigen muss beachtet werden, dass sowohl die Körperschafts- als auch die Gewerbesteuer Ertragssteuern
sind. D. h., wenn kein Gewinn gemacht wird (kein Überschuss der Einnahmen über die Ausgaben erzielt wird), fällt
auch keine Steuer an. Es muss allerdings eine Steuererklärung abgegeben werden.

Die Vermögensverwaltung als vierter Tätigkeitsbereich des Vereins ist – soweit der Verein als gemeinnützig aner-
kannt ist, ebenfalls steuerbegünstigt.
Hierbei sind allerdings einige Einschränkungen zu beachten: Grundsätzlich muss ein gemeinnütziger Verein seine
Einnahmen (Mitgliedsbeiträge und Spenden) "zeitnah" verwenden. Ein gemeinnütziger Verein kann also nicht belie-
big Gelder einsammeln und sie auf ein Konto legen oder anderweitig gewinnbringend anlegen, da dies keine
satzungsgemäße Verwendung der Gelder ist. Allerdings kann der Verein Rücklagen bilden, soweit dies erforderlich
ist, um ihre steuerbegünstigten satzungsmäßigen Zwecke nachhaltig erfüllen zu können. Außerdem kann ein Verein
Zuwendungen, die ausdrücklich zur Erhöhung des Vermögens des Vereins gespendet werden, den Rücklagen
zuführen.
Hat ein gemeinnütziger Verein Vermögen, so sind Einnahmen aus der "Vermögensverwaltung" körperschafts- und
gewerbesteuerfrei. Dazu gehören zum Beispiel auch Mieteinnahmen aus Immobilienvermögen. Die Einnahmen
müssen (abzüglich der Kosten, also bei Immobilien zum Beispiel der Instandhaltungskosten) jedoch wieder für
satzungsgemäße Zwecke verwendet werden.
Ein gemeinnütziger Verein, der eigene Wohnungen vermietet und dabei Überschüsse erzielt, die er für satzungsge-
mäße Zwecke verwendet, muss diese Überschüsse also nicht versteuern. Die Frage ist allerdings, ob es einem
Verein, der sich im wesentlichen auf den Bau und die Bewirtschaftung von Wohnungen eines Wohnprojekts richtet,
gelingt, als gemeinnützig anerkannt zu werden.

Als Voraussetzung für eine gemeinnützige Vermögensverwaltung muss im Übrigen auch gewährleistet sein, dass das
angesammelte Vermögen auf Dauer gemeinnützig verwendet wird. Dazu muss in der Satzung festgelegt werden, an
welche gemeinnützige Organisation das Vereinsvermögen im Falle einer Auflösung des Vereins fällt. Eine "Privatisie-
rung" des Vereinsvermögens (z. B. eine Umwandlung der einem gemeinnützigen Verein gehörenden Wohnungen
eines Wohnprojekts in individuelles Wohnungseigentum der Bewohnerinnen) ist also nicht möglich.

Informationen zum Vereinsrecht finden sich unter anderem unter:
Socialnet Vereinsrecht, http://www.vereinsrecht.de/verein.html
Informationen zur Vereinstätigkeit und ihrer Besteuerung enthält unter anderem ein Merkblatt der Oberfinanzdirek-
tion Hannover: Merkblatt zur Gemeinnützigkeit und zum Spendenrecht, http://www.ofd.niedersachsen.de/master/
C323304_N9590_L20_D0_I636.html
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Position von Mieterinnen in einem von einer Investorin/einem Inve-
stor errichteten Projekt (siehe weiter unten). Tatsächlich jedoch kann
sich die Position der Bewohnerinnen von Wohnungen eines Vereins
erheblich von der Position von Mieterinnen eines Investorenprojekts
unterscheiden, da die Bewohnerin über ihre Mitgliedschaft im Verein
Einfluss auf das Geschäftsgebaren des Vereins hat. Allerdings kommt es
dabei darauf an, in welchem zahlenmäßigen Verhältnis die Bewohnerin-
nen zu den übrigen Vereinsmitgliedern stehen, die möglicherweise an-
dere Interessen haben (z. B. das Interesse an einer möglichst renta-
blen Verwertung des Vereinsvermögens, um Gelder für die Vereinsziele
zu beschaffen). Dem könnte dadurch entgegen gewirkt werden, dass
die Mitgliedschaft auf die Bewohnerinnen des Wohnprojekts beschränkt
wird und Außenstehenden nur eine Fördermitgliedschaft ohne Stimm-
recht zugebilligt wird, was aber wegen des Gebots der Förderung der
Allgemeinheit mit einer möglicherweise angestrebten Gemeinnützig-
keit Probleme bereiten könnte.

Zusammenfassend lässt sich sagen: Der eingetragene Verein ist für den
Zusammenschluss von Interessentinnen und/oder Bewohnerinnen ei-
nes Wohnprojekts sehr gut geeignet. Als Rechtsform für gemeinschaft-
liches Eigentum an Wohnungen eignet er sich dagegen, insbesondere
wegen der Finanzierungsprobleme, nur bedingt. Gelingen kann dies –
so ist zumindest aus den in unserer Dokumentation enthaltenen Bei-
spielen zu schließen – vor allem unter zwei Voraussetzungen: Wenn
der Erwerb der Wohnungen in hohem Maße durch Selbsthilfemaßnah-
men und/oder Fördermittel finanziert wird und/oder wenn die Woh-
nungen von einem bestehenden Verein mit einem Vermögensgrund-
stock erworben/gebaut werden. Die Neugründung eines Vereins zum
Bau von Wohnungen für ein Wohnprojekt scheint dagegen kein sehr
tragfähiger Ansatz.
Zu prüfen ist allenfalls die Anmietung von Wohnraum durch einen Ver-
ein, auch wenn dieser Verein, wie bereits unter dem Stichwort "Dach-
genossenschaft" dargelegt (siehe oben), nicht die Befreiung von der
Körperschaftssteuer beanspruchen kann, die einem Verein gewährt wird,
der eigene Wohnungen an seine Mitglieder vermietet (§ 5 (1) Nr. 10
Körperschaftssteuergesetz). Eine Körperschaftssteuerpflicht ist aller-
dings dann unerheblich, wenn kein Gewinn erzielt wird, wenn also die
Mieten nur "durchgereicht" werden. Ein solches Mietmodell wird bei-
spielsweise von dem zweitältesten in unserer Dokumentation vorge-
stellten Projekt, dem Sarah Café und Kulturzentrum von und für Frauen
praktiziert, das seit nunmehr fast 30 Jahren ein Café und Kulturzen-
trum mit einem Frauenwohnprojekt verbindet und dazu als General-
mieterin ein Gebäude mit ca. 600 m² Wohn- und Nutzfläche von einer
privaten Vermieterin gemietet hat. Die Gemeinnützigkeit des Vereins
resultiert aus der Kulturarbeit, die Wohnungsvermietung gehört aller-
dings zum wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb, doch werden keine Ge-
winne erwirtschaftet.

Die Gesellschaft mit beschränkter Haftung (GmbH)

Die Gesellschaft mit beschränkter Haftung (GmbH), die Kommandit-
gesellschaft (KG) und die Kombination der beiden Gesellschaftsfor-
men, die GmbH und Co KG sind in Deutschland sehr gebräuchliche
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Rechtsformen von Wirtschaftsunternehmen, die aber auch von ande-
ren Organisationen genutzt werden können.
Der Vorteil der GmbH liegt in der Haftungsbeschränkung für die Ge-
sellschafterinnen, da diese nur mit dem in die Gesellschaft eingebrach-
ten Kapital (plus einer etwaigen Nachschusspflicht) haften. Die Rechts-
form der GmbH und die ihr verwandte Form der GmbH und Co KG
werden in aller Regel von UnternehmerInnen gewählt, die verhindern
wollen, dass sie im Fall eines Konkurses mit ihrem Privatvermögen
haften. Das kann auch für Investitionen in Wohnbauten interessant
sein – viele der InvestorInnenmodelle (siehe unten) werden von GmbHs
realisiert, wobei hier aber die Bewohnerinnen nicht an der Gesell-
schaft beteiligt sind.
Möglich ist aber auch (und um dies soll es hier gehen), dass eine Wohn-
projektgruppe eine GmbH gründet, die die Wohnungen für das Pro-
jekt baut oder erwirbt. Auch in diesem Fall handelt es sich, wie bei der
Genossenschaft um gemeinschaftliches Eigentum der Bewohnerinnen,
doch unterscheiden sich die rechtlichen Rahmenbedingungen erheb-
lich.
Wie beim Verein ist der Vorteil der Haftungsbeschränkung gleichzeitig
ein Nachteil, denn für etwaige Kreditgeber spielt das haftende Kapital
eines Schuldners eine entscheidende Rolle für die Bewertung der Bo-
nität. Zwar braucht eine GmbH, im Gegensatz zum Verein, ein Min-
destkapital, doch liegt das bei 25 000 € – ein Betrag, der als Eigenkapi-
tal für den Bau oder Erwerb von mehreren Wohnungen absolut unzu-
reichend ist. Wegen der Haftungsbeschränkung muss das Eigenkapital
bei der Realisierung eines Wohnprojekts im Rahmen einer GmbH eher
höher als niedriger sein als bei individuellem Eigentum. Die Möglich-
keiten der Kapitalbeschaffung durch Solidarkapital erscheinen eher ge-
ringer als bei der Genossenschaft oder dem Verein, da der GmbH von
ihrer Grundstruktur her jeder soziale Aspekt fehlt. Allerdings kann ein
solcher, wie das Beispiel der gemeinnützigen GmbH sowie das folgen-
de Beispiel des Mietshäuser-Syndikats zeigen, mit sozialen Aspekten
verbunden werden.

Realisierung eines Wohnprojekts in der Rechtsform einer GmbH – das
Konzept des Mietshäuser-Syndikats

Die langfristige Sicherung sozialer Ziele mit Hilfe der Rechtsform der
GmbH wurde vom Freiburger "Mietshäuser-Syndikat" entwickelt. Das
Grundprinzip ist einfach: EigentümerInnen der Wohnungen eines Wohn-
projekts sind eine GmbH mit zwei GesellschafterInnen: Einem Bewoh-
nerInnenverein und der Mietshäusersyndikat GmbH. Beide Gesellschaf-
terInnen haben das gleiche Stimmrecht – keine GesellschafterIn kann
die andere überstimmen. Auf diese Weise soll verhindert werden, dass
Wohnprojekte, die zum Beispiel aus Abwehrkämpfen gegen den Abriss
ihrer Wohnungen oder deren Übernahme durch Spekulanten entstan-
den sind, nach einer Etablierungsphase ihre ehemaligen Ziele verges-
sen und die Wohnungen (die mit Hilfe der Solidarität von Unterstüt-
zerinnen erworben wurden) "privatisieren", also z. B. in Einzeleigen-
tum umwandeln oder verkaufen und den Erlös auf die Projektmitglie-
der aufteilen. Für dieses Ziel hält das Mietshäuser-Syndikat die GmbH
als Rechtsform für geeigneter als die Genossenschaft, gerade weil die
GmbH keine demokratische Struktur hat und bei einer Zweier-Ge-

siehe dazu den Kasten "Rechtliche
Grundlagen der GmbH"

siehe Kasten "GmbH und Co KG"

siehe den Kasten "Gemeinnützige
GmbH"
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sellschaft mit zwei gleichberechtigten Partnern eine Patt-Situation
besteht. Die soziale Zielsetzung wird also nicht durch eine Satzung
nachhaltig gesichert, sondern durch die Kontrolle einer übergeordne-
ten Organisation, der sich das jeweilige Wohnprojekt unterwirft. Wenn
sich allerdings beide GesellschafterInnen einig sind, dann kann ein Haus-
verkauf stattfinden und die Verkaufserlöse können einschließlich even-
tueller Wertsteigerungen auf die GesellschafterInnen aufgeteilt wer-
den – ohne dass dies durch eine Satzung oder eine gemeinnützige
Verpflichtung verhindert wird. Das Mietshäuser Syndikat geht davon
aus, dass das Syndikat – im Gegensatz zu dem einen oder anderen
Projekt, dauerhaft kein Interesse an einer solch veränderten Geschäfts-
politik haben wird. Ein einseitiger Ausstieg aus der Gesellschaft ist auf
Grund des Gesellschaftsvertrags für keine der beiden Gesellschafte-
rInnen attraktiv.
Das Finanzierungsproblem für das jeweilige Wohnprojekt ist mit die-
ser Rechtsform allerdings nicht gelöst. Denn die GmbH erhält zwar
das Eigentum an den Wohnungen, trägt aber nur zu einem geringen Teil
zur Finanzierung des Erwerbs in Höhe des für GmbHs derzeit nötigen
Mindestkapitals von 25 000 € bei. Die Finanzierung des Erwerbs mit
"Direktkrediten" und Bankkrediten muss von dem jeweiligen Projekt
organisiert werden, wobei das Syndikat "mit know how" bei der Fi-
nanzierung hilft.
Das Konzept ist inzwischen von der Beginenstiftung Tübingen bei ih-
rem zweiten (geplanten) Projekt aufgegriffen worden. Auch hier soll
die eine Gesellschafterin, die Beginenstiftung, die Immobilien dauer-
haft vor "Privatisierung, Umnutzung und Spekulation" schützen, wäh-
rend die andere Gesellschafterin, der Hausverein, in der GmbH die
Bewohnerinnen repräsentiert.

Die Gesellschaft des bürgerlichen Rechts (GbR)

Die Gesellschaft des bürgerlichen Rechts (GbR) ist die einfachste Form
einer Personengesellschaft in Deutschland mit wirtschaftlicher Aus-
richtung. Für die GbR gibt es keine besonderen Formvorschriften, kei-
ne Beglaubigung oder Eintragung, sie ist sehr einfach zu gründen (trotz-
dem empfiehlt es sich, einen sorgfältig ausgearbeiteten Gesellschafts-
vertrag abzuschließen, in dem möglichst alle Eventualitäten geregelt
sind).
Insgesamt bietet die GbR einen sehr großen Gestaltungsspielraum, da
es nur sehr geringe gesetzliche Vorgaben gibt. Die Struktur ist (sofern
nichts anderes vereinbart wird), sehr demokratisch, was allerdings bei
einer größeren Zahl von Gesellschafterinnen zur Lähmung führen kann.
Hier ist die Vereinbarung von Mehrheitsentscheidungen dringend zu
empfehlen, wobei zum Minderheitenschutz eine qualifizierte Mehrheit
(z. B. zwei Drittel der Stimmen) festgelegt werden kann. Der Nachteil
einer GbR liegt eindeutig bei der Haftungsfrage. In der GbR haften alle
GesellschafterInnen mit ihrem gesamten Vermögen und zwar "gesamt-
schuldnerisch". Das heißt eine GläubigerIn kann eine Forderung, die
sie gegenüber der GbR hat, gegen jede Beteiligte geltend machen. Ab-
weichende Regelungen sind zwar möglich, aber kaum wirksam.
Die Bonität der GbR ist letztlich so gut wie die Bonität ihrer Gesell-
schafterinnen. Wenn also etwa gleich finanzstarke Partnerinnen
zusammenkommen, sollte es bezüglich der Bonität keine größeren

siehe dazu den Kasten "Mietshäuser
Syndikat"

zu den Details siehe Kasten "GbR"
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Rechtliche Grundlagen der GmbH

Gesellschaftsvertrag: Grundlage einer GmbH ist ein Gesellschaftsvertrag, in dem der Zweck der GmbH, die beteilig-
ten GesellschafterInnen und die Höhe des von den einzelnen GesellschafterInnen einzubringenden Stammkapitals
enthalten sein müssen. Dem Zweck der GmbH sind – im Rahmen der geltenden Gesetze – keine Grenzen gesetzt.
Der Gesellschaftsvertrag muss notariell beglaubigt und dem Registergericht vorgelegt werden. Die GmbH wird
erst rechtsfähig, wenn sie im Handelsregister eingetragen ist. Jede Änderung des Gesellschaftervertrags, insbesonde-
re eine Erhöhung oder Herabsetzung des Stammkapitals, die Berufung oder Abberufung einer GeschäftsführerIn,
das Hinzukommen oder Ausscheiden einer Gesellschafterin müssen notariell beglaubigt und dem Registergericht
gemeldet werden. Alle Eintragungen müssen veröffentlicht werden (z. B. im Handelsblatt). Die Gründung und die
Führung einer GmbH ist also relativ aufwendig und auch nicht ganz billig. Im Gegensatz zu Genossenschaft und
Verein ist es eine Rechtform mit geschlossener Mitgliederzahl (Gesellschafterzahl).

Stammkapital: Da die Haftsumme der GmbH auf das GmbH-Vermögen beschränkt ist und die GesellschafterInnen
auch im Fall der Zahlungsunfähigkeit der GmbH keine "Nachschusspflicht" haben (es sei denn, im Gesellschafts-
vertrag ist eine solche vereinbart), kommt dem Stammkapital der GmbH eine besondere Bedeutung zu. Das
Mindestkapital zur Gründung einer GmbH beträgt 25 000 € und muss zum Zeitpunkt der Gründung zur Hälfte
einbezahlt sein, wobei auch die Einbringung von Sachwerten (z. B. Grundstücke oder Immobilien) möglich ist. Seit
1.7.2008 ist allerdings auch eine "haftungsbeschränkte Unternehmergesellschaft" ("Mini-GmbH") ohne Stammka-
pital möglich, außerdem wurden die formalen Anforderungen an die Gründung vereinfacht. Damit soll die Existenz-
gründung im Rahmen einer GmbH erleichtert werden.  Für den Wohnungsbau ist die haftungsbeschränkte Unter-
nehmergesellschaft jedoch irrelevant.

Gremien: Das oberste Organ einer GmbH ist die Gesellschafterversammlung. Ihre Aufgabe ist insbesondere die
Bestellung der GeschäftsführerInnen sowie die Feststellung des Jahresabschlusses. Die laufende Arbeit wird dage-
gen von der/den GeschäftsführerInnen erledigt, die in der Regel sehr weitgehende Befugnisse, aber auch eine
große Verantwortung haben. Wie weit die Befugnisse gehen, wird im Gesellschaftsvertrag festgelegt. Eine Identität
zwischen GesellschafterInnen und GeschäftsführerInnen ist möglich, aber nicht zwingend. Es kann auch nur eine
GeschäftsführerIn aus dem Kreis der GesellschafterInnen oder von außen bestellt werden. Die GesellschafterInnen
können eine GeschäftsführerIn jederzeit abberufen.

Stimmrecht: Das Stimmrecht der GesellschafterInnen in der GesellschafterInnen-Versammlung hängt von der Höhe
ihres Stammkapitals ab. Auf je 50 € Stammkapital entfällt eine Stimme. Dies unterscheidet die GmbH diametral
vom Verein oder der Genossenschaft. Die GmbH funktioniert nach der Prämisse "wer zahlt schafft an".

Notwendige Mehrheiten: Grundsätzlich entscheidet in der GesellschafterInnen-Versammlung die Mehrheit der Stim-
men. Zur Auflösung einer GmbH ist jedoch eine Mehrheit von 75 % der Stimmen notwendig.

Gewinnausschüttung: Der Gewinn einer GmbH wird im Verhältnis der Stammeinlage an die GesellschafterInnen
ausgeschüttet, es kann jedoch eine abweichende Regelung vereinbart werden.

Die gemeinnützige GmbH (gGmbH)

Grundsätzlich ist die GmbH als eine gewinnorientierte Unternehmensform voll steuerpflichtig. Trotzdem entstehen
im sozialen Bereich immer mehr GmbHs, meist gegründet von sozialen Trägern, die ihre wirtschaftlichen Geschäfts-
betriebe aus der Trägerorganisation (meist ein Verein) ausgliedern. Diese GmbHs sind zwar unternehmerisch tätig,
verfolgen aber gemeinnützige Ziele im Sinne der Abgabenordnung. Deshalb haben sie die gleichen steuerrechtli-
chen Vorteile wie ein gemeinnütziger Verein, denn die Gemeinnützigkeit hängt nicht von der Rechtsform ab,
sondern ausschließlich vom verfolgten Zweck. Der Vorteil einer gemeinnützigen GmbH (gGmbH) wird in der
stärker auf unternehmerisches Handeln ausgerichteten Binnenstruktur (Führung der Geschäfte einschließlich Ver-
tretung nach außen durch die Geschäftsführung und nicht durch den Vorstand, kein Mitspracherecht von Mitglie-
dern, Haftungsbegrenzung auf das Kapital der GmbH) gesehen. Zu den Vorteilen der Ausgliederung eines wirt-
schaftlichen Geschäftsbetriebs eines gemeinnützigen Vereins in eine gGmbH siehe den Artikel "5 wichtige Gründe
für die gemeinnützige GmbH" auf der Website des Verlags für die Deutsche Wirtschaft "Vereins-Know-How"
www.vnr.de/vnr/nonprofit/verein/praxistipp_12311.html. Wohnprojekte haben diese Rechtsform allerdings bisher
nach meiner Kenntnis nicht genutzt.
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Das Mietshäusersyndikat

Das Mietshäusersyndikat ist eine aus der Freiburger Hausbesetzerszene der 1980er Jahre heraus entstandene
Organisation mit einer der Dachgenossenschaft vergleichbaren Funktion, jedoch mit einer anderen Rechts-
konstruktion und auch einer etwas anderen Zielsetzung. Das Mietshäuser Syndikat strebt weit mehr an als die
Förderung seiner Mitglieder, wie dies für eine Genossenschaft typisch ist: Ziel ist vielmehr ein dauerhaft der
Kapitalverwertung entzogener, autonomer, aber untereinander solidarisch verbundener Wohnungsbestand. Eine
Genossenschaft erscheint dem Syndikat dafür nicht geeignet, da nach Ansicht des Syndikats auch bei "höchst
idealistisch und sozial orientierten Satzungsbestimmungen … mit einer entsprechenden Mehrheit der Mitglieder
Beschlüsse zur Privatisierung bzw. zum Hausverkauf gefasst werden können"1.
Um dies zu verhindern, übt das Syndikat eine Art "Kontroll- oder Wächterfunktion" aus, die allerdings auf "wenige
Grundlagenfragen" beschränkt ist.

Die rechtliche Konstruktion
Das Mietshäuser Syndikat ist ein (ideeller) Verein (Mietshäuser Syndikat e. V.), der gleichzeitig einziger Gesellschaf-
ter einer GmbH, der Mietshäuser Syndikat GmbH, ist.
Für jedes in das Syndikat aufgenommene Projekt wird eine GmbH mit zwei GesellschafterInnen gegründet: Der
Mietshäuser Syndikat GmbH und einem Hausverein, in dem die BewohnerInnen des jeweiligen Projekts zusam-
mengeschlossen sind.
Diese Projekt-GmbH wird mit dem derzeit notwendigen Mindestkapital von 25 000 € ausgestattet, das je zur
Hälfte von den beiden GesellschafterInnen, also der Mietshäuser Syndikat GmbH und dem Hausverein, aufge-
bracht wird2. Diese GmbH erwirbt das Eigentum an den Wohnungen bzw. Häusern des Projekts.

Die Finanzierung des Wohnungs- bzw. Hauserwerbs
Das für jedes Projekt von der Mietshäuser Syndikat GmbH aufzubringende Stammkapital wird zum größten Teil
von den Mitgliedern des Mietshäuser Syndikat e. V. mit Hilfe einer bei Eintritt in den Verein zu zahlenden "Einlage"
in Höhe von mindestens 250 € aufgebracht. Diese Einlage ist unverzinslich, aber kündbar. Mitgliedsbeiträge für
den Verein gibt es dagegen nicht. Ende 2007 betrugen die Einlagen der 270 Mitglieder rund 200 000 € – eine
beeindruckende Summe, gemessen an den Kosten des Erwerbs von 35 Wohnprojekten jedoch "Peanuts". Die
andere Hälfte des Stammkapitals jeder Projekt-GmbH muss vom Hausverein, also den Bewohnerinnen aufgebracht
werden.
Ein Kapital von 25 000 € reicht vielleicht als Eigenkapital für den Kauf einer Wohnung, aber nicht für den Erwerb
der Immobilien eines ganzen Wohnprojekts. Die erheblichen Eigenkapitallücken müssen mit "Direktkrediten" von
UnterstützerInnen, also mit Solidarkapital aufgefüllt werden (siehe dazu das Kapitel Finanzierung). Das Mietshäuser
Syndikat wirbt dafür mit dem Slogan "lieber 1000 FreundInnen im Rücken als eine Bank im Nacken".
Ein weiteres Element ist die Unterstützung neuer Projekte durch ältere, etablierte Projekte.
Dahinter steckt die Überlegung, dass beim Immobilienerwerb die ersten Jahre die kritischsten Jahre mit den
höchsten Belastungen sind und die Belastungen im Laufe der Zeit sinken (was allerdings nur unter bestimmten
Voraussetzungen gilt, siehe dazu die Erläuterungen im Kapital Finanzierung). Projekte, die in den ersten Jahren Solidar-
kapital erhalten haben, sollen deshalb nach einer gewissen Zeit dieses quasi zurückgeben, indem sie neue Projekte
unterstützen. Tatsächlich ist dies auch schon in einigen Fällen gelungen. Allerdings ist die "Altersstruktur" der
Projekte bisher für den Aufbau eines solchen revolvierenden Fonds eher ungeeignet, da es im Vergleich zum
Interesse neuer Projekte an einer solchen Unterstützung verhältnismäßig wenig "etablierte" Projekte gibt. Deshalb
müssen auch die neuen Projekte einen, zunächst allerdings symbolischen, Beitrag zu dem Solidarfonds bezahlen.
Der Beitrag beginnt mit 0,10 € pro m² Nutzfläche und steigt jährlich an. In den Solidarfonds wurden zwischen
1992 und 2007 insgesamt 200 000 € einbezahlt.
Eine weitere Form der finanziellen Solidarität ist die direkte Unterstützung eines Projekts durch ein anderes.
Die Entscheidung über eine Aufnahme eines Projekts in das Syndikat wird von der Mitgliederversammlung des
Mietshäuser Syndikat e. V. gefällt.

Die Rechte der GesellschafterInnen einer Projekt-GmbH
Die Hausvereine sind weitgehend autonom, bestimmen die Verhältnisse in ihrem Projekt selbst. "Wer zieht ein?
Wie werden Kredite besorgt? Wie wird umgebaut? Wie hoch ist die Miete?" (S. 4). All diese Fragen werden allein
vom Hausverein entschieden. Der GmbH vorbehalten bleiben Entscheidungen über "Hausverkauf, Umwandlung
in Eigentumswohnungen oder ähnliche Zugriffe auf das Immobilienvermögen". Zwar kann der Hausverein theore-
tisch die GmbH verlassen, doch ist im Gesellschaftervertrag festgelegt, dass er dann nur die Stammeinlage zurück-
erhält, während das Eigentum an den Wohnungen in der GmbH verbleibt. Die Position des Hausvereins ist
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diesbezüglich also mit der Position eines Genossenschaftsmitglieds vergleichbar, das nach dem Austritt aus der
Genossenschaft den Nominalbetrag seiner Geschäftsanteile zurückerhält und ebenfalls nicht an eventuellen Wert-
steigerungen der Gebäude beteiligt wird.

Steuerrechtliche Aspekte
Sowohl die Projekt-GmbHs als auch die Hausvereine sind (vermutlich) voll steuerpflichtig, allerdings enthält weder
die Website noch die zitierte Broschüre Aussagen hierzu, allerdings wird auf die steuerrechtliche Problematik des
Solidarfonds (der ja aus Überschüssen, also Gewinnen gespeist wird bzw. bei der jeweiligen Projekt-GmbH einen
Überschuss bedeutet) hingewiesen, ohne die derzeitige rechtliche Konstruktion und ihre Konsequenzen darzule-
gen.
Gemeinnützigkeit scheint bei keiner der beteiligten Organisationen gegeben zu sein. Vermutlich deshalb wirbt das
Syndikat auch nicht um Spenden, sondern ausschließlich um zinslose oder zinsgünstige Kredite.
Im Mietshäuser Syndikat sind Ende 2007 35 Projekte und 30 Projektinitiativen zusammengeschlossen.

Alle Zitate aus: Mietshäuser Syndikat (2007): Rücke vor zur Schlossallee, Freiburg, http://www.syndikat.org/s/service/
broschuere_nr4.pdf. In dieser Broschüre werden die Konzepte und Projekte vorgestellt.
Weitere Informationen zum Mietshäuser-Syndikat finden sich auf der Website:
http://www.syndikat.org/

1   Bei Genossenschaften ist eine solche Privatisierung – abgesehen von der eigentumsorientierten Genossenschaft – aller-
dings nicht so ohne weiteres möglich, wie dies vom Syndikat dargestellt wird, doch ist eine ausschließlich an den
Interessen der Mitglieder orientierte Entwicklung Wesensmerkmal der Genossenschaft. Übergeordnete soziale oder
politische Zielsetzungen, wie sie das Mietshäuser Syndikat verfolgt, gehören dagegen nicht zu den Wesensmerkmalen
der Genossenschaft, so dass diesbezügliche Positionen in einer Genossenschaft tatsächlich durch Mehrheitsbeschluss
geändert werden können.

2 Genau genommen bringt die Mietshäuser Syndikat GmbH 12 400 € und der jeweilige Hausverein 12 600 € auf, jedoch
ist das Stimmrecht nach "Köpfen" festgelegt, so dass jede GesellschafterIn eine Stimme hat. Zu den Gründen dieser
leicht ungleichen Kapitalverteilung ist in den Informationen des Syndikats nichts zu finden.

Die GmbH und Co KG

Eine Kommanditgesellschaft ist im Gegensatz zur GmbH keine Kapital-, sondern eine Personengesellschaft. Die
KG kennt zwei Gruppen von Gesellschaftern: Die Komplementäre und die Kommanditisten (die Co). Die Komple-
mentäre sind die eigentlichen UnternehmerInnen. Für sie gibt es keine Haftungsbeschränkung, sie haften voll, auch
mit ihrem Privatvermögen. Die Kommanditisten haften dagegen nur mit ihrer Einlage, haben dafür aber auch
keinen Einfluss auf die laufenden Geschäfte, sie sind im Prinzip Geldgeber, die jedoch nicht, wie ein Kreditgeber,
fest vereinbarte Zinsen bekommen, sondern am Gewinn (und am Verlust) beteiligt werden.
Die GmbH und Co KG kombiniert die beiden Gesellschaftsformen in der Weise, dass die GmbH die Rolle des voll
haftenden Komplementärs einnimmt. D. h. die GmbH haftet voll, aber die Gesellschafter der GmbH haften –
entsprechend den Regeln für die GmbH – nur mit ihrem Gesellschaftskapital. Damit besteht bei der GmbH und
Co KG faktisch eine Haftungsbeschränkung wie bei der GmbH, wobei es hier zwei Gruppen mit unterschiedli-
chem Einfluss auf die Geschäftspolitik gibt. Dies könnte von Wohnprojekten etwa in der Weise genutzt werden,
dass die Bewohnerinnen Gesellschafterinnen der GmbH werden, während etwaigen FörderInnen, die nicht in dem
Projekt wohnen, die Rolle von KommanditistInnen zukommt, die keinen Einfluss auf die "Geschäftspolitik" der
Gesellschaft haben. Bei der Genossenschaft dagegen sind, wie dargelegt, auch Mitglieder, die das Projekt unterstüt-
zen, aber nicht in dem Projekt wohnen, gleich stimmberechtigt wie die im Projekt wohnenden Mitglieder.
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21 siehe dazu auch Wirtschaftministeri-
um Baden Württemberg (Hg.) (1999):
Baugemeinschaften. Ein moderner Weg

zum Wohnungseigentum, Stuttgart:
Selbstverlag

Probleme geben. Die Frage, wie die Bonität einer GbR mit bezüglich
der finanziellen Möglichkeiten sehr ungleichen Partnerinnen von po-
tentiellen KreditgeberInnen eingeschätzt wird, kann nicht generell be-
antwortet werden. Dies hängt vom Einzelfall ab, insbesondere von den
individuellen Vereinbarungen mit den Kreditgeberinnen.

Realisierung eines Wohnprojekts in der Rechtsform der GbR: das Modell
Baugemeinschaft

Die Rechtsform der GbR wird von eigentumsorientierten Wohnpro-
jekten relativ häufig gewählt, allerdings nur für die Bau- bzw. Erwerbs-
phase. Wird das Wohnungseigentum danach auf die beteiligten Haus-
halte aufgeteilt, dann handelt es sich bei der GbR um eine "Baugemein-
schaft". Zwar ist keines der von uns dokumentierten Frauenwohnpro-
jekte im Rahmen einer Baugemeinschaft realisiert worden, doch wird
diese Variante inzwischen von einer Reihe von Kommunen aktiv unter-
stützt, weshalb sie hier in Grundzügen beschrieben werden soll21.
Baugemeinschaften sind Personengesellschaften, die sich zusammen-
schließen, um gemeinsam ein oder mehrere Grundstücke mit Ein- oder
Mehrfamilienhäusern (oft in Form von Reihenhäusern) zu bebauen,
um individuelles Wohnungseigentum zu schaffen. Ziel der Baugemein-
schaft ist es also primär, durch Verzicht auf einen Bauträger, der die
Gebäude errichtet und anschließend als Eigentumswohnungen oder
Eigenheime verkauft, Kosten einzusparen und weitergehende Einfluss-
möglichkeiten auf die Gestaltung und Ausstattung zu haben. Auch das
frühzeitige Kennenlernen der späteren Nachbarn wurde in einer Be-
fragung von Baugemeinschaften in Freiburg von 15 % der Befragten
genannt. Von fast doppelt so vielen Befragten (27 %) wurden dagegen
"günstige Gesamtkosten" als Grund für die Beteiligung genannt. Bauge-
meinschaften sind also nicht notwendigerweise gemeinschaftliche Wohn-
projekte im engeren Sinn. Das gegenseitige Interesse muss nicht über
das übliche Interesse an einer angenehmen Nachbarschaft hinausge-
hen.
Trotzdem kann die Rechtskonstruktion der Baugemeinschaft (in der
Rechtsprechung und einem Teil der Literatur  "Bauherrengemeinschaft"
genannt) auch für "echte" Wohnprojekte interessant sein, die ihr Wohn-
projekt als Einzeleigentum nach dem Wohnungseigentumsgesetz (siehe
unten) ohne eine BauträgerIn realisieren wollen.

Realisierung eines Frauenwohnprojekts im Rahmen einer GbR – Modell
gemeinschaftliches Eigentum

Die GbR ist jedoch nicht nur als temporäre Rechtsform für eine Bau-
gemeinschaft interessant, sondern auch als Rechtsrahmen für dauer-
haft gemeinschaftliches Wohnungseigentum.
In unserer Dokumentation ist zwar kein Projekt enthalten, das ge-
meinschaftliches Eigentum in Form einer GbR gebildet hat, doch hat
zumindest ein Projekt (O.L.G.A. in Nürnberg), diese Rechtsform ganz
bewusst wegen der hohen Verbindlichkeit gewählt, um ein ganzes Haus
anzumieten. Denn in der GbR ist alles möglich (es gibt im Gegensatz
zur Genossenschaft oder Stiftung oder dem gemeinnützigen Verein
keinerlei Kontrolle von außen), aber es bedarf der Zustimmung aller
Beteiligter (oder, falls vereinbart, einer qualifizierten Mehrheit). Die
Rechtsform ist von ihrer Grundstruktur her auf Konsens und Gleich-

die rechtliche Konstruktion ist im
Kasten "Baugemeinschaft" zusam-
mengefasst
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heit angelegt: Alle bringen das Gleiche ein und haben die gleichen Rechte.
Zwar kann der Gesellschaftsvertrag auch anders, d. h. hierarchischer
gestaltet werden, doch ist die GbR – im Gegensatz zur GmbH, der
eine demokratische bzw. soziale Ausrichtung erst aufgedrückt werden
muss – im Prinzip demokratisch orientiert.
Die GbR ist also sehr gut dafür geeignet, den Charakter/die Ziele ei-
nes Wohnprojekts nachhaltig zu sichern. Denn ohne die Zustimmung
aller Gesellschafterinnen kann, soweit nichts anderes vereinbart ist,
niemand einziehen, auch haben etwaige Erben keinen Zugriff auf die
Wohnung einer verstorbenen Gesellschafterin, falls eine Fortsetzungs-
klausel vereinbart wurde. Allerdings müssen in diesem Fall die Erben
ausbezahlt werden. Das hat zumindest den Vorteil, dass die verbleiben-
den Gesellschafterinnen die Nachfolgerin selbst auswählen können.
Die Risiken des gemeinschaftlichen Wohnungseigentums in der Rechts-
form einer GbR sind jedoch nicht zu unterschätzen: Dazu gehört die
gesamtschuldnerische Haftung, die dazu führen kann, dass die übrigen
Gesellschafterinnen die wohnungsbezogenen Zahlungsverpflichtungen
einer Mitbewohnerin übernehmen müssen, wenn diese nicht zahlt bzw.
zahlen kann. Doch das ist letztlich bei allen Formen gemeinschaftlichen
Eigentums zumindest indirekt der Fall, solange das Projekt nicht aufge-
löst wird (auch in einer Genossenschaft trägt die Gemeinschaft der
Genossenschaftsmitglieder etwaige Verluste aus Mietschulden oder
Leerständen). Der Unterschied liegt vor allem in der größeren Ver-
bindlichkeit. Die Mieterin (Nutzerin) einer Genossenschaft verliert
ihr Wohnrecht nicht, wenn die Genossenschaft in Konkurs geht, sie
verliert als Genossin maximal den Wert ihrer Geschäftsanteile (sowie
etwaige Darlehen, die sie an die Genossenschaft gegeben hat, was un-
ter Umständen eine erhebliche Summe sein kann), während die Ge-
sellschafterin einer GbR Verluste der GbR ausgleichen muss, auch wenn
die Gesellschaft aufgelöst wird oder sie die Gesellschaft verlässt. Ein-
bezogen werden hierbei alle Verbindlichkeiten und Verluste, die zum
Zeitpunkt des Ausscheidens bestehen. Für später eingegangene Ver-
pflichtungen der Gesellschaft haftet eine ausgeschiedene Gesellschaf-
terin jedoch nicht.
Zur Einwerbung von Solidarkapital ist die GbR vermutlich wenig ge-
eignet, da die Kapitalgeberinnen keinerlei Sicherheit haben, ob eine
anfänglich bestehende soziale oder politische Orientierung des Pro-
jekts auf Dauer bleibt. Ohne eine solche soziale oder politische Ori-
entierung kann jedoch Solidarkapital höchstens von Freunden oder
Verwandten eingeworben werden – genauso wie beim individuellen
Eigentum, bei dem solche Finanzierungselemente ja auch möglich bzw.
in einem gewissen Ausmaß üblich sind.

Alles in allem genommen eignet sich die GbR als Rechtsform für ge-
meinschaftliches Eigentum am ehesten für eine Gruppe von Frauen,
die eine hohen Grad an Verbindlichkeiten anstrebt und bei der die
Mitglieder in etwa die gleichen finanziellen Möglichkeiten haben, die
auch eine individuelle, klassisch finanzierte Wohnungseigentumsbildung
erlauben würde – auch wenn eine binnengesellschaftliche Solidarfinan-
zierung, bei der jede nach ihrem Vermögen Kapital einbringt, aber alle
die gleichen Rechte haben, rechtlich gesehen ebenfalls möglich wäre.

zum rechtlichen Rahmen siehe den
Kasten "GbR als Rechtsform ge-
meinschaftlichen Eigentums"

siehe Kapitel Finanzierung
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Die Gesellschaft des bürgerlichen Rechts (GbR)

Die GbR, deren Grundlagen im Bürgerlichen Gesetzbuch (BGB) in den §§ 705 ff. geregelt sind, ist die einfachste
Form des Zusammenschlusses von natürlichen Personen für einen wirtschaftlichen Zweck. Die Gründung einer
GbR ist einfach, Formvorschriften gibt es nicht, keine Eintragung in ein Register, auch keine Prüfung des wirtschaft-
lichen Konzepts, es genügt sogar eine mündliche Vereinbarung (was allerdings nicht ratsam ist). Notwendig ist die
Vereinbarung eines Zwecks der Gesellschaft, zu der alle Gesellschafterinnen gleichermaßen beitragen (z. B. mit
einer gleich hohen Einlage). Abweichendes kann vereinbart werden.
Die Geschäftsführung ist grundsätzlich gemeinsam, doch kann Abweichendes vereinbart werden. Nach der gesetz-
lichen Regelung müssen Entscheidungen einstimmig gefällt werden, es können aber auch hier abweichende Regeln
vereinbart werden. Das gilt auch für den Eintritt einer neuen Gesellschafterin – auch hier ist vom Gesetzgeber
Konsens vorgesehen.

Eine GbR ist nach den gesetzlichen Regelungen jederzeit durch jede Gesellschafterin kündbar, was die Auflösung
der Gesellschaft zur Folge hat. Das gleiche gilt bei Tod einer Gesellschafterin. Um dies zu vermeiden, kann entwe-
der eine "Fortsetzungsklausel" vereinbart werden, nach der die GbR mit den verbleibenden Gesellschafterinnen
fortgesetzt wird, oder eine "Nachfolgeklausel", nach der die Erben als Gesellschafter in die GbR eintreten. Bei
Auflösung der Gesellschaft wird das vorhandene Vermögen nach Köpfen oder nach vereinbarten Quoten verteilt.
Scheidet eine Gesellschafterin aus, ohne dass die Gesellschaft aufgelöst wird, hat sie (oder ihre Erben) ein Recht
auf "Auseinandersetzung", d. h. auf Auszahlung eines Anteils an dem Vermögen der Gesellschaft. Dieser wird so
berechnet, als ob die Gesellschaft zum Zeitpunkt des Ausscheidens aufgelöst worden wäre.
Möglich ist auch die Vereinbarung einer Kündigungsfrist sowie einer Mindestdauer der Gesellschaft.
Der große Nachteil der GbR ist die "gesamtschuldnerische Haftung" aller Gesellschafterinnen. Das bedeutet:
kommt die Gesellschaft in Zahlungsverzug (etwa gegenüber einer Bank), weil eine Gesellschafterin (Bewohnerin)
ihren Zahlungspflichten nicht nachkommt, so haften alle Gesellschafterinnen ohne jede Einschränkung mit ihrem
Privatvermögen. Zwar kann intern ein gegenseitiger Haftungsausschluss vereinbart werden, dieser gilt jedoch nicht
nach außen – es sei denn, der Haftungsausschluss oder eine Haftungsbeschränkung wird mit dem jeweiligen
Vertragspartner, z. B. einer Kredit gebenden Bank, vereinbart. Zu einer solchen Vereinbarung sind jedoch nur
wenige Vertragspartner bereit. Zum Teil haben Gesellschaften des bürgerliches Rechts versucht, eine intern verein-
barte Haftungsbeschränkung nach außen durch die Bezeichnung "GbR mbh" zu signalisieren, doch ist dies nach
der Rechtssprechung unwirksam.

Die GbR als Rechtsform für gemeinschaftliches Wohnungseigentum

Die Bildung gemeinschaftlichen Wohnungseigentums im Rahmen einer GbR unterscheidet sich von dem Bau-
gemeinschaftsmodell dadurch, dass nach der Planungsphase das zu bebauende Grundstück nicht von den einzel-
nen Gesellschafterinnen in Bruchteilen, sondern im Ganzen von der GbR gekauft wird. Ein Teilungsvertrag wie bei
der Baugemeinschaft, in dem der Anteil jeder Gesellschafterin an dem Grundstück und dem späteren Gebäude
festgelegt wird, ist in diesem Fall nicht möglich (wenngleich sich die Gesellschafterinnen natürlich darüber einigen
müssen, wer in welche Wohnung einzieht). Eine rechtliche Relevanz, etwa für Banken, hat diese Vereinbarung
dagegen nicht – Kredite können deshalb nur von der GbR aufgenommen und dinglich gesichert werden (siehe
dazu das Kapitel Finanzierung). Dabei können die Gesellschafterinnen im Binnenverhältnis festlegen, welchen
Anteil an den Verpflichtungen aus den Krediten die jeweilige Gesellschafterin übernehmen muss – für das Außen-
verhältnis, also gegenüber der Bank, ist das jedoch nicht maßgeblich (es sei denn die Bank lässt sich vertraglich auf
eine solche Aufteilung ein, was aber höchst unwahrscheinlich ist). Dasselbe gilt für alle anderen Zahlungsverpflich-
tungen – nicht nur in der Bauphase, sondern auch in der Nutzungsphase.
Besonders wichtig ist beim gemeinschaftlichen Wohnungseigentum im Rahmen einer GbR die Vereinbarung einer
Fortsetzungsklausel, da ansonsten die Gesellschaft mit dem Ausscheiden einer Gesellschafterin aufgelöst wird.
Auch sollten die Regelungen zur Geschäftsführung und zu den Abstimmungsverhältnissen bei Entscheidungen
sehr sorgfältig überlegt werden. Die im Gesetz vorgesehene gemeinschaftliche Geschäftsführung ist, außer viel-
leicht bei ganz kleinen Gruppen, kaum praktikabel und das Erfordernis der Einstimmigkeit kann leicht zur
Entscheidungsunfähigkeit führen. Die Alternative ist nicht notwendigerweise das Mehrheitsprinzip. Zumindest für
wichtige Entscheidungen kann (und sollte) ein höheres Quorum (z. B. Zweidrittel oder Dreiviertel-Mehrheit)
festgelegt werden.
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Die Baugemeinschaft ("Bauherrengemeinschaft") in der Rechtsform der GbR

Die Baugemeinschaft ist ein Zusammenschluss auf begrenzte Zeit mit dem Ziel der gemeinschaftlichen Errichtung
mehrerer Wohnungen in Form von Mehrfamilienhäusern oder Eigenheimen ohne Bauträger. Zur erfolgreichen
Durchführung eines Baugemeinschaftsprojekts wird die Bildung mehrerer GbRs empfohlen: Nach der Findungsphase
bilden die Bauwilligen eine Planungsgemeinschafts-GbR, die eine Architektin mit der Planung des/der Gebäude (in
enger Abstimmung mit den Gesellschafterinnen) beauftragt. Die Kosten hierfür werden gemeinsam getragen, wo-
bei in dieser Phase ein Ausstieg einzelner Beteiligter noch möglich sein sollte. Für diesen Fall sollte in dem Gesell-
schaftsvertrag geregelt sein, ob und in welchem Umfang die ausscheidende Person an den Planungskosten beteiligt
wird. Dies kann auch davon abhängig gemacht werden, ob die ausscheidende Gesellschafterin eine Nachfolgerin
bringt, die in die Gesellschaft eintritt und die Verpflichtungen der Ausgeschiedenen übernimmt.
Nach Abschluss der Planung und der Einigung über die Verteilung der Wohneinheiten/Häuser auf die beteiligten
Haushalte wird im Fall eines Mehrfamilienhauses ein notarieller Teilungsvertrag abgeschlossen, der die Aufteilung
des Grundstücks in Wohnungseigentum nach WEG vorsieht. Die zukünftigen Bewohnerinnen erwerben das Grund-
stück in Bruchteilen entsprechend dem Teilungsplan. Bei Reihenhäusern/Eigenheimen werden in der Regel Einzel-
grundstücke erworben. In beiden Fällen wird jedoch von vorne herein individuelles Eigentum gebildet, die GbR
wird zu keinem Zeitpunkt Eigentümerin. Das hat den Vorteil, dass die einzelnen Gesellschafterinnen den Grundstücks-
erwerb individuell finanzieren und dass sie den Kredit gebenden Banken eine dingliche Sicherung bieten können
(siehe dazu das Kapitel Finanzierung). Außerdem fällt in diesem Fall nur für den Grundstückserwerb Grunderwerbs-
steuer an.
Nach dem Grunderwerb bilden die Beteiligten eine Baugemeinschafts-GbR, die die Aufträge für den Bau der
Wohnungen/Häuser vergibt. Die Gesellschafterinnen müssen dieser GbR im Zuge des Baufortschritts die notwen-
digen Mittel zur Verfügung stellen – entsprechend dem im Teilungsplan festgelegten Anteil an dem Gebäude (bzw.
entsprechend den im Gesellschaftervertrag festgelegten Quoten). Nach Fertigstellung und Abrechnung wird die
Baugemeinschaft aufgelöst. Es wird empfohlen, dass das Verlassen der Baugemeinschafts-GbR in der Bauphase nur
in Ausnahmefällen zulässig sein soll, da in diesem Fall die verbleibenden GesellschafterInnen die Baukosten der
betreffenden Wohnung mit finanzieren müssen, so lange keine Nachfolgerin gefunden ist. Trotzdem sollte überlegt
werden, ob für die Aufnahme einer Nachfolgerin Einstimmigkeit verlangt werden soll, wie vom Gesetz vorgesehen.
Im Prinzip haften die GesellschafterInnen der Planungs- und Baugemeinschafts-GbR, wie dargelegt, gesamtschuld-
nerisch, es sei denn, es wird eine individuelle Vereinbarung mit den jeweiligen VertragspartnerInnen über eine
Haftungsbegrenzung getroffen, worauf sich aber nur wenige VertragspartnerInnen einlassen werden. Auch ohne
eine solche Vereinbarung besteht für die einzelne Gesellschafterin einer Baugemeinschafts-GbR insofern eine
gewisse Haftungseinschränkung, als alle Gesellschafterinnen im Verhältnis ihres Anteils an der Gesellschaft haften.
Ein Gläubiger kann, wenn die GbR ihren Verpflichtungen nicht nachkommt, also nicht einfach eine GesellschafterIn
auswählen, von der er die Begleichung der gesamten Schulden verlangt. Die Haftung ist also nicht auf eine be-
stimmte Summe, etwa das Gesellschaftskapital beschränkt, aber es kann nicht eine Gesellschafterin in höherem
Maß herangezogen werden als die anderen, so die herrschende Rechtssprechung des BGH mit Urteil vom 21.1.2002
(Quelle: www.jur-abc.de/cms/index.php?id=290, Zugriff am 4.2.2007).
Die Kostenersparnis einer Baugemeinschaft wird in einer Broschüre des Amts für Wohnungswesen der Hambur-
ger Baubehörde auf 10 % bis 20 % geschätzt (siehe Freie und Hansestadt Hamburg 2001: 6). Kostenersparnisse
entstehen vor allem durch den Wegfall der Kosten und der Gewinnmarge eines Bauträgers sowie durch geringere
Nebenkosten. Allerdings ist eine professionelle Baubetreuung dringend anzuraten (in Hamburg ist sie sogar zwin-
gend vorgeschrieben), wenn Fördermittel in Anspruch genommen werden sollen. Diese Baubetreuung ist selbst-
verständlich nicht umsonst, die Kosten liegen aber niedriger als die einer BauträgerIn, die ja auch ihre Risiken
(z. B. Schwierigkeiten beim Verkauf, Leerstand) in ihre Kalkulation einbezieht. Andererseits kann eine BauträgerIn
möglicherweise kostengünstiger bauen.
Die Ersparnis bei den Nebenkosten entsteht vor allem durch eine geringere Grunderwerbsteuer und geringere
Gebühren, da beide nur aus dem Grundstückspreis und nicht aus dem Gesamtpreis der Wohnung/des Hauses
ermittelt werden müssen. Betragen die Kosten der Wohnung (einschließlich aller Nebenkosten aber ohne Grund-
stück) 100 000 €, werden allein bei der Grunderwerbssteuer 3 500 € eingespart.

Weitere Informationen zu Baugemeinschaften:
Freie und Hansestadt Hamburg, Baubehörde (2001): Leitfaden Baugemeinschaften in Hamburg http://www.bauge
meinschaft.org/download/baugemeinschaften_hamburg.pdf
Stadt Stuttgart, Internetportal für Baugemeinschaften http://www.stuttgart-baugemeinschaften.de/index.php?id=1
sowie Websites von Architekturbüros, z. B. http://www.b-o-ing.de/baugemeinschaft.htm
Friedrich Heinzmann (2006): Die freie Bauherrengemeinschaft. Praktische Überlegungen aus juristischer Sicht und
Vertragsmuster 3. Auflage, Tübingen, Berlin: Ernst Wasmuth-Verlag
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22 Viele der in unserer Dokumentation
enthaltenen InvestorInnenprojekte sind

allerdings im Rahmen der Sozialen
Wohnraumförderung gefördert, was

zumindest in der Anfangsphase zu einer
Mietbegrenzung führt.

2. Einzeleigentum

Einzeleigentum nach Wohnungseigentumsgesetz (WEG)

Die Eigentumswohnung, genauer gesagt das Wohnungseigentum nach
Wohnungseigentumsgesetz (meist mit WEG abgekürzt, amtlich kor-
rekt jedoch WoEigG) ist die übliche (und allgemein bekannte) Form
der Eigentumsbildung im Geschosswohnungsbau. Bei Eigentumswoh-
nungen erwirbt die Käuferin einen Bruchteil des Grundstücks und
Gebäudes sowie ein Sondereigentum an der Wohnung. Die Rechte
und Pflichten der Eigentümerin regelt das Wohnungseigentumsgesetz
(WEG).
Die Vorteile einer Realisierung eines Projekts oder eines Teils des Pro-
jekts in Form von Eigentumswohnungen liegen zum einen darin, dass
Frauen, die eine solche Wohnung finanzieren können, eine vergleichs-
weise hohe Sicherheit für ihren Kapitaleinsatz erhalten. Die Erwerbe-
rin bildet individuelles Vermögen, das sie im Fall des Scheiterns des
Projekts veräußern kann – mögliche Verluste lassen sich so in Grenzen
halten. Im Gegensatz zu gemeinschaftlichen Erwerbsformen ist die
Erwerberin nicht unmittelbar von der Zahlungsfähigkeit der übrigen
Beteiligten abhängig (auch wenn die Zahlungsunfähigkeit einer Mitbe-
wohnerin und der dann nötige Verkauf oder im schlimmsten Fall die
Zwangsversteigerung der Wohnung die Wohnsituation auch der übri-
gen Bewohnerinnen nachhaltig verändern kann).
Ein weiterer Vorteil liegt darin, dass in diesem Rahmen auch Mietwoh-
nungen für solche Frauen geschaffen werden können, die sich die Ei-
gentumsbildung nicht leisten können bzw. kein Eigentum bilden wollen,
sofern sich Kapitalanlegerinnen finden, die diese finanzieren. Diese
Lösung wurde zum Beispiel nach der Liquidation der Bremer Beginen-
Genossenschaft versucht, allerdings ohne durchschlagenden Erfolg.  Auch
im Eigentumsprojekt "Frauen Wohnen im 21. Jahrhundert" des Berli-
ner Beginenwerks sind einige Wohnungen von den Erwerberinnen
vermietet worden – wobei hier wohl eher eine zeitweilige Vermie-
tung mit späterem Einzug der Eigentümerin vorgesehen ist, was für die
Mieterin zweifellos keine ideale Situation ist.
Handelt es sich dagegen um "echte" Kapitalanlegerinnen ohne Einzugs-
absichten, dann ist die Schaffung von Mietwohnungen in Form vermie-
teter Eigentumswohnungen eine durchaus überlegenswerte Lösung,
um ein Wohnprojekt zu realisieren, in dem Frauen mit und ohne In-
teresse an (oder Möglichkeiten zur) Eigentumsbildung zusammenwoh-
nen.
Solidarkapital im engeren Sinne ist hierfür nicht notwendig. Denn im
Gegensatz zu den beispielsweise beim Konzept des Mietshäuser Syndi-
kats einzuwerbenden zinsverbilligten bzw. zinslosen Direktkrediten hat
die Erwerberin einer Eigentumswohnung in einem Frauenwohnpro-
jekt einen hohen Grad an Sicherheit, da ihr eingesetztes Kapital durch
den Eigentumstitel an der Wohnung gesichert ist. Auch ist mit dem
Modell "Eigentumswohnungen von Kapitalanlegerinnen" nicht notwen-
digerweise ein Verzicht auf eine angemessene Miete verbunden – zu-
mindest formal ähnelt das Modell dem bei Frauenwohnprojekten
durchaus verbreiteten InvestorInnen-Modell, bei dem nicht davon aus-
gegangen wird, dass Solidaritätsmieten vereinbart werden22, auch wenn
die tatsächlichen Erwartungen an eine Kapitalanlegerin, die eine Woh-

Grundzüge siehe Kasten "WEG"
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nung in einem Frauenwohnprojekt kauft, möglicherweise über die Er-
wartungen an einen "normalen" Investor hinausgehen. Ein gravieren-
der Nachteil des Konzepts ist auf jeden Fall die Tatsache, dass es sich
ausschließlich an Kapitalanlegerinnen mit einem gewissen Vermögen
wendet. Klein- und Kleinstkredite der vom Mietshäuser Syndikat an-
gesprochenen "1000 Freundinnen" können für das Kapitalanlegerin-
nen-Konzept nicht genutzt werden.
Die weitgehenden Rechte der Eigentümerinnen sind allerdings auch
(neben den Finanzierungsfragen) das größte Problem der Realisierung
eines Frauenwohnprojekts in Form von Eigentumswohnungen. Was
passiert, wenn eine Eigentümerin dem Projekt – aus welchen Gründen
auch immer – den Rücken kehrt? Ein Bewohnerinnenwechsel ist schon
bei Mieterinnen u. U. nicht ganz einfach, muss doch eine Bewohnerin
gefunden werden, die ins Projekt "passt" und die bereit ist, all die Ver-
einbarungen und Usancen im Umgang miteinander zu akzeptieren,
die andere über Jahre hinweg entwickelt haben, ganz zu schweigen
vom passenden Einkommen (bei geförderten Wohnungen) und dem
notwendigen Einverständnis der Vermieterin. Bei einem Eigentümerin-
nenwechsel potenziert sich dieses Problem. Dann muss eine neue In-
teressentin gefunden werden, die nicht nur am Projekt interessiert ist,
sondern auch noch ausreichend Kapital mitbringt, um die Wohnung zu
erwerben. Vor allem aber: Wer entscheidet, an wen verkauft wird?
Wie kann vermieden werden, dass die Voreigentümerin, oder deren
Erben (!) die Wohnung an die oder den (!) Meistbietenden verkauft?
Das WEG bietet nur wenige Möglichkeiten, um Mitwirkungsmöglich-
keiten der übrigen Bewohnerinnen beim Verkauf einer Wohnung oder
bei einer Weitervermietung zu sichern. Höchst problematisch ist auch
der Erbfall – soweit die jeweilige Eigentümerin nicht bereit ist, die
(beschränkten) Möglichkeiten des Erbrechts zu Gunsten des Projekts
auszuschöpfen.

Dauerwohnrecht nach Wohnungseigentumsgesetz

Das Dauerwohnrecht nach Wohnungseigentumsgesetz ist eine wenig
bekannte Form des Erwerbs eines Rechts auf Nutzung einer Woh-
nung. Das Dauerwohnrecht ist das Recht, eine Wohnung auf eine be-
stimmte Zeit oder unbefristet zu nutzen, wobei dies nicht nur die
Eigennutzung, sondern auch die Vermietung oder den Verkauf und die
Vererbung des Wohnrechts (nicht des Eigentums!) mit einschließt. Das
Eigentum an einer Dauerwohnrechtswohnung bleibt bei der Immobi-
lieneigentümerIn, die das Dauerwohnrecht einräumt. Ein befristetes
Dauerwohnrecht ähnelt eher einem Mietverhältnis mit erweiterten
Rechten, ein unbefristetes Dauerwohnrecht ähnelt dagegen eher dem
Wohnungseigentum, weshalb ein Dauerwohnrecht bei der (inzwischen
allerdings abgeschafften) Eigenheimzulage wie der Erwerb einer Ei-
gentumswohnung gefördert werden konnte, falls der Dauerwohn-
rechtsinhaberin eine Recht auf späteren Erwerb der Wohnung einge-
räumt wurde.
Obwohl seit 1952 gesetzlich geregelt, spielt das Dauerwohnrecht der-
zeit kaum eine Rolle, wird aber in der Diskussion über die Möglichkei-
ten von Genossenschaften zur Kapitalbeschaffung zunehmend disku-
tiert. In einem Gutachten im Rahmen des ExWoSt-Programms "Mo-
delle genossenschaftlichen Wohnens" wurden die Möglichkeiten von

zu den Grundprinzipien des Dauer-
wohnrechts siehe Kasten "Dauer-
wohnrecht"

siehe dazu das Kapitel Bewirtschaf-
tung
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Rechtliche Rahmenbedingungen des Wohnungseigentums nach
Wohnungseigentumsgesetz (WEG)

Das Rechtsinstrument des Wohnungseigentums nach WEG wird notwendig, wenn es auf einem Grundstück
mehrere Wohnungen gibt, die unterschiedlichen Eigentümerinnen gehören. In den meisten Fällen handelt es sich
um Geschosswohnungsbau, es können aber auch Reihenhäuser in der Rechtsform des Wohnungseigentums nach
WEG errichtet werden (diese Möglichkeit wird teilweise im Kosten sparenden Bauen genutzt, da dann z. B. Kosten
sparende gemeinsame Anschlüsse von Versorgungsleitungen u. ä. möglich sind).
Das Wohnungseigentum nach WEG besteht aus zwei Teilen: einem "virtuellen", nicht räumlich festgelegten Anteil
an dem Grundstück einschließlich den gemeinschaftlichen Teilen des Gebäudes und einem "Sondereigentum" an
einer konkreten Wohnung. Damit ein solches Sondereigentum ins Grundbuch eingetragen werden kann, muss die
Wohnung "abgeschlossen" und im Teilungsvertrag beschrieben sein. Zum Sondereigentum gehören aber nach § 5
WEG nur die zu den Räumen des Sondereigentums gehörenden "Bestandteile des Gebäudes, die verändert,
beseitigt oder eingefügt werden können, ohne dass dadurch das gemeinschaftliche Eigentum … beeinträchtigt
oder die äußere Gestaltung des Gebäudes verändert wird". Die anderen Gebäudeteile, also z. B. das Treppenhaus,
der Keller, das Dach und auch die äußere Hülle sind Gemeinschaftseigentum, das gemeinschaftlich erhalten und
über das gemeinschaftlich entschieden werden muss.

Organe und Entscheidungsfindung
Das für gemeinschaftliche Entscheidungen vorgesehene Organ ist die Eigentümerinnen-Versammlung. Nach dem
Gesetz entfällt auf jede Wohnung eine Stimme, unabhängig von der Größe der Wohnung. Für Entscheidungen
über Instandhaltungsmaßnahmen genügt die einfache Mehrheit der Eigentümerinnen-Versammlung, für neue bau-
liche Einrichtungen (von der Markise bis zum Sonnekollektor) war bis Mitte 2007 Einstimmigkeit erforderlich,
soweit im Teilungsvertrag, der sozusagen die Satzung der Wohnungseigentümerinnen-Gemeinschaft darstellt, keine
abweichenden Reglungen getroffen waren. Seit 1.7.2007 genügen auch für Modernisierungsmaßnahmen und "An-
passungen an den Stand der Technik" qualifizierte Mehrheiten (75 % der Stimmen und mindestens 50 % der
Miteigentumsanteile). Durch diese Gesetzesänderung sollen Modernisierungsmaßnahmen erleichtert werden. Für
Wohnungseigentümerinnen kann dies allerdings zu erheblichen Belastungen führen, falls sie mit deutlich zahl-
ungskräftigeren EigentümerInnen zusammen wohnen.
Für die laufenden Geschäfte wird eine Verwalterin von der Eigentümerinnen-Versammlung gewählt. Dies kann eine
der Eigentümerinnen oder eine dritte Person (etwa eine professionelle Verwalterin) sein. Darüber hinaus können
die Wohnungseigentümerinnen mehrheitlich einen Verwaltungsbeirat, bestehend aus drei Wohnungseigentümerin-
nen, bestellen. Dieser Beirat unterstützt die Verwalterin bei der Durchführung ihrer Aufgaben und prüft den
Wirtschaftsplan sowie die Abrechnungen vor deren Vorlage in der Eigentümerinnen-Versammlung (§ 29 WEG).

Rechte der Wohnungseigentümerin und der Gemeinschaft
Jede Wohnungseigentümerin kann, soweit nicht das Gesetz oder Rechte Dritter entgegenstehen, mit den im Son-
dereigentum stehenden Gebäudeteilen nach Belieben verfahren, insbesondere diese bewohnen, vermieten, ver-
pachten oder in sonstiger Weise nutzen (§ 13 WEG). Die Eigentümerinnen-Gemeinschaft hat darauf keinen Einfluss.
Allerdings ist es möglich (und üblich), den Verkauf der Wohnung von der Zustimmung der Eigentümerinnen-
Gemeinschaft bzw. der Verwalterin abhängig zu machen. Allerdings kann die Eigentümerinnen-Gemeinschaft auch
dann eine Käuferin (oder einen Käufer!) nicht einfach ablehnen, nur weil diese/r kein Interesse an der Gemein-
schaft hat. Eine Ablehnung ist nur aus triftigem Grund, der in der Person der Käuferin/des Käufers oder in der
beabsichtigten Nutzung liegt, möglich. In der Literatur wird als Beispiel die Zahlungsunfähigkeit der Käuferin oder
die Absicht, ein Bordell einzurichten genannt. Auch wenn es noch andere Gründe für eine Ablehnung geben mag
– eine Möglichkeit, über eine solche Vereinbarung den Miteigentümerinnen einen Einfluss darauf zu sichern, an
wen eine Eigentumswohnung verkauft wird, bietet die Vereinbarung einer Zustimmungsklausel nicht. Im Eigentums-
projekt "Frauenwohnen im 21. Jahrhundert" in Berlin wurde zumindest vereinbart, dass nur Frauen die Wohnun-
gen kaufen können. Ob eine solche Vereinbarung einer gerichtlichen Prüfung standhält, muss hoffentlich nie
getestet werden.
Um einen Einfluss der Eigentümerinnen-Gemeinschaft auf die Belegung einer Wohnung bei Verkauf zu sichern,
wäre eine klare Vereinbarung, dass die Eigentümerinnen-Gemeinschaft eine Käuferin vorschlagen darf, nützlich.
Allerdings bedeutet dies für die Verkäuferin, das sie unter Umständen nur einen geringeren Preis erzielt als mög-
lich. Auf jeden Fall muss eine solche Klausel eine Festlegung enthalten, wie im Fall eines Vorschlags seitens der
Eigentümerinnen-Gemeinschaft der Kaufpreis bestimmt wird.
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Eine noch weitergehende Möglichkeit ist die Vereinbarung eines Vorkaufsrechts des Projekts. Aber wer soll das
erhalten? Alle verbliebenen Bewohnerinnen gemeinsam, die dazu wohl eine Gesellschaft gründen müssten? Oder
einzelne Mitbewohnerinnen? Bisher ist hierzu meines Wissens noch kein tragfähiges Konzept entwickelt worden.
Noch geringer sind die Einflussmöglichkeiten der Eigentümerinnen-Gemeinschaft bei der Vermietung einer Projekt-
wohnung durch die Wohnungseigentümerin (siehe dazu auch das Kapitel Bewirtschaftung).

Zahlungsverpflichtungen und Haftung
Der Beitrag, den jede Eigentümerin für Kosten, die das Gemeinschaftseigentum verursacht (aus Betrieb, Instand-
haltung und gegebenenfalls Modernisierung) leisten muss, errechnet sich aus ihrem Anteil am Grundstück, d. h.
Eigentümerinnen großer Wohnungen müssen mehr für den Erhalt des Gebäudes zahlen als Eigentümerinnen
kleiner Wohnungen. Entsprechendes gilt auch für die Haftung. Die Haftung ist nicht gesamtschuldnerisch, sondern
jede/r WohnungseigentümerIn haftet "nach dem Verhältnis seines (bzw. ihres R. B.) Miteigentumsanteils … für
Verbindlichkeiten der Gemeinschaft" (§ 10 WEG). Das heißt, die Haftung ist der Höhe nach nicht begrenzt, aber
die Eigentümerin haftet nur für einen Teil der Verbindlichkeiten der Gemeinschaft.

Insolvenz
Für jedes Sondereigentum wird ein eigenes Grundbuch angelegt. Das ermöglicht es der Eigentümerin, für Bau-
darlehen eine dingliche Sicherung anzubieten (siehe dazu das Kapitel Finanzierung). Da bei Eigentumswohnungen
jede Eigentümerin eigene Kredite aufnimmt und diese über ihr Sondereigentum gesichert werden, gefährdet eine
eventuelle Zahlungsunfähigkeit einer anderen Eigentümerin ihr Eigentum nicht, da eine etwaige Zwangsversteige-
rung sich nur auf das Sondereigentum und den Miteigentumsanteil der zahlungsunfähigen Eigentümerin bezieht.
Allerdings hat die Gemeinschaft in diesem Fall keinen Einfluss darauf, an wen die Wohnung verkauft oder von wem
die Wohnung ersteigert wird. Ein Insolvenzverfahren wegen Schulden der Gemeinschaft ist nicht möglich. Aus
diesem Grund droht also kein Eigentumsverlust. Allerdings kann die EigentümerInnen-Gemeinschaft eine Eigentü-
merin zum Verkauf zwingen, wenn diese ihren Zahlungsverpflichtungen an die Gemeinschaft nicht nachkommt. Auf
diese Weise können mehrheitlich beschlossene Modernisierungsmaßnahmen im schlimmsten Fall zum Wohnungs-
verlust einer Eigentümerin führen.
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Genossenschaften untersucht, BewohnerInnen statt des genossenschaft-
lichen Dauernutzungsrechts ein Dauerwohnrecht einzuräumen.
Aus der Sicht einer Immobilieneigentümerin, zum Beispiel einer Ge-
nossenschaft, ist die Einräumung eines Dauerwohnrechts eine Mög-
lichkeit der Finanzierung, da für die Einräumung eines unbefristeten
Dauerwohnrechts ein Kaufpreis in Höhe des Verkehrswerts entrich-
tet werden muss (für befristete Dauerwohnrechte liegt der Preis dar-
unter). Das bedeutet, dass die EigentümerIn der Wohnung (z. B. eine
junge Genossenschaft) für die Herstellung dieser Wohnung keine Fi-
nanzmittel aufbringen muss. Eine (neue) Genossenschaft, die für einen
Teil ihrer Wohnungen ein Dauerwohnrecht einräumt, reduziert da-
durch sowohl ihren Eigen- als auch ihren Fremdkapitalbedarf, behält
aber mit dem Wohnungseigentum die Entscheidungsmacht über et-
waige Instandhaltungs- und Modernisierungsmaßnahmen, muss sich also
nicht mit einer EigentümerInnengemeinschaft auseinandersetzen.
Aus Sicht der Dauerwohnrechtsberechtigten hat das Dauerwohnrecht
den Vorteil einer im Vergleich zur Miete höheren Rechtssicherheit
(wobei das genossenschaftliche Dauernutzungsrecht ebenfalls eine gro-
ße Sicherheit bietet). Außerdem muss sich eine Dauerwohnrechtsin-
haberin nicht wie eine Eigentümerin um das Gemeinschaftseigentum
kümmern, was vor allem ältere Menschen, so wird in dem Gutachten
von Weber23 argumentiert, als Erleichterung empfinden. Die Kosten
solcher Maßnahmen müssen jedoch von der Dauerwohnrechtsinha-
berin anteilmäßig mitgetragen werden. Als weiterer Vorteil wird die
Möglichkeit genannt, durch die Entrichtung zumindest eines Teils der
Kosten des Dauerwohnrechts als Einmalentgelt in der Phase der Er-
werbstätigkeit die Wohnkosten im Alter zu reduzieren.
Der gravierende Nachteil eines Dauerwohnrechts liegt in dem Verlust
des Dauerwohnrechts im Falle des Konkurses der Immobilieneigentü-
merin, z. B. einer jungen Genossenschaft. Hier stellt sich die Dauer-
wohnrechtsinhaberin deutlich schlechter als eine Mieterin, deren Miet-
vertrag von der Erwerberin der Immobilie übernommen werden muss,
oder als eine Eigentümerin, die von einem solchen Konkurs unberührt
bleibt.

Realisierung eines Frauenwohnprojekts mit Hilfe von Dauerwohnrechts-
wohnungen

Das Dauerwohnrecht ist eine Alternative zum Wohnungseigentum nach
Wohnungseigentumsgesetz, die für Projekte interessant sein könnte,
in denen sich Frauen mit unterschiedlichem Einkommen/Vermögen zu-
sammengefunden haben und die im Prinzip gemeinsames Eigentum bil-
den wollen, wobei einzelne Projektfrauen einen vergleichsweise ho-
hen Beitrag zur Eigenkapitalbildung leisten können. Gründet die Grup-
pe eine Genossenschaft, können diese Frauen zwar eine große Zahl
von Geschäftsanteilen erwerben und dadurch die Eigenkapitalbildung
der Genossenschaft zu unterstützen, doch erfordert dies ein hohes
Maß an finanzieller Solidarität. Hier könnte ein Dauerwohnrecht, das
veräußert werden kann, und das auch, falls hier keine Einschränkungen
vereinbart werden, der Käuferin des Dauerwohnrechts einen mögli-
chen Wertzuwachs bietet, eine Alternative sein. Am wenigsten attrak-
tiv scheint dabei – aus Sicht der Dauerwohnrechtsnehmerin – das un-
befristete Dauerwohnrecht. Dieses bietet zwar ein eigentumsähnli-

23 Heinz-Otto Weber (2005):
Expertise Dauerwohnrecht. BBR-

Online-Publikation. www.bbr.bund.de/
cln_005/nn_21288/DE/Veroeffentli-

chungen/BBR-Online/2002-2006/
DL__Dauerwohnrecht,templateId=

raw,property=publicationFile.pdf/
DL_Dauerwohnrecht.pdf
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Rechtliche Rahmenbedingungen des Dauerwohnrechts nach WEG

Das Dauerwohnrecht nach WEG ist eine Wohnform zwischen Eigentum und Miete. Für die Dauer des Dauer-
wohnrechts hat die Inhaberin das Recht auf jede Form der Nutzung, insbesondere die Eigennutzung, die Vermie-
tung, den Verkauf und die Vererbung. Die Dauerwohnrechtsinhaberin ist jedoch nicht Eigentümerin der Wohnung.
Dieses verbleibt bei demjenigen, der das Dauerwohnrecht einräumt.

Preis eines Dauerwohnrechts
Der Preis eines Dauerwohnrechts hängt von der Laufzeit ab. Der Preis eines unbefristeten Dauerwohnrechts
richtet sich nach dem Verkehrswert der Wohnung (siehe dazu das Kapitel Finanzierung). Für ein unbefristetes Dauer-
wohnrecht muss im Prinzip dasselbe bezahlt werden wie für den Eigentumserwerb, da ja ein unbefristetes Dauer-
wohnrecht alle wirtschaftlichen Möglichkeiten bietet, die auch das Eigentum bietet. Insbesondere können beim
Verkauf des Dauerwohnrechts etwaige Wertsteigerungen der Wohnung realisiert werden. Das Dauerwohnrecht
ist also eine Kapitalanlage (fast) wie das Wohnungseigentum. Der Preis für ein befristetes Dauerwohnrecht errech-
net sich aus der "abgezinsten" Miete für den Zeitraum des Dauerwohnrechts.

Finanzierung des Dauerwohnrechts
Da die Dauerwohnrechtsinhaberin keine Eigentümerin ist, kann sie KreditgeberInnen keine dingliche Sicherung
(siehe Kapitel Finanzierung) anbieten, es sei denn, die Wohnungseigentümerin räumt der Wohnrechtsinhaberin die
Möglichkeit ein, das Grundstück zu belasten (siehe Behr/Müller 2007: 2). Dadurch ist eine Finanzierung wie beim
Eigentumserwerb möglich, d. h. es muss ein ausreichend hohes Eigenkapital eingebracht werden.

Sonstige Zahlungsverpflichtungen der Dauerwohnrechtsinhaberin
Die Dauerwohnrechtsinhaberin hat im Prinzip dieselben Zahlungsverpflichtungen wie eine Wohnungseigentüme-
rin. Insbesondere muss sie Instandsetzungs- und Modernisierungsmaßnahmen entsprechend dem Anteil ihrer
Wohnung an dem Gebäude mitfinanzieren, hat aber auf die Investitionsentscheidung im Gegensatz zu einer
Wohnungseigentümerin keinen Einfluss – abgesehen von ihren Mitwirkungsrechten als Mitglied der Genossen-
schaft, falls es sich bei der Dauerwohnrechtsgeberin um eine Genossenschaft handelt.

Befristetes Dauerwohnrecht mit Verlängerungsoption und Rückgabevereinbarung
Insbesondere für ältere Frauen ohne nahe stehende ErbInnen kann der Erwerb von Wohnungseigentum uninter-
essant sein. Denn der Erwerb von Wohnungseigentum ist eine Investition in die Zukunft: In den ersten Jahren sind
die Belastungen deutlich höher als beim Mieten einer Wohnung, später sind die Belastungen dagegen geringer. Eine
wesentliche Entlastung tritt allerdings erst nach Rückzahlung der für den Erwerb aufgenommenen Kredite ein, das
sind oft 30 und mehr Jahre. Dasselbe gilt bei einem unbefristeten Dauerwohnrecht. Ab einem gewissen Alter ist die
Wahrscheinlichkeit, dass die günstige Belastungsphase noch erlebt wird, gering. Hier könnte ein befristetes Dauer-
wohnrecht attraktiv sein. Wird dieses mit einer Rücknahmeoption verbunden, dann erhält die Dauerwohnrechts-
erwerberin (oder ihre ErbInnen) einen Teil des Kaufpreises zurück, wenn sie auszieht. Will sie nach Ablauf des
Dauerwohnrechts noch in der Wohnung bleiben, muss sie entweder ein neues Dauerwohnrecht kaufen oder die
Wohnung mieten.
Da das befristete Dauerwohnrecht billiger ist als das unbefristete, hat die Erwerberin von vorne herein niedrigere
Belastungen. Allerdings sinkt der Wert ihres Dauerwohnrechts von Jahr zu Jahr und ist am Ende der Laufzeit
wertlos. Bei einem befristeten Dauerwohnrecht wird also das eingesetzte Kapital sukzessive verbraucht.

Insolvenz der Wohnungseigentümerin
Bei Insolvenz der Wohnungseigentümerin ist das Dauerwohnrecht verloren. Die Dauerwohnrechtsinhaberin er-
hält auch keine Entschädigung, da die Gläubiger dinglich gesicherter Darlehen (siehe Kapitel Finanzierung) vor der
Dauerwohnrechtsinhaberin ein Vorrecht haben und danach meist nichts mehr übrig bleibt. Zwar kann vereinbart
werden, dass im Fall des Konkurses das Dauerwohnrecht in eine Mietverhältnis übergeht, doch sind die Zahlun-
gen, die für das Dauerwohnrecht geleistet wurden, verloren und es muss der volle Mietbetrag bezahlt werden.

Heinz-Otto Weber (2005): Expertise Dauerwohnrecht. BBR-Online-Publikation. www.bbr.bund.de/cln_005/nn_21288/
DE/Veroeffentlichungen/BBR-Online/2002-2006/DL__Dauerwohnrecht,templateId=raw,property=publicationFile.pdf/
DL_Dauerwohnrecht.pdf  und Iris Behr und Cornelia Müller (2006): Modelle genossenschaftlichen Wohnens. Das
Dauerwohnrecht nach WEG – Ein Mittel zur Umsetzung sozial gemischter Wohnungsgenossenschaften unter dem
Dach junger Genossenschaften. Herausgegeben von BMVBS und BBR. www.bbr.bund.de/nn_23494/DE/Veroeffentli-
chungen/Forschungen/2007/Heft126Dauerwohnrecht__DL,templateId=raw,property=publicationFi le .pdf/
Heft126Dauerwohnrecht_DL.pd
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ches Recht, kostet aber deshalb auch so viel wie der Erwerb des Eigen-
tums an der Wohnung – und es bleibt das Restrisiko des Totalverlusts
des Eigentums im Falle eines  Konkurses der Genossenschaft. Geeigne-
ter scheint ein befristetes Dauerwohnrecht mit Verlängerungsoption
oder ein Dauerwohnrecht auf Lebenszeit. Ein solches befristetes Recht
ist preisgünstiger als ein unbefristetes Dauerwohnrecht oder der Ei-
gentumserwerb, die Belastungen nähern sich umso mehr der Miete an,
je kürzer das Dauerwohnrecht ist. Insbesondere für Frauen, die keine
Erben haben, aber ein gewisses Eigenkapital, könnte ein befristetes
(oder lebenslanges) Dauerwohnrecht, für das eine Kombination aus
Einmalentgelt und einem geringeren laufenden Entgelt zu zahlen ist,
interessant sein – auch wenn auch hier das Risiko des Wohnrechtsver-
lustes bei einer Insolvenz der Genossenschaft vor Ablauf des Dauer-
wohnrechts bleibt.
Aus Sicht des Gesamtprojekts hat das Dauerwohnrecht gegenüber
dem Verkauf von Eigentumswohnungen den Vorteil weitergehender
Einflussmöglichkeiten: Die Genossenschaft bleibt Eigentümerin aller
Wohnungen, auch der Dauerwohnrechtswohnungen und kann diese
einheitlich bewirtschaften, ohne dies mit einer EigentümerInnenge-
meinschaft absprechen zu müssen. Auch können Beschränkungen wie
etwa ein limitiertes Vorkaufsrecht der Genossenschaft vereinbart wer-
den, so dass im Falle des Verkaufs des Dauerwohnrechts die Genos-
senschaft eine Nachfolgerin für das Wohnrecht auswählen kann. Zum
anderen verbleiben etwaige Wertsteigerungen der Wohnung in die-
sem Fall bei der Genossenschaft.  Allerdings muss die Erwerberin des
Dauerwohnrechts mit diesen Bedingungen einverstanden sein. Fehlt
ein solches Vorkaufsrecht, hat die Genossenschaft (und damit die an-
deren Projektmitglieder) kaum Einfluss darauf, an wen die Wohnung
verkauft wird.

Erbbaurecht (Erbpacht)

Ähnlich wie das Dauerwohnrecht ist auch das Erbbaurecht eine Rechts-
form, bei der Eigentum und Nutzungsrecht getrennt sind. Beim Erb-
baurecht hat die Erbbauberechtigte das Recht, ein Gebäude auf einem
Grundstück zu errichten. Errichtet die Erbbauberechtigte auf dem
Grundstück ein Gebäude, hat sie alle Eigentumsrechte an diesem Ge-
bäude, kann es also z. B. auch verkaufen, wobei die Erbpacht dann an
die Käuferin übergeht. Nach Ablauf des Erbpachtvertrags geht das Ei-
gentum an dem Gebäude allerdings auf den Erbpachtgeber über (so-
genannter Heimfall).
Der Vorteil der Erbpacht liegt in der Reduktion der zu finanzierenden
Gesamtkosten, da der Kaufpreis für das Grundstück entfällt. Stattdes-
sen muss ein monatlicher/jährlicher Erbpachtzins bezahlt werden. Fak-
tisch (wenn auch nicht rechtlich) kann die Erbpacht also als ein dauer-
hafter Kredit in Höhe des Grundstückspreises, der erst zum Zeit-
punkt des Heimfalls durch Rückgabe des Grundstücks getilgt wird, ver-
standen werden. Je nachdem, ob der Erbpachtzins höher oder niedri-
ger ist als die Summe aus Fremdkapitalzins plus Tilgung, ist die Bela-
stung aus der Finanzierung höher oder niedriger als beim Kauf des
Grundstücks.
Prinzipiell kann jede/r GrundstückseigentümerIn ihr/sein Grundstück
in Erbpacht anbieten. Genutzt wird dieses Instrument allerdings vor

zu den wichtigsten Charakteristika
der Erbpacht siehe Kasten "Erbbau-
recht"
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Erbbaurecht (Erbpacht)

Das Erbbaurecht ist "das veräußerliche und vererbliche Recht, auf oder unter der Oberfläche des Grundstücks
ein Bauwerk zu haben" (§ 1 Gesetz über das Erbbaurecht).

Erbbaurechtsverträge werden in der Regel auf 99 Jahre abgeschlossen, wobei eine Verlängerung möglich ist. Beim
Erlöschen des Erbbaurechts geht das Eigentum an dem auf dem Grundstück stehenden Bauwerk an den Grundstück-
eigentümer über (Heimfall), wobei eine Entschädigung zu zahlen ist, deren Höhe vertraglich festgelegt werden
kann, aber nicht muss.

Das Erbbaurecht wird im Grundbuch eingetragen. Die Erbbaunehmerin kann ihr auf dem Erbbaugrundstück
stehendes Gebäude ebenso beleihen und dinglich sichern wie bei einem eigenen Grundstück, wobei der Belei-
hungswert sich nur am Wert des Gebäudes ohne Grundstück bemisst. Probleme können allenfalls entstehen, wenn
der Erbbaugeber den Erbbauzins hat erstrangig sichern lassen, doch helfen hier spezielle juristische Konstruktio-
nen.

Für das Erbbaurecht ist ein Erbbauzins zu bezahlen, dessen Höhe vertraglich vereinbart wird, wobei in der Regel
Anpassungsklauseln vereinbart werden.

Das Erbbaurecht kann der Erbbaunehmerin eigentumsähnliche Rechte einräumen – oder diese erheblich be-
schränken. So kann zum Beispiel die Größe des Bauwerks begrenzt werden oder es können Bedingungen verein-
bart werden, unter denen das Erbbaurecht vorzeitig erlischt oder es kann bestimmt werden, dass ein Verkauf des
Erbbaurechts nur mit Zustimmung des Erbbaugebers erfolgen kann. Ein Verkauf des aufstehenden Gebäudes ist
ohne gleichzeitigen Verkauf des Erbbaurechts nicht möglich. Möglich ist auch die Vereinbarung einer späteren
Kaufoption für das Grundstück.

Erbbaurechte werden oft von Kommunen oder Kirchen vergeben, aber auch von privaten Grundbesitzern, wenn
letztere vor allem an einer kontinuierlichen Einnahme mit hoher Wertsicherung interessiert sind.
Kommunen nutzen das Erbbaurecht vor allem zur Förderung der Wohnungseigentumsbildung von Haushalten,
die sonst nicht zur Eigentumsbildung in der Lage sind. Durch einen niedrigen Erbbauzins wird die monatliche
Belastung aus der Finanzierung reduziert. Andererseits gibt das Erbbaurecht den Kommunen die Möglichkeit
sicherzustellen, dass die mit dem Erbbaurecht verbundene Förderung auf Dauer nur begünstigten Personenkrei-
sen zu Gute kommt (etwa durch eine einkommensabhängige Gestaltung des Erbbauzinses) oder durch Vertrags-
klauseln, die beim Verkauf des Gebäudes verhindern, dass der bisherige Erbauberechtigte von Wertsteigerungen
des Grundstücks und des Gebäudes profitiert). Auch an Wohnprojekte werden gelegentlich kommunale Grund-
stücke in Erbpacht zu ermäßigten Zinssätzen vergeben, wobei auch hier die Einhaltung bestimmter sozialer Ziel-
setzungen mit dem Erbbaurecht verbunden werden kann.
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allem von Kommunen zur Förderung des Wohnungsbaus von Haushal-
ten mit geringem Eigenkapital und/oder geringer Zahlungsfähigkeit.
Dabei wird das Grundstück zu einem (zunächst) verbilligten Erbpacht-
zins verpachtet.

3. Mietwohnungen einer InvestorIn/eines
Wohnungsunternehmens
Der Vorteil der Realisierung eines Projekts durch die Anmietung von
Wohnungen, die von Dritten finanziert werden, liegt zweifellos auf
der finanziellen Ebene. Mieten ist zwar langfristig gesehen nicht unbe-
dingt billiger als Eigentumserwerb, doch entfällt bei einem Mietwoh-
nungsbauprojekt eine Hürde, die von sehr vielen Projekten nur sehr
schwer übersprungen wird, nämlich die Beschaffung des für den Eigen-
tumserwerb notwendigen Eigenkapitals, das ja auch bei gemeinschaftli-
chem Eigentum, wenn auch in unterschiedlichem Ausmaß, notwendig
ist. Ein weiterer Vorteil liegt in der erfahrungsgemäß deutlich schnelle-
ren Umsetzungsmöglichkeit, da langwierige Vorbereitungsphasen wie
die Gründung einer Genossenschaft und die Beschaffung des notwen-
digen Eigenkapitals entfallen.
Prinzipiell sind hier zwei Varianten denkbar: Entweder schließen die
Bewohnerinnen direkt mit der Investorin/Eigentümerin einen Miet-
vertrag ab oder eine BewohnerInnen-Organisation (z. B. ein Verein)
schließt einen Generalmietvertrag mit der InvestorIn ab und vermie-
tet die Wohnungen an die Bewohnerinnen weiter. Die zweitgenannte
Alternative hat den Vorteil einer höheren Projektautonomie – aber
auch einer höheren Verantwortung des Vereins. Zahlungsausfälle durch
Zahlungsverzug einer Mieterin oder Leerstand müssen vom Verein
getragen werden. Geht der Verein in Konkurs, ist die Mietsituation
aller Bewohnerinnen gefährdet (was durch eine Klausel, dass in diesem
Fall die Mietverträge zwischen Bewohnerinnen und Verein auf die In-
vestorin übergehen, vermieden werden kann). Die steuerrechtliche
Problematik eines Vereins als Gesamtmieterin wurde bereits in den
Abschnitten Dachgenossenschaft und Verein beschrieben. Trotz dieser
Problematiken gibt es eine Reihe von Beispielen für dieses Modell in
unserer Dokumentation. So hat unter anderem der Sarah Kulturzen-
trum von und für Frauen e. V. in Stuttgart ein Haus mit fünf WG-
Wohnungen seit nunmehr fast 30 Jahren von einer privaten Eigentü-
merin gemietet und an die Bewohnerinnen weitervermietet. Der Ver-
ein entscheidet über die Wohnungsbelegung autonom, muss aber auch
etwaige Mietausfälle (die es aber bisher nicht gab) tragen – ein auch in
einer Hochpreisregion wie Stuttgart, in der Wohnungsleerstände im-
mer noch ein Fremdwort sind (zumindest in der durchaus attraktiven
Lage des Hauses) nicht unwesentlicher, Kosten sparender Vorteil, da
der Verwaltungsaufwand seitens der Eigentümerin minimal ist. Auch
die Villa Magdalena K. in Hamburg wird von einem Verein gemietet,
ebenso die Schokofabrik in Berlin in ihren Anfängen.
Insbesondere in Regionen mit einem relativ entspannten Wohnungs-
markt, wie er in weiten Teilen des Ruhrgebiets, aber auch in anderen
Teilen der Republik gegeben ist, hat sich die Einstellung potentieller
InvestorInnen zu Wohnprojekten inzwischen deutlich gewandelt: Pro-
jekte des gemeinschaftlichen Wohnens sind zwar immer noch, gemes-
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sen am gesamten Baugeschehen, eine absolute Ausnahme – vor allem,
wenn es sich dabei um Frauenwohnprojekte handelt, doch das Inter-
esse von InvestorInnen, einschließlich etablierten Genossenschaften,
an neuen Wohnformen wächst zunehmend. Der Vorteil von Wohn-
projekten aus der Sicht von InvestorInnen liegt in der (erwarteten)
hohen Zuverlässigkeit, der internen Bearbeitung von Nachbarschafts-
konflikten, der Einsparung von Verwaltungs- und Hausmeisterkosten
und einer kostenlosen "Maklertätigkeit" der Bewohnerinnen, die beim
Auszug einer Bewohnerin ein eigenes Interesse haben, sich um eine
Nachmieterin zu bemühen, da sie vermeiden wollen, dass die Eigentü-
merIn an eine Person vermietet, die nicht am Projekt interessiert ist.
Deshalb ist es inzwischen einer Reihe von Projekten gelungen, mit
InvestorInnen Kooperationsverträge abzuschließen, die einem Bewoh-
nerinnen-Verein weitgehende Einflussmöglichkeiten insbesondere bei
der Belegung freiwerdender Wohnungen einräumen, ohne dass der
Bewohnerinnen-Verein die Wohnungen anmietet. Vielmehr schließen
bei dieser Alternative die Bewohnerinnen individuelle Mietverträge
mit den InvestorInnen ab, während der Bewohnerinnen-Verein höch-
stens die Gemeinschaftsräume anmietet, wobei auch letzteres nicht
notwendigerweise der Fall ist. In diesen Kooperationsverträgen kön-
nen auch die Einflussmöglichkeiten der Bewohnerinnen auf die bauli-
che Gestaltung sowie der Umfang der Arbeiten, die von den Bewoh-
nerinnen übernommen werden (hausmeisterliche Tätigkeiten, Gestal-
tung und Pflege der Außenanlagen u. ä.) vereinbart werden. Wichtig ist
darüber hinaus sicherzustellen, dass im Falle des Verkaufs der Wohnun-
gen die Käuferin in den Kooperationsvertrag eintritt. Kooperations-
verträge gibt es zum Beispiel bei einigen der Beginenhöfe (Dortmund,
Unna, Essen, Bielefeld).
Verglichen mit einem Eigentumstitel ist ein solcher Kooperationsver-
trag allerdings ein schwaches Instrument. Bisher ist zwar noch kein
Bruch eines solchen Kooperationsvertrags bei einem Frauenwohnpro-
jekt bekannt geworden, doch sind die meisten Verträge erst wenige
Jahre alt. Ob die Kooperationsvereinbarungen also langfristigen Be-
stand haben und ob sie insbesondere im Fall des Verkaufs des Gebäu-
des vom Käufer/von der Käuferin akzeptiert werden – darüber liegen
noch keine Erfahrungen vor. Und die Wahrscheinlichkeit des Verkaufs
von Wohnungsbeständen ist in den letzten Jahren deutlich gestiegen –
wie die umfangreichen Verkäufe großer Mietwohnungsbestände in jüng-
ster Zeit gezeigt haben.

Kurz: Die Realisierung eines Frauenwohnprojekts im Mietwohnungs-
bau einer Wohnungsbaugesellschaft oder eineR InvestorIn kann – ist
erst einmal eine Investorin gefunden – eine relativ schnelle, zugleich
jedoch auch relativ unspektakuläre Realiserungsmöglichkeit mit einem
relativ geringen organisatorischen Aufwand und einem geringen finan-
ziellen Risiko und – falls es gelingt, für sie Wohnungen Mittel der Sozia-
len Wohnraumförderung zu erhalten – auch mit vergleichsweise gün-
stigen Mieten sein. Der Preis sind mehr oder weniger begrenzte Mög-
lichkeiten der Einflussnahme auf die bauliche Gestaltung und ein gewis-
ses Risiko bezüglich der langfristigen Aufrechterhaltung der Projekt-
konzeption.

siehe dazu das Kapitel Bewirtschaf-
tung

siehe dazu das Kapitel Förderung
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4. Zusammenfassung: Welche Rechtsform ist die passende?
Die Entscheidung über die passende Rechtsform hängt sowohl von
den Zielsetzungen als auch von den finanziellen Möglichkeiten der Be-
teiligten ab. Geht es darum, vor allem Frauen mit eher geringem Ein-
kommen zu ermöglichen, ihre Vorstellungen vom Zusammenleben in
einer Frauengemeinschaft umzusetzen, so ist die Realisierung als Miet-
wohnungen einer Investorin/eines Investors, einer Wohnungsbauge-
sellschaft, gegebenenfalls auch einer bestehenden Wohnungsgenossen-
schaft mit ausreichendem Eigenkapital wohl die beste Lösung. Für Frau-
en mit etwas höherer Zahlungskraft ist sicher auch die Realisierung als
Eigentumsprojekt nach Wohnungseigentumsgesetz (WEG) eine gute
Möglichkeit. In beiden Fällen gibt es jedoch nur begrenzte Möglichkei-
ten der dauerhaften Sicherung der Projektidee.
Geht es der Gruppe dagegen auch um politische Ziele wie die "Schaf-
fung von Vermögen in Frauenhand" oder um die "Schaffung eines dau-
erhaft der Kapitalverwertung entzogenen Wohnungsbestands für Frau-
en", dann sind die Formen des gebundenen gemeinschaftlichen Eigen-
tums, insbesondere die (neu gegründete) Genossenschaft oder Stif-
tung oder die Realisierung über eine diesen Zielsetzungen verbundene
Dachgenossenschaft die geeigneten Realisierungsformen. Dies setzt
allerdings voraus, dass das notwendige Eigenkapital beschafft werden
kann – sei es in Form von Beiträgen der Bewohnerinnen oder in Form
von Solidarkapital. Außerdem sollte bedacht werden, dass diese Reali-
sierungsformen in aller Regel einen erheblichen zeitlichen Vorlauf er-
fordern. Wenn es um eine möglichst schnelle Realisierung des Projek-
tes geht, sind die Formen des gemeinschaftlich, gebundenen Eigentums
nicht geeignet. Dies ist einer der Gründe, warum die Genossenschafts-
lösung von vielen Frauenwohnprojekten zunächst angedacht, danach
aber doch nicht realisiert wurde.
Verfolgt ein Projekt das Ziel, möglichst alle interessierten Frauen un-
abhängig von ihren finanziellen Möglichkeiten einzubeziehen, empfiehlt
sich eine Mischung unterschiedlicher Realisierungsformen. Viele Pro-
jekte streben zumindest am Anfang ihrer Überlegungen einen "Drit-
tel-Mix" an, d. h. ein Drittel sozialer Mietwohnungsbau, ein Drittel frei-
finanzierter Mietwohnungsbau und ein Drittel individuelles Wohnungs-
eigentum. Dieses Konzept ist z. B. im Beginenhof Bremen verwirklicht
worden, wobei die freifinanzierten und geförderten Mietwohnungen
ursprünglich von einer Genossenschaft errichtet wurden. Im Beginen-
hof Unna wurden neben Mietwohnungen eines Investors mehre Ei-
gentumswohnungen gebaut.
Im Grundsatz ist die Kombination mehrerer Rechtsformen immer
möglich, wobei  Wechselwirkungen beachtet werden müssen. Eine Kom-
bination des Baus von Miet- und Eigentumswohnungen durch eine Ge-
nossenschaft ist außerhalb der Wohnprojekte weit verbreitet – viele
Genossenschaften sind im Bauträgergeschäft sehr aktiv. Das Bauträ-
gergeschäft bedeutet jedoch einen Verzicht auf den steuerbegünstig-
ten Status einer Vermietungsgenossenschaft. Außerdem wird es mögli-
cherweise schwierig, das Eigenkapital für die Mietwohnungen aufzu-
bringen, wenn die finanzkräftigeren Projektmitglieder sich auf die Fi-
nanzierung ihres Eigentums konzentrieren. Eine Kombination von Ge-
nossenschafts- und Eigentumswohnungen wäre jedoch auch in der
Weise möglich, dass eine Genossenschaft Eigentumswohnungen für Ka-

siehe dazu Kapitel Förderung
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pitalanlegerinnen anbietet, die nicht in das Projekt einziehen, wie dies
der Beginenhof Bremen nach der Liquidation der Genossenschaft ver-
sucht hat. Auch bei einem über eine Stiftung realisierten Projekt könn-
ten die Stiftungswohnungen mit Eigentumswohnungen kombiniert
werden.
Letztlich kann eine Entscheidung über die Rechtsform jedoch erst ge-
troffen werden, wenn die Finanzierungs- und Fördermöglichkeiten
geklärt sind. Hierauf wird in den beiden folgenden Kapiteln eingegan-
gen.
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IV. Finanzierung

1. Grundlagen
Die wohl schwierigste Hürde bei der Realisierung eines Frauenwohn-
projekts ist die Finanzierung, zumindest wenn gemeinschaftliches oder
Einzeleigentum gebildet werden soll.
Der Bau oder Erwerb von Wohnungen bzw. Gebäuden (und des dazu-
gehörigen Grundstücks) kosten bekanntlich Geld, viel Geld. Wegen der
benötigten hohen Summen kommt dieses Geld aus verschiedenen
Quellen, für die jeweils unterschiedliche Bedingungen gelten, wobei
nicht für jede Rechtsform die gleichen Quellen zugänglich sind. Im Fol-
genden werden die Grundzüge der Finanzierung bei den verschiede-
nen Rechtsformen einschließlich der zentralen Begriffe einer Finan-
zierung erläutert. Zuvor wird kurz auf die beim Bau oder Erwerb
einer Immobilie entstehenden Kosten eingegangen.

Kosten einer Immobilie

Um den Finanzierungsbedarf zu ermitteln, müssen die beim Bau oder
Erwerb entstehenden Gesamtkosten genau bekannt sein – sonst kann
es zu bösen Überraschungen kommen. Diese können nicht nur durch
unerwartete Preiserhöhungen beim Bau, sondern vor allen dadurch
entstehen, dass nicht alle Kostenarten in die Kalkulation einbezogen
werden. Zur Zusammensetzung der Gesamtkosten beim Bau und Er-
werb siehe den Kasten rechts. Wichtig ist dabei, sich klar zu machen,
dass die Kosten des Erwerbs, also Makler, Notar, Grunderwerbssteuer
"verlorene" Kosten sind, die nicht in den Wert der Immobilie einflie-
ßen und in aller Regel bei Kaufangeboten höchstens im Kleingedruck-
ten erwähnt werden. Für Bauwillige, die ein Grundstück erwerben
und dann ohne Bauträger bauen, sind die Kosten des Erwerbs (Makle-
rIn, NotarIn, Grunderwerbssteuer) günstiger als beim Kauf eines fer-
tigen Hauses, da im ersten Fall Steuern und Gebühren nur aus dem
Grundstückspreis ermittelt werden, während beim Kauf eines bereits
bebauten Grundstücks der weit höhere Kaufpreis von Grundstück und
Gebäude Berechnungsmaßstab ist. Dafür entfällt beim Erwerb eines
fertig gestellten Gebäudes die Gefahr unerwarteter Kostenüberschrei-
tungen, die durchaus erst zu nehmen ist.  Allerdings steckt im Verkaufs-
preis eines Bauträgers auch ein Gewinnanteil, der den Verkaufspreis
erhöht, soweit der Bauträger seinen Gewinn nicht durch Rationalisie-
rungseffekte erzielt.

Fremdkapital, Eigenkapital, Solidarkapital

Nur in seltenen Ausnahmefällen kann eine Wohnung, ein Haus ohne
Kredite (Darlehen) gebaut oder gekauft werden. Sowohl Einzeleigen-
tümerinnen als auch Gemeinschaften, seien es Genossenschaften oder
sonstige Eigentümerinnengemeinschaften, brauchen zum Bau oder Er-
werb von Wohnungen in hohem Maß Kredite, das sogenannte Fremd-
kapital. Von wenigen Ausnahmen abgesehen, gibt es jedoch keine Bank
oder sonstige Kreditgeber, die einer bauwilligen Person oder Gemein-
schaf einen Kredit (Darlehen) in Höhe der gesamten Kosten des Baus
oder Erwerbs einer Wohnung/eines Gebäudes einschließlich Grund-
stück und Nebenkosten gibt. Kreditgeber finanzieren in aller Regel

siehe dazu den Abschnitt Bauen ohne
Bauträger im Kapitel Realisierung
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Beim Bau oder Kauf einer Immobilie auftretende Kosten – ein Beispiel

Bauen ist – zumindest für Laiinnen, ein kleines Abenteuer – auch oder insbesondere bezüglich der Finanzen.
Kostenüberschreitungen sind eher die Regel als die Ausnahme. Vor allem aber treten vielfache "Neben"kosten auf,
die, wenn sie nicht einkalkuliert waren, leicht zu einem Hauptproblem werden können. Die folgenden Beispiele
sollen die Kostenstruktur beim Bau bzw. beim Kauf eines Hauses zeigen, wobei es sich hier nur um grobe Durch-
schnittswerte handeln kann. Die tatsächlichen Kosten differieren nicht nur regional, sondern auch je nach Markt-
situation und den spezifischen Besonderheiten des jeweiligen Objekts.

Zu den Baunebenkosten gehören u. a.: Gebühren für Genehmigungen, Planungskosten (Architektin, Statikerin,
Fachingenieurinnen, Gutachterinnen), Kosten der Finanzierung (Zinsen während der Bauzeit, Schätzkosten für die
Ermittlung des Beleihungswerts, Eintragung der Grundschuld).
Beim Bau eines Hauses werden oft die Kosten der Außenanlagen sowie die Baunebenkosten "vergessen" bzw.
unterschätzt, zumal von den beteiligten Architekten und Unternehmen nicht selten auf die "reinen Baukosten"
abgehoben wird, in denen diese Kostengruppen nicht enthalten sind. Da diese Kostengruppen jedoch 15 % bis
20 % der Gesamtkosten ausmachen, kann eine Unterschätzung dieser Kostengruppen fatale Folgen für die Finan-
zierung haben.
Diese Probleme entfallen beim Erweb eines fertigen Hauses/einer fertigen Wohnung.  Problematisch sind hier die
(gegenüber dem Bau eines Hauses deutlich höheren) Kosten des Erwerbs (Maklerin, Notarin, Grunderwerbssteuer,
Gebühren), wobei die in manchen Städten exorbitanten Maklercourtage (in Hamburg werden z. B. einschließlich
Mehrwertsteuer bis zu 7 % des Kaufpreises verlangt) vor allem beim Erwerb von Altbauten, kaum aber beim
Erwerb eines neu errichteten Gebäudes auftreten. Außerdem kalkuliert der Bauträger, der die Wohnung/das Haus
errichtet, in aller Regel einen nicht unerheblichen Gewinn ein (siehe dazu auch den Abschnitt "Bauen in einer
Baugemeinschaft" im Kapitel Rechtsformen).

Gesamtkosten des Kaufs eines Hauses mit 1000 m² Wohnfläche ( )

Kostengruppe Mit Maklergebühren Ohne Maklergebühren

Kaufpreis Gebäude mit Grundstück 1 600 000 1 600 000

+ Maklergebühr  4  % des Kaufpreises      64 000

+ Grunderwerbssteuer 3,5 %      56 000      56 000

+ Notar + Grundbuch 1,5 %      24 000      24 000

+ Nebenkosten der Finanzierung      15 000      15 000

Gesamtkosten  einschl. Grundstück 1 759 000 1 695 000

Gesamkosten des Baus eines Hauses mit 1 000 m² Wohnfläche (   )

Kostengruppe Mit Maklergebühren Ohne Maklergebühren

Kosten des Grundstücks

Grundstück (erschlossen)    250 000    250 000

+ Maklergebühr  5 %      12 500

+ Grunderwerbssteuer 3,5 des Kaufpreises        8 750        8 750

+ Notar + Grundbuch  1,5 %        3 750        3 750

Gesamtkosten Grundstück    275 000    262 500

Herstellkosten Gebäude

Kosten des Bauwerks (einschl. Technik)  1 000 je m² 1 000 000 1 000 000

+ Außenanlagen              100  je m²    100 000    100 000

+ Baunebenkosten           180  je m²    180 000    180 000

Gesamtkosten Gebäude 1 280 000 1 280 000

Gesamtkosten  einschl. Grundstück 1 555 000 1 542 500

´

´
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nur einen Teil dieser Kosten, weil sie sicher gehen wollen, dass gegebe-
nenfalls (im Fall der Zahlungsunfähigkeit der Kreditnehmerin) der Er-
lös des Verkaufs der Wohnung ausreicht, den Kredit nebst aufgelaufe-
nen Zinsen zurückzuzahlen. Eine sogenannte 100 %-Finanzierung ist
nur in Ausnahmefällen möglich – aber wohl kaum, wenn das Projekt
von einer Gruppe von Frauen realisiert werden soll, die nicht zu den
Hoch- bzw. Höchstverdienerinnen zählen. Chancen darauf haben am
ehesten junge Menschen mit einem gesicherten Job und einem hohen
Einkommen. Für alle anderen sowie für alle Rechtsformen des ge-
meinschaftlichen Eigentums gilt: Um einen Kredit für den Bau oder
Erwerb einer Wohnung/eines Gebäudes zu erhalten, ist ein gewisser
Anteil Eigenkapital notwendig, also Geld, das die Eigentümerin oder
Gemeinschaft aus eigenem Vermögen für den Bau oder Erwerb ein-
setzen kann.
Die Beschaffung dieses Eigenkapitals ist für viele Projekte die größte
Hürde bei der Realisierung ihres Frauenwohnprojekts. Allerdings gibt
es eine Reihe von Möglichkeiten, dieses Eigenkapital zu ersetzen (Ei-
genkapitalersatz), insbesondere durch Solidarkapital. Mit Solidarkapital
werden hier all die Gelder bezeichnet, die von Dritten den Eigentü-
merinnen geschenkt oder geliehen werden, ohne dass diese Sicherhei-
ten wie Banken oder vergleichbare Kreditgeber verlangen. Sowohl im
Verständnis der Wohnprojekte (nicht nur von Frauen) wie auch in der
wohnungspolitischen Diskussion nimmt das Solidarkapital eine zuneh-
mend wichtiger werdende Rolle ein. In kritischer Sichtweise könnte
dies als der neoliberalen Wende geschuldet bezeichnet werden, da mit
dem Rückzug des Staates aus weiten Bereichen der sozialen Vorsorge
und Unterstützung tradierte Formen der paternalistischen Unterstüt-
zung wieder notwendig werden: die Reicheren geben den Ärmeren
ein Stück vom Kuchen ab. In der modernen Sprache des Fundraising
allerdings ist hier eher von bürgerschaftlichem, zivilgesellschaftlichem
Engagement die Rede. Solidarkapital, das Wohnprojekte unterstützt,
hilft zur Durchsetzung einer (Wohn-)Idee, die der Tristess der Miets-
kaserne und der Großsiedlung eine Alternative jenseits des individuel-
len Eigenheims entgegensetzt, die durchzusetzen staatliche Instanzen
nur sehr beschränkt in der Lage sind.

Notwendige Höhe des Eigenkapitals

Grundsätzlich gilt: Je Höher das Eigenkapital, desto leichter ist die Fi-
nanzierung und desto geringer sind die späteren Belastungen aus dem
Kapitaldienst, also den monatlichen Zahlungen für Zins und Tilgung (Rück-
zahlung des Darlehens). Dies liegt nicht nur an der geringeren Kredit-
summe, sondern auch daran, das Baukredite – von Ausnahmen abgese-
hen – umso teurer sind (einen umso höheren Zinssatz haben) je hö-
her der Fremdkapitalanteil an der Baufinanzierung ist. Die Kosten des
Fremdkapitals steigen also ab einer Grenze von etwa 60 % der Ge-
samtkosten überproportional mit der Kreditsumme.
Die Höhe des mindestens notwendigen Eigenkapitalanteils kann nicht
generell bestimmt werden, sondern hängt von einer Reihe von Fakto-
ren ab. Um diese verständlich zu machen, sollen zunächst die Grund-
prinzipien der Fremdfinanzierung des Baus oder Erwerbs einer Woh-
nung, eines Hauses erläutert werden, da das Verständnis dieser Fakten
notwendig ist, um die Problematik des Eigenkapitals zu verstehen.
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Die grundbuchliche Sicherung eines Baudarlehens: Die
Grundschuld oder Hypothek24

Banken verlangen, wenn sie einen Kredit gewähren, Sicherheiten. Beim
Ratenkredit genügt normalerweise ein Einkommensnachweis, bei Bau-
krediten wird dagegen (wegen der Höhe der Kreditsumme und we-
gen der langen Laufzeit von bis zu 30 und mehr Jahren) eine "dingli-
che" Sicherung verlangt. Die dingliche Sicherung wird im Grundbuch
(dem Eigentumsnachweis für eine Wohnung, ein Grundstück, ein Ge-
bäude) eingetragen und verleiht dem Kreditgeber im Fall der Zah-
lungsunfähigkeit der Kreditnehmerin das Recht, den Verkauf oder die
Zwangsversteigerung der Immobilie zu verlangen und den Erlös zur
Begleichung seiner Forderung einzufordern. Werden mehrere Darle-
hen gewährt, so wird eine Rangfolge der Darlehen festgelegt, in der
die Forderungen der GläubigerInnen aus dem Verkaufserlös beglichen
werden. Aus diesem Grund sind nachrangige Kredite in der Regel teu-
rer als erstrangige Kredite, d. h. sie haben einen höheren Zins.

Beleihungsgrenze (Beleihungsauslauf)

Da im Falle eines Notverkaufs oder einer Zwangsversteigerung oft
nur ein Bruchteil der ursprünglichen Anschaffungskosten erlöst wird,
ist es nicht möglich, einen Kredit in Höhe des gesamten Anschaffungs-
preises dinglich zu sichern. Vielmehr legen die Kreditgeber die maxi-
male Höhe des dinglich gesicherten Darlehens fest, das sie für die je-
weilige Immobilie (oder den geplanten Neubau) zu geben bereit sind.
Dieser maximale Kreditbetrag wird als Beleihungsgrenze oder Belei-
hungsauslauf bezeichnet. Die Beleihungsgrenze für eine erststellige
Hypothek (eine sogenannte 1a Hypothek) liegt deutlich unter der Be-
leihungsgrenze einer nachrangigen Hypothek – doch in beiden Fällen
liegt die Grenze deutlich unter den Kosten, die eine Bauherrin oder
eine Erwerberin einschließlich aller Nebenkosten für die jeweilige Im-
mobilie aufbringen muss. Die (recht komplizierte) Ermittlung der Be-
leihungsgrenze (bei der unterschiedliche Kreditgeber bei derselben
Immobilie zu deutlich von einander abweichenden Ergebnissen kom-
men können), wird im Kasten "Beleihungsgrenze" erklärt.
Das Verfahren zur Festlegung der Beleihungsgrenze hat durchaus
schwerwiegende Konsequenzen: Die Sicherheitsabschläge, die die Kre-
ditgeber bei der Festlegung der Beleihungsgrenze vornehmen, führen
dazu, dass nur ca. 40 % bis 65 % der Gesamtkosten (einschließlich Er-
werbskosten) mit einer erststelligen Hypothek finanziert werden kön-
nen, was ein Eigenkapital von 36 % bis 58 % nötig machen würde – ein
Betrag, der von vielen bzw. den meisten Bauwilligen nicht aufgebracht
werden kann. In diesen Fällen muss zusätzlich ein nachrangiges Darle-
hen aufgenommen werden. Dies ist jedoch in aller Regel teurer als ein
erstrangiges Darlehen und wird oft auch nur bei Nachweis eines aus-
reichend hohen Einkommens gewährt.
Eine häufig genutzte Möglichkeit bietet hier das Bausparen, da Bau-
sparkassen bereit sind, sich mit einem höheren Rangplatz zufrieden zu
geben, also ein nachrangiges Darlehen zu gewähren. Durch ein solches
Bauspardarlehen kann der notwendige Eigenkapitalanteil reduziert
werden. Dasselbe gilt für Baudarlehen im Rahmen der Sozialen Wohn-
raumförderung und für Kredite der KfW-Bank

24 Auf den Unterschied zwischen einer
Hypothek und einer Grundschuld kann
hier nicht eingegangen werden. Üblich
sind heute Grundschulden, doch wird
immer noch von Hypotheken gespro-
chen.

siehe Abschnitt Bausparen in diesem
Kapitel

siehe Kapitel Förderung
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Ermittlung der Beleihungsgrenze oder: Wie viel wert ist eine Immobilie und wie hoch
kann sie beliehen werden?

In einer kapitalistischen Gesellschaft ist der "Wert" einer Ware immer davon abhängig, wie viel ein Käufer/eine
Käuferin dafür zu zahlen bereit ist. Das gilt für Brötchen wie für Immobilien. Der Unterschied zwischen Brötchen
und Immobilien ist nur, dass es relativ leicht ist, sich über die Verkaufspreise von Brötchen an einem bestimmten
Ort zu informieren. Bei Immobilien ist das weit schwieriger. Zwar stellen viele Kommunen auf der Grundlage der
in einem bestimmten Zeitraum getätigten Immobilienverkäufe Richtwertkarten oder Kaufpreissammlungen zur
Verfügung, in denen Richtwerte für die Immobilienpreise für unterschiedliche Gebäudetypen an unterschiedlichen
Standorten enthalten sind. Diese Daten sind jedoch recht ungenau, weil die erzielten Kaufpreise von sehr vielen
individuellen Faktoren der Immobilie abhängen und weil oft nur wenige Verkaufsfälle für die jeweilige Lage und den
jeweiligen Gebäudetyp vorliegen.
Da andererseits Immobilienwerte für viele Bereiche gebraucht werden, sind verschiedene Verfahren der Werter-
mittlung entwickelt worden. Das in unserem Zusammenhang wichtigste ist die "Verkehrswertermittlung". Der
Verkehrswert wird in § 194 BauGB definiert, für das Ermittlungsverfahren gilt die Wertverordnung (WertV). Der
Verkehrswert, auch Marktwert genannt, ist der Preis, der für eine Immobilie "im normalen Geschäftsverkehr"
erzielt werden kann. Ein normaler Geschäftsverkehr herrscht, wenn weder KäuferIn noch VerkäuferIn sich in einer
Zwangslage befinden und auch keine persönliche Beziehung zwischen den beiden besteht und ausreichend Zeit
für die Verhandlungen verfügbar ist. Ziel ist die Ermittlung des bei einem Verkauf nachhaltig zu erzielenden Preises.
Zur Ermittlung des Verkehrswerts gibt es zwei Verfahren, das Ertragswert- und das Sachwertverfahren. Beim Er-
tragswertverfahren werden die nachhaltig zu erzielenden Mieteinnahmen abzüglich der Bewirtschaftungskosten
ermittelt und dann mit einem "Vervielfältiger" multipliziert, der je nach Region, Gebäudetyp, Lage, Baualter und
Marktsituation auf dem spezifischen Teilmarkt (angespannter oder entspannter Markt) variiert. Da es sowohl für die
Schätzung der nachhaltig zu erzielenden Mieteinnahmen als auch für die Bewertung der Lagequalität oder der
Marktsituation keine sicheren Informationen gibt, können die Ergebnisse einer Verkehrswertermittlung trotz des
gesetzlich vorgeschriebenen Verfahrens sehr unterschiedlich ausfallen – Abweichungen von bis zu 30 % zwischen
den Gutachten zweier Sachverständiger für dasselbe Objekt scheinen keine Seltenheit zu sein.

Sowohl bei von der Eigentümerin selbst genutzten bestehenden Gebäuden als auch bei geplanten Gebäuden gibt
es jedoch keine Mieteinnahmen, die als Grundlage einer Ertragswertberechnung herangezogen werden können.
Zwar könnte man hier theoretisch mit fiktiven Mieten rechnen, doch wird in diesen Fällen normalerweise das
Sachwertverfahren angewandt, mit dem der "Substanzwert" zuzüglich des Grundstückswerts ermittelt wird. Das
Sachwertverfahren basiert zwar auf den Grundstücks- und Herstellkosten, wobei letztere je nach Baualter und
Bauzustand vermindert werden. Dabei werden aber nicht die tatsächlichen Kosten zugrunde gelegt, sondern die
Kosten, die der Sachverständige/die Bank für angemessen hält. Dies gilt auch für Neubauten, bei denen nicht der
Kostenplan der Architektin, sondern meist fiktive Durchschnittskosten zu Grunde gelegt werden. Diese können
erheblich von den tatsächlichen Kosten abweichen – zum Beispiel, wenn besonders aufwendig gebaut wird/wurde,
die Bank jedoch standardisierte Durchschnittswerte zu Grunde legt. Auch beim Sachwertverfahren können Sach-
verständige zu sehr unterschiedlichen Ergebnissen bei der Verkehrswertermittlung kommen.

Um die Beleihungsgrenze festzulegen, werden noch zwei weitere Rechenschritte durchgeführt: Zunächst zieht die
Bank vom Verkehrswert eine Sicherheitsmarge von 10 % bis 20 % ab und erhält so den Beleihungswert. Dann legt
die Bank fest, wieviel Prozent dieses Beleihungswerts ein Darlehen maximal betragen darf. Das ist dann die Beleihungs-
grenze oder der Beleihungsablauf. Bei Banken liegt die Beleihungsgrenze für erststellige Hypotheken bei maximal
80 % des Beleihungswerts, bei Hypothekenbanken sind es 60 % bis 65 % und bei Lebensversicherungen oft nur 40
% bis 45 %. Für nachrangige Darlehen ist die Beleihungsgrenze höher, sie kann in Ausnahmefällen sogar den
Beleihungswert übersteigen. Dann spricht man von einer 120 %- oder gar 130 %-Finanzierung – die allerdings nur
unter speziellen Voraussetzungen (junge Menschen mit hohem und sicherem Einkommen) gewährt wird – und das
auch nur von einigen Kreditgebern. Die aus einer solchen Finanzierung entstehenden Belastungen sind allerdings
ganz erheblich, da die Zinsen für eine solche Finanzierung deutlich über den Zinsen für ein erststelliges Darlehen
liegen und zudem in der Regel ein höherer Tilgungssatz verlangt wird (siehe dazu den Abschnitt Zinsen und Tilgung
beim Fremdkapital). Außerdem dürfte die Bereitschaft zu solchen Finanzierungen seit der Finanzkrise deutlich ge-
sunken sein, waren es doch solch "unsolide" Finanzierungsmodelle, die die Immobilienkrise in den USA hauptsäch-
lich ausgelöst und damit den Stein ins Rollen gebracht haben.
Eine 130 %-Finanzierung wird gebraucht, wenn die Bauherrin bzw. Erwerberin keinerlei Eigenkapital einsetzten
kann oder will. Denn wenn alle Kosten einschließlich den Erwerbskosten einbezogen werden, betragen die Ge-
samtkosten gerne 130 % des Beleihungswerts oder mehr, wie das folgende Beispiel zeigt.
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Der Beleihungswert liegt bei diesem Beispiel einer Bank mit einer "großzügigen" Ermittlung des Beleihungswerts
und der Beleihungsgrenze bei 77 % der Gesamtausgaben der Käuferin, die Beleihungsgrenze für erststellige Hypo-
theken beträgt bei einer Beleihungsgrenze von 80 % des Beleihungswertes (die nur von einigen Banken angeboten
wird) 72 % des Verkehrswerts und 61 % des Geldes, das die Käuferin einschließlich aller Nebenkosten aufbringen
muss. Ohne eine nachrangige Hypothek müsste das Eigenkapital 41 600 €, d. h. 39 % betragen.
Bei der Ermittlung der Beleihungsgrenze sind auf jeder Stufe der Ermittlung, also bei der Ermittlung des Verkehrs-
werts, bei der Festlegung des Sicherheitsabschlags, bei der Festlegung des Prozentsatzes, zu dem der Beleihungs-
wert beliehen werden kann, Bewertungen vorzunehmen, die einen subjektiven Faktor enthalten. Dadurch kann das
Ergebnis der Ermittlung der Beleihungsgrenze einer Immobilie recht große Schwankungen aufweisen, weshalb es
sich unter Umständen lohnt, unterschiedliche Angebote auch diesbezüglich einzuholen. Allerdings muss für die
Wertermittlung gegebenenfalls eine Gebühr entrichtet werden, die bis zu 0,5 % der Darlehenssumme betragen
kann. Trotzdem kann es sehr lohnend sein, mehre Angebote einzuholen, falls wegen einer sehr niedrig angesetzten
Beleihungsgrenze zu dem angebotenen erststelligen Darlehen noch ein teureres nachrangiges Darlehen aufge-
nommen werden müsste. Die Auswirkungen zeigt das folgende Beispiel.

Beispiel für die Auswirkungen unterschiedlicher Beleihungsgrenzen auf die Kapitalkosten
Häufig setzen Banken mit vergleichsweise günstigen Konditionen für erststellige Kredite den Beleihungswert sehr
niedrig an. Die  höheren Zinsen eines dann notwendig werdenden nachrangigen Darlehens können unter Um-
ständen die Vorteile eines günstigen erststelligen Darlehens zunichte machen, wie das folgende Beispiel einer
Käuferin mit einem Kapitalbedarf von 140 000 € zeigt:

Bank A setzt den Verkehrswert um knapp 10 000 € niedriger an als Bank B, verlangt einen um 10 Prozentpunkte
höheren Sicherheitsabschlag und setzt zudem die Beleihungsgrenze für erststellige Hypotheken auf 60 % des
Beleihungswerts fest, während die Bank B 80 % gewährt. Dadurch wird ein nachrangiges Darlehen zu 5 % Zins
notwendig und die Kapitalkosten sind bei Bank A trotz des etwas günstigeren Zinssatzes für das erststellige
Darlehen (4 % gegenüber 4,3 %) höher als bei Bank B.

Kapitalkosten bei unterschiedlichen Beleihungsgrenzen ( )

Bank A Bank B

Kaufpreis 200 000 200 000

Verkehrswert 185 000 194 500

- Sicherheitsabschlag (20 % von 185 000)    - 37 000 (10 % von 194 500)   19 500

Beleihungswert 148 000 175 000

Beleihungsgrenze für erststelliges Darlehen (60 % von 148 000) 89 000 (80 % von 175 000) 140 000

Zinsen für erststelligeHypothek (im 1. Jahr) (4 % von 89 000) 3 560 (4,3 % von 140 000) 6 000

Zinsen für nachrangiges Darlehen (im 1. Jahr) (5 % von 51 000) 2 550 --

Kapitalkosten gesamt 6 110 6 300

Berechnung von Beleihungswert und Beleihungsgrenze bei einer "großzügigen" Bank

 

Die Käuferin bezahlt:

Kaufpreis des Hauses 100 000

Makler-Courtage 5 % des Kaufpreises 5 000

Notar + Grundbucheintragung 1,5 % des Kaufpreises 1 500

Nebenkosten der Finanzierung 1 000

Grunderwerbsteuer (3,5 % des Kaufpreises) 3 500

Gesamtausgaben    111 000

Die Bank rechnet:

Verkehrswert (Grundstückswert plus umbauter Raum mal Durchschnittssatz) 95 000

- Sicherheitsabschlag 10 % -9 500

Beleihungswert 85 500

Beleihungsgrenze  für erststellige Hypothek (max.  80 % vom Beleihungswert) 68 400

Differenz zwischen den Gesamtausgaben der Käuferin und der erststelligen Hypothek 41 600

´

´

- 
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Als Grundregel gilt: Bei einer soliden Finanzierung wird im Allgemei-
nen von einem Eigenkapitalanteil von mindestens 25 % bis 30 % ausge-
gangen. Wird das Projekt öffentlich gefördert, so reduziert sich dieses
mindestens erforderliche Eigenkapital auf 15 % bis 20 %, in Ausnahme-
fällen sogar auf 7,5%. Allerdings ist zu beachten: Je geringer das Eigen-
kapital bzw. je höher die Bankkredite, desto höher sind die Wohnko-
sten, die ja vor allem aus den Kosten für die Kredite bestehen.

2. Formen des Eigenkapitals
Bevor auf die Bedingungen der unterschiedlichen Darlehensarten ein-
gegangen wird, sollen zunächst die unterschiedlichen Formen des Ei-
genkapitals und des Eigenkapitalersatzes erläutert werden.

2.1 Individuelle Formen des Eigenkapitals

Zum Eigenkapital im engeren Sinn zählen
• Bankguthaben jeglicher Art (Girokonto, Sparguthaben, Festgeldan-

lagen)
• Bausparguthaben
• Sonstige Vermögenswerte (Wertpapiere, Sachvermögen) soweit sie

rechtzeitig liquidisiert (aufgelöst) werden können und sollen.

Zum Eigenkapital im weiteren Sinn (Eigenkapitalersatz) zählen alle die
Gelder und Leistungen, die herangezogen werden können, um den
Bedarf an dinglich gesichertem Fremdkapital zu reduzieren, das sind
insbesondere
• Darlehen von Verwandten und FreundInnen, UnterstützerInnen

(Solidarkapital)
• Darlehen von ArbeitgeberInnen
• Eigenleistungen am Bau (Muskelhypothek)
• Beleihbares Vermögen
• Eigenkapital-Ersatzdarlehen im Rahmen der sozialen Wohnraumför-

derung

Bankguthaben/Bausparguthaben

Je nach der Anlageform ist bei Bankguthaben (z. B. Sparguthaben, Fest-
geld) auf die vereinbarte Kündigungsfrist zu achten. Wird das Geld
früher benötigt, fallen sog. Vorschusszinsen an, die von der Länge des
Zeitraums zwischen der Auszahlung und der fristgerechten Fälligkeit
des Guthabens abhängt. Bausparguthaben (das sind Gelder, die auf ei-
nen Bausparvertrag eingezahlt wurden) sind nur verfügbar, wenn der
Bausparvertrag "zugeteilt" ist, ansonsten ist eine sog. Zwischen- oder
Vorfinanzierung notwendig, die nicht unerhebliche Kosten verursacht.

Sonstige Vermögenswerte

Neben dem Verkauf vorhandener Vermögenswerte kommt möglicher-
weise auch deren Beleihung in Frage. Das kann insbesondere bei einer
vorhandenen Immobilie interessant sein, wenn die Immobilie ganz oder
zumindest weitgehend entschuldet ist. Unter Umständen kann sogar
eine bestehende Grundschuld, bei der das Darlehen bereits ganz oder
weitestgehend zurückbezahlt wird, zur Aufnahme eines Kredites ge-
nutzt werden. Für die Finanzierung einer anderen Immobilie gilt die-

siehe dazu das Kapitel Bewirtschaf-
tung,  Abschnitt Miete oder Belastung

siehe dazu das Kapitel Förderung

zu den Details siehe den Abschnitt
Bausparen in diesem Kapitel
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ser Kredit dann (ebenso wie Kredite von Verwandten oder Freundin-
nen) als Eigenkapital, da ja der "Beleihungsraum" der neuen Immobilie
nicht in Anspruch genommen wird. Allerdings ist dies nur möglich, wenn
die betreffende Darlehensnehmerin genügend Einkommen hat, um
neben den aus der neuen Wohnung entstehenden Wohnkosten auch
noch die Kosten des Kredits auf das vorhandene Gebäude zu finanzie-
ren.

Zuschüsse oder Darlehen von Verwandten, Freundinnen und
UnterstützerInnen (Eigenkapitalersatz/Solidarkapital)

Erfahrungsgemäß spielen beim individuellen Eigentumserwerb sowohl
Darlehen von Verwandten als auch Erbschaften eine nicht unwesentli-
che Rolle bzw. machen diesen oft erst möglich. Dies gilt sicherlich auch
beim Erwerb einer Eigentumswohnung in einem Frauenwohnprojekt.
Vermutlich spielen bei solchen Projekten neben Verwandtendarlehen
vor allem Darlehen von Freundinnen eine große Rolle. Der Vorteil
solcher Darlehen ist, dass sie dann als Eigenkapital zu werten sind, wenn
die Darlehnsgeberinnen auf eine dingliche Sicherung verzichten, also
im Falle der Zahlungsunfähigkeit der Darlehensnehmerin keinerlei
Anspruch auf eine Rückzahlung ihres Darlehens aus einem Verkaufser-
lös der Wohnung erheben können. Dadurch sind solche Darlehen für
die Darlehensgeberin natürlich wesentlich unsicherer als ein dinglich
gesichertes Bankdarlehen.

Kreditfinanzierte Zuschüsse/Darlehen von Verwandten, FreundInnen und
UnterstützerInnen (Eigenkapitalersatz/Solidarkapital)

Eine besondere Form des Solidarkapitals, das als Eigenkapitalersatz
fungieren kann, ist das kreditfinanzierte Solidarkapital. Beim kreditfi-
nanziertem Solidarkapital nehmen Verwandte/Freundinnen/Unterstüt-
zerinnen einen (Klein-)Kredit auf, den sie dem Wohnprojekt als Zu-
schuss oder Darlehen zur Verfügung stellen. Eine besondere Form die-
ser Art der Bildung von Solidarkapital hat die GLS Bank (Gemein-
schaftsbank Leihen und Schenken) entwickelt. Die GLS Bank bildet aus
einer Gruppe von Unterstützerinnen eine sog. Leihgemeinschaft. Die
Unterstützerinnen nehmen bei der GLS-Bank individuelle Ratenkredi-
te auf, die GLS-Bank zahlt die gesamte Kreditsumme der Leihgemein-
schaft an das Wohnprojekt aus. Die Unterstützerinnen zahlen den Kredit
in monatlichen Raten zurück (einschließlich eines moderaten Zinses),
für das Frauenwohnprojekt gilt die Kreditsumme als Eigenkapitaler-
satz, da keine dingliche Sicherung nötig ist. Mit dieser Möglichkeit kön-
nen auch Frauen, die kein erspartes Geld haben, ein Frauenwohnpro-
jekt unterstützen. Dieses Verfahren wurde beispielsweise beim Begi-
nenprojekt Dortmund für die Verlängerung des Aufzugs in den Keller
genutzt.

Eigenkapitalersatzdarlehen bei der sozialen Wohnraumförderung

Eigenkapitalersatzdarlehen sind eine Form der Unterstützung der Ei-
gentumsbildung im Rahmen der sozialen Wohnraumförderung. Sie sol-
len die Eigentumsbildung solcher Haushalte ermöglichen, die das ge-
forderte Mindesteigenkapital nicht aufbringen können. Die Gewäh-
rung eines solchen Darlehens ist allerdings an zusätzliche Bedingungen
gebunden. Gewährt werden solche Darlehen vor allem Familien, teil-

siehe dazu den Abschnitt Fremdka-
pital in diesem Kapitel

siehe Kapitel Förderung

siehe auch die Informationen im Ab-
schnitt Typische Formen des Fremd-
kapitals, Kasten "GLS-Bank"
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weise auch (Ehe-)paaren. In der Dokumentation ist kein Beispiel ent-
halten, in dem ein solches Eigenkapitalersatzdarlehen gewährt wurde.

Eigenkapitalersatz durch Selbsthilfe ("Muskelhypothek")

Eine insbesondere beim ländlichen Bauen weit verbreitete Form des
Eigenkapitalersatzes ist die Selbsthilfe beim Bau, auch Muskelhypothek
genannt, durch die ein Teil der Baukosten eingespart werden kann.
Auch dadurch reduziert sich die Höhe des notwendigen Fremdkapi-
tals, weshalb auch Selbsthilfe als Eigenkapitalersatz gilt. Allerdings dür-
fen die durch Selbsthilfe beim Bau möglichen Kosteneinsparungen nicht
überschätzt werden – insbesondere im städtischen Bereich und beim
Geschossbau sind hier enge Grenzen gesetzt. In Projekten der Inter-
nationalen Bauausstellung IBA Emscher Park, bei denen durch die Ein-
beziehung des Rohbaus in die Gruppenselbsthilfe eine maximale Ko-
steneinsparung erzielt werden sollte, konnten durchschnittlich 12 %
der Baukosten eingespart werden – wofür durchschnittlich knapp
2 000 Arbeitsstunden notwendig waren. Pro Arbeitsstunde wurden
also 15 DM Einsparungen erwirtschaftet, was auch in den Jahren 1995-
1998, in denen die Projekte durchgeführt wurden, nicht gerade ein
respektabler Stundenlohn war. Bezogen auf die Gesamtkosten (ein-
schließlich Baunebenkosten) lagen die Einsparungen durch die Selbst-
hilfe sogar bei weniger als 10 %, wobei unberücksichtigt bleibt, dass
durch Selbsthilfe die Bauzeit verlängert wird, was zu einem zusätzli-
chen Zinsaufwand führt, da das Grundstück und bereits verbaute Ma-
terialien für eine längere Zeit finanziert werden müssen, ohne das das
Grundstück bzw. die Wohnung genutzt werden kann.
Die Einsparmöglichkeiten durch Selbsthilfe sind also begrenzt. Am ehe-
sten möglich ist Selbsthilfe beim Innenausbau und bei den Außenanla-
gen – doch sind hier kaum Einsparungen von mehr als 5 % der Gesamt-
kosten zu erreichen.

2.2 Eigenkapital bei Genossenschaften

Auch bei der Realisierung von Wohnprojekten im Rahmen einer Ge-
nossenschaft ist ein ausreichendes Eigenkapital unabdingbar. Quellen
des Eigenkapitals für Genossenschaften können sein
• Genossenschaftsanteile (Pflichtanteile und freiwillige Anteile)
• Überschüsse aus Mieteinnahmen bereits bestehender Wohnungen

Zum Eigenkapitalersatz zählen
• Darlehen und Zuschüsse von Mieterinnen
• Darlehen und Zuschüsse von Unterstützerinnen
• Selbsthilfe am Bau durch zukünftige Bewohnerinnen und/oder Un-

terstützerinnen
• Mittel aus genossenschaftlichen Spareinrichtungen
• Darlehen, die über einen entschuldeten Wohnungsbestand dinglich

gesichert werden.

Genossenschaftsanteile

Das Eigenkapital einer Genossenschaft entsteht vor allem durch die
Ausgabe von Genossenschaftsanteilen. Die Kosten eines Genossen-
schaftsanteils werden in der Satzung festgelegt, sie schwanken bei den
dokumentierten Projekten – soweit uns hierzu Angaben vorliegen –

siehe auch den Kasten "Selbsthilfe
beim Bau"
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Selbsthilfe beim Bau

Selbsthilfe beim Bau hat eine lange Tradition. Das gilt insbesondere für den ländlichen Raum – aber auch im
städtischen Wohnungsbau spielte die bauliche Selbsthilfe in manchen historischen Phasen eine wichtige Rolle, so
z. B. im frühen genossenschaftlichen Wohnungsbau sowie nach den beiden Weltkriegen. Mit dem Wirtschaftsauf-
schwung und dem Boom des (sozialen) Massenwohnungsbaus ab der zweiten Hälfte der 1950er Jahre ging die
Bedeutung der Selbsthilfe am Bau in der Bundesrepublik deutlich zurück, wurde jedoch in den 1990ern unter
anderem von der Internationalen Bauausstellung Emscher Park "wiederentdeckt", die insgesamt sieben Selbsthilfe-
Projekte mit zusammen 230 Reihenhäusern und 17 Geschoßwohnungen initiierte.
Grundsätzlich sind zwei Formen der Selbsthilfe zu unterscheiden:
• Die Gruppenselbsthilfe, in der eine Gruppe gemeinsam mehrere Wohnungen/Häuser errichtet. Die Gruppen-

selbsthilfe spielt vor allem bei den Projekten eine Rolle, bei denen auch der Rohbau in Selbsthilfe errichtet wird.
• Die Einzelselbsthilfe, bei der die zukünftigen Bewohnerinnen (Eigentümerinnen) ein Haus/eine Wohnung bauen

bzw. ausbauen. Einzelselbsthilfe ist vor allem im Innenausbau möglich.

Die durch Selbsthilfe erzielbaren Kosteneinsparungen sind, gemessen am Aufwand, beschränkt. Das beruht auf
mehreren Faktoren:
Zum einen sind SelbsthelferInnen in aller Regel mangels handwerklicher Kenntnisse/Fertigkeiten unproduktiver als
Fachfrauen, müssen also für das gleiche Ergebnis länger arbeiten. Zum anderen entstehen überdurchschnittliche
Kosten für den Erwerb/das Leihen arbeitssparender Maschinen oder es muss auf diese verzichtet werden, was
ebenfalls zu zusätzlichem Arbeitsaufwand führt. Zum dritten können bei Selbsthilfeprojekten nicht alle Bautechniken
genutzt werden mit der Konsequenz, dass auf rationelle Bauverfahren verzichtet werden muss und möglicherweise
auch überdurchschnittliche Kosten für Material entstehen.

Auch außerhalb der unmittelbaren Baukosten kann Selbsthilfe zu zusätzlichen Kosten führen. Das gilt zum einen
bezüglich der Bauzeitzinsen: Da Bauen in Selbsthilfe deutlich länger dauert als die Herstellung des Bauwerks durch
ein Unternehmen, fallen deutlich höhere Bauzeitzinsen an. Nach Berechnungen der IBA Emscher Park betrug die
Erhöhung der Bauzeitzinsen bei einem der IBA-Projekte rund 10 % der durch die Selbsthilfe eingesparten Kosten.
Von dem in den Veröffentlichungen der IBA stets zitierten Selbsthilfeertrag von 15 DM (7,60 €) je Selbsthilfe-
Arbeitsstunde bleibt also nach Abzug der zusätzlichen Bauzeitzinsen nur ein Nettoertrag von 13,50 DM (6,90 €)
pro Stunde (siehe Beierlorzer et al. 1998: 80). Nicht eingerechnet sind hierbei die zusätzlichen Kosten der Lebens-
führung, die zur Kompensation des extremen Stresses der Bauzeit nach aller Lebenserfahrung entstehen.
Im Durchschnitt leistete bei den IBA-Projekten jede "Baufamilie" 1 100 Arbeitsstunden für die Gruppenselbsthilfe
im Rohbau, was zu einer Kostenersparnis (Selbsthilfeertrag) von knapp 17 000 DM führte. Durch zusätzliche, in
Einzelselbsthilfe geleistete Arbeiten im Innenausbau, deren Zeitaufwand nicht erfasst wurde, konnten weitere Ko-
steneinsparungen in Höhe von 12 000 DM erwirtschaftet werden. Es ist anzunehmen, dass hierfür nochmals 600
bis 900 Stunden aufgewendet werden mussten. Zum Vergleich: die Jahresarbeitszeit einer vollzeitbeschäftigten
Arbeitnehmerin mit 40 Wochenstunden beträgt nach Abzug eines sechswöchigen Erholungsurlaubs und zehn
Krankheitstagen knapp 1 700 Stunden. Im Durchschnitt musste also bei den IBA-Projekten für die Selbsthilfe mehr
als ein Arbeitsjahr einer Vollzeitbeschäftigten aufgebracht werden. Im Ergebnis konnte hierdurch ein Eigenkapital-
ersatz von 10 % der Gesamtkosten erwirtschaftet werden.

Die durch Selbsthilfe erzielbaren Kosteneinsparungen sind also auch bei sehr hohem zeitlichem Aufwand recht
begrenzt, weshalb von der IBA für die Selbsthilfe am Bau nicht so sehr die möglichen Kosteneinsparungen ange-
führt wurden, sondern die Möglichkeit, fehlendes Eigenkapital zu ersetzen, ohne die die Eigentumsbildung im
Wohnungsbau nicht möglich ist.

Auch eine Untersuchung des Instituts für Regionalentwicklung und Strukturplanung über Gruppenselbsthilfe-
projekte in den neuen Bundesländern aus den 1990er Jahren kommt auf einen durchschnittlichen Stundensatz
von 15 DM. Die Gesamteinsparmöglichkeiten lagen bei diesen Projekten allerdings deutlich höher und gingen bis
zu rund 80 000 DM – was nur durch eine enormen Arbeitseinsatz erreicht werden konnte, der nur mit Hilfe
weiterer Helferinnen zu leisten ist.

Literatur:
Beierlorzer, Henry (1998): Einfach und selber bauen. Ein Handbuch zur Entwicklung von Selbstbausiedlungen. Heraus-
gegeben vom Landesinstitut für Bauwesen des Landes Nordrhein-Westfalen. Düsseldorf
Institut für Regionalentwicklung und Strukturplanung (1996): Organisierte Gruppenselbsthilfe im Eigenheimbau.
Graue Reihe Heft 9, Erkner



154 Leitfaden – Finanzierung

zwischen 50 € und 1 100 €. Zusätzlich ist ein Eintrittsgeld zu entrich-
ten, das im Gegensatz zu den Genossenschaftsanteilen bei Austritt nicht
zurückbezahlt wird. Das Eintrittsgeld liegt bei den dokumentierten
Projekten bei 25 € bis 1 000 €. Sowohl der Preis eines Genossen-
schaftsanteils als auch das Eintrittsgeld werden von den Projekten also
sehr unterschiedlich festgelegt.  Während beispielsweise die Wohnungs-
baugenossenschaft Ottenser Dreieck in Hamburg, zu der unter ande-
rem die Frauenwohnprojekte "Frauen leben zusammen" und "Olga
Rabiata" gehören, Eintrittsgeld und Genossenschaftsanteile bewusst
niedrig angesetzt hat, um möglichst vielen Menschen eine Fördermit-
gliedschaft zu ermöglichen (und damit die Eigenkapitalbasis zu verbrei-
tern), setzt die Wohnungsbaugenossenschaft HausArbeit (ebenfalls in
Hamburg) mit der Begründung, sie wolle sich auf die Verwaltung des
einen realisierten Projekts beschränken und strebe keine über den
Kreis der Bewohnerinnen hinausgehende Mitgliedschaft an, auf ver-
gleichsweise hohe Beträge. Das Eintrittsgeld (das allerdings unüblicher-
weise auf die Genossenschaftsanteile angerechnet wird) liegt mit
2 000 DM (Stand 1994) ebenso weit über dem Durchschnitt wie der
Genossenschaftsanteil mit zwar "nur" 1 000 DM, aber der Verpflich-
tung, mindestens vier Pflichtanteile zu übernehmen. Der Eintritt in die
Genossenschaft erforderte also 6 000 DM.
Bei der Festlegung des Preises eines Genossenschaftsanteils sind zwei
Gesichtspunkte maßgeblich: Je höher der Anteil, desto mehr Eigenka-
pital kann aus den Pflichtanteilen der Bewohnerinnen gebildet werden
(jede Nutzerin einer Genossenschaftswohnung muss Genossenschafts-
mitglied werden, also mindestens einen Genossenschaftsanteil erwer-
ben). Andererseits sind bei einem geringeren Betrag für den Genos-
senschaftsanteil möglicherweise mehr Frauen bereit, als Förderinnen
ohne Einzugsabsicht in eine Frauenwohngenossenschaft einzutreten,
als bei einem sehr hohen Preis für den Genossenschaftsanteil. Manche
Genossenschaften lösen dieses Dilemma, indem sie den Preis pro An-
teil niedrig halten, aber mehrere Pflichtanteile verlangen und/oder für
zusätzliche freiwillige Anteile eine (bessere) Verzinsung anbieten. Die
entsprechenden Regelungen müssen in der Satzung verankert wer-
den.
Bei BezieherInnen von Arbeitslosengeld II oder Sozialhilfe können
Eintrittsgeld und  Genossenschaftsanteil von der Kommune übernom-
men werden. Ein Anspruch hierauf besteht jedoch nicht.
Mit dem Erwerb eines oder mehrerer Genossenschaftsanteile erwirbt
die Genossin das Recht, an den Entscheidungen der Genossenschaft
mitzuwirken und sich um eine Genossenschaftswohnung zu bewerben.
Ein unmittelbarer Anspruch auf eine Wohnung ist mit dem Kauf eines
Genossenschaftsanteils allerdings noch nicht verbunden. Im Gegenteil:
Die Grundidee der Genossenschaft lag, zumindest zur Zeit der Ent-
stehung von Genossenschaften, gerade in der solidarischen Finanzie-
rung, d. h. darin, dass sich viele an der Genossenschaft beteiligen, zu-
nächst aber nur wenige zum Zuge kommen. Für alle anderen Genos-
sinnen bestand die Hoffnung, durch das stetige Wachstum der Genos-
senschaft zu einem späteren Zeitpunkt zu einer Genossenschaftswoh-
nung zu kommen.
Bei den heutigen Frauenwohnprojekten ist dieser Wachstumsgedanke
bisher weniger verbreitet, auch wenn einige Projekte, zum Beispiel

die unterschiedlichen Möglichkeiten
sind im Kasten "Eigenkapitalbeschaf-
fung durch Genossenschaftsanteile"
zusammengefasst.
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Eigenkapitalbeschaffung durch Genossenschaftsanteile

Im Gegensatz zur Aktiengesellschaft, bei der eine Erhöhung des Eigenkapitals durch Ausgabe neuer Aktien ein
relativ kompliziertes Verfahren erfordert, kann eine Genossenschaft jederzeit ihr Eigenkapital durch Ausgabe von
zusätzlichen Geschäftsanteilen erhöhen. Von dieser Möglichkeit machen die in (neuen) Genossenschaften organi-
sierten Projekte in unterschiedlicher Weise Gebrauch:

Differenzierung nach Pflichtanteilen und freiwilligen Anteilen
Die WOGENO München eG (eine Dachgenossenschaft für "gemischte" Münchner Wohnprojekte) differenziert in
ihrer Satzung drei Typen von Geschäftsanteilen: Pflichtanteile, zusätzliche wohnungsbezogene Pflichtanteile und
freiwillige Anteile. Jeder Anteil beträgt 500 €. Jede GenossIn muss mindestens 3 Pflichtanteile erwerben. Zusätzlich
müssen beim Bezug einer Genossenschaftswohnung weitere "wohnungsbezogene" Pflichtanteile erworben wer-
den, deren Zahl von Größe und Ausstattung der Wohnung sowie vom Haushaltseinkommen abhängt. Darüber
hinaus können weitere freiwillige Anteile erworben werden.
Durch die Regelung, dass jede GenossIn mindestens drei Pflichtanteile erwerben muss, setzt die WOGENO die
Hürde zum Eintritt in die Genossenschaft mit mindestens 1 500 € vergleichsweise hoch an, erleichtert aber durch
den kleineren Betrag pro Geschäftsanteil die Hürde zum Erwerb weiterer Anteile. Um einen Anreiz für den Erwerb
freiwilliger Anteile zu schaffen, werden diese verzinst, während die Pflichtanteile unverzinst bleiben. Die Höhe des
Zinssatzes liegt in der Regel bei 4 %, allerdings hängt diese Dividende vom Geschäftsverlauf ab.
Auch die Münchner Wohnungsbaugenossenschaft FrauenWohnen eG verzinst Pflichtanteile nicht, während frei-
willige Anteile mit bis zu 4 % verzinst werden. Statt der wohnungsbezogenen Anteile verlangt FrauenWohnen eG
jedoch einen nicht an Geschäftsanteile geknüpften Eigenkapitalbeitrag.

Attraktivität von Genossenschaftsanteilen für KapitalanlegerInnen
In einem im Rahmen des ExWoSt-Forschungsprogramms "Erschließen von Genossenschaftspotentialen" erstellten
Gutachten (Matzinger 2007) wird die Attraktivität von Genossenschaftsanteilen als Kapitalanlage untersucht. Der
Autor kommt zu dem Schluss, dass Genossenschaftsanteile bei der üblichen Verzinsung von 4 % zumindest für
KapitalanlegerInnen mit hohem Einkommen (und einem entsprechend hohen Steuersatz) durchaus attraktiv sein
können. Allerdings spielt dabei das derzeit übliche "Halbeinkünfteverfahren" für Dividendeneinkünfte (zu denen
die "Verzinsung" von Genossenschaftsanteilen zählt) eine zentrale Rolle. Dieses Verfahren wird jedoch ab 2009
durch die Einführung der einkommensunabhängigen "Abgeltungsteuer" für Kapitaleinkünfte aufgehoben. Da-
durch entfällt der Vorteil der Dividendeneinkommen, was die Attraktivität von Genossenschaftsanteilen als Kapi-
talanlage im Vergleich zu anderen Kapitalanlagen verringern wird.

Risiken der Eigenkapitalbeschaffung durch den Erwerb von Genossenschaftsanteilen durch
KapitalanlegerInnen und UnterstützerInnen
Genossenschaftsanteile werden bei Kündigung der Mitgliedschaft nach einer Karenzzeit in Höhe ihres nominalen
Werts zurückbezahlt – es sei denn, die Genossenschaft macht Verluste oder gar Konkurs. Dann ist das eingesetzte
Kapital teilweise oder ganz verloren (so beim Bremer Beginenhof geschehen). Andererseits birgt die Rückzahlungs-
pflicht zweifellos ein gewisses Risiko für die Genossenschaft, da damit ihre Eigenkapitalbasis reduziert wird. Durch
hohe Pflichtanteile von Bewohnerinnen kann dieses Risiko gemindert werden, da dann eine Kündigung der
Genossenschaftsanteile nur bei Auszug aus der Wohnung möglich ist und die Wiedervermietung (bei entsprechen-
der Nachfrage) an den Erwerb der gleichen Zahl von Genossenschaftsanteilen gebunden werden kann.
Anders ist dies bei Fördermitgliedschaften von Unterstützerinnen oder beim Erwerb von Geschäftsanteilen durch
KapitalanlegerInnen. Hier muss versucht werden, gekündigte Genossenschaftsanteile durch das Einwerben neuen
(Solidar)kapitals zu ersetzen. Um nicht von einzelnen Genossinnen mit einer hohen Zahl von freiwilligen Anteilen
abhängig zu sein, beschränkt beispielsweise die WOGENO die maximale Zahl der Genossenschaftsanteile auf 600,
das sind immerhin 300 000 €. Kleinere Genossenschaften sollten diesen Betrag deutlich niedriger ansetzen.
Allerdings kann eine zu niedrig angesetzte Höchstzahl von Genossenschaftsanteilen dazu führen, dass die Genos-
senschaft für Kapitalanleger unattraktiv wird.

Das Eintrittsgeld wird nicht zurückbezahlt. Es ist eine Art Verwaltungskostenpauschale.

Weiterführende Literatur:
Matzinger, Richard (2007): Modelle genossenschaftlichen Wohnens. Wege zur Stärkung der Eigenkapitalbasis von
Genossenschaften. Forschungsprogramm ExWoSt. www.bbr.bund.de/cln_005/nn_21888/DE/Veroeffentlichungen/For-
schungen/2007/Heft126Eigenkapital__DL,templateId=raw,property=publicationFile.pdf/Heft126Eigenkapital_DL.pdf
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Arche Nora in Hamburg, inzwischen mehrere Projekte angestoßen
haben (allerdings nicht im Rahmen einer Genossenschaftsneugründung)
und der Dachverband der Beginen sich die Unterstützung weiterer
Beginen-Projekte durch die Gründung einer Dachgenossenschaft zum
Ziel gesetzt hat. Die Projekte setzten vor allem auf Solidarkapital von
Unterstützerinnen, die Genossenschaftsanteile erwerben, ohne je ein-
ziehen zu wollen.

Ausgabe freiwilliger zusätzlicher Genossenschaftsanteile zur Alterssiche-
rung

Aus der Sicht der Genossenschaft ist die Ausgabe freiwilliger zusätzli-
cher Genossenschaftsanteile an Bewohnerinnen und/oder Unterstüt-
zerinnen sehr attraktiv, da hierdurch weder die Stimmrechtsverhält-
nisse in der Genossenschaft verändert werden, noch ein Druck auf die
Schaffung weiterer Wohnungen zur Versorgung bisher unversorgter
Mitglieder entsteht. Für die Erwerberinnen der Anteile besteht die
Attraktivität – neben dem Solidargedanken – vor allem in der Verzin-
sung des Kapitals in Form einer Dividende, die noch bis Ende 2008
nach dem "Halbeinkünfteverfahren" besteuert wurde (siehe Kasten "Ei-
genkapitalbeschaffung bei Genossenschaften). Nach dem Wegfall dieses
Verfahrens reduziert sich die ökonomische Attraktivität freiwilliger
Geschäftsanteile, bietet aber immer noch die Möglichkeit der Alters-
vorsorge, indem freiwillige Geschäftsanteile in jüngeren (einkommens-
stärkeren) Jahren erworben und im Alter dann zur Mietreduktion
genutzt werden. Entsprechende Modelle wurden im Rahmen des Ex-
WoSt-Projekts "Modelle genossenschaftlichen Wohnens“ entwickelt25.
Allerdings sind auch diese freiwilligen Geschäftsanteile im Falle der In-
solvenz der Genossenschaft verloren.

Überschüsse aus Mieteinnahmen bestehender Wohnungen/Sicherung von
Darlehen über entschuldeten Bestand

Soll das Frauenwohnprojekt im Rahmen einer bestehenden Genos-
senschaft realisiert werden, so muss von den Bewohnerinnen des Frau-
enwohnprojekts weit weniger Eigenkapital aufgebracht werden als bei
einer neu gegründeten Genossenschaft, da viele Genossenschaften
entschuldete Wohnungsbestände besitzen, aus deren Mieteinnahmen
Überschüsse erzielt werden können, die dann für den Bau oder Er-
werb weiterer Wohnungen eingesetzt werden können. Deshalb sind
in älteren Genossenschaften die Genossenschaftsbeiträge meist deut-
lich niedriger als in neu gegründeten Genossenschaften. Darüber hin-
aus können bestehende Genossenschaften Darlehen über ihren ent-
schuldeten Bestand sichern und die Darlehenssumme als Eigenkapital-
ersatz verwenden.

Darlehen von Mieterinnen

Auch ein relativ hoher Genossenschaftsbeitrag reicht als Eigenkapital
für eine Wohnung meist nicht aus. Deshalb greifen insbesondere neu
gegründete Genossenschaften oft auf das Instrument des Mieterin-
nendarlehens (auch Eigenkapitalbeitrag genannt) zurück. Bei einem Mie-
terinnendarlehen gibt die Mieterin bei Einzug (oder vorab) ein nor-
malerweise unverzinsliches Darlehen, das der Eigentümerin (hier der
Genossenschaft) als Eigenkapital dient und entweder sukzessive durch

25 Siehe Analyse und Konzepte/Institut
für Genossenschaftswesen (2007):

Altersvorsorge und Wohnungsgenos-
senschaften. Herausgegeben vom

Bundesministerium für Verkehr, Bau und
Stadtentwicklung und dem Bundesamt

für Bauwesen und Raumordnung, Bonn
http://www.bbr.bund.de/cln_005/

nn_21888/DE/Veroeffentlichungen/
Forschungen/2007/

Heft125__DL,templateId=raw,property=
publicationFile.pdf/Heft125_DL.pdf
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eine Mietminderung oder erst bei Auszug zurückbezahlt wird26. So
mussten z. B. die Mieterinnen der freifinanzierten Wohnungen des
Beginenhofs in Bremen der Genossenschaft Darlehen in Höhe von
40 000 DM gewähren, die erst bei Auszug zurückgezahlt bzw. von der
Nachmieterin abgelöst werden sollten27. Die Bewohnerinnen der Ge-
nossenschaftswohnungen der FrauenWohnen eG in München mussten
je nach Einkommen einen "Eigenkapitalbeitrag" in Höhe von 400 € bis
870 € je m² Wohnfläche einbringen, der bei Auszug zurückbezahlt
wird. Rechtlich unterscheidet sich dieser "Eigenkapitalbeitrag" nicht von
einem Mieterinnen-Darlehen.
Für die Mieterin bedeutet eine solche Finanzierungsmethode aller-
dings ein nicht unerhebliches Risiko, da dieses Darlehen im Falle der
Insolvenz der Genossenschaft meist verloren ist. Das gilt auch für die
Mieterinnen-Darlehen im Bremer Beginenhof.

Solidarbeitrag der Mieterinnen

Eine besondere Form des Eigenkapitals, die auch für Genossenschaf-
ten denkbar ist, hat die Beginenstiftung in Tübingen festgelegt. Miete-
rinnen müssen dort, neben einem erheblichen Mieterinnendarlehen,
einen Solidarbeitrag in Höhe von 5 000 € bezahlen, der im Gegensatz
zum Mieterinnendarlehen nicht zurückbezahlt wird. Dieser Solidar-
beitrag wird dazu verwendet, das Mieterinnendarlehen für Frauen mit
geringerem Einkommen zu reduzieren.

Darlehen und Spenden von Unterstützerinnen (Solidarkapital)

Ebenso wie Einzelpersonen können auch Genossenschaften Darlehen
und Spenden von Unterstützerinnen einwerben. So hat z. B. die Ge-
nossinnenschaft Schokofabrik eG von mehr als 300 "Patinnen" Privat-
darlehen zum Erwerb des Wohn- und Kulturprojekts erhalten. Auch
Leihgemeinschaften sind als Darlehensgeberinnen für Genossenschaf-
ten denkbar.
Aus Sicht der Genossenschaft liegt der Reiz dieser Darlehen neben
den niedrigeren (bis fehlenden) Zinsen vor allem in der Tatsache, dass
diese Darlehen nicht dinglich gesichert werden. Dieser Vorteil aus der
Sicht der Genossenschaft ist allerdings aus der Sicht der Darlehensge-
berinnen ein Nachteil: Im Falle der Zahlungsunfähigkeit der Genossen-
schaft haben sie das Nachsehen, da zuerst die dinglich gesicherten Dar-
lehen aus der Konkursmasse bedient werden und dann meist nichts
mehr übrig bleibt.

Genossenschaftliche Spareinrichtungen

Die Kombination einer Wohnungsgenossenschaft mit einer Sparein-
richtung hat eine lange Tradition, wird aber derzeit nur von wenigen
Genossenschaften genutzt. Der Grundgedanke besteht darin, dass die
Genossenschaft, ähnlich wie eine Bank, Spargelder ihrer Mitglieder sam-
melt und diese für ihre Investitionen nutzt. Da die von den Banken
üblicherweise abgeschöpfte Gewinnspanne entfällt, kann die Genos-
senschaft den AnlegerInnen vergleichsweise attraktive Zinsen bieten
und hat trotzdem etwas günstigere Kreditkonditionen als bei einem
Bankdarlehen. Außerdem werden die Spareinlagen nicht dinglich gesi-
chert und belasten deshalb nicht den Beleihungsraum der Genossen-
schaft. Das bedeutet allerdings auch, dass die Sicherheit der Spareinla-

26 In der Nachkriegszeit waren
insbesondere bei Neubauten auch
"verlorene Mietzuschüsse" üblich. Hier
zahlte die MieterIn einen unter
Umständen nicht unerheblichen Betrag,
der nicht zurückbezahlt wurde, also aus
Sicht der Mieterin verloren war. Diese
Zuschüsse wurden oft von Arbeitge-
bern für MitarbeiterInnen übernommen,
quasi als modernisierte Form des
Werkswohnungsbaus.

27 Die Genossenschaft half allerdings
den Frauen, das Darlehen aufzubringen,
indem hierfür ein vorfinanziertes
Bauspardarlehen (siehe unten) angebo-
ten wurde. Das bedeutet vereinfacht
gesagt, dass die Mieterin neben der
Miete für das Darlehen monatliche
Beiträge an die Bausparkasse bezahlt.
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gen nicht der Sicherheit von Spareinalgen bei Banken vergleichbar ist,
da die genossenschaftliche Spareinrichtung nicht in das Einlagesiche-
rungssystem der Banken eingebunden ist. Allerdings gibt es eine frei-
willige Einlagesicherung im Rahmen des Gesamtverbands der Wohnungs-
wirtschaft (GdW)28. Dass diese Möglichkeit meines Wissens bisher von
keiner neuen Genossenschaft genutzt wird, liegt vermutlich an den
sehr hohen Anforderungen zur Gründung und Führung einer solchen
Spareinrichtung, die dem Kreditwesengesetz und der Aufsicht der "Bun-
desanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin)" untersteht.

2.3 Eigenkapital bei Stiftungen

Im Gegensatz zur Genossenschaft setzt die Stiftung bei der Bildung
von Eigenkapital ausschließlich auf Solidarkapital, das aus dem ursprüng-
lichen Stiftungskapital, möglichen "Zustiftungen" sowie Spenden ent-
steht. Das Stiftungskapital sowie die Zustiftungen können sowohl in
Form von Geld als auch in Form von Vermögenswerten (z. B. Aktien,
aber auch Immobilien) eingebracht werden. Für ein Frauenwohnpro-
jekt besonders geeignet ist die Stiftung von Wohnungen zu Lebzeiten,
verbunden mit einem lebenslangen "Nießbrauch". Durch diesen Nieß-
brauch wird der im Vergleich zur Genossenschaft bestehende Nach-
teil, dass das gestiftete Kapital im Gegensatz zu Genossenschaftsantei-
len außer im Fall der Notlage nicht zurückgeholt werden kann, aus der
Sicht der Stifterin (nicht aber deren Erben!) kompensiert.
Außerdem können Zuwendungen und Spenden an Stiftungen – im
Gegensatz zu Genossenschaftsanteilen – bei der Einkommensteuer
steuermindernd geltend gemacht werden, so dass der Staat zumindest
bei Bezieherinnen höherer Einkommen einen Teil des Eigenkapitals der
Stiftung indirekt mitfinanziert.
Die Eigenkapitalbildung aus Überschüssen bereits bestehender, ent-
schuldeter Wohnungsbestände ist für Stiftungen bei entsprechendem
Stiftungszweck und soweit die Satzung eine Rücklagenbildung vorsieht,
wie bei Genossenschaften möglich.
Bezüglich der Beschaffung von Eigenkapitalersatz durch Mieterinnen-
darlehen und Darlehen von Unterstützerinnen stehen Stiftungen die
gleichen Möglichkeiten offen wie den Genossenschaften. Die Sicher-
heit der Darlehen ist sogar größer, da das Insolvenzrisiko von Stiftun-
gen zwar nicht ganz auszuschließen, aber doch wesentlich geringer ist
als bei einer Genossenschaft.

2.4 Eigenkapital bei Vereinen

Vereine bilden ihr Eigenkapital durch Mitgliedsbeiträge und Spenden. Ist
ein Verein als gemeinnützig anerkannt, sind Spenden ebenso wie Spen-
den an Stiftungen bei der Einkommensteuer als Sonderaugaben bis zu
einem Höchstbetrag von 20 % der Einkünfte abzugsfähig. Dasselbe gilt,
von Ausnahmen abgesehen, für Mitgliedsbeiträge. Die Möglichkeit grö-
ßerer steuerbegünstigter Zuwendungen wie bei der Stiftung fehlt je-
doch, weshalb die Möglichkeiten von Vereinen zur Eigenkapitalbildung
weitaus begrenzter sind als die von Stiftungen.
Eine vereinsspezifische Form der Beschaffung von Eigenmitteln ist der
wirtschaftliche Geschäftsbetrieb oder Zweckbetrieb, also eine wirt-
schaftliche Tätigkeit, durch die Überschüsse erzielt werden, die dann
für die Vereinszwecke eingesetzt werden. Bei einem von einem Verein

siehe dazu Kapitel Rechtsformen, Ab-
schnitt Stiftung

siehe dazu Kapitel Rechtsformen,
Abschnitt Stiftung

28 Siehe Analyse und Konzepte/Institut
für Genossenschaftswesen (2007):

Altersvorsorge und Wohnungsgenos-
senschaften. Herausgegeben vom

Bundesministerium für Verkehr, Bau und
Stadtentwicklung und dem Bundesamt

für Bauwesen und Raumordnung, Bonn,
S. 73

http://www.bbr.bund.de/cln_005/
nn_21888/DE/Veroeffentlichungen/

Forschungen/2007/
Heft125__DL,templateId=raw,property=

publicationFile.pdf/Heft125_DL.pdf



159Leitfaden – Finanzierung



160 Leitfaden – Finanzierung

siehe dazu das Kapitel Rechtsformen,
Abschnitt GmbH

realisierten Frauenwohnprojekt könnte das zum Beispiel ein Café-
Betrieb oder die Vermietung eines Gemeinschaftsraums sein. Allerdings
sind dadurch wohl höchstens Mittel zur Finanzierung der Kosten des
Gemeinschaftsraums, kaum aber nennenswerte Eigenkapitalbeiträge
für den Bau von Wohnungen zu erwirtschaften.
Bezüglich der Möglichkeiten zur Bildung von Eigenkapitalersatz durch
Darlehen von Mieterinnen und/oder Unterstützerinnen unterschei-
det sich der Verein im Prinzip nicht von der Genossenschaft, allerdings
können Vereine auf Grund der fehlenden wirtschaftlichen Prüfung nur
eine geringe Sicherheit für diese Darlehen bieten. Andererseits mag
die Vermögensbindung gemeinnütziger Vereine, die eine Privatisierung
des Vereinsvermögens faktisch ausschließt, die Darlehensbereitschaft
von UnterstützerInnen im Vergleich zu der auf die Interessen der Mit-
glieder ausgerichteten Genossenschaft erhöhen.

2.5 Eigenkapital bei der Gesellschaft mit beschränkter Haftung
(GmbH)

Das Eigenkapital einer GmbH besteht aus dem von den Gesellschafte-
rinnen einzubringenden Stammkapital. Insofern gleicht die Eigenkapi-
talbildung der einer Genossenschaft, die ihr Eigenkapital ja im Wesent-
lichen aus Genossenschaftsanteilen, also aus den Beiträgen der Genos-
senschaftsmitglieder bildet. Allerdings unterscheiden sich die aus den
Kapitalanteilen erwachsenden Rechte und Pflichten zwischen GmbH
und Genossenschaft erheblich, was auf die Möglichkeiten der Einwer-
bung von Eigenkapitalersatz nicht ohne Einfluss ist.
Während Genossenschaften vielfach eine gemeinwohlorientierte Ziel-
setzung zugeschrieben wird (obwohl sie rechtlich nur den Interessen
der Mitglieder dienen), ist die GmbH eindeutig eine wirtschaftlich ori-
entierte Rechtsform, bei der etwaige Gewinne oder Wertsteigerun-
gen den Gesellschafterinnen zugute kommen. Die Einwerbung von
Solidarkapital scheint von daher ausgeschlossen. Möglich scheint, bei
unzureichendem Stammkapital, nur ein Eigenkapitalersatz durch Mie-
terinnen-Darlehen.
Allerdings kann, wie im Kapitel Rechtsformen gezeigt, auch diese Rechts-
form für sozial oder gemeinnützig orientierte Konzepte genutzt, also
quasi sozial überformt werden. Das gilt immer dann, wenn es sich bei
den Gesellschafterinnen um entsprechend orientierte Organisationen
handelt oder wenn, wie bei der gemeinnützigen GmbH, zusätzlich ein
entsprechender Zweck im Gesellschaftsvertrag verankert ist. Die Form
der gemeinnützigen GmbH wurde von Wohnprojekten meines Wis-
sens bisher jedoch nicht genutzt, wohl aber die "normale" GmbH, bei
der zum einen eine antikapitalistische Organisation, das Mietshäuser
Syndikat, und zum anderen eine BewohnerInnen-Organisation Gesell-
schafterinnen sind. Durch diese Konstruktion ist es gelungen, in erheb-
lichem Umfang sowohl Solidarkapital in Form von Darlehen von Un-
terstützerinnen als auch Darlehen von älteren Projekten, die bereits
Überschüsse erzielen, einzuwerben. Das Mietshäuser Syndikat nutzt
also im Rahmen der Rechtsform der GmbH fast alle die Möglichkeiten
des Eigenkapitalersatzes, die beim Genossenschaftskonzept beschrie-
ben wurden: Darlehen von Unterstützerinnen, Mittel aus bereits
(teil-)entschuldeten Beständen sowie einen Solidarfonds, der von den
Bewohnerinnen der Projekte sukzessive aufgebaut wird.

siehe dazu das Kapitel Rechtsformen
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2.6 Eigenkapital bei der Gesellschaft des bürgerlichen Rechts
(GbR)

Das Eigenkapital der Gesellschaft bürgerlichen Rechts besteht aus den
Einlagen der Gesellschafterinnen. Eigenkapitalersatz ist nur in Form
von Mieterinnen-Darlehen denkbar, wenn die GbR auch Wohnungen
für Nicht-Gesellschafterinnen herstellt, was aber dem Konzept des
gemeinschaftlichen Eigentums in Form der GbR eher widerspricht.
Formen des Solidarkapitals kann eine GbR (von individuellen Formen
des Solidarkapitals von Verwandten und/oder FreundInnen abgesehen)
kaum einwerben. Die Finanzierungsbedingungen eines im Rahmen ei-
ner GbR realisierten Frauenwohnprojekts entsprechen deshalb wei-
testgehend den Finanzierungsbedingungen bei der Bildung individuel-
len Eigentums – mit einer Ausnahme: Es ist im Rahmen der GbR leich-
ter als bei individuellem Eigentum möglich, innerhalb der Gruppe ei-
nen Solidarausgleich zwischen Gruppenmitgliedern unterschiedlicher
Vermögensverhältnisse zu organisieren, indem die Gruppenmitglieder
je nach Vermögen unterschiedliche Einlagen in die GbR einbringen. Dies
gelingt natürlich nur dann, wenn an dem Projekt Frauen beteiligt sind,
die ein über ihren notwendigen Anteil hinausgehendes Eigenkapital ein-
bringen können und dazu auch bereit sind. Diese Möglichkeit entspricht
in gewissem Maße der Zeichnung zusätzlicher Geschäftsanteile bei der
Genossenschaft. In beiden Fällen ist das Kapital im Falle der Insolvenz
der GbR verloren. Bei erfolgreicher Entwicklung des Projekts aller-
dings hat die Gesellschafterin der GbR den Vorteil einer anteilsmäßi-
gen Beteiligung an etwaigen Wertsteigerungen der Immobilien, wäh-
rend das Genossenschaftsmitglied für zusätzliche Einlagen maximal die
vereinbarte Verzinsung erhält, aber an Wertsteigerungen nicht betei-
ligt ist. Die Leistung einer zusätzlichen Einlage in eine GbR ist also
tendenziell risikoreicher, aber auch potentiell profitabler als der Er-
werb zusätzlicher Geschäftsanteile einer Genossenschaft.

3. Fremdkapital
Wer sich im Internet, in den zahlreichen Finanzierungsratgebern oder
bei Banken über Baufinanzierungsmöglichkeiten informiert, stößt auf
eine Vielzahl unterschiedlicher Begriffe wie Annuitätsdarlehen, Baudar-
lehen, Bauspardarlehen, Festzinsdarlehen, Volltilgerdarlehen, 8plus5-
Darlehen, Konstantdarlehen, Cap-Darlehen, Forward-Darlehen, Til-
gungsdarlehen, um nur einige wenige zu nennen. Viele dieser Begriffe
sind nichts anderes als Produktnamen für die Angebote spezifischer
Anbieter, einige allerdings sind allgemein gebräuchliche Bezeichnungen
für Darlehen, für die ganz bestimmte Bedingungen gelten. Im Folgen-
den werden zunächst die wichtigsten Bedingungen, die bei einem Bau-
darlehen zu beachten sind, erläutert und danach einige typische Darle-
hensformen eingehender betrachtet.

3.1 Darlehenskonditionen

Bei allen Darlehen müssen die folgenden Faktoren festgelegt bzw. be-
kannt gegeben werden:
• die Darlehensart
• der nominale Zinssatz
• die Dauer der Zinsbindung
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• die nominale Tilgungsrate
• der Auszahlungskurs
• Regelungen über Sondertilgungen
• Die sonstigen Kosten (Bearbeitungsgebühren, Bereitstellungszinsen,

Teilauszahlungszinsen)
• der effektive Zinssatz.

Der nominale Zinssatz

Zins ist der Preis, den eine Darlehensnehmerin für die (zeitweilige)
Überlassung von Geld an die Darlehensgeberin zu zahlen hat.
Die Höhe des Zinssatzes, der für ein Darlehen verlangt wird, hängt
zunächst vom allgemeinen Zinsniveau zum Zeitpunkt der Kreditauf-
nahme ab. Das allgemeine Zinsniveau ist großen Schwankungen unter-
worfen. So lag der durchschnittliche Zinssatz für Hypotheken für
Wohnbauten im Jahr 1982 bei knapp 11 %, fünf Jahre später dagegen
bei nur 6 %, um dann innerhalb von nur 3 Jahren wieder auf 10 % zu
klettern. Seitdem sind die Zinsen im Abwärtstrend, allerdings mit nicht
unbeträchtlichen Zwischenhochs, bei denen der Zinssatz binnen weni-
ger Monate um zwei Prozentpunkte und mehr gestiegen ist. Auskünf-
te über die am Markt zum gegebenen Zeitpunkt verlangten Zinssätze
sind einschlägigen Zeitschriften oder dem Internet zu entnehmen. Diese
Informationen geben einen ersten Orientierungswert, wobei die von
den einzelnen Banken verlangten Zinssätze deutliche Abweichungen
aufweisen und die Banken dabei auch nach der Bonität der Kundinnen
differenzieren. Denn je zahlungsfähiger eine Kundin eingeschätzt wird,
desto weniger muss sie für einen Kredit bezahlen. Das gilt auch für
dinglich gesicherte Darlehen – was für selbstorganisierte und -finan-
zierte Wohnprojekte ein erheblicher Nachteil sein kann. Ein hohes
Einkommen, eine unbefristete Anstellung, ein Beamtenstatus werden
als Indikator einer hohen Bonität angesehen. Liegt bei einer Kredit-
nehmerin dagegen ein Schufa-Eintrag vor oder ist sie nur befristet
beschäftigt (oder gar arbeitslos), handelt es sich um sogenannte Sub-
prime-Kredite, für die (als Ausgleich für das höhere Risiko) ein höhe-
rer Zinssatz verlangt wird, falls die Kreditvergabe nicht ganz abgelehnt
wird. Der Zinsaufschlag kann eventuell durch eine Bürgschaft einer
Bürgin mit hoher Bonität abgewendet werden.
Darüber hinaus hängt der (nominale) Zinssatz von den übrigen Kre-
ditkonditionen ab, die für das Darlehen vereinbart werden. Dies wird
im Folgenden erläutert.

Dauer der Zinsfestschreibung

Da es normalerweise mehrere Jahrzehnte dauert, bis ein Baukredit
zurückbezahlt ist (eine Ausnahme bilden hier Bauspardarlehen), wird
der Zinssatz beim Abschluss des Darlehensvertrags nur für einen be-
stimmten Zeitraum festgelegt, der von drei Monaten oder weniger
(variabler Zinssatz) bis zu 20 Jahren reicht. Je länger die Festschrei-
bung, desto größer ist die Sicherheit für die Kreditnehmerin, vor stei-
genden Zinsen gefeit zu sein. Denn für den Zeitraum der Zinsfest-
schreibung spielt die Entwicklung auf dem Kapitalmarkt keine Rolle: es
gilt der vereinbarte Zins. Andererseits verliert die Kreditnehmerin
aber auch die Chance, von fallenden Zinsen zu profitieren. Außerdem:
Eine längere Zinsfestschreibung hat ihren Preis. In aller Regel ist der
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Zinssatz umso höher, je länger der Zins festgeschrieben ist. Darlehen
mit variablem Zinssatz sind also am günstigsten (der Unterschied kann
bis zu einem Prozentpunkt, verglichen mit einer langen Zinsbindungs-
zeit, betragen). Das gilt insbesondere bei einem niedrigen Zinsniveau.
Mit diesem "Aufschlag" auf den Zins lassen sich die Banken den mögli-
chen Verlust bezahlen, den sie bei einer langen Zinsfestschreibung er-
leiden, wenn das Zinsniveau steigt und sie die gestiegenen Zinssätze
nicht an die Darlehensnehmerin weitergeben können. Für die Kredit-
nehmerin heißt das, dass die Belastungen aus dem Kredit zum Zeit-
punkt der Kreditaufnahme höher sind als wenn eine kürzere Zinsfest-
schreibung gewählt worden wäre.
Trotzdem ist vor allem in Zeiten eines relativ niedrigen Zinsniveaus
eine lange Zinsfestschreibung anzuraten, auch wenn dann ein etwas
höherer Zins in Kauf genommen werden muss. Denn eine Zinserhö-
hung nach Ablauf der Zinsfestschreibungsfrist kann zu erheblich höhe-
ren Belastungen führen: Wenn zum Beispiel der nominale Zinssatz von
5 % auf 6 % steigt, erhöhen sich die Kapitalkosten um 20 %. Da die
Kapitalkosten ohne Weiteres 70 % bis 80 % der Wohnkosten (netto-
kalt) ausmachen können, kann also schon eine Zinserhöhung um einen
Prozentpunkt zu einer Erhöhung der Wohnkosten von 15 % und mehr
führen, bei einer Erhöhung um zwei Prozentpunkte wären es schon
30 % und mehr29 – ein angesichts der Zinsschwankungen in der Vergan-
genheit durchaus ernst zu nehmendes Problem.
Bei einem hohen Zinsniveau ist es aus Sicht der Kreditnehmerin dage-
gen nicht sehr attraktiv, einen langen Zinsfestschreibungszeitraum zu
wählen, selbst wenn in diesem Fall der Zinssatz für längere Festschrei-
bungszeiträume unter dem für einen kurzen Festschreibungszeitraum
liegt (inverse Zinsstruktur). Denn die KreditnehmerIn ist auch für die
Zeit sinkender Zinsen auf den einmal vereinbarten Zinssatz festgelegt
und muss möglicherweise einen über dem Marktniveau liegenden Zins-
satz bezahlen. Sinken in einem solchen Fall die Zinsen tatsächlich, so ist
eine Umschuldung auf einen neuen Kredit mit einem niedrigeren Zins-
satz nicht oder zumindest nicht ohne Kosten möglich, da die Bank in
diesem Fall eine "Vorfälligkeitsentschädigung" für die vorzeitige Rück-
zahlung des Kredits verlangt (siehe unten). Auf diese Weise wollen sich
die Banken dagegen absichern, dass KreditnehmerInnen zum Zeitpunkt
hoher Zinssätze einen Kreditvertrag mit langfristiger Zinsfestlegung
abschließen, zum Zeitpunkt gesunkener Zinsen aber dann auf einen
billigeren Kredit umschulden.
Ist eine Kreditnehmerin im Zweifel über die richtige Zinsbindungsfrist,
dann bietet eine Aufsplittung des Darlehens in mehrere Teile mit un-
terschiedlicher Zinsbindung eine Möglichkeit. Das Risiko wird dadurch
geringer als bei einer kurzfristigen Bindung für das gesamte Darlehen,
andererseits besteht zumindest für einen Teil des Kredits die Chance
an einer etwaigen zwischenzeitlichen Senkung des Zinsniveaus zu par-
tizipieren. Von der Vereinbarung eines variablen Zinssatzes ist im allge-
meinen abzuraten, dies ist ein hoch spekulatives Verfahren, auf das sich
höchstens Bauwillige mit einem hohem Einkommen (die eventuelle
Verteuerungen der Baukredite ohne Schwierigkeiten tragen können)
einlassen sollten.

29 Zwar muss bei der Umschuldung
nach Ablauf der Zinsbindungsfrist nur
ein Darlehen in Höhe der Restschuld
aufgenommen werden, doch ist die
Tilgung in den ersten Jahren recht
niedrig, so dass dieser Effekt relativ
gering ist. Wurde beim ersten Darlehen
ein Auszahlungsabschlag in Anspruch
genommen, kann das bei der Umschul-
dung aufzunehmende Darlehen sogar
höher sein als das Ursprungsdarlehen
(siehe unten).
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Anschlussfinanzierung (Umschuldung, Prolongierung)

Nach Ablauf der Zinsfestschreibungszeit muss ein neuer Darlehens-
vertrag vereinbart werden (Umschuldung bzw. Prolongation). Die
Darlehensnehmerin hat dabei theoretisch die Möglichkeit, die Bank zu
wechseln, wenn sie ein günstigeres Angebot findet. Allerdings ist dies
mit Aufwand und Kosten verbunden, da die Grundschuld der alten Bank
gelöscht und eine neue Grundschuld eingetragen werden muss. Außer-
dem fallen unter Umständen neue Schätzkosten zur Festlegung des
Beleihungswerts an. Ob die Belastungen (aus Zins und Tilgung) nach
der Prolongation höher oder niedriger sind als zuvor, hängt nicht nur
von der Zinsentwicklung, sondern auch vom Ausmaß der bereits getä-
tigten Rückzahlungen ab, da der neue Darlehensvertrag ja nur über
die noch bestehende Restschuld abgeschlossen wird.

Darlehensart und Tilgungsraten

Als dritte wesentliche Bedingung müssen bei einem Darlehen die Mo-
dalitäten der Rückzahlung des Kredits, also der Tilgung, vereinbart wer-
den. Bei den heute üblichen Annuitätsdarlehen wird eine "nominale"
Tilgungsrate festgelegt und darüber hinaus vereinbart, dass auch die
"ersparten Zinsen" zur Tilgung verwendet werden. Letztere kommen
dadurch zustande, dass Zinsen immer nur für die Restschuld (also für
den noch nicht zurückgezahlten Teil des Kredits) berechnet werden,
die Kreditnehmerin aber immer die gleiche "Annuität" bezahlt. Alter-
nativ kann eine konstante Tilgungsrate vereinbart werden.
Die Höhe der Tilgungsrate hängt vom Alter des Gebäudes und auch
vom Alter der Kreditnehmerin ab30. Bei Neubaumaßnahmen wird in
der Regel eine nominale Tilgungsrate von 1 % verlangt. Wird ein Kredit
zum Erwerb eines Altbaus oder einer Altbauwohnung aufgenommen,
so verlangen die Banken meist eine höhere nominale Tilgung von bis zu
4 %, da die Restnutzungszeit der Gebäude kürzer ist als beim Neubau.
In diesem Fall ist die Belastung aus der Kreditaufnahme (in Relation
zur Darlehenssumme) höher, allerdings ist die Laufzeit deutlich kür-
zer, was die Gesamtkosten senkt. Darüber hinaus muss beim Altbau
(wegen der im Vergleich zum Neubau geringeren Anschaffungskosten)
bei gleichem Eigenkapital weniger Fremdkapital aufgenommen wer-
den, was den Effekt der höheren Tilgungsrate wiederum reduziert,
zumal die Banken bei einer höheren Tilgungsrate einen etwas niedri-
geren Zinssatz anbieten. Als Faustregel kann man von einer Zinsabsen-
kung von 0,25 % für eine um einen Prozentpunkt höhere nominale
Tilgung ausgehen.
Grundsätzlich gilt: Je schneller ein Darlehen zurückbezahlt wird, desto
geringer sind die Gesamtkosten, die die Kreditnehmerin für die Über-
lassung des Geldes insgesamt aufbringen muss. Insofern kann es zumin-
dest in Zeiten niedriger Zinsen ratsam sein, eine über 1 % liegende
Tilgungsrate auch beim Neubau zu vereinbaren, falls die daraus entste-
hende Belastung (der Kapitaldienst) getragen werden kann, zumal die
Darlehenszinsen fast immer höher sind als die Zinsen, die Privatperso-
nen für Sparguthaben oder Ähnliches erzielen können.
In Zeiten hoher Zinsen bieten die Banken manchmal auch kurzfristig
laufende Darlehen mit Tilgungsaussetzung, sogenannte Vorschaltdarle-
hen an, die überhaupt nicht getilgt, sondern später durch einen länger
laufenden Kredit abgelöst werden.

30 Ältere KreditnehmerInnen haben oft
Schwierigkeiten, einen lang laufenden

Kredit zu erhalten. Zwar verlangen die
Banken häufig bei der Vergabe eines

Baudarlehens den Abschluss einer
Restschuldversicherung (eine besondere

Variante der Risikolebensversicherung),
um sich gegen gegebenenfalls zahlungs-

unfähige oder -willige Erben abzusi-
chern, doch sind deren Prämien bei

älteren Menschen sehr hoch. Durch
eine kürzere Laufzeit der Versicherung

kann diese abgesenkt werden. Dazu
muss jedoch die Tilgungsrate erhöht

werden.

siehe Kasten "Annuitätsdarlehen und
Tilgungsdarlehen"



165Leitfaden – Finanzierung

Annuitätsdarlehen und Tilgungsdarlehen

Grundsätzlich gibt es bezüglich der Art der Rückzahlung eines Baudarlehens zwei Möglichkeiten: Entweder die
Vereinbarung eines Annuitätsdarlehens mit einer bis zum Ende der Zinsbindung konstanten "Annuität", d. h. einer
konstanten jährlichen Zahlung für Zins plus Tilgung. Oder aber die Vereinbarung eines Tilgungsdarlehens mit einer
festen Tilgungsrate, was auf Grund der im Zuge der Rückzahlung sinkenden Zinszahlungen zu stetig abnehmenden
Zahlungen für den Kapitaldienst führt. Inzwischen werden fast ausschließlich Annuitätsdarlehen angeboten, weil
bei den Tilgungsdarlehen die Zahlungen an die Bank in der Anfangsphase höher sind als beim Annuitätsdarlehen
und viele Kreditnehmerinnen diese Belastungen nicht tragen können. Die anfänglich höhere Belastung beim Tilgungs-
darlehen zahlt sich allerding aus: Die Kreditkosten (also die Summe der Zinszahlungen über die Laufzeit) sind
deutlich niedriger – was nicht unbedingt im Interesse der Bank liegt. Möglicherweise werden auch deshalb kaum
mehr Tilgungsdarlehen angeboten.
Wie beim Annuitätsdarlehen die monatlichen bzw. jährlichen Zahlungen auf Zins und Tilgung aufgeteilt werden,
wird unter dem Stichwort Nominale und effektive Tilgung, ersparte Zinsen erläutert.

Kosten und Kapitaldienst

Wer ein Darlehen aufnimmt, muss an die Gläubigerin, z. B. eine Bank, zum einen einen Preis für die Überlassung
des Geldes, den Zins, bezahlen und außerdem das Darlehen zurückzahlen, d. h. tilgen. In den meisten Fällen
werden Zins und Tilgung in monatlichen oder vierteljährlichen Raten bezahlt, wobei die Aufteilung in Zins und
Tilgung den Darlehensnehmerinnen oft nicht bewusst ist – sie bezeichnen die gesamte Ratenzahlung als "Kosten"
des Kredits. In einer betriebswirtschaftlichen Betrachtung gibt es jedoch einen gravierenden Unterschied zwischen
Zins und Tilgung: Zinszahlungen sind Kosten, Tilgung jedoch ist Vermögensbildung, also Sparen. Deshalb ist für die
Frage, welcher Kredit am kostengünstigsten ist, nur der effektive Zins (und gegebenenfalls weitere Gebühren)
ausschlaggebend. Trotzdem spielt die Höhe des Kapitalsdienstes, also die Summe aus Zins- und Tilgungszahlung für
Kreditnehmerinnen eine wesentliche Rolle. Denn insbesondere bei den heute üblichen Annuitätsdarlehen ist es
oft entscheidender, wie viel jeden Monat an die Bank zu zahlen ist, als die Frage, wie lange diese Summe zu zahlen ist
und wie sich diese Summe zusammensetzt. Insbesondere bei Bauwilligen mit geringerem Einkommen ist die Höhe
der Belastung oft wichtiger als die Dauer der Belastung. Deshalb kann ein Kredit mit höherem Zins, aber niedrige-
rer Tilgung unter Umständen "passender" sein als ein etwas billigerer Kredit mit niedrigerem Zins aber höherer
Tilgung, wie dies in der Regel bei den Bauspardarlehen der Fall ist (siehe unten).

Nominale und effektive Tilgung, ersparte Zinsen

Ein Darlehen, das jedes Jahr mit 1 % der Kreditsumme zurückgezahlt wird, würde 100 Jahre laufen – eine für
Kreditgeber wie KreditnehmerIn unvorstellbar lange Laufzeit.
Allerdings: Mit jeder Rückzahlung sinkt (bei konstantem Zinssatz) die Summe, die als Zins an die Bank zu zahlen ist,
da Zinsen immer nur für die Restschuld bezahlt werden müssen. Bei einem konstanten Tilgungssatz müsste also die
Kreditnehmerin jedes Jahr weniger für den Kapitaldienst aufbringen. Da jedoch beim Annuitätsdarlehen die jähr-
lichen Raten konstant sind (solange sich der Zinssatz nicht ändert), wird der durch die geringer werdenden Zinsen
"übrig" bleibende Betrag als "ersparte Zinsen" zusätzlich zur Tilgung verwendet. Das hat einen enormen Effekt auf
die Dauer der Rückzahlung: Ein Annuitätsdarlehen mit 5 % Zins und 1 % nominaler Tilgung hat keine Laufzeit von
100 Jahren, sondern von knapp 40 Jahren.
Ist der Zinssatz höher, dann ist der Kredit sogar noch schneller zurückbezahlt, denn auch die ersparten Zinsen
sind umso höher, je höher der Zinssatz. Bei 8 % Zins und 1 % nominaler Tilgung ist das Darlehen nach 25 Jahren
zurückbezahlt. Um bei niedrigen Zinsen ebenfalls zu einer kürzeren Gesamtlaufzeit des Darlehens zu kommen,
muss die nominale Tilgungsrate erhöht werden, was bei niedrigen Zinsen ja auch eher tragbar ist. Bei einer auf
2 % erhöhten nominalen Tilgung verkürzt sich die Rückzahlungszeit bei einem Zinssatz von 5 % auf weniger als
26 Jahre.
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Sondertilgung/Vorfälligkeitsentschädigung

Alternativ zu einem höheren Tilgungssatz ist es auch möglich (aber
nicht von allen Banken akzeptiert), ein Recht auf Sondertilgung zu ver-
einbaren. Fehlt diese Vereinbarung, verlangt die Bank im Fall einer über
die vereinbarte Rate hinausgehenden Rückzahlung eine Vorfälligkeits-
entschädigung, durch die eine vorzeitige Rückzahlung unattraktiv wird.
Wird dagegen die Möglichkeit von Sondertilgungen vereinbart, kann
die Darlehensnehmerin jederzeit oder zu bestimmten Terminen zu-
sätzliche Rückzahlungen leisten, um die Zinskosten zu senken. Die
monatlichen Zahlungen an die Bank ändern sich bei der Sondertilgung
eines Teils des Kredits allerdings erst nach Ablauf der Vertragsdauer,
also bei der Umschuldung. Für das Recht auf Sondertilgung verlangen
die Banken, soweit sie sich überhaupt darauf einlassen, einen Zinszu-
schlag.
Eine möglicherweise günstigere Alternative zur Vereinbarung eines
Sondertilgungsrechts kann, falls die Möglichkeit einer vorzeitigen Til-
gung gewahrt bleiben soll, die Wahl einer kürzeren Vertragslaufzeit
(Zinsfestschreibungszeit) sein. Denn im Zuge der Umschuldung sind
Sondertilgungen jederzeit möglich, da ja die Darlehenssumme neu fest-
gelegt wird. Außerdem besteht ein gesetzliches Kündigungsrecht des
Darlehens nach 10 Jahren, auch wenn eine längere Zinsfestschreibungs-
frist vereinbart war. Auch in diesem Fall kann im Rahmen der Um-
schuldung eine Sondertilgung geleistet werden. Dies lohnt sich selbstver-
ständlich nur dann, wenn der Zins eines neuen Darlehens nicht über
dem Zins des alten Darlehens liegt.

Auszahlungskurs, Disagio

Neben dem nominalen Zinssatz und der Dauer der Zinsfestschrei-
bung wird bei einem Darlehensvertrag auch der Auszahlungskurs fest-
gelegt. Dieser beschreibt den Prozentsatz, zu dem ein Darlehen tat-
sächlich an die Kundin ausbezahlt wird. Insbesondere in Zeiten hoher
Zinsen wird häufig ein Auszahlungsabschlag (auch Disagio genannt) ver-
einbart und ein Auszahlungskurs von weniger als 100 % festgelegt. Im
Gegenzug wird dafür der nominale Zinssatz gesenkt. Ein Auszahlungs-
abschlag bedeutet kurz gesagt, dass die Darlehensnehmerin sich ver-
pflichtet, mehr an die Bank zurückzuzahlen (zusätzlich zu den Zinsen)
als sie von der Bank bekommen hat. Ein Darlehen mit einem Auszah-
lungsabschlag ist also trotz des niedrigeren Zinses nicht billiger für die
Kundin, nur der Zeitpunkt, zu dem die Kosten aufgebracht werden
müssen, verschiebt sich nach hinten. Wie teuer ein Auszahlungsabschlag
für die Darlehensnehmerin ist, kann am besten am effektiven Zinssatz
abgelesen werden (siehe unten). Je höher der Auszahlungsabschlag, de-
sto weiter klaffen nominaler und effektiver Zinssatz auseinander.

Bearbeitungsgebühren, Bereitstellungszinsen,
Teilauszahlungszuschläge, Restschuldversicherung

Mit der Vorfälligkeitsentschädigung ist die Phantasie der Kreditgeber,
die Kreditnehmerinnen zur Kasse zu bitten, noch lange nicht erschöpft.
Gerade zu Beginn der Darlehensnahme können weitere Kosten auf-
treten: Bearbeitungsgebühren in Höhe von bis zu 2 % der Darlehens-
summe, Gebühren für die Schätzung des Beleihungswerts, Bereitstel-

siehe Kasten "Vorfälligkeitsentschädi-
gung"

siehe Kasten "Auszahlungsabschlag"
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Vorfälligkeitsentschädigung

Ein Kreditgeber kann (außer beim Verkauf der Immobilie) eine Vorfälligkeitsentschädigung verlangen, wenn ein
Kredit vor Vertragsende zurückbezahlt wird und der Darlehensnehmerin kein vertraglich fixiertes Recht auf Sonder-
tilgungen eingeräumt wurde. Die Vorfälligkeitsentschädigung soll dem Kreditgeber den Verlust aus dem vorzeitigen
Vertragsausstieg ersetzen. Dieser tritt immer dann ein, wenn der Kreditgeber den vorzeitig  zurückgezahlten Betrag
nur zu einem geringeren als dem vereinbarten Zinssatz wieder anlegen oder verleihen kann. Die Höhe der Vor-
fälligkeitsentschädigung hängt also zum einen von der Restlaufzeit des Vertrags und zum anderen davon ab, ob das
Zinsniveau zum Zeitpunkt der Rückzahlung höher oder niedriger ist als der vereinbarte Nominalzins. Die Beträge,
die dabei anfallen, können unter Umständen erheblich sein, wie ein vereinfachtes Beispiel zeigt: Zahlt eine Kredit-
nehmerin z. B. auf Grund einer Erbschaft ein Darlehen mit einer Restschuld von 50 000 € fünf Jahre vor Vertrags-
ende zurück und beträgt der vereinbarte Zins 8 %, während der Marktzins zum Zeitpunkt der Rückzahlung bei 5%
liegt, so beträgt der (auf den Zeitpunkt der Rückzahlung abgezinste) Zinsverlust der Bank rund 3 500 € den sie
von der Darlehensnehmerin verlangen kann. Zur maximalen Höhe der Vorfälligkeitsentschädigung liegen einige
höchstrichterliche Urteile vor – doch gibt es immer noch einen beachtlichen Spielraum für deren Berechnung.

Auszahlungsabschlag (Disagio)

Das Prinzip lässt sich am besten an einem Beispiel erläutern.
Eine Kreditnehmerin benötige 100 000 €, der Zinssatz liege bei einer 5-jährigen Zinsfestschreibung bei 8 %,
außerdem ist 1% Tilgung zu zahlen. Den daraus resultierenden Kapitaldienst von 9 000 € im Jahr kann die
Kreditnehmerin jedoch nicht aufbringen.
Die Bank bietet nun ein Darlehen in Höhe 111 111 € an, das allerdings nur zu 90 % ausbezahlt wird. Die
Kreditnehmerin erhält also die benötigte Summe von 100 000 €. Wegen des Disagio (das aus Sicht der Bank einer
vorgezogenen Zinseinnahme entspricht, die aber von der Kreditnehmerin erst im Laufe der Zeit bezahlt wird)
verlangt die Bank statt der 8 % nun nur 5 % Zins, der Kapitaldienst reduziert sich dadurch um 2 333 auf 6 667 €

im Jahr. Die Kreditnehmerin hat also beim zweiten Kredit 5 Jahre lang eine deutlich geringere Belastung. Das dicke
Ende kommt allerdings nach dem Auslauf der Zinsbindung. Während die Restschuld zu diesem Zeitpunkt im
ersten Fall rund 94 000 € beträgt, liegt sie beim zweiten Kredit bei knapp 105 000 €. Bei der Anschluss-
finanzierung muss also im zweiten Fall ein um knapp 11 000 € höheres Darlehen aufgenommen werden. Liegt der
Zinssatz weiterhin bei 8 % (bei 100 % Auszahlung), dann hat die Kreditnehmerin beim zweiten Kredit nach der
Umschuldung einen 975 € höheren jährlichen Kapitaldienst. Diese höhere Belastung bleibt ihr bis zur vollständi-
gen Rückzahlung des Darlehens, also 24,5 Jahre. Auch wenn in dieser Zeit noch mal umgeschuldet werden muss,
setzt sich der Effekt fort, wobei die zusätzliche Belastung umso höher ist, je höher der Zinssatz zum Zeitpunkt der
Umschuldung.
Der Versuch, die Belastung nach der Umschuldung durch ein erneutes Disagio zu senken, würde bedeuten, dass
eine noch höhere Kreditsumme aufgenommen werden müsste – der Kreditbetrag entfernt sich immer weiter von
der eigentlich benötigten Summe. Dass dieses Verfahren nicht ad infinitum funktioniert, ist sicher unmittelbar
einleuchtend. Die Vereinbarung eines Disagios ist deshalb höchstens dann sinnvoll, wenn es darum geht, eine
"Durststrecke" zu überwinden, wenn also begründete Aussicht auf eine spätere deutlich verbesserte Zahlungsfä-
higkeit oder auf deutlich günstigere Kapitalmarktzinsen besteht. Die früher bestehenden steuerlichen Vorteile eines
Disagio sind zumindest für Eigennutzerinnen inzwischen entfallen.
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lungszinsen für zugesagte, aber noch nicht abgerufene Darlehen in Höhe
von 0,25 % pro Monat, oder auch Teilauszahlungszuschläge (falls die
Darlehenssumme nicht auf einmal abgerufen wird) in gleicher Höhe
sind die wichtigsten der zu Beginn der Darlehensnahme üblichen zu-
sätzlichen Kosten. Teilweise verlangen die Banken auch den Abschluss
einer "Restschuldversicherung", die im Todesfall der Kreditnehmerin
die bestehende Restschuld (also den noch nicht zurück bezahlten Be-
trag) übernimmt.

Effektiver Zinssatz

Wegen der unterschiedlichen Auszahlungskurse, unterschiedlicher son-
stiger Kosten, aber auch wegen unterschiedlicher Zahlungstermine und
Verfahren bei der Verrechung von Tilgungszahlungen sind Darlehens-
angebote nur sehr schwer zu vergleichen. Deshalb hat der Gesetzge-
ber Banken verpflichtet, einen nach einem vorgeschriebenen Berech-
nungsverfahren ermittelten effektiven Jahreszins auszuweisen. Dieser
ist ein recht guter Indikator für die tatsächlichen Kosten des Darle-
hens und macht Darlehen mit unterschiedlichen Bedingungen vergleich-
bar.

Kosten versus Belastung

Allerdings ist nicht immer das Darlehen mit dem niedrigsten effekti-
ven Zins das in einem spezifischen Fall Geeignetste. Denn oft spielen
nicht so sehr die Kosten, sondern die aus einem Darlehen resultieren-
den Zahlungsverpflichtungen die entscheidende Rolle. Dass ein günsti-
ger Kredit zu hohen Belastungen führen kann, lässt sich am besten am
Bausparkredit zeigen (siehe unten).

3. 2 Typische Formen des Fremdkapitals beim Bau oder Erwerb
einer Wohnung, eines Gebäudes

Die Baufinanzierung ist ein wichtiger Bereich des Kreditgeschäfts von
Banken, (Bau-)Sparkassen aber auch anderen Kapitalsammelstellen wie
Lebensversicherungen. Entsprechend der Bedeutung dieses Bereichs
haben die Anbieter inzwischen eine Fülle unterschiedlicher Darlehens-
variationen entwickelt, die hier nicht in extenso dargestellt werden
können. Die folgende Darstellung beschränkt sich auf die wichtigsten
Formen, das sind
• Darlehen einer Bank oder Sparkasse
• Darlehen einer Lebensversicherung
• Bauspardarlehen
• Förderdarlehen (Soziale Wohnraumförderung, KfW-Kredite u. a.).

Baudarlehen einer Bank oder Sparkasse

Banken und Sparkassen gewähren Baukredite insbesondere in Form
einer grundbuchlich gesicherten, erststelligen Hypothek bzw. Grund-
schuld. Dabei kann zwischen unterschiedlichen Zinsfestschreibungszei-
ten gewählt werden, außerdem werden unterschiedliche Auszahlungs-
kurse angeboten. Die weiteren Konditionen (Tilgungsraten, Möglich-
keiten der Sondertilgung, sonstige Gebühren und Kosten) stehen meist
im Kleingedruckten und müssen, sollen sie vom Standard der Bank
abweichen, individuell verhandelt werden. Unterstützend können hier-
bei DarlehensvermittlerInnen (BaugeldvermittlerInnen) wirken.

siehe Kasten "Effektiver Zinssatz"

siehe Kapitel Förderung

siehe Kasten "FinanzberaterInnen als
BaugeldvermittlerInnen"
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Effektiver Zinssatz

Nach der Preisangabenverordnung sind Kreditgeber verpflichtet, den nach den Vorschriften dieser Verordnung
berechneten effektiven Zinssatz anzugeben. Dieser Zinssatz ergibt sich, wenn alle neben dem Zins anfallenden
Kosten (also etwa ein Disagio, Bearbeitungsgebühren, Prämienzahlungen für eine obligatorische Restschuld-
versicherung usw.) einbezogen, also ebenfalls als Zinszahlungen angesehen werden. Außerdem werden die
Verrechnungstermine der Zins- und Tilgungszahlungen berücksichtigt. Denn viele Banken berücksichtigen die
meist monatlich zu leistenden Zins- und Tilgungszahlungen erst zu einem späteren Zeitpunkt, z. B. zum Jahresende.
Das bedeutet, dass die Darlehensnehmerin einen mehr oder weniger hohen Betrag verzinsen muss, obwohl sie ihn
bereits zurückgezahlt hat. Bei der Berechnung des effektiven Zinssatzes werden diese "Überzahlungen" als Kosten
eingerechnet, so dass der effektive Zinssatz eine gute Vergleichsmöglichkeit von Darlehen mit unterschiedlichen
Bedingungen bietet. Der effektive Zinssatz muss immer als Jahreszins (und nicht etwa als Monatszins) angegeben
werden. Eine beschränkte Aussagekraft hat der effektive Zins allerdings dort, wo ein Darlehensvertrag mit einem
anderen Vertrag, z. B. einem Bausparvertrag oder einer Kapitallebensversicherung verbunden ist, da bei der Be-
rechnung des effektiven Zinssatzes nur die Darlehensbedingungen, nicht aber die Bedingungen eines parallel
abgeschlossenen Vertrags einbezogen werden (siehe Abschnitt "Bausparen und Versicherungsdarlehen"). Eine Ausnah-
me bildet hier die von vielen Banken verlangte Restschuldversicherung, eine spezielle Variante der Risikolebens-
versicherung, deren Prämien in den effektiven Zinssatz einbezogen werden.

FinanzberaterInnen als BaugeldvermittlerInnen

Die wachsende Branche der FinanzberaterInnen bemüht sich inzwischen intensiv, ihre Geschäftstätigkeit auch auf
die Vermittlung von Baukrediten für private Bau- und Erwerbswillige auszudehnen. Dabei verweisen sie vor allem
auf ihre Unabhängigkeit von den Anbietern, ihre umfassende Marktübersicht, ihre Spezialisierung, durch die sie mit
allen Varianten der Finanzierung vertraut seien und zum Beispiel auch Angebote ausländischer Kreditgeber anbie-
ten könnten, darunter auch Fremdwährungsdarlehen.
Das klingt bestechend – und tatsächlich gibt es bei den Angeboten für Baukredite große Unterschiede, wobei die
Hausbank nicht immer das günstigste Angebot hat. Das Einholen von Vergleichsangeboten ist also durchaus
sinnvoll. Kritisch ist zu den Baugeldvermittlern allerdings anzumerken, dass diese von Provisionen leben, die ihnen
die Darlehensgeber für ihre Vermittlung bezahlen – ein Faktum, das die Behauptung der "Unabhängigkeit" zumin-
dest etwas abschwächt. Die Tatsache, dass provisionsabhängige Finanzberater dazu neigen, Produkte wie Lebens-
versicherungen, Kapitalanlagen u. ä. nach der Höhe ihrer Provision auszuwählen und nicht entsprechend den
Interessen ihrer Kundinnen, ist schon vielfach skandalisiert worden. Es gibt wenig Grund anzunehmen, dass Bau-
geldvermittler vor dieser Versuchung gefeit sind. Die Angebote eines Finanzvermittlers sollten deshalb genau
geprüft werden – auch bezüglich des "Kleingedruckten". Überlegt werden sollte dabei auch, wie der Anbieter eines
besonders günstigen Kredits sich wohl im Falle eines "Zahlungsengpasses" verhalten wird. Kann mit einem gewis-
sen Entgegenkommen gerechnet werden, z. B. in Form einer vorübergehenden Stundung oder Minderung des
Kapitaldienstes – oder ist anzunehmen, das der Kreditgeber sofort alle ihm zur Verfügung stehenden Maßnahmen
bis zur Zwangsvollstreckung durchziehen wird? Vermutlich kann hier von der Hausbank etwas mehr Entgegen-
kommen erwartet werden als vom supergünstigen, nicht am Ort vertretenen Anbieter. Allerdings sind Kundinnen
auch bei ihrer Hausbank nicht davor gefeit, dass diese ihre Kredite an andere Banken oder Kapitalanleger verkauft.
Das passiert besonders häufig bei Not leidenden Krediten, also Krediten, bei denen die Darlehensnehmerin ihren
Zahlungsverpflichtungen nicht nachkommt, doch scheint dies inzwischen auch bei Baudarlehen zu geschehen, die
nicht Not leidend sind.
Kurz: Superschnäppchen sollten, wie immer im Leben, sehr genau auf verdeckte Mängel geprüft werden. Anderer-
seits kann blindes Vertrauen in die Hausbank unter Umständen zu unnötigen Kosten führen – das Einholen
unterschiedlicher Angebote ist also durchaus sinnvoll. Das kann natürlich auch über einen Baugeldvermittler
geschehen.
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Neben den erstrangigen Hypotheken bieten Banken bei guter Bonität
auch nachrangig gesicherte Kredite an, die allerdings einen höheren
Zins haben als erstrangig gesicherte Darlehen. Am spektakulärsten ist
hierbei das Vollfinanzierungsdarlehen, das eine 120 % bis sogar 130 %-
Finanzierung bietet, so dass auch die Erwerbskosten mit Krediten fi-
nanziert werden können. Solche Darlehen werden allerdings nur gut
verdienenden jungen Menschen angeboten.

Baudarlehen in Kombination mit einer Lebensversicherung
(Versicherungsdarlehen)

Eine sowohl von Lebensversicherungen wie von Banken in Zusam-
menarbeit mit Lebensversicherungen angebotene Darlehensvariante
ist das mit einer Kapitallebensversicherung kombinierte Baudarlehen.
Der Unterschied zur "normalen" 1a Hypothek besteht darin, dass das
Versicherungsdarlehen während der gesamten Laufzeit nicht getilgt
wird. Stattdessen zahlt die Kreditnehmerin monatliche Beiträge für
eine parallel zum Darlehensvertrag abgeschlossene Kapitallebensver-
sicherung. Bei Fälligkeit der Versicherung wird der Ertrag der Versiche-
rung zur Rückzahlung des Darlehens verwendet.
Der Vorteil dieser Konstruktion ist die Absicherung im Todesfall, was
aber mit einer deutlich günstigeren Risikolebensversicherung auch er-
reicht werden kann. Diesem Vorteil steht jedoch eine Vielzahl von
Nachteilen gegenüber, die das Lebensversicherungsdarlehen letztlich
in aller Regel teurer und zugleich risikoreicher machen als das Hypo-
thekendarlehen. Denn zum einen sind die tatsächlichen Kosten deut-
lich höher als der effektive Zinssatz des Darlehens vermuten lässt, da
in diesen die mit der parallel abgeschlossenen Versicherung verbunde-
nen Kosten nicht einbezogen sind, so dass ein Versicherungsdarlehen
nur schwer mit einem Hypothekendarlehen verglichen werden kann.
Zum anderen ist es im Vorhinein nicht möglich, die Versicherungssum-
me so festzulegen, dass der Auszahlungsbetrag bei Fälligkeit der Versi-
cherung (die sogenannte Ablaufleistung) genau dem Darlehensbetrag
entspricht. Außerdem sind Sondertilgungen bzw. Vertragskündigungen
mit hohen Kosten verbunden und faktisch nur im Notfall sinnvoll. Ins-
gesamt ist von Versicherungsdarlehen eher abzuraten, zumal inzwischen
die mit Lebensversicherungen verbundenen Steuerprivilegien (Steu-
erfreiheit der Überschüsse) stark eingeschränkt wurden.

Bauspardarlehen

Im Gegensatz zu Banken und Sparkassen, die ihre Kredite "am Kapital-
markt" refinanzieren, sind Bausparkassen vom Prinzip her Solidarge-
meinschaften, die eine gewisse Ähnlichkeit mit dem Genossenschafts-
prinzip aufweisen: Die Bausparerin muss zunächst einen Beitrag für die
Baudarlehen anderer, früher eingestiegener Bausparer leisten, bevor
sie selbst ein Darlehen bekommt. Die BausparerIn zahlt zunächst re-
gelmäßig einen Sparbetrag an die Bausparkasse, die dieses Geld an an-
dere BausparerInnen, die bereits ein gewisses Guthaben angesammelt
haben, als Baukredit verleiht. Hat die Bausparerin genügend Geld an-
gespart, wird der Vertrag "zugeteilt" und das Sparguthaben an die Bau-
sparerin ausgezahlt. Dies dient ihr als Eigenkapital für das Bauvorha-
ben. Außerdem hat sie ein Anrecht auf einen Bausparkredit, wobei ein
enger Zusammenhang zwischen der Höhe der Bausparleistung und der

siehe Kasten "Probleme bei Versiche-
rungsdarlehen"

siehe Kasten "Bausparguthaben, Bau-
spardarlehen"
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Probleme bei Versicherungsdarlehen

Die Versicherungssumme wird nur selten "richtig" festgelegt
In der Theorie sollte der Auszahlungsbetrag der Kapitallebensversicherung bei Fälligkeit (die Ablaufleistung) genau
dem Darlehensbetrag entsprechen, denn die Versicherung wird ja zur Rückzahlung des Darlehens abgeschlossen.
Doch dies gelingt nur im Idealfall. Denn der Betrag, der bei Fälligkeit ausbezahlt wird, besteht aus zwei Komponen-
ten: Der festgelegten Versicherungssumme und den angesammelten Überschüssen. Die Versicherungssumme ist
bekannt, die Höhe der Überschüsse wird von den Versicherungen dagegen bei Vertragsabschluss zwar prognosti-
ziert, aber nicht garantiert. Eine sichere Prognose der in den nächsten 20 oder 30 Jahren erzielbaren Überschüsse
ist nicht möglich, schließlich hängen diese stark von der wirtschaftlichen Entwicklung ab.
Fallen die Überschüsse niedriger aus als prognostiziert, reicht die Auszahlungssumme der Versicherung nicht zur
Tilgung des Darlehens und es muss zusätzlich Geld zur Rückzahlung beschafft werde, sind die Überschüsse höher
(oder hat die Versicherungsnehmerin eine zu hohe Versicherung abgeschlossen, um ein späteres Defizit zu vermei-
den), kann sie sich bei Fälligkeit über zusätzliches Geld freuen – das sie allerdings teuer bezahlt hat, sowohl im
unmittelbaren als auch im übertragenen Sinn. Denn zum einen musste die Versicherungsnehmerin in einer Zeit, in
der das Geld oft am knappsten ist, nämlich in den frühen Jahren des Eigentumserwerbs, eine unnötig hohe
Sparleistung erbringen. Zum anderen aber ist der Verlust, der aus der Differenz zwischen dem Darlehenszins und
der Verzinsung der Sparleistungen entsteht (siehe unten), umso höher, je höher die Versicherungssumme und damit
die zu zahlende Versicherungsprämie ist.

Das Versicherungsdarlehen kostet mehr als der effektive Zinssatz vorgibt
Anbieter für Versicherungsdarlehen müssen, wie Anbieter anderer Kreditarten auch, einen nach den Vorschriften
der Preisangabenverordnung berechneten effektiven Jahreszins für das Versicherungsdarlehen angeben. Dieser
sagt, wie bei anderen Kreditarten aus, wie hoch der Zinssatz für das geliehene Geld ist, der sich unter Einbezie-
hung aller Kosten aus dem Darlehensvertrag ergibt (siehe vorn). Wenn also ein Versicherungsvertreter angibt, dass
der effektive Zins eines Versicherungsdarlehens zum Beispiel 4,59 % betrage, so mag das richtig ermittelt sein.
Außer Acht bleibt dabei allerdings die Tatsache, dass die Darlehensnehmerin während der gesamten Laufzeit, also
20, 30 oder gar mehr Jahre immer den gesamten ursprünglichen Darlehensbetrag verzinsen muss, während bei
einem Hypothekendarlehen immer nur die Restschuld verzinst werden muss, die ja durch die laufenden Tilgungs-
zahlungen sukzessive sinkt. Formal ist die dauerhafte Verzinsung des vollen Darlehensbetrags korrekt – das Darle-
hen wird ja nicht getilgt. Das Problem ist nur: Die Darlehensnehmerin erbringt mit ihren Prämienzahlungen für die
Kapitallebensversicherung eine erhebliche Sparleistung. Nur wird dies nicht als Tilgung eingesetzt, sondern am
Kapitalmarkt (z. B. für Versicherungsdarlehen anderer Kunden der Versicherung) angelegt. Die dabei erzielten
Erträge, fließen zwar in die Überschüsse der Darlehensnehmerin, doch werden zunächst die Kosten der Versiche-
rung abgezogen, so dass die Darlehensnehmerin für ihre Sparleistungen mit an Sicherheit grenzender Wahrschein-
lichkeit weniger Zinsen erhält als sie für ihr Darlehen bezahlt. Nur wenn der Darlehensvertrag in einer Niedrigzins-
phase abgeschlossen wird, für das Darlehen eine dauerhafte Zinsbindung gewährt wird und nach Vertragsabschluss
eine dauerhafte Hochzinsphase eintritt, kann unter Umständen die Verzinsung des Sparanteils in der Prämie über
dem Darlehenszinssatz liegen. Die Wahrscheinlichkeit hierfür ist allerdings äußerst gering.

Von Versicherungsdarlehen ist aus diesen Gründen abzuraten. Reizvoll sind diese nur für die Vermittler, denen sie
eine nicht unbeträchtliche Provision erbringen (die von der Versicherungsnehmerin über die Prämien finanziert
werden muss).
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Höhe des Darlehens besteht. Der Vorteil des Bausparens liegt bei dem
vorher festgelegten Zinssatz für das Bauspardarlehen, der bei klassi-
schem Tarif 5 % beträgt. Zumindest in Hochzinsphasen liegt dieser Zins-
satz unter dem von Banken verlangten Zinssatz. In Niedrigzinsphasen
werden günstigere Kredite angeboten. Der zweite Vorteil des Bauspa-
rens ist die Bereitschaft der Bausparkassen, sich mit einer nachrangi-
gen Sicherung im Grundbuch (siehe oben) zu begnügen.
Der große Nachteil des Bausparkredits liegt in der Tatsache, dass das
Darlehen sehr schnell zurückgezahlt werden muss, damit die nachfol-
genden Baussparerinnen nicht zu lange auf die Zuteilung ihres Vertrags
warten müssen. Beim klassischen Tarif ist eine nominale Tilgungsrate
von 7 % (plus ersparten Zinsen) üblich, so dass der Kapitaldienst für
das Bauspardarlehen insgesamt 12 % der Darlehenssumme beträgt.
Die Belastung aus dem Bausparkredit ist also trotz des vergleichswei-
se niedrigen Zinssatzes deutlich höher als bei einem Bankkredit. Eine
Finanzierung ausschließlich mit Bauspardarlehen ist deshalb nur in den
seltensten Fällen möglich, das Bauspardarlehen nimmt meist nur einen
kleinen Teil der Baufinanzierung ein. Die Bausparkassen versuchen die-
sen Nachteilen durch eine Vielzahl unterschiedlicher Tarifvarianten zu
begegnen, bei denen der Guthabenzins, der Darlehenszins, die not-
wendige Mindestsparleistung und die Tilgungsrate variieren.
Ein weiterer Nachteil des Bausparens ist die niedrige Verzinsung des
Bausparguthabens in der Ansparphase, die zwar notwendig ist, um re-
lativ günstige Zinsen für das Bauspardarlehen zu ermöglichen, die aber
den Kostenvorteil des Bauspardarlehens gegenüber dem Bankdarle-
hen schmälert und diesen in Niedrigzinsphasen völlig auffressen kann,
so dass der Bausparkredit im Endeffekt teuer ist. Auch beim Bauspar-
darlehen ist deshalb der ausgewiesene effektive Zinssatz nicht mit dem
effektiven Zinssatz eines Hypothekendarlehens vergleichbar, da die
Nachteile der niedrigen Guthabenverzinsung nicht einbezogen sind.
Ein letzter, unter Umständen jedoch ganz wesentlicher Nachteil ist die
Tatsache, dass der Termin für die Zuteilung eines Bausparvertrags auch
bei regelmäßiger Sparleistung nicht von vorne herein festgelegt wer-
den kann, da er von dem Verhältnis der Sparleistungen aller Bausparer-
innen, der Inanspruchnahme von Bauspardarlehen und der individuel-
len "Warteposition" der jeweiligen Bausparerin abhängt. Wenn also
zum Beispiel plötzlich weniger Sparerinnen Interesse am Bausparen
haben, verlängert sich die Wartezeit derer, die die Mindestsumme an-
gespart haben und auf die Zuteilung ihres Vertrags warten. Doch auch
hierfür haben die Bausparkassen Lösungen entwickelt. Diese bestehen
entweder in einer höheren Bausparleistung (um die individuelle War-
teposition zu verbessern) oder in der Zwischenfinanzierung. Für Bau-
willige, die noch keinen Bausparvertrag angespart haben, aber trotz-
dem die Möglichkeit des Bausparens nutzen wollen (zum Beispiel, weil
sie einen nachrangigen Baukredit benötigen) bieten die Bausparkassen
inzwischen die Möglichkeit eines "vorfinanzierten Bauspardarlehens"
an. Der Vorteil von Zwischen- und Vorfinanzierungsdarlehen liegt aus-
schließlich in der sofortigen Verfügbarkeit eines nachrangigen Darle-
hens (und in der Möglichkeit der Inanspruchnahme der Bausparprä-
mie, siehe Kasten). Die Nachteile liegen in den Kosten, denn die Bau-
sparerin zahlt für den Bausparkredit einen weit höheren Zinssatz als
sie für ihr Bausparguthaben erhält. Insofern treten beim vorfinanzier-

siehe den Kasten "Bausparen"

siehe den Kasten "Bausparen"



173Leitfaden – Finanzierung

ten Bauspardarlehen die gleichen Probleme auf wie beim Versiche-
rungsdarlehen.

Baudarlehen der Gemeinschaftsbank Leihen und Schenken
(GLS-Bank)

Das besondere an den Baukrediten der Gemeinschaftsbank Leihen
und Schenken (siehe Kasten) sind die günstigeren Zinsen auf Grund
besonderer Formen der Refinanzierung und der Kreditsicherung. Zur
Refinanzierung von Baukrediten dienen neben den zinsgünstig oder
zinslos überlassenen Geldanlagen von KundInnen z. B. Sparbriefe, die
von UnterstützerInnen aus dem Umfeld des Wohnprojekts kommen.
Liegen solche Sparbriefe in ausreichender Höhe vor, gewährt die GLS-
Bank einen Baukredit in Höhe der Summe der Sparbriefe. Letztere
werden als Sicherheitsleistung an die GLS verpfändet.
Eine weitere Besonderheit stellt die Sicherung von Krediten über Klein-
bürgschaften dar. Eine Bürgschaft ist im Prinzip kostenlos, nur im Fall
der Zahlungsunfähigkeit der Kreditnehmerin, für die gebürgt wird, muss
die Bürgin die Zahlungen übernehmen. Das Konzept der GLS-Bank
besteht ausdrücklich in der Vergabe kleiner Bürgschaften. Wenn Bür-
gInnen für mehr als  3 000 € bürgen wollen, müssen sie ihre Zahlungs-
fähigkeit nachweisen. Teil des Konzepts ist es auch, dass die Bürgin en-
gen Kontakt zu dem Projekt, für das sie bürgt, hält und sich für das
Gelingen des Projekts mit verantwortlich fühlt.

Förderdarlehen

Sowohl die Kreditinstitute der Bundesländer wie auch die bundeseige-
ne KFW-Bank gewähren unter bestimmten Voraussetzungen vergün-
stigte Darlehen für Wohnungsbau, -kauf und -modernisierung. Die
Bedingungen für den Erhalt solcher Darlehen und ihre Ausgestaltung
werden im folgenden Kapitel erläutert.

Bürgschaften

Neben Förderdarlehen sind auch Bürgschaften eine Form, mit der die
Finanzierung des Wohnungsbaus oder -erwerbs unterstützt werden
kann. Bürgschaften sind Zahlungsversprechen der Bürgin/des Bürgen
für den Fall, dass die SchuldnerIn nicht bezahlt. Wenn eine Darlehens-
geberIn der BürgIn vertraut, dann kann eine Bürgschaft günstigere
Kreditkonditionen ermöglichen.  Allerdings:  Auch wenn der Bürgschafts-
fall eintritt, die Bürgin also für die SchuldnerIn zahlt, bleibt die Schuld-
nerIn zur Zahlung (dann an die BürgIn) verpflichtet. Eine Bürgschaft ist
also keine Möglichkeit, seine Schulden auf billige Weise los zu werden.

zu den Details solcher Darlehen sie-
he das Kapitel Förderung
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Bausparguthaben, Bauspardarlehen, Zuteilung, Zwischenfinanzierung, Vorfinanzierung

Das Bausparprinzip
Im Unterschied zum Bankdarlehen wird bei einem Bausparvertrag nicht der Darlehensbetrag, sondern eine Bau-
sparsumme vereinbart. Die Bausparerin zahlt zunächst regelmäßig einen Sparbetrag an die Bausparkasse, die
dieses Geld an andere Bausparerinnen verleiht. Möglich ist auch eine Einmalzahlung in Höhe der Mindestsparleistung.
Ist die vereinbarte Mindestsparsumme, die beim klassischen Tarif 40 % der Bausparsumme beträgt, einbezahlt und
ist auch die vereinbarte Mindestsparzeit (je nach Tarif  zwischen 18 Monaten und 5 Jahren) erreicht, dann kann der
Vertrag im Prinzip "zugeteilt" werden. Die Zuteilung erfolgt allerdings nur, wenn inzwischen genügend neue Bausparer-
innen soviel Geld einbezahlt haben, dass der Bausparkasse das Geld für den Bausparkredit zur Verfügung steht. Ist
dies nicht der Fall, kommt es bei der Zuteilung zu Wartezeiten. Diese kann die Bausparerin verkürzen, indem sie
weitere Sparleistungen einzahlt. Allerdings verringert sich dadurch ihr Bauspardarlehen, da dieses ja nur in Höhe
der Differenz zwischen Guthaben und Bausparsumme ausbezahlt wird. Ist der Darlehensnehmerin die Aufstok-
kung des Guthabens nicht möglich oder braucht sie das Darlehen sofort, bietet die Bausparkasse eine sog. "Zwischen-
finanzierung" an.

Zwischenfinanzierung
Bei der Zwischenfinanzierung eines Bauspardarlehens wird BausparerInnen mit einem Bausparvertrag, der das
notwendige Mindestguthaben und die Mindestsparzeit aufweist, aber noch nicht zugeteilt ist, für die Zeit bis zur
Zuteilung des Bausparvertrags ein Kredit in Höhe der Bausparsumme gewährt. Dieser Kredit wird – vergleichbar
dem Versicherungsdarlehen – nicht getilgt, sondern nach der Zuteilung des Bausparvertrags mit dem Bausparguthaben
und dem Bauspardarlehen getilgt.
Der Vorteil dieses sehr häufig angewandten Verfahrens ist die sofortige Verfügbarkeit von Bausparguthaben und
Bauspardarlehen, ein Nachteil liegt in den entstehenden Kosten. Denn das Zwischenfinanzierungsdarlehen muss ja
nicht nur in Höhe des späteren Bauspardarlehens aufgenommen werden, sondern in Höhe der Bausparsumme.
Die Bausparerin leiht also gewissermaßen ihr eigenes Bausparguthaben von der Bausparkasse und verzinst es zum
Darlehenszinssatz, während sie für das Guthaben nur den deutlich niedrigeren Guthabenszins erhält. Das führt zu
einem Zinsverlust, der umso höher ist, je länger das Zwischenfinanzierungsdarlehen in Anspruch genommen wird
und je höher das Bausparguthaben ist. Der Effekt ist vergleichbar mit dem Zinsverlust beim Versicherungsdarlehen,
auch wenn die Höhe des Verlustes wegen der weit kürzeren Laufzeit der Zwischenfinanzierung weit geringer ist.

Vorfinanzierung
Die Vorfinanzierung eins Bauspardarlehens stellt gewissermaßen die Ausweitung der Zwischenfinanzierung auf die
gesamte Ansparphase dar. Beim vorfinanzieren Bauspardarlehen schließt die Bausparerin gleichzeitig einen Darle-
hensvertrag und einen Bausparvertrag in gleicher Höhe ab. Das Vorfinanzierungsdarlehen wird – wie ein Versicherungs-
darlehen – während der gesamten Laufzeit nur verzinst, aber nicht getilgt. Die Rückzahlung erfolgt zum Zeitpunkt
der Zuteilung des Bausparvertrags. Der Vorteil liegt wiederum bei der nachrangigen Sicherung des Darlehens (auf
die allerdings nur bei ausreichender Bonität der Darlehensnehmerin eingegangen wird) und in der Möglichkeit der
Inanspruchnahme der staatlichen Bausparförderung. Der Nachteil liegt – vergleichbar dem Versicherungsdarlehen
– in der Tatsache, dass die Bausparerin während der Ansparphase für ihre Sparleistungen einen Zins erhält, der
sehr deutlich unter dem Zins liegt, den sie gleichzeitig für das Vorfinanzierungsdarlehen bezahlen muss. Dieser
Nachteil ist – wie beim Versicherungsdarlehen – nicht im Effektivzinssatz des Vorfinanzierungsdarlehens enthalten,
da es sich ja um zwei unterschiedliche Verträge handelt (auch wenn sie sachlich als Einheit zu betrachten sind).

Die Bauspartarife
Beim "klassischen" Tarif beträgt der Guthabenzins für das Bausparguthaben 2,5 % und der Darlehenszinssatz 5 %.
Die Tilgungsrate liegt bei 7 % (plus ersparten Zinsen). In diesem Fall wird das Darlehen innerhalb von 12 Jahren
zurückbezahlt. Neben diesem klassischen Tarif gibt es inzwischen eine schier unübersehbare Fülle unterschiedli-
cher Kombinationen von Guthabenzinssatz, Darlehenszinssatz, Mindestansparsumme, Mindestsparzeit und Til-
gungsrate. Das Grundprinzip aber bleibt: Die Guthabenzinsen sind immer deutlich niedriger als die Darlehenszin-
sen und das Darlehen muss schneller getilgt werden als ein Hypothekendarlehen. Vor der Entscheidung für ein
Bauspardarlehen (bzw. dem Abschluss eines Bausparvertrags) sollte deshalb geprüft werden:
• Ist das Bauspardarlehen als nachrangig gesichertes Darlehen nötig?
• Kann die staatliche Bausparförderung (s. u.) in Anspruch genommen werden?
• Wie weit liegt der angebotene Guthabenzins unter dem Betrag, den ich anderweitig für Ersparnisse erzielen

kann bzw. für das vorfinanzierte Darlehen bezahlen muss?
• Um wie viel liegt der effektive Darlehenszins des Bauspardarlehens unter dem effektiven Zins eines vergleichba-

ren Hypothekendarlehens?
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• Ist die bei dem angebotenen Tarif entstehende Belastung durch den Kapitaldienst tragbar?
• Kann die notwendige Ansparsumme rechtzeitig vor dem Zeitpunkt, zu dem das Darlehen benötigt wird, ange-

spart werden bzw. wie wahrscheinlich ist es, dass der Bausparvertrag zwischenfinanziert werden muss?
Je nach der Beantwortung dieser Fragen sollte ein entsprechender Tarif ausgewählt – oder gegebenenfalls auf ein
Bauspardarlehen verzichtet werden. Insbesondere die Aufnahme eines Vorfinanzierungsdarlehens sollte sehr sorg-
fältig überlegt werden.

Die Bausparprämie (Wohnungsbauprämie)
Einzahlungen auf Bausparverträge werden seit langem vom Staat durch eine "Wohnungsbauprämie" gefördert, um
die "Vermögensbildung" der Bevölkerung anzuregen. Die Bausparförderung ist Teil der allgemeinen Sparförderung
und kann auch mit der staatlichen Förderung von vermögenswirksamen Leistungen des Arbeitgebers kombiniert
werden. Anspruchsberechtigt sind allerdings nur Personen mit einem zu versteuernden Jahreseinkommen von
höchstens 25 600 € (Wohnungsbauprämie) bzw. 17 900 € (vermögenswirksame Leistungen). Für gemeinsam
veranlagte Ehepaare gelten die doppelten Beträge. Begrenzt sind auch die maximal förderbaren Sparbeträge, sie
liegen bei 512 € bzw. 470 € im Jahr. Bei Inanspruchnahme beider Förderungen können Ledige 88 € Jahresprämie
erhalten, Verheiratete das Doppelte. Der Fördereffekt ist also bescheiden, die staatlichen Ausgaben jedoch trotz-
dem nicht unbedeutend, weshalb die Abschaffung der Wohnungsbauprämie vor allem von den "Haushältern"
immer wieder in die Diskussion gebracht wird. Nach der letzten Reform zum 1.1.2009 müssen die auf einen Bau-
sparvertrag einbezahlten geförderten Sparleistungen auf jeden Fall "wohnwirtschaftlich", d. h. zum Bau, zum Kauf,
zur Entschuldung oder zur Modernisierung einer Wohnung verwendet werden, ansonsten ist die Förderung zu-
rückzuzahlen. Die bisher gegebene Möglichkeit, die geförderten Sparleistungen nach sieben Jahren prämien-
unschädlich anderweitig zu verwenden, gilt nur noch für BausparerInnen, die bei Abschluss des Bausparvertrags
das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet haben.

Gemeinschaftsbank Leihen und Schenken (GLS-Bank)

Die Gemeinschaftsbank Leihen und Schenken verbindet nach eigenen Aussagen "seit mehr als 30 Jahren profes-
sionelles Bankgeschäft mit verantwortungsvollem Handeln" und "investiert ausschließlich in wirtschaftlich, ökolo-
gisch, sozial und ethisch sinnvolle Projekte". Das Ziel der Bank ist "ein verantwortungsbewusster Umgang mit
Geld, durch den Mensch und Natur gewinnen" (Website GLS-Bank "Wir über uns").

Das Grundprinzip der GLS-Bank ist es, Kundinnen und Kunden, die nicht an einer maximalen Rendite, sondern an
einer ihren gesellschaftlichen oder ethischen Vorstellungen entsprechenden Verwendung ihrer Gelder interessiert
sind, Anlagemöglichkeiten zu bieten. Die KundInnen können festlegen, in welchen Bereichen ihr Geld investiert
wird, auch legt die GLS-Bank offen, wem sie Kredite gibt.
Dabei wird gemeinnützigen Projekten unter Umständen statt eines normalen Zinssatzes nur eine "Kostendeckungs-
umlage" berechnet, die die Kosten der Bank abdecken soll (zuzüglich eines Risikozuschlags und eines "Zinssockel-
betrags"). Die Umlage lag im Jahr 2007 bei 3,4 %. Möglich wird dies durch eine "Zinsspende" der KundInnen der
GLS-Bank, d. h. die KundInnen spenden den Guthabenzins. Die Sonderkonditionen kommen vor allem Leih- und
Schenkgemeinschaften zugute. Insgesamt wurden im Jahr 2006 41 Millionen Euro Einlagen zinslos bzw. zins-
vermindert von KundInnen angelegt, die auch, aber nicht nur, in Wohnprojekte flossen. Die GLS- Bank hat inzwi-
schen eine Reihe von Wohnprojekten durch Baudarlehen unterstützt.
Außerdem sammelt die GLS-Bank auch Spenden, die sie an gemeinnützige Projekte weiter gibt und unterstützt die
Einrichtung von Stiftungsfonds.

Quelle:
Website GLS-Bank, http://www.gls.de/die-gls-bank/ueber-uns/gls-bank.html
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V.  Förderung

Auch nach der Abschaffung der Eigenheimzulage ist der Wohnungssek-
tor einer der Wirtschaftssektoren mit einer Vielzahl unterschiedlicher
Fördermaßnahmen von Bund, Ländern und Kommunen. Auf Grund der
Vielfalt auf regionaler und lokaler Ebene ist eine vollständige Darstel-
lung der Fördermaßnahmen hier nicht möglich, zumal die konkreten
Förderbestimmungen in vielen Bereichen, so z. B. bei der Sozialen Wohn-
raumförderung, von Jahr zu Jahr neu festgelegt werden. Im Folgenden
können deshalb nur die Grundzüge der Förderprogramme dargestellt
werden, die für Wohnprojekte besonders relevant sind.

1. Grundzüge der Förderungsstruktur im Bereich Bauen und
Wohnen
Zuständig für die Förderung des Wohnungsbaus sind,  nach der Föde-
ralismusreform von 2006, primär die Bundesländer. Diese legen in der
Regel jährlich ihre Förderziele sowie die dafür zur Verfügung stehen-
den Fördermittel in Wohnungsbauprogrammen und Förderichtlinien
fest. Kern der Wohnungsbauprogramme ist die Soziale Wohnraumför-
derung, die im Jahr 2002 den Sozialen Wohnungsbau abgelöst hat. Die
Soziale Wohnraumförderung ist, wie zuvor schon der Soziale Woh-
nungsbau, für Frauenwohnprojekte von zentraler Bedeutung – drei
Viertel der von uns dokumentierten Projekte sind mit Mitteln des
Sozialen Wohnungsbaus bzw. der Sozialen Wohnraumförderung ge-
fördert. Die Soziale Wohnraumförderung ist für alle Projekttypen in-
teressant: Für InvestorInnen-Projekte im Mietwohnungsbau genauso
wie für Wohnprojekte neuer oder auch bestehender Genossenschaf-
ten oder Stiftungen, für Baugruppenprojekte ebenso wie für Projekte
im individuellen Eigentum nach Wohnungseigentumsgesetz (WEG). Bei
allen diesen Projekttypen bzw. Rechtsformen können Mittel der So-
zialen Wohnraumförderung eingesetzt werden.
Für Wohnprojekte besonders interessant können dabei die von vielen
Bundesländern im Rahmen der Wohnraumförderung ausgelobten Son-
derprogramme sein, mit denen "experimentelle" oder "zukunftswei-
sende" Bauvorhaben o. ä. gefördert werden. Bei diesen Programmen
werden unter Umständen sowohl zusätzliche Kosten, die im Rahmen
unüblicher Projekte auftreten (wie etwa die Kosten der Vorbereitung
und Gründung einer Genossenschaft) bezuschusst, als auch Ausnah-
men von den sonst geltenden Regeln genehmigt. Allerdings sind solche
Sonderprogramme temporär, laufen oft nur wenige Jahre und wer-
den immer wieder von neuen Programmen abgelöst. Es lohnt sich also,
die aktuellen Förderprogramme des jeweiligen Bundeslandes genau
anzusehen.
Trotz der primären Zuständigkeit der Bundesländer fördert auch der
Bund weiterhin den Wohnungsbau. Am wichtigsten sind hier die von
der bundeseigenen "Kreditanstalt für Wiederaufbau" (KfW) gewähr-
ten Kredite sowie Steuerermäßigungen bei der Einkommensteuer für
denkmalgeschützte Bauten.

Die Förderprogramme der KfW
werden in Abschnitt 4 dieses Kapi-
tels beschrieben

Die Grundzüge der Sozialen Wohn-
raumförderung werden im folgenden
Abschnitt beschrieben
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Außerdem versucht der Bund durch Unterstützung von Initiativen wie
die Initiative "kostengünstig qualitätsbewusst bauen", bauwillige Haus-
halte durch vielfältige Informationen zu unterstützen31.
Die von Bund und Ländern gemeinsam finanzierten Stadterneuerungs-
programme "Soziale Stadt" und "Stadtumbau Ost bzw. West" enthal-
ten zwar keine Fördermittel für den Wohnungsbau, doch kann unter
Umständen für Bauvorhaben innerhalb der betreffenden Programm-
gebiete ein "Fördervorrang" bestehen, das heißt dass für solche Bau-
vorhaben Mittel aus anderen Programmen (z. B. der Sozialen Wohn-
raumförderung) bevorzugt bewilligt werden. Es kann also durchaus
von Vorteil sein, wenn ein Frauenwohnprojekt in einem solchen Pro-
grammgebiet realisiert wird. Auf die Bedingungen dieser Programme
kann hier jedoch nicht eingegangen werden.
Ebenfalls eine Subventionierung des Wohnens, wenn auch nicht des
Wohnungsbaus stellt das von Bund und Ländern gemeinsam finanzier-
te "Wohngeld" dar, das nicht nur von Mieterinnen, sondern auch von
Eigentümerinnen beantragt und mit der sozialen Wohnraumförderung
kombiniert werden kann. Durch das Wohngeld kann für Projektmit-
glieder mit geringem Einkommen die Wohnkostenbelastung gesenkt
werden. Auf diese Förderung besteht – im Gegensatz zur Sozialen
Wohnraumförderung – ein Rechtsanspruch, ohne dass an Ort oder
Größe der Wohnung oder an die Rechtsform Bedingungen geknüpft
werden. Auch kann Wohngeld, jederzeit bei Vorliegen der individuellen
Voraussetzungen beantragt werden, unabhängig davon, wie lange der
betreffende Haushalt schon in der Wohnung lebt. Das Wohngeld, des-
sen Grundzüge in Abschnitt 4 dieses Kapitels beschrieben werden, ist
sowohl für Projekte interessant, die Mittel der sozialen Wohnraum-
förderung erhalten haben (da das Wohngeld mit dieser Förderung kom-
biniert werden kann) als auch für nicht geförderte Projekte einschließ-
lich der InvestorInnen-Projekte.
Die Kommunen als lokale Gebietskörperschaften sind nicht nur für
die Entgegennahme von Anträgen auf Landesförderung (insbesondere
soziale Wohnraumförderung) zuständig, sondern haben zum Teil zu-
sätzlich eigene Förderprogramme. Am weitesten verbreitet ist die
verbilligte Abgabe von Grundstücken (oder umzunutzenden Gebäu-
den) zur Eigentumsbildung oder auch zur Schaffung sozialen Wohn-
raums, teilweise in Form der Erbpacht. Aber auch die Eigentumsbil-
dung im Rahmen von Baugemeinschaften wird von einigen Kommunen
gefördert (siehe unten). Außerdem unterstützen, wie bereits erwähnt,
manche Kommunen Wohnprojekte durch spezifische Beratungsstel-
len.
Die Europäische Union hat zwar kein Wohnungsbauförderungspro-
gramm, jedoch wurden in der Vergangenheit zahlreiche Stadtentwick-
lungsmaßnahmen in benachteiligten Gebieten unterstützt. Auch das von
2007 bis 2013 laufende Programm bietet im Rahmen des "EFRE" (Eu-
ropäischer Strukturfonds) unter Umständen solchen Projekten För-
dermöglichkeiten, die gewerbliche Flächen (z. B. für Existenzgründe-
rinnen) in ihr Projekt einbeziehen wollen. Eine solche EU-Förderung
war z. B. eine wichtige Säule für das Finanzkonzept des Beginenhofs in
Bremen, zu dem erhebliche gewerbliche Flächen, vorgesehen für Exi-
stenzgründerinnen, gehören. Das letztliche Ausbleiben dieser Mittel
kann zwar als Beleg für die Komplexität der Antragstellung und die

31 siehe dazu den umfangreichen
Internetauftritt des Kompetenzzen-
trums dieser Initiative http://
www.kompetenzzentrum-iemb.de/
informationssystem/

siehe Kapitel Rechtsformen

siehe Abschnitt Förderungen des
Bundes



178 Leitfaden – Förderung

Fallen der Bewilligung solcher Mittel angesehen werden, trotzdem sollte
die Möglichkeit, EU-Mittel zu beantragen, nicht von vorne herein ver-
worfen werden. Da es sich beim Europäischen Strukturfonds um ein
Förderprogramm handelt, das die Angleichung der Regionen zum Ziel
hat, sind die EFRE-Mittel jedoch auf benachteiligte Regionen konzen-
triert.
Angesichts der Vielfalt der Förderprogramme konzentrieren sich die
folgenden Ausführungen auf die Grundzüge der für Wohnprojekte
wichtigsten Programme, also
• die soziale Wohnraumförderung
• die für Wohnprojekte besonders relevanten Sonderprogramme der

Länder
• die KfW-Förderprogramme
• das Wohngeld
• die Förderprogramme von Kommunen.
Dargestellt werden zunächst die Grundzüge der Förderung. Danach
wird auf die Fördermöglichkeiten für wohnprojektspezifische Beson-
derheiten, z. B. Kosten für Bau und Betrieb von Gemeinschaftsräumen
eingegangen.

2. Grundprinzipien der Sozialen Wohnraumförderung
Der Soziale Wohnungsbau war lange Zeit das wichtigste wohnungspo-
litische Instrument zur Verbesserung der Wohnungsversorgung der
Bevölkerung in der Bundesrepublik Deutschland. Die gesetzliche Grund-
lage des Sozialen Wohnungsbaus, das "zweite Wohnungsbaugesetz" von
1956 galt bis zum 13.12.2001 und wurde zum 1.1.2002 durch das Ge-
setz über die Soziale Wohnraumförderung (WoFG) abgelöst, das zwar
eine veränderte Zielsetzung verfolgt, aber für Wohnprojekte, wie auch
schon der Soziale Wohnungsbau, weiterhin das wohl wichtigste Förde-
rungsprogramm ist.

Zielsetzung der Sozialen Wohnraumförderung

Erklärtes Ziel des zweiten Wohnungsbaugesetzes von 1956 (und sei-
nes Vorläufers, des ersten Wohnungsbaugesetzes von 1950) war es,
den eklatanten Wohnungsmangel nach dem Zweiten Weltkrieg durch
den Neubau von Wohnungen "für die breiten Schichten der Bevölke-
rung" zu beheben, was auch durchaus erfolgreich umgesetzt wurde:
Insgesamt wurden bis Ende 2001 mehr als 8,7 Millionen Sozialwohnun-
gen (davon 5,8 Millionen Mietwohnungen und 2,9 Millionen Einfamili-
enhäuser bzw. Eigentumswohnungen) neu gebaut.
Die nun geltende Soziale Wohnraumförderung hat eine andere Zielset-
zung. Nun geht es nicht mehr um die breiten Schichten der Bevölke-
rung, sondern um diejenigen, "die sich am Markt nicht angemessen mit
Wohnraum versorgen können und auf Unterstützung angewiesen sind".
Gefördert wird nach § 1 des WoFG
• Mietwohnraum insbesondere für Haushalte mit geringem Einkom-

men sowie Familien und andere Haushalte mit Kindern,  Alleinerzie-
hende, Schwangere, ältere Menschen, behinderte Menschen, Woh-
nungslose und sonstige hilfebedürftige Personen,

• die Bildung von selbst genutztem Wohneigentum insbesondere für
Familien und andere Haushalte mit Kindern sowie behinderte Men-
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schen, die unter Berücksichtigung ihres Einkommens und der Eigen-
heimzulage (die inzwischen gestrichen worden ist, R. B.) die Bela-
stungen des Baus oder Erwerbs von Wohnraum ohne soziale Wohn-
raumförderung nicht tragen können.

Diese Rückführung der Sozialen Wohnraumförderung auf unterstüt-
zungsbedürftige Zielgruppen schränkt ohne Zweifel die Möglichkeiten
der Förderung von Frauenwohnprojekten im Vergleich zum früheren
Sozialen Wohnungsbau ein, doch sind zumindest zwei der im Gesetz
genannten Gruppen, nämlich ältere und allein erziehende Frauen, un-
ter den Bewohnerinnen von Frauenwohnprojekten stark vertreten,
so dass in vielen Fällen weiterhin eine Chance auf Mittel der Sozialen
Wohnraumförderung bestehen sollte.
Die zweite wesentliche Neuerung der Sozialen Wohnraumförderung
ist die Ausdehnung der Fördermöglichkeiten auf den Wohnungsbe-
stand. Denn es geht ja nun nicht mehr darum, möglichst viele Wohnun-
gen zu bauen, sondern vor allem darum, allen Bevölkerungsgruppen
passenden Wohnraum zugänglich zu machen. Deshalb werden nun auch
der Erwerb bestehenden Wohnraums und die Modernisierung geför-
dert.

Das Gesetz über die Soziale Wohnraumförderung (WoFG) bestimmt
als Bundesgesetz allerdings nur den Rahmen. Die Ausgestaltung der
Förderungsbedingungen obliegt den Bundesländern, deren Gestaltungs-
spielraum seit der Föderalismusreform von 2006 die Möglichkeit ein-
schließt, das Bundesgesetz gänzlich durch ein Landesgesetz zu ersetzen
– eine Möglichkeit, die bisher die Bundesländer Bayern und Baden-
Württemberg umgesetzt haben. Andere Bundesländer schöpfen ihren
Gestaltungsspielraum innerhalb des Bundesgesetzes aus. Beides führt
zu einer enormen Vielfalt der Förderungsbedingungen. So können die
Zielgruppen der Förderung ebenso von Bundesland zu Bundesland
variieren wie auch die geförderten Maßnahmen und die Art der För-
derung. Darüber hinaus gibt es innerhalb der Bundesländer regional-
spezifische Besonderheiten – was in Köln gilt, muss für Dinslaken nicht
unbedingt gelten. Aus diesem Grund kann hier nur eine Übersicht über
die Grundprinzipien der Sozialen Wohnraumförderung mit Beispielen
aus einzelnen Bundesländern gegeben werden. Informationen über die
im jeweiligen Bundesland zum jeweiligen Zeitpunkt für die jeweilige
Gruppe geltenden Bedingungen erteilen die zuständigen kommunalen
Stellen und die Landesbewilligungsstelle.

Wer wird gefördert?

Der wichtigste Indikator für die Bestimmung der für die soziale Wohn-
raumförderung Berechtigten ist das Haushaltseinkommen. Um die so-
ziale Wohnraumförderung auf die im WoFG genannten Zielgruppen
zu konzentrieren, enthält das WoFG von der Haushaltsgröße abhängi-
ge Einkommensgrenzen, die die Bundesländer allerdings modifizieren
können, was von vielen Bundesländern für eine Erhöhung der Gren-
zen genutzt wurde. Außerdem arbeiten die Bundesländer bei ihren
einzelnen Förderprogrammen mit Zu- und Abschlägen zu diesen Ein-
kommensgrenzen, wobei im allgemeinen die Förderung um so höher
ist, je niedriger die für das jeweilige Programm geltende Einkommens-
grenze. Jeder Haushalt, der die Einkommensgrenze plus eventueller

siehe das Adressenverzeichnis im
Anhang

siehe Kasten "Einkommensgrenzen
der Sozialen Wohnraumförderung"



180 Leitfaden – Förderung

Für Wohnprojekte relevante Förderungsangebote von Bund, Ländern und Kommunen

Einkommensgrenzen im Sozialen Wohnungsbau

Zum Bezug einer mit Mitteln der Sozialen Wohnraumförderung geförderten Wohnung sind nur solche Haushalte
berechtigt, deren maßgebliches Haushaltseinkommen bestimmte Höchstbeträge nicht übersteigt.

Die Berechnung des maßgeblichen Haushaltseinkommens ist in §§ 20-24 des Wohnraumförderungsgesetzes bun-
deseinheitlich geregelt. Ausgangspunkt sind die Jahres-Bruttoeinkommen aller Haushaltsmitglieder. Hierzu zählen
alle Arten von Einkommen, also neben Erwerbseinkommen auch Renten, Zinseinkommen, Transfereinkommen usw.
Nicht angerechnet werden jedoch Kindergeld und Erziehungsgeld. Die Details sind in § 21 WoFG geregelt.
Bei bestimmten Personengruppen werden von diesem Jahres-Bruttoeinkommen folgende Freibeträge abgezogen
(§ 24 WoFG):

• 4 500 Euro für jeden schwerbehinderten Menschen
• 4 000 Euro bei jungen Ehepaaren bis zum Ablauf des fünften Kalenderjahres nach dem Jahr der Eheschließung;

junge Ehepaare sind solche, bei denen keiner der Ehegatten das 40. Lebensjahr vollendet hat
• 600 Euro für jedes Kind unter zwölf Jahren, wenn die antragsberechtigte Person allein mit Kindern zusammen-

wohnt und wegen Erwerbstätigkeit oder Ausbildung nicht nur kurzfristig vom Haushalt abwesend ist
• bis zu 600 Euro, soweit ein zum Haushalt rechnendes Kind eigenes Einkommen hat und das 16., aber noch

nicht das 25. Lebensjahr vollendet hat
• Aufwendungen zur Erfüllung gesetzlicher Unterhaltsverpflichtungen bis zu bestimmten Höchstbeträgen.

Zur Ermittlung des maßgeblichen Jahres-Haushaltseinkommens werden dann noch folgende Abzüge vorgenom-
men: Jeweils
• 10 % des Bruttoeinkommens, wenn Einkommens-/bzw. Lohnsteuer bezahlt wird
• 10 % des Bruttoeinkommens, wenn Pflichtbeiträge zur gesetzlichen Krankenversicherung bezahlt werden
• 10 % des Bruttoeinkommens, wenn Pflichtbeiträge zur gesetzlichen Rentenversicherung bezahlt werden.
Beim maßgeblichen Haushaltseinkommen im Sinne des § 21 des Wohnraumförderungsgesetzes handelt es sich also
um ein pauschaliertes Nettoeinkommen.

Nach § 9 des Wohnungsbauförderungsgesetzes sind Haushalte nur dann zur Inanspruchnahme von Fördermitteln
der Sozialen Wohnraumförderung berechtigt, wenn das maßgebliche Jahres-Haushaltseinkommen folgende Gren-
zen nicht überschreitet:
Einpersonenhaushalt 12 000 Euro
Zweipersonenhaushalt 18 000 Euro.

Für jedes weitere Haushaltsmitglied erhöht sich die Grenze um 4 100 Euro. Sind Kinder unter den Haushalts-
mitgliedern, erhöht sich die Einkommensgrenze für jedes Kind um weitere 500 Euro.

Bund Bundesländer Kommunen 
   
Kredite der KfW Soziale Wohnraumförderung Verbilligte Abgabe von Grundstücken   
   
Wohngeld 
 
Steuerermäßigungen für 
denkmalgeschützte Gebäude 

Sonderprogramme Kommunale Wohnungsbauprogramme 
(nur wenig Kommunen) 

   
Informationsangebot/ 
Kompetenzzentrum "kostengünstig 
und qualitätsbewusst bauen" 

Informationsangebot für 
Wohngruppen 
Beratungsstellen für Wohnen im Alter 

Beratung von Baugemeinschaften und 
Wohnprojekten 

   
Unterstützend: "Soziale Stadt" "Stadtumbau Ost/West", Europäischer Strukturfonds (EFRE) 
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Allerdings stellen die bundesgesetzlich festgelegten Einkommensgrenzen nur eine Art untere Grenze der mögli-
chen Höchstgrenzen dar. Denn die Bundesländer haben vielfach von der Möglichkeit Gebrauch gemacht, die
Einkommensgrenzen gegenüber den bundesgesetzlichen Vorgaben "nach den örtlichen und regionalen wohnungs-
wirtschaftlichen Verhältnissen, insbesondere
• zur Berücksichtigung von Haushalten mit Schwierigkeiten bei der Wohnraumversorgung,
• im Rahmen der Förderung von selbst genutztem Wohneigentum oder
• zur Schaffung oder Erhaltung sozial stabiler Bewohnerstrukturen"
zu erhöhen (§ 9 WoFG), so dass auch ein deutlich über den oben angegebenen Höchstgrenzen liegendes Einkom-
men zur Inanspruchnahme von Fördermittel berechtigen kann. In der nachfolgenden Tabelle werden beispielhaft
die Höchstgrenzen der in Schleswig-Holstein im Jahr 2008 maßgeblichen Einkommen sowie die dazugehörigen
Bruttoeinkommen für die Inanspruchnahme der Sozialen Wohnraumförderung aufgezeigt.

Bei zwei Verdienern erhöht sich das Einkommen um die weiteren Werbungskosten (Pauschale von 920 € Höchstwert)
Bei "jungen Ehepaaren" (beide unter 40 Jahre, nicht länger als 5 Jahre verheiratet) kann vom Gesamteinkommen ein Freibetrag von
4 000 € abgezogen werden.

Die Tabelle zeigt: Während die Grenze des maßgeblichen Einkommens eines Fünfpersonen-Haushalts eines Ange-
stellten mit drei Kindern 31 800 € beträgt, kann dieser Haushalt in Schleswig-Holstein auf Grund der in diesem
Land gewährten "Sockelerhöhung" sowie eines Einkommenszuschlags von 40 % für bestimmte Programme und
wegen der Abzugsbeträge vom Bruttoeinkommen bei der Berechnung des maßgeblichen Einkommens auch dann
noch gefördert werden, wenn das Bruttoeinkommen 76 120 € beträgt. Handelt es sich um ein junges Ehepaar,
dann kann das Bruttoeinkommen sogar bei 80 000 € liegen. Die Im WoFG ausgewiesenen Einkommensgrenzen
sind also wenig aussagefähig. Genaue Erkundigungen über die jeweils geltenden Bedingungen lohnen sich also.
Auskünfte erteilen die örtlichen Wohnungsämter, außerdem bieten die für die Kreditvergabe zuständigen
Bewilligungsbehörden teilweise interaktive Einkommensberechnungstools an, z. B. die Website der NRW-Bank, die
eine interaktive Prüfung der Berechtigung für die Eigentumsprogramme des Landes NRW anbietet.

Quellen:
Tabelle: Website Innenministerium Schleswig-Holstein, http://www.schleswig-holstein.de/IM/DE/PlanenBauenWoh-
nen/StaedteBauenWohnung/Wohnraumfoerderung/Downloads/Finanzierungsrichtlinien,templateId=raw,property=
publicationFile.pdf (letzter Zugriff 28.3.2008)
Wohnraumportal der NRW-Bank http://www.nrwbank.de/de/wohnraumportal/selbst-genutztes-Wohneigentum/neu-
bau-ersterwerb/foerderberater.html (letzter Zugriff 20.3.2009)

Zahl der zum 

Haushalt 

rechnenden 

Familienmit- 

glieder 

Erwerbsbeteiligung 

(in der Regel ein 

Verdiener) 

 

EkGrenze 

nach § 9 

Abs. 2 

WoFG 

 

EkGrenze 

nach § 3 

Abs.1,2 

EkGrenzVO 

(Basis-EkGr.)

zzgl. 

Sockelbetr. 

1PHH=3.000 € 

2PHH=2.000 € 

 

BruttoEk bei

BasisEkGr. +

Sockelbetrag

 

EkGrenze 

nach 

§ 3 Abs. 3,4 

EkGrenzVO + 

Sockel + 40 % 

BruttoEk bei 

EkGrenze nach § 3

Abs. 3,4 

EkGrenzVO 

+ Sockel + 40 % 

Einpersonen- 

haushalt 

Beamte/r  

Angestellte/Arbeiter  

Erwerbslose  

Nichterwerbsper-

sonen (Soz.Rentner) 

12.000 

12.000 

12.000 

 

12.000 

14.200

14.200

14.200

14.200

17.200

17.200

17.200

17.200

22.420

25.491

17.200

19.213

24.080 

24.080 

24.080 

 

24.080 

31.020

36.320

24.080

26.858

Zweipersonen- 

Haushalt 

Ehepaar 

Beamte/r  

Angestellte/Arbeiter  

Erwerbslose  

Nichterwerbsper-

sonen (Soz.Rentner) 

18.000 

18.000 

18.000 

 

18.000 

21.300

21.300

21.300

21.300

23.300

23.300

23.300

23.300

30.045

34.206

23.300

26.093

32.620 

32.620 

32.620 

 

32.620 

41.695

47.520

32.620

36.448

Zweipersonen- 

Haushalt 

Alleinerz. mit 

1 Kind unter 12 J. 

 

 

Angestellte/Arbeiter  

 

 

 

18.500 

 

21.900 23.900 35.663

 

 

33.460 49.320

3-PersHaushalt 

Ehepaar +1 Kind 

Beamte/r  

Angestellte/Arbeiter  

22.600 

22.600 

26.800

26.800

34.420

39.206

37.520 

37.520 

47.820

54.520

3-PersHaushalt 

Alleinerz. + 2 

Ki. unter 12  J. 

 

 

Angestellte/Arbeiter  

 

 

23.100 27.300 41.120

 

 

38.220 56.720

4-PersHaushalt 

Ehepaar + 2 Ki. 

Beamte/r  

Angestellte/Arbeiter  

27.200 

27.200 

32.200

32.200

41.170

46.920

45.080 

45.080 

57.270

65.320

5-PersHaushalt 

Ehepaar + 3 Ki. 

Beamte/r  

Angestellte/Arbeiter  

31.800 

31.800 

37.600

37.600

47.920

54.634

52.640 

52.640 

66.720

78.120
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Zuschläge unterschreitet, kann einen Wohnberechtigungsschein bean-
tragen. Dieser ist die Voraussetzung für den Bezug einer geförderten
Wohnung (des jeweiligen Programmtyps), bedeutet aber keinen Rechts-
anspruch auf eine sozial geförderte Wohnung.
Zweiter Indikator zur Bestimmung der förderungswürdigen Haushal-
te ist der Haushaltstyp bzw. die Zielgruppe (also z. B. Haushalte mit
Kindern). Zwar gibt das WoFG auch hier einen Rahmen vor, doch ha-
ben die Bundesländer hier ebenfalls einen erheblichen Gestaltungs-
spielraum, der sich insbesondere in der Höhe der für die einzelnen
Zielgruppen bzw. Programme vorgesehenen Fördermittel ausdrückt.
Große Unterschiede zwischen den Bundesländern bestehen insbeson-
dere bei der Relation der Mittel für den Mietwohnungsbau im Ver-
gleich zu den Mitteln für die Eigentumsförderung. So beschränkt bei-
spielsweise Baden-Württemberg seine Mietwohnungsbauförderung auf
die Förderung von Kleinwohnungen für "soziale Randgruppen", insbe-
sondere Wohnsitzlose, wodurch für die allermeisten Frauenwohnpro-
jekte eine Förderung im Mietwohnungsbau von vorne herein ausge-
schlossen ist. Nordrhein-Westfalen fördert dagegen immer noch Miet-
wohnungen (einschließlich Genossenschaftswohnungen) auch für Ar-
beitnehmerInnen-Haushalte.
Im übrigen gilt auch für die Soziale Wohnraumförderung immer noch,
was schon für den Sozialen Wohnungsbau galt: Die Soziale Wohnraum-
förderung ist in hohem Maße Familienförderung. Allerdings ist der Famili-
enbegriff in mehrerer Hinsicht deutlich erweitert und einem moder-
nen Verständnis angepasst worden – was nicht zuletzt der permanen-
ten Kritik feministischer Architektinnen und Planerinnen und den In-
terventionen feministischer Politikerinnen zu verdanken ist. Familien
werden zunehmend definiert als "Haushalte, in denen Kinder leben".
Damit werden Alleinerziehende den früher als "vollständige Familien"
bezeichneten Ehepaaren mit Kindern gleichgestellt. Einbezogen wer-
den vielfach aber auch unverheiratete Paare mit Kindern, "wenn die
Lebensgemeinschaft auf Dauer angelegt ist". In manchen Ländern be-
zieht sich der Familienbegriff auch auf gleichgeschlechtliche Lebensge-
meinschaften nach dem Partnerschaftsgesetz oder es wird überhaupt
nur auf eine auf Dauer angelegte Lebensgemeinschaft abgehoben. Diese
modernisierte Familienförderung wird vor allem im Rahmen der Ei-
gentumsförderung umgesetzt. Als Reaktion auf die anhaltende Diskus-
sion über den demografischen Wandel und die niedrigen Geburtenra-
ten werden in jüngster Zeit auch junge (verschiedengeschlechtliche)
Paare quasi als potentielle Familien in die Förderung einbezogen, ver-
bunden mit der Zusage, dass sich ihre Belastungen aus der Finanzie-
rung eines Wohnungseigentumserwerbs durch verbesserte Darlehens-
bedingungen (z. B. eine Zinsreduktion) verringern, wenn ein Kind ge-
boren wird.
Ebenfalls eine Antwort auf den demografischen Wandel ist die ver-
stärkte Orientierung der sozialen Wohnraumförderung auf ältere und
alte Menschen, die insbesondere im Mietwohnungsbau eine Rolle spielt.
Die Förderung von Altenwohnungen gab es zwar schon seit langem im
Sozialen Wohnungsbau, doch sind auch hier Modernisierungen zu be-
obachten, z. B. in Konzepten, die Möglichkeiten der häuslichen Pflege
oder der gegenseitigen Unterstützung mit einbeziehen. Insbesondere
dieser Förderungsschwerpunkt, der in den einzelnen Bundesländern



183Leitfaden – Förderung

allerdings unterschiedlich ausgestaltet ist, bietet Anknüpfungspunkte
für Frauenwohnprojekte, da zumindest Wohnprojekte, die das Label
"generationenübergreifend" oder "jung und alt" in ihrer Zielsetzung
verankert haben, durch diesen Schwerpunkt der Förderung die Chan-
ce erhalten, dass auch Wohnungen für jüngere allein stehende Frauen
gefördert werden (wenn sie die gültigen Einkommensgrenzen einhal-
ten), obwohl junge Frauen ohne Kinder außer bei Schwangerschaft32

oder Behinderung nicht zu den im Gesetz genannten Zielgruppen der
Sozialen Wohnraumförderung gehören (obwohl auch allein stehende
Frauen unterhalb der für die Zielgruppe der Älteren entscheidenden
Altersgrenze von 60 Jahren wegen ihres geringen Einkommens erheb-
liche Schwierigkeiten haben können, eine angemessene Wohnung zu
finden).

Was wird gefördert?

Gefördert werden können:
• Der Bau oder Erwerb von neu errichtetem Wohnraum. Dieser För-

derungsbereich ist weiterhin der wichtigste Bereich der Sozialen
Wohnraumförderung, der für alle Projekttypen Relevanz hat. Die
soziale Wohnraumneubauförderung kann von Genossenschaften und
Stiftungen, aber auch von InvestorInnen oder von Baugruppen und
Projekten mit individuellem Eigentum beantragt werden. Die über-
wiegende Zahl der von uns dokumentierten geförderten Frauen-
wohnprojekte erhielt Mittel aus dem Programmbereich Neubau-
förderung.

• Der Erwerb von bestehendem Wohnraum. Diese Förderung ist vor
allem interessant für Projekte, die gemeinschaftliches Eigentum in
Bestand bilden wollen, z. B. als Mieterinnen-Genossenschaft, und ihr
Haus von einem privaten Eigentümer oder auch im Zuge der Priva-
tisierung öffentlicher Bestände oder nach einer Hausbesetzung über-
nehmen.

• Der Anbau oder Umbau bestehender Gebäude sowie die Moderni-
sierung von Wohnungen. Dieser Förderungsbereich kommt für
Wohngruppen vor allem als Ergänzung zur Förderung des Erwerbs
bestehenden Wohnraums oder für Gruppen in Frage, die ihr Pro-
jekt im Wohnungsbestand mit Hilfe einer InvestorIn realisieren. Ge-
nutzt wurden diese Förderungsmöglichkeiten zum Beispiel vom Be-
ginenhof in Essen, der durch Umbau eines alten Finanzamts mit Hil-
fe eines Investors realisiert wurde.

• Die Schaffung von "Belegungsrechten" in bestehendem Wohnraum,
d. h. die Bindung von bisher nicht gebundenem Wohnraum für be-
stimmte Personengruppen. Dieser Förderungsbereich ist für Wohn-
projekte kaum von Interesse, denn hier geht es um die Schaffung
von Belegungsrechten für die Kommune.

Wie wird gefördert?

Im Laufe der mehr als 50-jährigen Geschichte des Sozialen Wohnungs-
baus hat sich eine schier unüberschaubare Vielfalt der Förderungsfor-
men und -bedingungen herausgebildet, wobei eine zunehmende Krea-
tivität bei der Erfindung von Bezeichnungen für die jeweilige Förde-
rung zu beobachten ist. Im Grunde lassen sich die unterschiedlichen
Fördermaßnahmen auf wenige Formen zurückführen. Dies sind Zu-

32 Die explizite Erwähnung von
Schwangeren als Zielgruppe der
Sozialen Wohnraumförderung ist auf
den Streit um die Freigabe des Schwan-
gerschaftsabbruchs zurückzuführen. Die
Gegner der Freigabe wollten damit
demonstrieren, dass soziale Notlagen –
etwa kein ausreichender Wohnraum –
kein Grund für einen Schwangerschafts-
abbruch sind. "Schwanger" im Sinne
dieses Gesetzes sind Frauen bis 10
Monate nach der Geburt, so die
Verwaltungspraxis.

siehe dazu Abschnitt Schwerpunkt-
setzungen der Bundesländer bei der
Sozialen Wohnraumförderung

siehe Abschnitt Belegungsbindung
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schüsse, Baudarlehen, Aufwendungszuschüsse und -darlehen sowie Bürg-
schaften.
Zuschüsse sowie zinsverbilligte oder zinslose Darlehen ersetzen einen
Teil des Fremdkapitals und führen so zu einer Reduktion des Kapital-
dienstes, außerdem können diese Darlehen nachrangig gesichert wer-
den. Aufwendungszuschüsse oder -darlehen folgen dagegen einer an-
deren Logik: Die Eigentümerin/Investorin nimmt für den Bau oder
Erwerb Darlehen am Kapitalmarkt auf und erhält dafür von der öf-
fentlichen Hand über einen längeren Zeitraum (z. B. 15 Jahre) regel-
mäßige Zahlungen, aus denen sie einen Teil des Kapitaldienstes für die-
se Darlehen bezahlen kann, so dass ihre Aufwendungen geringer wer-
den. Bei Aufwendungszuschüssen müssen die erhaltenen Beträge nicht
zurückbezahlt werden, bei Aufwendungsdarlehen werden die erhalte-
nen Beträge aufsummiert und müssen nach einer Karenzzeit wie an-
dere Darlehen verzinst und getilgt werden.
Für alle Förderungsformen gilt jedoch: Die Förderung ist nicht dauer-
haft, sie wird im Laufe der Zeit sukzessive abgebaut (sogenannte För-
derungsdegression). Bei den zinsverbilligten Darlehen wird der Darle-
henszinssatz sukzessive bis zum Kapitalmarktzinssatz erhöht, bei den
Aufwendungsdarlehen und -zuschüssen werden die monatlichen Zah-
lungen sukzessive bis auf null vermindert. Die Folge für Mieterinnen
wie für selbst nutzende Eigentümerinnen sind steigende Belastungen
für das Wohnen, da die Investoren den Förderungsabbau voll an die
Mieterinnen weiter geben dürfen. Mieterinnen und Eigentümerinnen
von sozial gefördertem Wohnraum müssen also mit im Laufe der Zeit
steigenden Wohnkosten rechnen. InvestorInnen werden Belastungs-
steigerungen durch geringer werdende Förderungen mit Sicherheit
weitergeben, aber auch Genossenschaften und Stiftungen oder Verei-
ne können kaum auf Mieterhöhungen verzichten, wenn die Förderung
sinkt. In manchen Bundesländen wird allerdings der Abbau der Förde-
rung von der Einkommensentwicklung abhängig gemacht.
Neben Darlehen und Zuschüssen werden zunehmend auch staatliche
Bürgschaften zur Wohnungsbauförderung vor allem in Bereich der Ei-
gentumsförderung gewährt. Die Bürgschaften ermöglichen es Darle-
hensnehmerinnen, Darlehen im nachrangigen Bereich (also in der Re-
gel im Bereich über  60 % der Beleihungsgrenze) zu den Konditionen
eines erstrangigen Darlehens aufzunehmen (da das Risiko der Bank
durch die staatliche Bürgschaft vermindert ist). In Nordrhein-Westfa-
len werden im Rahmen der Sozialen Wohnraumförderung von der
NRW-Bank statt Bürgschaften sogenannte "Starterdarlehen" gewährt,
die von Bewilligungsbehörden und Banken als Eigenkapitalersatz aner-
kannt werden und damit ähnlich wie eine Bürgschaft die Beleihungs-
möglichkeiten ausweiten.
Da angesichts der Vielfalt unterschiedlich ausgestalteter Programme
keine allgemeinen Aussagen über die Höhe der Förderungen und ihre
Bedingungen möglich sind, werden im nebenstehenden Kasten nur eini-
ge willkürlich ausgewählte Förderungsvarianten vorgestellt, um die För-
derungsprinzipien zu verdeutlichen. Welche Fördermöglichkeiten im
konkreten Fall am konkreten Ort zum konkreten Zeitpunkt beste-
hen, muss bei den Bewilligungsstellen bzw. über die im Adressenteil an-
gegebenen Informationsquellen erkundet werden33.

siehe Kapitel Finanzierung

siehe Kapitel Finanzierung

siehe dazu den Kasten "Beispiele für
Förderungsprogramme der Sozia-
len Wohnraumförderung"

33 Im Adressenteil sind sowohl Adressen
der zuständigen Landesbehörden als

auch wichtige Internetadressen
angegeben, bei denen (mit einigem

Glück, da die Institutionen zu regelmäßi-
gen Neugestaltungen neigen) die

aktuellen Programme zu finden sind.
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Beispiele für Förderungsprogramme der Sozialen Wohnraumförderung

Förderung des Baus oder Erwerbs selbstgenutzten Wohnungseigentums in NRW 2009
Nordrhein-Westfalen fördert den Erwerb neuer oder gebrauchter Wohnungen/Häuser zur Selbstnutzung mit
zinsverbilligten bzw. zinslosen Darlehen. Dabei gelten zwei unterschiedliche Modelle für unterschiedliche Ein-
kommensgruppen. Das Modell A gilt für Haushalte, deren Einkommen innerhalb der für NRW gültigen Einkom-
mensgrenzen liegen. Modell B gilt für Haushalte, deren maßgebliches Einkommen um maximal 40 % über diesen
Einkommensgrenzen liegt.
Die Einkommensgrenzen in NRW sind gegenüber den Grenzen des Wohnraumförderungsgesetzes deutlich er-
höht und zwar bei Einpersonenhaushalten um 4 860 €, bei Zweipersonenhaushalte um 4 480 € und für Drei-
personenhaushalte um 2 750 € im Jahr. Für größere Haushalte sind die Zuschläge geringer. Das erhöht die
Chancen allein stehender Frauen, die ja in den Frauenwohnprojekten überwiegen, im Rahmen der Sozialen
Wohnraumförderung gefördert zu werden – allerdings nur, wenn sie als ältere bzw. alte oder behinderte Frauen zu
den Zielgruppen gehören oder wenn es sich um ein generationenübergreifendes Projekt handelt. Ein ausschließ-
lich aus jüngeren allein stehenden Frauen bestehendes Wohnprojekt hat auch bei Einhaltung der Einkommens-
grenzen wenig Chancen auf eine Förderung, auch wenn es bezüglich der Zielgruppen immer einen gewissen
Ermessensspielraum gibt.

Höhe der Darlehen
Die Höhe der für ein Vorhaben gewährten Darlehen hängt von mehreren Faktoren ab: Von der Frage, ob es sich
um einen Neubau oder um ein gebrauchte Immobilie handelt, von der regionalen Lage des Objekts sowie vom
zutreffenden Förderungsmodell, also vom Einkommen der Geförderten. Bei Gebrauchtimmobilien wird zudem
nach dem Baualter bzw. dem energetischen Zustand unterschieden.

1 Die Differenzierung der Förderung nach regionalen Kostengruppen soll den regionalen Unterschieden der
Grundstücks und Baukosten Rechnung tragen.
2 Der Stadtbonus wird für "Objekte in Ballungskernen, solitären Verdichtungsräumen und kreisfreien Städten" ge-
währt, der erhöhte Stadtbonus gilt für die Städte Aachen, Bielefeld, Bonn, Düsseldorf, Köln, Leverkusen und Münster,
also die Orte mit überdurchschnittlichen Wohnungspreisen.
3 Der Starterbonus wird zum Ausgleich der entfallenen Eigenheimzulage gewährt.

Darlehenskonditionen
Das Darlehen ist beim Modell A in den ersten fünf Jahren zinslos, beim Modell B beträgt der Zinssatz 2 %. Ab dem
sechsten Jahr wird der Zinssatz auf 3,5 % angehoben. Liegt das maßgebliche Einkommen um nicht mehr als 40 %
über der Einkommenshöchstgrenze, bleibt der Zinssatz bei 0 % bzw. 2 %. Im 11. Jahr werden die Einkommensver-
hältnisse erneut überprüft und der Zinssatz gegebenenfalls auf 3,5 % angehoben oder wieder auf 0 % bzw. 2 %
abgesenkt. Ab dem 16. Jahr beträgt der Zinssatz 2 % über dem gesetzlichen Basiszinssatz, mindestens jedoch 3,5 %
und maximal 6 %, ab dem 21. Jahr beträgt der Zinssatz 6 %. Der gesetzliche Basiszinssatz wird zweimal im Jahr von
der Deutschen Bundesbank festgelegt und ist abhängig vom Kapitalmarktzinsniveau. In Härtefällen kann der Zins-
satz auch nach 15 bzw. 20 Jahren "angemessen begrenzt" werden.
Bei beiden Modellen sind ein einmaliger Verwaltungskostenbeitrag von 0,4 % und ein jährlicher Verwaltungskosten-
beitrag von 0,5 % zu bezahlen. Die Tilgung beträgt bei neuen Objekten 1 %, bei gebrauchten Objekten 4 %, jeweils
zuzüglich ersparter Zinsen. Das Starterdarlehen ist mit 5 % zu tilgen. Kommt nach der Bewilligung ein Kind, kann
die Tilgung für fünf Jahre ausgesetzt werden.

Höhe der Darlehen zum Bau oder Erwerb selbstgenutzten Wohnungseigentums in NRW ( )

Neubau Gebrauchtimmobilie

Modell A
 (100 %)

Modell B
(140 %)

 Modell A
 (100 %)

Modell B
(140 %)

Grundpauschale Kostengruppe 1

Kostengruppe 2
Kostengruppe 3

60 000
65 000
75 000

35 000
45 000
55 000

36 000-42 000
39 000-52 000
45 000-52 000

21 000-24 500
27 000-31 500
33 000-38 500

Kinderbonus für jedes Kind 5 000 5 000 3 000-3 500 3 500

Stadtbonus2 20 000 20 000 12 000-14 000 14 000

Erhöhter Stadtbonus 25 000 25 000 15 000-17 500 21 000

Starterbonus3 12 000 12 000

´
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Förderung des Baus von Mietwohnungen einschließlich Genossenschaftswohnungen in NRW 2009
Auch im Mietwohnungsbau wird zwischen den Einkommensgruppen A (Einkommen innerhalb der NRW-Einkom-
mensgrenze) und B (Einkommen höchstens 140 % der Einkommensgrenze) unterschieden.

Zusätzlich werden für kleine Wohnungen (bis 62 m²) bei Gruppe A 5 000 €, bei Gruppe B 2 000 € pro Wohnung
Zusatzdarlehen gewährt. Für einen Aufzug beträgt das Zusatzdarlehen 2 100 € bis 3 000 € pro erschlossener
Wohnung, weitere Zusatzdarlehen gibt es für Pflegebäder, Sinnesgärten (für Demenzkranke) und für Miet-Einfami-
lienhäuser. Die Darlehen sind während der Belegungsbindung (wahlweise 15 oder 20 Jahre) mit 0,5 % zu verzinsen
und mit 1 % zuzüglich ersparter Zinsen zu tilgen. Außerdem ist ein Verwaltungskostenbeitrag von einmalig 0,4 %
und jähr-lich 0,5 % des Darlehensbetrags zu bezahlen. Nach dem Auslaufen der Belegungsbindung ist das Darle-
hen mit einem Zinssatz von 2 %-Punkten über dem gesetzlichen Basiszinssatz, maximal 6 % zu verzinsen.

Förderung mit Aufwendungsdarlehen in Rheinland-Pfalz 2007 und in Hamburg 2009
Das Land Rheinland-Pfalz bot 2007 für den Mietwohnungsbau eine Mischförderung aus zinsverbilligten Bau-
darlehen und Aufwendungsdarlehen. Zu einem Baudarlehen von 600 € pro m² Wohnfläche als Grundförderung
kamen verschiedene zusätzliche Darlehen (für Haushalte mit drei und mehr Kindern, für Bauvorhaben in Städten
mit mehr als 30 000 EinwohnerInnen, für die Errichtung einer Tiefgarage (falls von der Baubehörde verlangt), für
Wohnungen für Schwerbehinderte und (unter Umständen) für "standortbedingte Mehrkosten"). Die Darlehen
sind in den ersten zehn Jahren mit 1 %, vom 11. bis 15. Jahr mit 3 %, danach bis Ende der Bindungsfrist (die je nach
Förderprogramm 15 bis 25 Jahre beträgt) mit 4,5 % und nach Ende der Bindungsfrist mit 6 % zu verzinsen. Die
Tilgung beträgt 1 % plus ersparte Zinsen.
Zusätzlich zu dem Baudarlehen gewährte das Land "Darlehen zur Deckung der laufenden Aufwendungen" (Auf-
wendungsdarlehen). Im Prinzip geht es also darum, dass die Investorin (also zum Beispiel eine Genossenschaft)
Mittel auf dem Kapitalmarkt aufnimmt und die dafür fälligen Zinsen (und gegebenenfalls auch die Tilgung) zumin-
dest teilweise aus den Mitteln des Aufwendungsdarlehens bezahlt.
Die Aufwendungsdarlehen werden nicht, wie die Baudarlehen, auf einmal ausbezahlt, sondern ab dem Bezug der
Wohnung in jährlichen Raten, die von Jahr zu Jahr geringer werden, bis sie nach 15 Jahren auf null gesunken sind.
Die Bewilligungsbehörde behält sich allerdings vor, sechs und 10 Jahre nach Beginn der Zahlungen zu prüfen "ob
unter Berücksichtigung der seit Förderzusage eingetretenen allgemeinen wirtschaftlichen Entwicklung und der
Lage auf dem regionalen oder örtlichen Wohnungsmarkt die weitere Auszahlung des Aufwendungsdarlehens noch
erforderlich ist, um ein tragbare Miete zu erzielen". Es kann also sein, dass das Darlehen nur 6 Jahre gewährt wird.
Nach einer Karenzzeit von einem Jahr nach Auszahlungsende (also in der Regel nach 16 Jahren) muss das Darle-
hen verzinst und getilgt werden, wobei die Annuität sukzessive aufgebaut wird, bis eine Annuität von 6 % Zins plus
2 % Tilgung (plus ersparten Zinsen) erreicht ist.
Grundgedanke eines Annuitätsdarlehens ist die Vorstellung, dass die Zahlungskraft der Darlehensnehmerin von
Jahr zu Jahr steigt. Zunächst muss hoch gefördert werden, dann kann die Förderung reduziert werden Dieses
Grundprinzip der "Förderungsdegression" gilt zwar auch bei den zinsverbilligten Baudarlehen (siehe Beispiel
Nordrhein-Westfalen), ist dort aber in der Regel weniger stark ausgeprägt, wobei sich die Bedingungen der einzel-
nen Bundesländer bei beiden Formen der Förderung (soweit beide Formen angewandt werden) unterscheiden.
Rheinland-Pfalz hat seine Förderung inzwischen auf die Zinsverbilligung von Kapitalmarktdarlehen umgestellt.
Dagegen fördert Hamburg im Jahr 2009 den Mietwohnungsbau zusätzlich zu einem zinsverbilligten Baudarlehen
mit einem befristeten Aufwendungszuschuss von 1 € je m² Wohnfläche im Monat. Alternativ kann auch auf das
zinsverbilligte Darlehen verzichtet und stattdessen ein Aufwendungszuschuss in Höhe von 4,75 € pro m² Wohn-
fläche im Monat gewählt werden, der sich alle zwei Jahre um 0,20 € verringert. Bei der Eigentumsförderung wird
in Hamburg eine Mischung aus Baudarlehen und Aufwendungsdarlehen gewährt (siehe dazu auch den Kasten
Baugemeinschaften). Selbstnutzende Eigentümerinnen müssen also in Hamburg wie vormals in Rheinland-Pfalz die
Aufwendungsförderung verzinsen und zurückzahlen, während der Aufwendungszuschuss im Mietwohnungsbau
nicht verzinst und nicht zurückbezahlt werden muss.

Höhe der Darlehen pro m² Wohnfläche ( )

Mietstufe Neubau Erweiterung/Modernisierung

Gemeinden mit
Mitniveau

Gruppe A
 (100 %)

Gruppe B
(140 %)

Gruppe A
 (100 %)

Gruppe B
(140 %)

M 1    800 365    600 275

M 2 1 000 520    750 390

M 3 1 250 765    940 565

M 4 1 400 885 1 050 665

´
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Optionsdarlehen
Eine relativ neue Form – als Reaktion auf die Diskussion über den demografischen Wandel und die niedrigen
Geburtenraten in Deutschland – sind sogenannte  "Optionsdarlehen", eine besondere Form zinsverbilligter Bau-
darlehen. Bei diesen Darlehen werden für den Fall, dass ein (weiteres) Kind geboren wird, verbesserte Darlehens-
bedingungen, also etwa ein niedrigerer Zins und oder eine Tilgungsstreckung oder eine Ergänzungsförderung in
Form eines Zuschusses gewährt. Dies soll (jungen) Paaren erleichtern, sich früh für den Erwerb von Wohnungs-
eigentum zu entscheiden, ohne damit auch zu entscheiden (oder entscheiden zu müssen), dass wegen der hohen
Belastungen aus dem Wohnungseigentumserwerb kein (weiteres) Kind möglich ist. Voraussetzung ist allerdings,
dass ein Zimmer für dieses mögliche Kind eingeplant wird – so die Bedingungen von Baden-Württemberg, das
solche Optionsdarlehen anbietet. Damit setzen die Länder, die solche Modelle anbieten, die explizite Orientierung
des Sozialen Wohnungsbaus auf die Familienförderung in einer modernisierten Form fort. Die Modernisierung
drückt sich vor allem darin aus, dass z. B. in Baden-Württemberg auch Allenerziehende in die Regelung einbezogen
sind

Quellen:
Wohnraumportal der NRW-Bank, http://www.nrwbank.de/de/wohnraumportal/selbst-genutztes-Wohneigentum/
neubau-ersterwerb/index.html (letzter Zugriff 22.3.2009)
Ministerium für Bauen und Verkehr des Landes NRW (2009): Wohnraumförderungsbestimmungen 2009, http://
www.mbv.nrw.de/Service/Downloads/Wohnen/FOERDERPROGRAMM/WFB_Reintext_2009.pdf (letzter Zugriff
22.3.2009)
Ministerium der Finanzen Rheinland-Pfalz (2007): Soziale Wohnraumförderung – Mietwohnungen 2007, http://
www.fm.rlp.de/Service/DOC/Bauen_und_Wohnen/mietwohnungen.pdf bzw. -Wohnungseigentum 2007, http://
www.fm.rlp.de/Service/DOC/Bauen_und_Wohnen/wohneigentum.pdf (letzter Zugriff 28.3.2008).
Wirtschaftsministerium des Landes Baden-Württemberg (2009): Verwaltungsvorschriften des Wirtschaftsministeri-
ums zum Landeswohnraumförderungsprogramm 2009, http://www.wm.baden-wuerttemberg.de/fm7/1106/
VwV_Landeswohnraumfoerderungsprogramm2009.pdf (letzter Zugriff 22.3.2009)

Tragbarkeit der Belastung

Zur Ermittlung der Tragbarkeit der aus einem Eigentumserwerb resultierenden Belastung wird das voraussichtli-
che Jahreseinkommen alle Haushaltsmitglieder einschließlich regelmäßiger Sonderzahlungen wie Weihnachtsgeld,
Urlaubsgeld, Prämien, sowie aller Transfereinkommen wie Kindergeld, Renten usw. addiert.

Von diesem Einkommen werden alle Zahlungsverpflichtungen, insbesondere Zins- und Tilgungszahlungen für die
Baukredite (einschließlich der beantragten zinsverbilligten Kredite), die voraussichtlichen Betriebskosten (die bei-
spielsweise in Rheinland-Pfalz pauschal mit 22,50 € je m² Wohnfläche im Jahr angesetzt werden, bei besonders
energiesparenden Gebäuden mit 18 € je m² im Jahr), eine Instandhaltungskostenrücklage sowie Steuern, Beiträge
für Versicherungen, Unterhaltsverpflichtungen, Zahlungen für Ratenkredite oder für sonstige Schulden abgezogen.
In manchen Bundesländern gehen die zu berücksichtigenden Zahlungsverpflichtungen bis zu Vereins- und Ge-
werkschaftsbeiträgen.

In einem dritten Schritt wird geprüft, ob die verbleibende Summe mindestens einem von dem jeweiligen Bundes-
land festgelegten Betrag entspricht. In NRW muss beispielsweise der verbleibende Betrag bei einer allein stehen-
den Person mindestes 700 €, bei einem Zweipersonenhaushalt 900 € und für jede weitere Person zusätzlich
230 € im Monat betragen. Bayern verlangt ebenfalls 900 € für zwei Personen, für jede weitere Person jedoch nur
200 €. In Thüringen werden 660 € für einen Einpersonenhaushalt, 880 € für einen Zweipersonenhaushalt und
für jede weitere Person 220 € verlangt. Für zwei Personen ist der Mindestbehalt in Bayern also höher, ab vier
Personen dagegen niedriger als in Thüringen – ein deutlicher Beleg dafür, dass es sehr schwierig ist, die für die
Lebensführung notwendige Summe von Amts wegen zu bestimmen.

Auch wenn die Einhaltung der Tragbarkeitsgrenze nach diesem Rechenschema nachgewiesen wird, kann die För-
derung mit dem Hinweis auf mangelnde Tragbarkeit zurückgewiesen werden, etwa wenn Schulden vorhanden sind,
die derzeit nicht bedient werden (soweit die Bewilligungsbehörde davon erfährt) oder wenn das der Berechnung
zu Grunde liegende Einkommen nicht nachhaltig erscheint.
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Wer ist antragsberechtigt, wer gilt als ausreichend
leistungsfähig?

Antragstellerin und Empfängerin der Förderung ist immer die Inve-
storIn/die EigentümerIn des Wohnraums, unabhängig davon, ob es sich
um Mietwohnungen oder selbstgenutztes Wohnungseigentum handelt.
Bei Mietwohnungen müssen die Förderungsanträge also immer von
den InvestorInnen (also z. B. von Genossenschaften, Stiftungen, priva-
ten InvestorInnen) gestellt werden.
Selbst nutzende Eigentümerinnen müssen zur Gruppe der Berechtig-
ten gehören, also die jeweils geltenden Einkommensgrenzen einhalten
und zur im Rahmen des jeweiligen Programms geförderten Zielgrup-
pe gehören, Eigentümerinnen/Investorinnen von Mietwohnraum müs-
sen sich bei Erhalt der Förderung verpflichten, die Wohnungen nur an
die jeweils berechtigten Haushalte zu vermieten und die im Bewilli-
gungsbescheid enthaltenen Bedingungen einzuhalten, insbesondere keine
höhere als die mit der Bewilligungsbehörde vereinbarte Miete zu ver-
langen. Ziel ist es dabei, dass die Investorin den Vorteil, den sie aus der
Förderung zieht, an die Mieterinnen weiter gibt.
Grundsätzlich kann jede natürliche oder juristische Person eine För-
derung nach dem Sozialen Wohnraumförderungsgesetz beantragen,
wenn sie die notwendige Leistungsfähigkeit und Zuverlässigkeit nach-
weist. Diese wird gegebenenfalls von der Bewilligungsbehörde geprüft.
Für eigennutzende Eigentümerinnen gibt es dazu standardisierte Ver-
fahren, bei juristischen Personen und Personengesellschaften (z. B.
Genossenschaften, Stiftungen, Vereine, GmbHs) erfolgt eine Einzelfall-
prüfung.
Dies kann sich für selbstinitierte Wohnprojekte, die nicht durch einen
etablierten Investor realisiert werden, sondern z. B. durch eine neu
gegründete Genossenschaft, als erhebliche Hürde erweisen. Auskünfte
wie: "Neue Genossenschaften ohne Vermögen besitzen nicht die not-
wendige Zuverlässigkeit und Leistungsfähigkeit", wie ein Frauenwohn-
projekt von der zuständigen kommunalen Behörde erfahren musste,
sind sicher keine Ausnahme. Voraussetzung für den Nachweis der Lei-
stungsfähigkeit ist in jedem Fall ein Finanzplan, mit dem nachgewiesen
wird, dass die Finanzierung im Falle der Gewährung der Förderung
gesichert ist. Dazu gehört auch der Nachweis eines ausreichenden Ei-
genkapitals. Außerdem muss in geeigneter Weise nachgewiesen wer-
den, dass die aus der Finanzierung entstehenden Zahlungsverpflichtun-
gen von der Eigentümerin auch dann noch erfüllt werden können, wenn
alle anderen Zahlungsverpflichtungen erfüllt sind.

Für selbst nutzende Eigentümerinnen, also Eigentümerinnen nach dem
Wohnungseigentumsgesetz, bedeutet der Nachweis der Leistungsfä-
higkeit, dass sie nicht nur die Einhaltung der Einkommensgrenze  nach-
weisen sondern zusätzlich belegen müssen, dass ihr Einkommen aus-
reicht, um den aus dem Wohnungseigentumserwerb erwachsenden Ver-
pflichtungen nachzukommen. Dieser Nachweis muss in Form einer
Einnahme-Ausgaberechnung geführt werden, bei der alle regelmäßi-
gen Zahlungsverpflichtungen einschließlich den Verpflichtungen aus der
Darlehensaufnahme für den Wohnungserwerb, dem Einkommen ge-
genüber gestellt werden und geprüft wird, ob die verbleibende Sum-
me eine staatlich festgelegte Mindestsumme nicht unterschreitet. Diesiehe Kasten "Tragbarkeit"
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facto gibt es also für die Soziale Wohnraumförderung sowohl eine
Einkommensober- als auch eine Einkommensuntergrenze.

Wichtig: Antragstellung vor Beginn des Vorhabens

Eine Bedingung für die Bewilligung von Fördermitteln der Sozialen
Wohnraumförderung gilt in allen Bundesländern: Mit dem Vorhaben
darf vor Erhalt des Bewilligungsbescheids noch nicht begonnen wor-
den sein. Damit sollen sogenannte Mitnahmeneffekte verhindert wer-
den nach der Logik: Wer auch ohne eine Förderung das betreffende
Objekt bauen/kaufen kann, braucht die Förderung nicht. Deshalb dür-
fen vor der Bewilligung keine verbindlichen Verträge für das Bauvor-
haben/den Kauf abgeschlossen worden sein.
Da andererseits nur ein Antrag auf Förderung für ein konkretes Ob-
jekt möglich ist, kann eine Käuferin eines Bauträgerobjekts oder auch
einer Gebrauchtimmobilie vor Antragstellung einen Kaufvertrag ab-
schließen, wenn dieser bis zur Bewilligung der Förderung ein bedin-
gungsloses Rücktrittsrecht enthält. Der Rücktritt darf nicht mit der
Verpflichtung zur Zahlung einer Entschädigung oder ähnlichem ver-
bunden sein. Es ist in jedem Fall unabdingbar, sich frühzeitig über die
genauen Bedingungen bezüglich des Verbots eines vorzeitigen Beginns
des Vorhabens zu erkundigen.
Bei Mietwohnungsbau- und Bauträgerobjekten müssen die Mieterin-
nen/Käuferinnen zum Zeitpunkt der Bewilligung der Förderung noch
nicht bekannt sein. Es genügt, wenn die InvestorIn/BauträgerIn (z. B.
eine Genossenschaft oder eine GbR) sich verpflichtet, nur an berech-
tigte Haushalte zu vermieten/zu verkaufen. Das Verbot eines vorzeiti-
gen Baubeginns gilt aber auch für solche InvestorInnen.

Notwendiges Eigenkapital

Neben der Leistungsfähigkeit muss auch ein angemessener Eigenkapi-
talanteil nachgewiesen werden. Auch hier unterscheiden sich die Bun-
desländer – das mindestens geforderte Eigenkapital schwankt zwischen
7,5 % und 25 %, weist also eine sehr große Bandbreite auf. Beim eigen-
genutzten Wohnungsbau (Einzeleigentum nach WEG oder Einfamilien-
hausbau) wird oft nach Einkommensgruppen differenziert und bei
Haushalten, die die Einkommensgrenze nach WoFG überschreiten, ein
höheres Eigenkapital verlangt. Teilweise ist zudem vorgeschrieben, dass
der überwiegende Teil des Eigenkapitals in Form von Geld oder einem
entschuldeten Grundstück eingebracht wird. Hiermit soll vermieden
werden, dass Haushalte sich bei der in die Finanzierung eingerechne-
ten Selbsthilfe übernehmen.
Beim Mietwohnungsbau wird in der Regel ein Eigenkapital von 20 % bis
25 % verlangt. Insbesondere für neu gegründete Genossenschaften ist
das eine erhebliche Hürde, wobei einzelne Bundesländer Sonderpro-
gramme für solche Genossenschaften aufgelegt haben, bei denen das
notwendige Mindest-Eigenkapital auf 10 % reduziert wurde. Die Be-
schaffung des bei der Sozialen Wohnraumförderung notwendigen Ei-
genkapitals dürfte denn auch bei Frauenwohnprojekten, die gemein-
schaftliches oder Einzeleigentum schaffen wollen, die größte Hürde
bei der Inanspruchnahme von Sozialen Wohnraumförderungsmitteln
sein. Das gilt in verstärktem Maße dann, wenn die Förderungsbedin-
gungen eine Verpflichtung von Mieterinnen zur Zahlung eines Eigenka-

siehe Kapitel Finanzierung (Muskel-
hypothek)

siehe Kasten "Einkommensgrenzen"

siehe Abschnitt 3 dieses Kapitels

zu den Möglichkeiten der Beschaf-
fung von Eigenkapital siehe Kapitel
Finanzierung

siehe dazu den Abschnitt Begrenzung
der Miete
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pitalbeitrags verbieten oder einschränken. Hier zeigt sich die ganze
Problematik der sozialen Mietwohnraumförderung: Einerseits folgt auch
diese Subventionsform der allgemeinen Tendenz zur Reduktion öffent-
licher Förderung auf eine "Anstoss-Wirkung", durch die privates Kapi-
tal angeregt werden soll, in den betreffenden Bereich zu investieren,
weshalb eine nicht zu geringe Eigenkapitalsumme verlangt wird, ande-
rerseits sollen die Begünstigten der Förderung zu den unteren Ein-
kommensgruppen gehören. Das kann nur dann funktionieren, wenn
das notwendige Eigenkapital nicht von den Begünstigten selbst kommt
– was eine autonome Realisierung eines Frauenwohnprojekts mit Hil-
fe von Mitteln der sozialen Wohnraumförderung ohne potente priva-
te InvestorInnen oder GeldgeberInnen fast unmöglich macht.

Anforderungen an den Standort und die Ausführung der
Baumaßnahmen

Im Rahmen der Sozialen Wohnraumförderung werden nur Wohnun-
gen gefördert, die bestimmten, vom jeweiligen Bundesland festgeleg-
ten Standards entsprechen. Diese beziehen sich zum einen auf den
Standort – verlangt werden im Allgemeinen Standorte, die gut mit
öffentlichen Verkehrsmitteln erschlossen sind – und zum anderen auf
bauliche Aspekte. Festgelegt werden ökologische Mindeststandards
bezüglich des Energiebedarfs, in manchen Ländern ist auch die Barrie-
refreiheit nach DIN 18025 Teil 2 vorgeschrieben oder wird zusätzlich
gefördert. Festgelegt sind auch Kriterien der Grundrissgestaltung. In
diese sind zwar einerseits einige Forderungen feministischer Architek-
tinnen (wie Mindestgrößen von Räumen) eingegangen, doch besteht
ein wesentliches Ziel dieses Teils der baulichen Vorschriften in der Be-
grenzung der Wohnflächen.
Während die erstgenannten Kriterien durchaus mit den Vorstellungen
der meisten Frauenwohnprojekte in Einklang zu bringen sind (die
meisten Frauenwohnprojekte wünschen gut mit öffentlichen Verkehrs-
mitteln erreichbare Standorte, einen hohen ökologischen Standard,
Barrierefreiheit und weitgehend hierarchiefreie Räume), sind die Flä-
chenobergrenzen als problematisch anzusehen, da sie ganz klar auf
einem tradierten Konzept familialen Zusammenlebens beruhen und
für die in Frauenwohnprojekten vertretenen Haushaltstypen nicht
unbedingt passend sind, wie im folgenden Abschnitt gezeigt wird.

Obergrenzen für Kosten und Wohnflächen

Die Soziale Wohnraumförderung soll den Begünstigten zu "angemes-
senem" Wohnraum verhelfen, gleichzeitig sollen die Wohnungen aber
weder zu groß noch zu luxuriös sein. Nach § 6 des Wohnraumförde-
rungsgesetzes sind deshalb bei mit Mitteln der Sozialen Wohnraum-
förderung geförderten Wohnungen "die Anforderungen des Kosten
sparenden Bauens" zu berücksichtigen. Statt detaillierter Richtlinien
haben die Bundesländer, um dies durchzusetzen, Kostenobergrenzen
festgelegt. Bauvorhaben, die diese Grenze überschreiten, können nicht
gefördert werden.
Die unterschiedlichen Kostenobergrenzen in den Ländern spiegeln
teilweise die erheblichen länderspezifischen und regionalen Unterschie-
de des Bau- und Grundstückskostenniveaus wieder, sind aber auch Re-
sultat unterschiedlicher politischer Zielsetzungen: Wenn die Kosten-

siehe Kasten "Kostenobergrenzen
der Sozialen Wohnraumförderung"

siehe den Kasten "Planungsempfeh-
lungen für geförderten Mietwoh-
nungsbau in Bayern"



191Leitfaden – Förderung

Planungsempfehlungen für geförderten Mietwohnungsbau in Bayern (Auszug)

Allgemeines
Wohnungen für kinderreiche Familien sollen vorrangig im Erdgeschoss (möglichst mit unmittelbarem Zugang
nach außen) geplant werden.
In Wohnanlagen ab etwa 50 Wohnungen sollen Gemeinschaftsräume mit einer Fläche von bis zu 0,5 m² je Wohnung
vorgesehen werden.
Bei jeder Wohnung mit Zugang vom Freien, auch z. B. bei Laubenganghäusern, soll ein Windfang am Wohnungs-
oder Hauseingang vorgesehen werden.
Die Erschließungsflächen sollen – auch auf den Grundstücken – möglichst klein, die oberirdischen Versiegelungs-
flächen möglichst gering gehalten werden.

Wohnungsgrundriss
Bei der Bauplanung soll auf ein bedarfsgerechtes Verhältnis von Wohnungen unterschiedlicher Größe geachtet
werden. Wohnungen mit drei und mehr Zimmern sollen mit einer variablen Grundrissgestaltung wechselnden
Nutzerbedürfnissen (etwa für allein erziehende Personen, Senioren) gerecht werden. Leicht auszuführende
Grundrissänderungen sollen die Wohnung an geänderte Wohnbedürfnisse anpassen. Die Funktionen Wohnen,
Schlafen und Kochen sollen nicht alle in einem Raum ausgeübt werden. Wenn sich bei Familienwohnungen gefan-
gene Räume nicht vermeiden lassen, sollen zumindest Schlafräume und Bad/WC durch einen gemeinsamen Zwischen-
flur verbunden sein. Es soll eine Möblierung mit handelsüblichen Möbeln möglich sein.
Küche, Bad und WC: In Wohnungen für vier Personen soll ein räumlich vom Bad getrenntes WC mit einem
Handwaschbecken geplant werden. In Wohnungen ab fünf Personen soll ein WC im Bad und ein räumlich vom
Bad getrenntes zweites WC mit einem Waschtisch vorhanden sein.

Freiflächen
Für jede Wohnung soll ein Balkon oder eine Loggia oder eine Terrasse mit einer nutzbaren Mindestfläche von 3 m²
und einer Mindesttiefe von 1,70 m oder ein Mietergarten vorgesehen werden.
Nach Art. 7 Abs. 2 BayBO sind Kinderspielplätze anzulegen, wenn Gebäude mit insgesamt mehr als drei Wohnun-
gen errichtet werden. Die DIN 18034, Spielplätze und Freiräume zum Spielen, gibt wertvolle Hinweise z. B. zur Ge-
staltung und Nutzung.

Barrierefreiheit
Wird eine Wohnung nach DIN 18 025 Teil 1 geplant, kann die Wohnfläche bis zu 15 m² mehr betragen. Alle
Wohnungen und der Zugang zu den Wohnungen sind nach der DIN 18 025 Teil 2, Barrierefreie Wohnungen,
Planungsgrundlagen, Ausgabe Dezember 1992 zu gestalten. Die Wohnungen einer Wohnebene müssen stufenlos
erreichbar sein. Alle weiteren zur Wohnanlage gehörenden Wohnebenen müssen so geplant sein, dass sie zumin-
dest durch die nachträgliche Schaffung eines Aufzugs oder einer Rampe stufenlos erreichbar sind. Sind die Woh-
nungen für Rollstuhlbenutzer bestimmt, ist die DIN 18 025 Teil 1, Wohnungen für Rollstuhlbenutzer, Planungs-
grundlagen, Ausgabe 1992, anzuwenden. Diese Wohnungen erfüllen somit die baulichen Grundvoraussetzungen für eine
generationenübergreifende Nutzung. Auf diese Weise ist von vorne herein für das "Älterwerden" oder für eine im
Lauf des Lebens eintretende schwere Erkrankung oder Behinderung baulich Vorsorge getroffen.

Wirtschaftlichkeit
Das Bauwerk soll langfristig einen geringen Bauunterhalt und einen sparsamen Energiebedarf und Wasserver-
brauch sicherstellen. Besonderer Wert ist auf umweltschonendes Bauen und gesundes Wohnen zu legen. Bei der
Planung und Ausstattung der Gebäude können die Voraussetzungen für einen sparsamen Umgang mit Energie und
Wasser geschaffen werden. Bei der Baustoffauswahl tragen Erzeugnisse dazu bei, die sich durch Langlebigkeit,
Reparaturfreundlichkeit und Wiederverwendbarkeit oder Wiederverwertbarkeit auszeichnen, die im Vergleich zu
anderen Erzeugnissen zu weniger oder zu entsorgungsfreundlicheren Abfällen führen, die aus Reststoffen oder
Abfällen hergestellt worden sind.

Quelle:
Oberste Baubehörde im bayrischen Staatsministerium des Innern (2009): Förderung von Mietwohnraum in Mehrfa-
milienhäusern, Stand Februar 2009, http://www.stmi.bayern.de/imperia/md/content/stmi/bauen/wohnungswesen/fo-
erderung/merkblatt/merkbl_mw_feb_2009.pdf , S.10-12 (letzter Zugriff 22.3.2009)
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obergrenzen (und die Förderung) von Neubau- und Bestandswoh-
nungen gleich hoch sind, macht das den Erwerb von Wohnungseigen-
tum im Bestand attraktiver als wenn beim Neubau höhere Kosten
zulässig sind. Vergleichbares gilt, wenn die Kostenobergrenzen für Ein-
familienhäuser und Eigentumswohnungen gleich sind, da Eigentumswoh-
nungen zwar pro m² teurer sind, dafür aber in der Regel weniger
Fläche haben und deshalb insgesamt weniger kosten. Mit solchen Set-
zungen haben die Bundesländer die Möglichkeit, ihre Vorstellungen über
die gewünschten Bau- und Wohnformen implizit deutlich zu machen.
Für Wohnprojekte sind die Kostenobergrenzen in der Regel keine
große Hürde, da sie eher bescheidener bauen als konventionelle Inve-
storInnen – von Besonderheiten wie Gemeinschaftsräumen abgese-
hen.
Auch für die Wohnungsgrößen werden von den Bundesländern Höchst-
grenzen festgelegt. Dabei sind bei der Förderung der Wohnungseigen-
tumsbildung vielfach höhere Wohnflächen zulässig als bei Miet- oder
Genossenschaftswohnungen. Auch wird bei der Eigentumsförderung
in manchen Bundesländern ein zu erwartender zusätzlicher Bedarf
einbezogen (z. B. bei Paaren in der Phase der "Familiengründung") –
Regelungen, die beim Mietwohnungsbau unüblich sind.
Wenn auch die zulässigen Wohnflächen in den einzelnen Bundeslän-
dern etwas variieren, so besteht doch in allen Ländern ein Grundpro-
blem dieser Festlegungen, das gerade Frauenwohnprojekten erhebli-
che Probleme bereiten kann: Die Festlegungen (und die vorherrschen-
den baulichen Umsetzungen) basieren auf tradierten Vorstellung eines
heterosexuellen Zusammenlebens.
Das zeigt sich zunächst bei den Wohnungen für zwei Personen. Einem
Zweipersonenhaushalt werden zwischen 55 m² und 67 m² zugestan-
den. Die daraus resultierende typische Sozialmietwohnung sieht ne-
ben Küche und Bad zwei Räume vor, ein größeres Wohnzimmer und
ein kleineres Schlafzimmer. Zieht nun eine Alleinerziehende mit einem
Kind in eine solche Wohnung ein, dann bedeutet dies, dass sie entwe-
der auf einen gemeinsamen Raum verzichtet (wobei angemerkt wer-
den muss, dass die in solchen Wohnungen üblichen Zeilenarbeitskü-
chen als Gemeinschaftsraum absolut ungeeignet sind) oder dass sie
ihren Schlafraum mit ihrem Kind teilt oder dass sie das "Wohnzim-
mer" des nachts mittels Bettcouch oder ähnlichem in ihr Schlafzim-
mer verwandelt. Keine dieser Lösungen ist überzeugend, insbesonde-
re, wenn das Kind etwas älter ist.
Deshalb gab und gibt es in Frauenwohnprojekten immer wieder Ver-
suche, Wohnungen mit drei Räumen innerhalb der Flächengrenzen für
den Zweipersonenhaushalt im Sozialen Wohnungsbau zu realisieren,
sei es durch räumliche Integration von Wohnzimmer und Küche oder
durch Schaffung eines "Allraums", der die Funktionen Wohnzimmer/
Küche und Erschließungsfläche integriert. Wirklich überzeugende, auch
von den Bewohnerinnen akzeptierte Lösungen sind dabei, trotz guter
Ideen der beteiligten Architektinnen, noch nicht gefunden worden, da
die zulässigen Flächen für eine wirklich gute Lösung einfach nicht aus-
reichen.
In manchen Bundesländern, z. B. Bremen, ist deshalb inzwischen für
Alleinerziehende ein Flächenzuschlag möglich, wodurch es z. B. eher
möglich ist, für eine Alleinerziehende mit einem Kind eine Dreiraum-

siehe den Kasten "Höchstgrenzen für
Wohnungsgrößen und  Wohnflächen"

Beispiele sind bei einer Reihe von
Frauenwohnprojekten für Alleiner-
ziehende dokumentiert



193Leitfaden – Förderung

Kostenobergrenzen der Sozialen Wohnraumförderung

Die Soziale Wohnraumförderung soll den Begünstigten zu "angemessenem" Wohnraum verhelfen, gleichzeitig soll
aber verhindert werden, dass die öffentliche Förderung zu einer zu aufwendigen Bauweise führt. Aus diesem
Grund legen die Bundesländer Obergrenzen für die Kosten vor, die bei geförderten Objekten nicht überschritten
werden dürfen. Es geht also nicht um die Frage, welche Kosten gefördert werden, vielmehr dürfen die Investorin-
nen diese Kostenobergrenzen auch dann nicht überschreiten, wenn sie bereit sind, die Mehrkosten selbst zu
tragen.
Bei der Festlegung von Kostenobergrenzen gibt es unterschiedliche Methoden:
Bei der Eigentumsförderung werden häufig vom Gebäudetyp abhängige Kostenobergrenzen festgelegt. So gelten
beispielsweise in Schleswig-Holstein folgende nach Gebäudeform differenzierten Gesamtkosten:

In bestimmten Gebieten können die Kostengrenzen um 15 % bzw. 25 % überschritten werden, auch dürfen
kinderreiche Haushalte und Haushalte mit Schwerbehinderten die Kostengrenzen um bis zu 10 % überschreiten.
In Hessen darf ein Einfamilienhaus oder eine Eigentumswohnung 190 000 € kosten. Wird zusätzlich noch eine
Einliegerwohnung gebaut, liegt die Grenze bei 240 000 €. Gehören zum Haushalt der Antragstellerin mehr als vier
Personen, dann wird für jede weitere Person die Kostenobergrenze um 20 000 € erhöht.  In Nordrhein-Westfalen
und in Bayern gelten regional differenzierte Kostenobergrenzen.
Manche Länder differenzieren die Kostenobergrenzen nach Neubau- und Gebrauchtwohnungen, andere Länder
verzichten auf eine solche Differenzierung. Schleswig-Holstein verzichtet beispielsweise auf eine solche Differenzie-
rung, das benachbarte Hamburg dagegen fördert Eigentumsmaßnahmen nicht, wenn die Gesamtkosten einschließ-
lich Grundstück, aber ohne Finanzierungskosten und Grunderwerbssteuer bei Neubauten 360 000 €, bei Gebraucht-
wohnungen 300 000 € überschreiten.
Außerdem werden in manchen Ländern die Obergrenzen nicht auf die Gesamtkosten, sondern auf die Kosten pro
m² Wohnfläche bezogen. In anderen Fällen werden sowohl Kotenobergrenzen pro m² Wohnfläche als auch für die
Wohnung, das Gebäude festgelegt:
In Rheinland-Pfalz liegen bei der Eigentumsförderung die Obergrenzen für die Baukosten bei 1 500 € je m²
Wohnfläche für Neubauten (wobei Mehrkosten für besonders energiesparende Bauweisen bzw. Maßnahmen un-
berücksichtigt bleiben). In Baden-Württemberg liegt die Obergrenze der Gesamtkosten ohne Grundstücks- und
Finanzierungskosten und ohne Garagen- bzw. Stellplatzkosten bei 2 000 € je m² Wohnfläche, wobei Eigentums-
wohnungen höchstens 225 000 € und Einfamilienhäuser höchstens 275 000 € kosten dürfen. Bei "ökologisch
wirksamer Bauausführung" (z. B. Energiesparmaßnahmen) ist eine Kostenüberschreitung bis zu 25 000 € möglich.
Bayern hat regional differenzierte Kostenobergrenzen für die Kostengruppen 300 und 400  (Kosten der Baukon-
struktion und der technischen Anlagen) in Höhe von 1 316 € bis 1 439  € je m² Wohnfläche festgelegt.

Quellen:
Hamburgische Wohnungsbaukreditanstalt (2009): Förderrichtlinie Eigenheim 2009. Gültig ab 1.1.2009, http://www.wk-
hamburg.de/fileadmin/pdf/download/foerdeh.pdf (letzter Zugriff 22.3.2009)
Investitionsbank Schleswig-Holstein (2007): Soziale Wohnraumförderung in Schleswig Holstein. Wohnraumförde-
rungsbestimmungen vom 7.3.2007, http://www.ib-sh.de/fileadmin/ibank/Immobilien/Soziale_Wohnraumfoerderung/
WFB_gesamt_07.03.2007.pdf (letzter Zugriff 28.3.2008)
Ministerium der Finanzen Rheinland-Pfalz (2007): Soziale Wohnraumförderung – Wohneigentum 2007, http://
www.fm.rlp.de/Service/DOC/Bauen_und_Wohnen/wohneigentum.pdf (letzter Zugriff 28.3.2008)
Wirtschaftsministerium des Landes Baden-Württemberg (2009): Verwaltungsvorschriften des Wirtschaftsministeri-
ums zum Landeswohnraumförderungsprogramm 2009, http://www.wm.baden-wuerttemberg.de/fm7/1106/
VwV_Landeswohnraumfoerderungsprogramm2009.pdf (letzter Zugriff 22.3.2009)
Oberste Baubehörde im bayrischen Staatsministerium des Innern (2009): Förderung von Mietwohnraum in Mehrfa-
milienhäusern, Stand Februar 2009, http://www.stmi.bayern.de/imperia/md/content/stmi/bauen/wohnungswesen/fo-
erderung/merkblatt/merkbl_mw_feb_2009.pdf  (letzter Zugriff 22.3.2009)

Kostenobergrenzen in Schleswig-Holstein ( )

Hausform Gesamtkosten

freistehendes Einfamilienhaus 190 000

Doppelhaushälfte oder Reihenendhaus 178 000

Reihenmittelhaus und Eigentumswohnung 163 000

´
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Höchstgrenzen für die Wohnungsgrößen und Wohnflächen bei der Sozialen
Wohnraumförderung

Auch die Festlegung der zulässigen Wohnflächen ist Sache der Bundesländer, die insbesondere bei der Eigentums-
förderung von ihren Gestaltungsmöglichkeiten in erheblichem Umfang Gebrauch machen.

Wohnflächenhöchstgrenzen beim Mietwohnungsbau
Beim Mietwohnungsbau werden für jede Haushaltsgröße Wohnflächen-Obergrenzen festgelegt. In Nordrhein-
Westfalen werden diese nach der Art der Sanitäreinrichtungen differenziert, außerdem gibt es Flächenzuschläge
für Wohnungen für RollstuhlfahrerInnen.

Bei Wohnungen mit mehr als 5 Zimmern erhöhen sich die Grenzen um 15 m² für jede zusätzliche Person. Dabei
gilt die Regel, dass ein Haushalt nur eine Wohnung beziehen kann, deren Zimmerzahl die Zahl der Personen im
Haushalt nicht überschreitet. Alleinerziehenden mit einem mindestens sechsjährigen Kind wird ein zusätzlicher
Raum zugestanden. Auch in Bayern ist – nicht zuletzt im Hinblick auf die Wohnbedürfnisse von Alleinerziehenden,
die Regel "Pro Person ein Zimmer" abgeschwächt – möglich ist für Ein- und Zweipersonenhaushalte auch der
Bezug einer Wohnung mit einer die Personenzahl um eins übersteigenden Zimmerzahl, wobei die Wohnungen
trotz des zusätzlichen Zimmers nicht größer sind als in NRW. Bayern setzt also auf Grundrisse mit deutlich
kleineren Räumen als in NRW:

Für jede weitere Person erhöht sich die Grenze um bis zu 15 m². Eine Wohnung muss mindestens 35 m² haben.
In Schleswig-Holstein und in Niedersachsen werden Ein-Personen-Haushalten 50 m², Zwei-Personen-Haushalten
60 m², drei Personen 75 m² und jeder weiteren Person 10 m² zugestanden, wobei in Niedersachsen Alleinerziehen-
den ein Flächenzuschlag von 10 m² zugebilligt wird.
Hamburg ist bei kleinen Haushalten großzügiger und akzeptiert bis zu 60 m² für eine Person, steigert aber nur um
10 m² je Person, so dass fünf Personen in Hamburg sieben bis 12 m² weniger haben als in Nordrhein-Westfalen
(aber 5 m² mehr als in Schleswig-Holstein).
Baden-Württemberg begrenzt seine Mietwohnungsbauförderung auf "Haushalte mit besonderen Schwierigkeiten
bei der Wohnraumversorgung, … insbesondere soziale Randgruppen, z. B. Wohnsitzlose" und bietet diesen beson-
ders bescheidene Wohnflächen. Diese sind zwischen 28,5 m² und 60 m² groß, wobei Ein-Personen-Haushalte
maximal 45 m² und Zwei-Personen-Haushalte maximal 60 m² bewohnen dürfen.

Maximale Wohnungsgrößen für Wohnungseigentum
Bei der Wohnungseigentumsförderung sind die Wohnflächen in vielen Bundesländern weitaus großzügiger bemes-
sen als bei Mietwohnungen. So können in Bayern Eigentumswohnungen für einen Zweipersonenhaushalt bis 75 m²
groß sein, Eigenheime sogar bis 100 m². Für jede weitere Person können bis zu 15 m² hinzukommen, außerdem
kann "der weiteren Familienplanung mit einer entsprechenden zusätzlichen Wohnfläche Rechnung getragen wer-
den". In Schleswig-Holstein sind die Wohnungen noch etwas größer, hier werden 130 m² für Haushalte bis zu

Wohnflächenobergrenzen in Bayern, Mietwohnungsbau (m²)

Wohnungstyp Haushaltsgröße Wohnfläche

Ein-Zimmer-Wohnung Eine Person 40

Zwei-Zimmer-Wohnung Eine Person 50

Zwei-Zimmer-Wohnung Zwei Personen 55

Drei-Zimmer-Wohnung Zwei Personen 65

Drei-Zimmer-Wohnung Drei oder vier Personen 75

Vier-Zimmer-Wohnung Vier Personen 90

Wohnflächenobergrenzen in NRW, Mietwohnungsbau (m²)

Wohnungsgröße

barrierefrei Rollstuhl-
fahrerinnenDusche Badewanne

1 Zimmer, Küche, Nebenräume   47   52   55

2 Zimmer, Küche, Nebenräume   62   67    70

3 Zimmer, Küche, Nebenräume   77   82    87

4 Zimmer, Küche, Nebenräume   92   97  102

5 Zimmer, Küche, Nebenräume 107 112 117
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4 Personen akzeptiert, für jede weitere Person sind weitere 15 m² zulässig. Dasselbe gilt für Hamburg, nur dass hier
der fünften und jeder weiteren Person nur 10 m² zusätzlich zugebilligt werden. Besonders großzügig dürfen im
Übrigen geförderte Haushalte, die Wohnungseigentum bilden, in Baden-Württemberg wohnen: Die Wohnflächen-
grenze liegt bei 156 m² für einen Haushalt mit bis zu vier Personen, für jedes weitere Haushaltsmitglied dürfen es
15 m² mehr sein. In Hessen sind 150 m² für Eigenheime und 120 m² für Eigentumswohnungen zulässig. Nieder-
sachsen dagegen zwingt kleinere Haushalte zu relativer Bescheidenheit und billigt Ein- und Zweipersonenhaushalten
"nur" 90 m² zu, drei bis fünf Personen müssen sich mit 130 m² bescheiden. Das ist aber immer noch erheblich
mehr als im Mietwohnungsbau.
Das heißt allerdings nicht, dass diese zulässige Wohnfläche auch gefördert wird. In den meisten Ländern ist die
Höhe der Förderung ausschließlich von der Zahl der Haushaltsmitglieder abhängig. In Baden-Württemberg zählt
nur die Zahl der Kinder, Alleinerziehende erhalten also das gleiche Darlehen wie ein Paar mit gleicher Kinderzahl.
In Schleswig-Holstein wird dagegen bei der Eigentumsförderung bei Hauhalten bis zu vier Personen überhaupt
nicht differenziert und nur Familien ab drei Kindern eine zusätzliche Förderung gewährt. Wer also großzügig baut,
muss einen höheren Kapitalanteil selbst aufbringen oder höhere Belastungen aus dem Kapitaldienst tragen. Indi-
rekt setzt deshalb auch die Prüfung der Tragbarkeit der Belastung der Größe geförderter Wohnungen eine Grenze.
Unabhängig davon kann sowohl im Mietwohnungsbau als auch bei der Eigentumsförderung in begründeten Fällen
(z. B. bei Schwerbehinderten, oder wenn wegen häuslicher Erwerbstätigkeit ein Arbeitsraum benötigt wird) ein
Flächenzuschlag gewährt werden.
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Wirtschaftsministerium des Landes Baden-Württemberg (2009): Verwaltungsvorschriften des Wirtschaftsministeri-
ums zum Landeswohnraumförderungsprogramm 2009, http://www.wm.baden-wuerttemberg.de/fm/1106/VwV_Lan
deswohnraumfoerderungsprogramm2009.pdf (letzter Zugriff 22.3.2009)
Wirtschaftsministerium Baden-Württemberg, website Förderung von selbstgenutztem Wohnungseigentum, http://
www.wm.baden-wuerttemberg.de/foerderung-von-selbst-genutztem-wohnungseigentum/121591.html (letzter Zu-
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Hamburg
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wohnung zu gestalten. In NRW wird Alleinerziehenden mit einem min-
destens sechsjährigen Kind ein zusätzlicher Raum zugestanden. Doch
wenn es sich bei der Alleinerziehenden um eine Sozialhilfe- oder ALG
II-Empfängerin handelt, dann kann es sehr gut passieren, dass das zu-
ständige kommunale Amt die Wohnfläche für zu groß hält und nicht
bereit ist, die Miete zu übernehmen. So wurden im Wohnprojekt für
Alleinerziehende Hannover (Bäteweg) die für eine Alleinerziehende
mit einem Kind konzipierten Wohnungen mit Alleinerziehenden mit
zwei Kindern belegt, womit die Grundrissidee de facto desavouiert
wurde. Das Gleiche gilt bei für Alleinerziehende mit zwei Kindern kon-
zipierten Wohnungen, die mit Alleinerziehenden mit drei Kindern be-
legt wurden. Im Beginenhof Schwerte (Schützenstrasse) wurden zwei
für Alleinerziehende konzipierte Wohnungen, für die es bereits Inter-
essentinnen gab, von den Beginen "zurückgegeben" (und nun von der
Eigentümerin mit einem traditionellen Haushalt belegt), weil auch hier
das Sozialamt die Wohnungen für zu groß hielt, obwohl es sich um
sozial geförderten Wohnraum handelt.
Ein anderer Haushaltstyp, für den die Wohnflächengrenzen der Sozia-
len Wohnraumförderung unpassend bzw. deutlich zu niedrig sind, ist
die Wohngemeinschaft mehrerer Erwachsener. Bei zwei Erwachsenen
tritt dasselbe Problem auf wie bei der Alleinerziehenden mit einem
Kind, bei größeren Wohngemeinschaften verschärft sich das Problem
– vier Erwachsenen stehen danach z. B. in Schleswig-Holstein ebenso
wie einem Elternpaar mit zwei Kindern gerade einmal 90 m² zu. Wür-
de jede der vier Erwachsenen dagegen alleine wohnen, könnten sie
viermal 50 m², also insgesamt 200 m², bewohnen.
Im Beginenhof in Dortmund ist es gelungen, die Bewilligungsbehörde
davon zu überzeugen, einer Wohngemeinschaft von drei Frauen die
Fläche von drei Einpersonenwohnungen zuzubilligen. Dabei wurden
die Wohnungen so gestaltet, dass sie in drei Einzelwohnungen umge-
baut werden können. Für Wohngemeinschaften alter Menschen hat
das Land Nordrhein-Westfalen inzwischen sogar eigene Förderungs-
bedingungen entwickelt, die höhere Wohnflächen vorsehen als für ei-
nen Familienhaushalt mit gleicher Personenzahl, wobei hier der Ge-
danke der Stärkung von Konzepten der ambulanten Pflege (statt der
Heimunterbringung) ausschlaggebend war. Ähnliches gibt es in Ham-
burg. Es ist nicht auszuschließen, dass auch andere Länder diesem Bei-
spiel folgen, denn die Vorteile liegen auf der Hand: Es wird nicht mehr
Fläche beansprucht als beim Alleinwohnen – die Gemeinschaft jedoch
verspricht zumindest einen gewissen Grad an gegenseitiger Unterstüt-
zung bzw. kostengünstigere Möglichkeiten der ambulanten Betreuung,
die ein längeres Verbleiben in der Wohnung ermöglichen und damit zu
Kostenersparnissen für die öffentliche Hand führen können.

Barrierefreies Bauen

Entsprechend der zunehmenden Orientierung der Sozialen Wohnraum-
förderung (auch) auf ältere und alte Menschen gibt es in allen Pro-
grammen der Sozialen Wohnraumförderung Möglichkeiten der För-
derung des barrierefreien bzw. des rollstuhlgerechten Bauens einschließ-
lich der nachträglichen barrierefreien Wohnungsanpassung. Teilweise
ist die Barrierefreiheit nach DIN 18025 Teil 2 bei neu errichtetem
Sozialem Wohnraum obligatorisch, teilweise wird eine zusätzliche För-

siehe Abschnitt Schwerpunktsetzun-
gen der Bundesländer in diesem Ka-
pitel
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derung gewährt, zudem wird bei rollstuhlgerechten Wohnungen ein
Wohnflächenzuschlag gewährt. Diese Zusatzförderung ist vor allem
für Frauenwohnprojekte älterer und alter Frauen sowie für genera-
tionenübergreifende Projekte interessant, da durch die Barrierefrei-
heit eine wichtige Voraussetzung geschaffen wird, dass Frauen auch bei
Mobilitätseinschränkung im Projekt verbleiben können.

Belegungsbindung, kommunale Belegungsrechte

Mit Mitteln der Sozialen Wohnraumförderung geförderte Wohnun-
gen dürfen für die Dauer der Belegungsbindung nur an berechtigte
Haushalte (Haushalte mit Wohnberechtigungsschein) vermietet wer-
den (allgemeine Belegungsbindung). Da es jedoch weit mehr berech-
tigte Haushalte als (noch) gebundene Sozialwohnungen gibt, machen
die Länder vielfach von der Möglichkeit Gebrauch, neben der allge-
meinen Belegungsbindung noch ein besonderes Belegungsrecht mit der
Sozialwohnraumförderung zu verbinden. In diesen Fällen hat die Kom-
mune für eine bestimmte Zeit das Recht, der EigentümerIn entweder
drei Haushalte (sogenanntes Benennungsrecht) oder einen ganz be-
stimmten Haushalt als MieterIn vorzuschlagen (sogenanntes Besetzungs-
recht). Nur bei triftigen Gründen kann die EigentümerIn es ablehnen,
an einen der drei Haushalte bzw. an den vorgeschlagenen Haushalt zu
vermieten. Es liegt auf der Hand, dass ein solches kommunales Bele-
gungsrecht nur sehr schwer mit den Zielen jener Frauenwohnprojek-
te vereinbar ist, bei denen das Zusammenleben von Frauen in einer
Frauenwohngemeinschaft im Zentrum steht. Eine Realisierung eines
Frauenwohnprojekts mit Hilfe der sozialen Wohnraumförderung
scheint deshalb nur möglich, wenn die Kommune bereit ist, ihr Bele-
gungsrecht an die Bewohnerinnen (oder an einen von diesen bestimm-
ten Träger) abzutreten, wobei selbstverständlich die mit der Förde-
rung verbundenen Einkommensgrenzen und sozialen Kriterien wie
z. B. die Vergabe von Wohnungen an Alleinerziehende eingehalten wer-
den müssen. Dies kann dann gelingen, wenn das Projekt bzw. der Pro-
jektträger glaubhaft machen kann, dass die besonderen Wohnbedin-
gungen im Frauenwohnprojekt beispielsweise Alleinerziehenden hel-
fen, ihren Alltag besser zu organisieren und so zur Stabilisierung dieser
Haushalte beitragen oder wenn die TrägerIn auf andere Weise glaub-
haft machen kann, dass bei der Belegung der geförderten Wohnungen
durchaus soziale Kriterien berücksichtigt werden.
Der Verzicht auf kommunale Belegungsrechte wird dort am schwie-
rigsten zu erreichen sein, wo der Bedarf an Sozialem Wohnraum das
verfügbare Angebot in besonders hohem Maß übersteigt. Allerdings
machen die Länder von der Möglichkeit, die Soziale Wohnraumförde-
rung mit einem kommunalen Belegungsrecht zu verbinden, in unter-
schiedlichem Ausmaß Gebrauch. In manchen Ländern besteht hier eine
Wahlmöglichkeit, wobei Wohnungen, für die ein kommunales Bele-
gungsrecht eingeräumt wird, höher gefördert werden als Wohnungen
ohne solche besonderen Belegungsrechte. So verbindet beispielsweise
Nordrhein-Westfalen die Mietwohnungsbauförderung von Wohnun-
gen für Haushalte der Gruppe A (das sind Haushalte, die die vom Land
festgelegten Einkommensgrenzen einhalten), mit einem Besetzungs-
recht, während die geringere Förderung für Haushalte der Gruppe B

siehe dazu den folgenden Abschnitt

siehe Abschnitt Wer wird gefördert
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(Einkommensgrenze plus 40 %) nur mit einem allgemeinen Belegungs-
recht verbunden ist.

Begrenzung der Miete (Mietpreisbindung)

Neben der Belegungsbindung ist eine Förderung mit Mitteln der So-
zialen Wohnraumförderung auch mit einer Mietpreisbindung verbun-
den. D. h. für eine geförderte Mietwohnung darf maximal die im Bewil-
ligungsbescheid festgelegte Miete verlangt werden. Entsprechend den
Unterschieden in der Förderung sind auch die erlaubten Mieten höchst
unterschiedlich, wobei die Mietfestlegungen dem Prinzip folgen: Je hö-
her die Förderung, desto niedriger die Mieten, genauer gesagt, die
Mietabsenkung gegenüber den Marktmieten. Das bedeutet, dass die
Mieten von Wohnungen für Haushalte mit einem Einkommen unter
der Höchstgrenze des Wohnungsbauförderungsesetzes niedriger fest-
gelegt werden als die Mieten von Wohnungen für Haushalte mit einem
Einkommen von 40 % über dieser Grenze. Die Mietfestlegung bezieht
sich dabei immer auf die Wohnung und nicht auf den Haushalt, der diese
Wohnung bewohnt. Zieht also eine Mieterin mit einem unterhalb der
Einkommensgrenzen des WoFG liegenden Einkommen in eine Woh-
nung, in die auch Haushalte mit einem um 40 % höheren Einkommen
einziehen dürften, so zahlt sie die für die höhere Einkommensgruppe
geltende Miete. In der Logik der Sozialen Wohnraumförderung ist das
auch folgerichtig, da die EigentümerIn für diese Wohnung nur eine
geringere Förderung erhalten hat. Für Frauenwohnprojekte ist dies
jedoch nicht unproblematisch, falls das Projekt (wie z. B. der Beginen-
hof Dortmund) unterschiedlich geförderte Wohnungen mit unter-
schiedlichen Mieten hat und sich die Einkommensstruktur der Bewoh-
nerinnen im Laufe der Zeit ändert, da es dann sein kann, dass Bewoh-
nerinnen mit gleichem Einkommen für den gleichen Wohnungstyp un-
terschiedlich hohe Mieten zahlen müssen, weil sich die Förderung un-
terscheidet. Handelt es sich um ein InverstorInnen-Projekt, mag das
noch als unveränderlich hingenommen werden. Handelt es sich jedoch
um ein Projekt einer neu gegründeten Genossenschaft, dann muss unter
Umständen ein Ausgleich gefunden werden, der allerdings nicht darin
bestehen kann, dass die Mieterinnen der besser geförderten Wohnun-
gen mehr bezahlen, da dies gegen die Bedingungen der Förderung ver-
stieße. Zulässig wäre es dagegen, die Miete für die Mieterin in der
weniger geförderten Wohnung abzusenken, doch müsste die Genos-
senschaft dann den Mietausfall in irgendeiner Weise kompensieren.
Außerdem bleibt der Mieterin gegebenenfalls die Möglichkeit, Wohn-
geld zu beantragen. Die Kombination von Sozialer Wohnraumförde-
rung und Wohngeld ist nicht nur zulässig, sondern auch verbreitet.

Die mit der Sozialen Wohnraumförderung verbundene Mietbegren-
zung bedeutet allerdings keine Konstanz der Mieten. Vielmehr sind im
Bewilligungsbescheid in aller Regel Mieterhöhungen vorgesehen, die
den sukzessiven Abbau der Förderung ausgleichen sollen. Auch diese
Erhöhungen können gegebenenfalls (bei Mieterinnen mit geringem Ein-
kommen) durch Wohngeld abgemindert, wenn auch nie vollständig aus-
geglichen werden, da das Wohngeld immer nur einen Teil einer Mieter-
höhung auffängt (soweit überhaupt eine Wohngeldberechtigung vor-
liegt).

siehe den Abschnitt Wohngeld in die-
sem Kapitel
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Die mit dem Abbau der Förderung verbundenen, bereits bei der Be-
willigung festgelegten Mieterhöhungen sind seit der systematischen
Einführung der Förderungsdegression immer wieder Gegenstand kri-
tischer Diskussionen, da zum einen die der Degression zu Grunde
liegende Annahme sukzessive steigender Einkommen, die die Zahlungs-
fähigkeit erhöht, weder auf gesamtgesellschaftlicher und schon gar nicht
auf individueller Ebene vorausgesagt werden kann. Ab Mitte der 1970er
Jahre gingen die festgelegten Mietsteigerungen des Sozialen Wohnungs-
baus weit über die Einkommenssteigerungen der im Sozialen Woh-
nungsbau lebenden Bevölkerungsschichten hinaus, weshalb dann in gro-
ßem Umfang "nachsubventioniert" werden musste, um die Mieten wie-
der abzusenken. Aus diesem Grund wird in vielen Bundesländern in-
zwischen die Förderungsdegression nicht von vorne herein festgelegt,
sondern werden statt dessen Zeitpunkte vereinbart, zu denen an Hand
der Wohnungsmarkt- und der allgemeinen Einkommensentwicklung
überprüft wird, ob die bestehenden Konditionen noch angemessen
sind oder die Förderung, z. B. durch Erhöhung der Zinsen, reduziert
werden kann. Da jedoch auch bei einer allgemein günstigen Entwick-
lung der Einkommen nicht davon ausgegangen werden kann, dass alle
Sozial-Mieterinnen daran partizipieren, wurde bereits 1994 die Mög-
lichkeit einer "einkommensabhängigen" Miete im II. Wohnungsbauge-
setz eingeführt, die von der Wohnungswirtschaft jedoch rigoros abge-
lehnt wurde. Inzwischen haben dennoch einige Länder Elemente einer
einkommensabhängigen Miete in die Soziale Wohnraumförderung auf-
genommen. Das Grundprinzip ist dabei, dass die Förderung in eine
Grund- und eine Zusatzförderung aufgeteilt wird, wobei die Zusatz-
förderung von der Einkommensstruktur der BewohnerInnen und de-
ren Entwicklung abhängt. In der bayrischen Version müssen die Miete-
rInnen die Zusatzförderung alle zwei Jahre mit einem entsprechenden
Einkommensnachweis neu beantragen. Je niedriger das Einkommen,
desto niedriger die für den jeweiligen Haushalt zumutbare Miete und
desto höher die Zusatzförderung.
Unabhängig von der Art der Mietfestsetzung trägt (im Gegensatz zum
früheren Sozialen Wohnungsbau) die Investorin das Risiko einer Ko-
stenüberschreitung bei der Realisierung des Projekts, da durch die
Mietfestsetzung im Bewilligungsbescheid Kostenüberschreitungen beim
Bau nicht auf die Mieterinnen überwälzt werden dürfen. Das schützt
die Mieterinnen von InvestorInnen-Projekten, kann aber bei Frauen-
wohnprojekten, die im Rahmen einer (neu gegründeten) Genossen-
schaft oder einer anderen Form gemeinschaftlichen Eigentums reali-
siert werden, zu Problemen führen, da bei Kostenüberschreitungen
möglicherweise zusätzliche Darlehen aufgenommen werden müssen,
deren Kapitaldienst nicht durch die Mieten gedeckt ist. Von den von
uns dokumentierten Frauenwohnprojekten wurde jedoch nicht von
solchen Kostenüberschreitungen berichtet.

Verbot der Forderung von weiteren Leistungen bei gefördertem
Mietwohnraum

Damit VermieterInnen die mit der Förderung verbundene Mietbe-
schränkung nicht durch die Forderung nach zusätzlichen Leistungen
umgehen, sind solche Forderungen unzulässig. Neben der im Bewilli-
gungsbescheid festgelegten Miete dürfen nur die üblichen Bewirtschaf-

Beispiele für die Mietfestsetzungen
im Sozialen Wohnungsbau finden
sich im Kasten "Mietentwicklung"
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tungs- und Heizkosten sowie eine "Sicherheitsleistung" (Kaution) ver-
langt werden, mit der die VermieterIn das Risiko von Mietrückständen
sowie von Versäumnissen bei sonstigen Verpflichtungen (z. B. Schön-
heitsreparaturen) abdecken kann. Nach § 551 BGB sind diese Sicher-
heitsleistungen auf maximal drei Nettomonatsmieten begrenzt.
Damit wird die bei Genossenschaften übliche Bildung von Eigenkapital
über Eigenkapitalbeiträge von Bewohnerinnen, sei es in Form von zins-
losen Mieterinnen-Darlehen oder in Form des Erwerbs von zusätzli-
chen Geschäftsanteilen, wie das insbesondere bei neu gegründeten
Genossenschaften häufig der Fall ist, in Frage gestellt, da dies ja eben-
falls zusätzliche Leistungen der Bewohnerinnen sind. Die Bundeslän-
der haben dieses Problem unterschiedlich gelöst. In Hamburg sind sol-
che Eigenkapitalbeiträge an Genossenschaften durch die Zeichnung von
Geschäftsanteilen auf 52 € pro m² Wohnfläche begrenzt, das sind bei
einer 50 m² Wohnung 2 600 €. In Hessen dürfen die von Wohnungsin-
teressentinnen verlangten Geschäftsanteile nicht höher sein als die zu-
lässigen Sicherheitsleistungen (also drei Monatsmieten), wobei diese
Geschäftsanteile an die Stelle der Sicherheitsleistungen treten. In Bay-
ern sind dagegen relativ hohe Eigenkapitalbeiträge von Bewohnerin-
nen geförderter Wohnungen möglich, wie das Beispiel der neu ge-
gründeten Genossenschaft FrauenWohnen eG in München zeigt, die
von Bewohnerinnen sozial geförderter Wohnungen einen (rückzahl-
baren) Eigenkapitalbeitrag von 400 € bis 620 € pro m² Wohnfläche
(das sind bei 45 m² 18 000 € bis 27 800 €) fordern durften.
Die Inanspruchnahme der Sozialen Wohnraumförderung kann also die
Eigenkapitalbeschaffung neuer Genossenschaften erschweren. Ande-
rerseits ist im Fall der Förderung das notwendige Eigenkapital tenden-
ziell geringer als ohne Förderung. Es muss also im Einzelfall geprüft
werden, welche Auswirkungen eine Förderung für das Gesamtfinan-
zierungskonzept hat.

Fehlförderung, Ausgleichszahlung, Reduktion der Förderung

Während der Dauer der Belegungsbindung dürfen, wie bereits erläu-
tert, geförderte Wohnungen nur Haushalten überlassen werden, die
die für das jeweilige Programm maßgeblichen Einkommensgrenzen nicht
überschreiten. Trotzdem muss niemand ausziehen, wenn ihr/sein Ein-
kommen nach dem Einzug in eine geförderte Wohnung über die je-
weils gültige Grenze hinauswächst.  Allerdings gilt der Haushalt dann als
"fehlgeförderter" Haushalt oder "Fehlbeleger"34. Von diesen Haushal-
ten kann nach § 34 WoFG eine Ausgleichszahlung ("Fehlbelegungsabga-
be") verlangt werden, eine Möglichkeit, von der die Bundesländer al-
lerdings immer weniger Gebrauch machen. Die Ausgleichsabgabe ist
entweder ganz abgeschafft oder durch viele Befreiungsregelungen mar-
ginalisiert. Die Länder setzen inzwischen eher auf die Möglichkeit, je
nach der Entwicklung auf dem Wohnungsmarkt bzw. der Einkommens-
entwicklung die Förderung zu reduzieren bzw. zu beenden. Teilweise
wird das, wie bei den Aufwendungsdarlehen in Schleswig-Holstein pau-
schal für ein ganzes Objekt entschieden, teilweise geschieht dies dage-
gen in Abhängigkeit von der Einkommensentwicklung der einzelnen
Bewohnerinnen. Eine solche vorzeitige Beendigung der Förderung kann
Mieterhöhungen nach sich ziehen, entweder, weil der Bewilligungsbe-
scheid für den Fall der Reduktion der Förderung dies zulässt oder weil

siehe dazu das Kapitel Finanzierung,
Abschnitt Eigenkapital bei Genos-
senschaften

34 Die "Fehlbelegung" von Sozialwoh-
nungen ist ein seit mindestens 30 Jahren

kontrovers diskutiertes Thema, wobei
der Begriff "Fehlbeleger" vielfach einen

abwertenden Beiklang hat. Berichte
über hochbezahlte Staatssekretäre, die,

als Referendare eingezogen, immer noch
eine Sozialwohnung belegen (und diese

bedürftigeren Haushalten vorenthalten),
haben immer wieder dazu gedient, den

Sozialen Wohnungsbau als falschen
Politikansatz zu desavouieren. Anderer-

seits wehrt sich die Wohnungswirtschaft
vehement gegen diesen Vorwurf und die
Fehlbelegungsabgabe, da sie zur sozialen
Entmischung von Sozialwohnungsquar-

tieren beitrage. Die veränderte Begriff-
lichkeit "Fehlförderung" und "Aus-

gleichszahlung" kann als Versuch
gewertet werden, der stark ideologisch
unterfütterten Diskussion die Schärfe

zu nehmen.

siehe den Kasten "Beispiele für För-
derungsprogramme der Sozialen
Wohnraumförderung"
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Mietentwicklung bei Sozialem Mietwohnraum – Beispiele aus einigen Bundesländern

In den Bewilligungsbescheiden werden sowohl die zulässigen Höchstmieten als auch die während der Bindungs-
dauer zulässigen Mieterhöhungen festgelegt. Dabei handelt es sich immer um Netto-Kalt-Mieten, also Mieten ohne
Betriebskosten und ohne Heizung (siehe dazu den Kasten "Berechnung der Miete" im Kapitel Bewirtschaftung).
In Hamburg liegen die Mieten, je nach Zielgruppe und Programmtyp, zwischen 5,60 € je m² und 6,60 € je m²
Wohnfläche im Monat und steigen alle zwei Jahre um 0,10 € je m² bis 0,30 € je m² Wohnfläche.
Nordrhein-Westfalen differenziert die Mieten sowohl nach den Einkommen als auch nach dem Mietenniveau der
jeweiligen Gemeinde. Letzteres wird an den auch für das Wohngeld maßgeblichen Mietstufen gemessen.

Die Mieten der Einkommensgruppe B dürfen nur verlangt werden, soweit sie die ortsübliche Vergleichsmiete um
mindestens 20 % unterschreiten. Bei beiden Einkommensgruppen können die Mieten um bis zu 1,5 % pro Jahr
erhöht werden (siehe dazu das Kapitel Bewirtschaftung).
In Bayern wird im Bewilligungsbescheid eine höchstzulässige Miete in Höhe der am jeweiligen Ort geltenden
durchschnittlichen Erstvermietungsmiete für Neubauten festgelegt. Diese zulässige Höchstmiete erhöht sich im
Laufe der Zeit entsprechend der Entwicklung des ortsüblichen Mietniveaus, d. h. die Miete darf in gleicher Weise
wie beim freifinanzierten Mietwohnungsbau angehoben werden (Anhebung auf die ortsübliche Vergleichsmiete).
Die Mieten des geförderten Sozialen Wohnraums sind also nicht generell verbilligt.
Für die Mieterinnen maßgeblich ist jedoch die zumutbare Miete. Diese liegt im Jahr 2009 für Haushalte, deren
Einkommen unter der Einkommensgrenze des Bayrischen Wohnraumförderungsgesetzes (BayWoFG) liegt, je nach
örtlichem Mietniveau zwischen 3,50 € pro m² und 5,25 € pro m² Wohnfläche im Monat. Liegt das Einkommen
eines Hauhalts über der Einkommensgrenze, dann gilt je 15 % Einkommensüberschreitung eine um 0,50 € höhere
Miete als zumutbar. D. h. ein Haushalt, der die maßgebliche Einkommensgrenze um 45 % überschreitet, hat in einer
Gemeinde mit dem höchsten Mietniveau (z. B. München) eine Miete von 5,25 € + 3x 0,50 € = 6,75 € je m²
Wohnfläche. In einer Gemeinde mit niedrigem Mietniveau läge die zumutbare in diesem Fall dagegen bei 5,00 €

(3,50 € + 3x 0,50 €).
In Hessen darf die VermieterIn bei neu errichteten Wohnungen höchstens  eine um 15 % unter der ortsüblichen
Vergleichsmiete liegende Miete verlangen und diese entsprechend der Entwicklung der Lebenshaltungskosten
erhöhen. Da in den letzten Jahren weniger gestiegen sind als die Lebenshaltungskosten, führt diese Regelung, so
dieser Trend anhält (was aber nicht notwendigerweise der Fall ist), zu überdurchschnittlich steigenden Mieten.

Quellen:
Bayern
Oberste Baubehörde im bayrischen Staatsministerium des Innern (2009): Förderung von Mietwohnraum in Mehrfa-
milienhäusern, Stand Februar 2009, http://www.stmi.bayern.de/imperia/md/content/stmi/bauen/wohnungswesen/fo-
erderung/merkblatt/merkbl_mw_feb_2009.pdf (letzter Zugriff 22.3.2009)
Hamburg
Hamburgische Wohnungsbaukreditanstalt (2008): Merkblatt 1: Förderung von Mietwohnungsbau. Förderungsgrund-
sätze für Miet- und Genossenschaftswohnungen in Mehrfamilienhäusern, http://www.wk-hamburg.de/fileadmin/pdf/
mietwohnungen/download/Merkblatt_1_2008_01.pdf (letzter Zugriff 4.4.2008)
Hessen
Landestreuhandstelle Hessen (LTH) (2008): Richtlinien Soziale Wohnraumförderung. Mietwohnungsbau, http://
www.lth.de/hlb/generator/Sites/LTHneu/wwwroot/Service/Download/Wohnungswesen/MietwohnungenNeubau/
msMWNeubauMerkblatt.de.pdf (letzter Zugriff 4.4.2008)
Nordrhein-Westfalen
Ministerium für Bauen und Verkehr des Landes NRW (2009): Wohnraumförderungsbestimmungen 2009, http://
www.mbv.nrw.de/Service/Downloads/Wohnen/FOERDERPROGRAMM/WFB_Reintext_2009.pdf (letzter Zugriff
22.3.2009)

Mietobergrenzen beim Sozialen Wohnraum in NRW (  je m² Wohnfläche Nettokaltmiete)

Mietstufe Einkommensgruppe A Einkommensgruppe B

M 1 4,05 5,15

M 2 4,45 5,55

M 3 4,85  5,95

M 4 5,10   6,20

´
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mit der Einstellung der Förderung die Mietpreisbindung entfallen ist
und eine Mieterhöhung nach dem allgemeinen Mietrecht möglich ist.
Das kann insbesondere bei InvestorInnen-Projekten im Laufe der Zeit
zu deutlich höheren Mieten führen. Aber auch beim gemeinschaftli-
chen oder individuellen Wohnungseigentum führt die vorzeitige Been-
digung der Förderung zu einer höheren Wohnkostenbelastung, es sei
denn, der Wegfall der Förderung kann auf andere Weise kompensiert
werden (etwa durch zusätzliche Solidardarlehen).

Dauer der Belegungs- und Mietpreisbindung

Bereits mit dem ersten Wohnungsbaugesetz von 1950 wurde festge-
legt: Die Sozialbindung von Sozialwohnungen gilt nur für eine begrenzte
Zeit. Aus diesem Grund ist inzwischen der ganz überwiegende Teil der
seit 1950 geförderten Sozialwohnungen aus der Bindung gefallen, so
dass die EigentümerInnen sowohl bezüglich der Belegung als auch der
Miethöhe keinen über das allgemeine Mietrecht des BGB hinausge-
henden Bindungen unterliegen. Der Grundsatz einer befristeten Bin-
dung wurde auch bei der Sozialen Wohnraumförderung beibehalten,
wobei die Bindungszeiten deutlich verkürzt wurden. Waren die frühen
Sozialmietwohnungen meist 30 bis 40 Jahre gebunden, so schwankt die
Bindungsdauer heute zwischen 12 und maximal 25 Jahren (von einzel-
nen Ausnahmen abgesehen). Tendenziell kann gesagt werden, je (wirt-
schafts-)liberaler die jeweilige Landesregierung und je entspannter die
Wohnungssituation in dem jeweiligen Bundesland, desto kürzer die
Bindungen, wobei es durchaus auch innerhalb eines Bundeslandes un-
terschiedliche Bindungsfristen für unterschiedliche Programme gibt.
Teilweise, so z. B. in Bayern, kann die InvestorIn auch zwischen unter-
schiedlichen Bindungszeiträumen wählen, wobei die Förderung umso
höher ist, je länger die Bindungen gelten. Ob längere Bindungsfristen
für Wohnprojekte erstrebenswert sind, kann wohl nur im Einzelfall
entschieden werden. Lange Bindungsfristen bedeuten zwar eine länge-
re Finanzierungssicherheit – aber auch den Zwang, bei jedem Bewoh-
nerinnenwechsel wieder die Einkommensgrenzen und die Zielgruppe
einhalten zu müssen. Wenn es dann noch, wie z. B. bei Frauenwohn-
projekten für ältere Frauen, zu einer Verschärfung der Richtlinien
kommt, dann können lange Bindungsfristen sogar zu einer Gefährdung
des sozialen Konzepts der Gruppe führen. Die Arche-Nora-Projekte
standen ursprünglich "älteren" Frauen ab 40 Jahren offen und können
jetzt, da die Bewilligungsbehörde offenbar auf einer strikten Einhal-
tung der Altergrenze für Altenwohnungen besteht, erst von Frauen ab
60 Jahren bezogen werden, was eine nicht unwesentliche Veränderung
des Gruppenkonzepts bedeutet.

Mischung von geförderten und nicht geförderten Wohnungen

Die Soziale Wohnraumförderung ist, im Vergleich zum früheren Sozia-
len Wohnungsbau, wesentlich flexibler geworden. Dass zeigt sich ins-
besondere bei den weitgehenden Möglichkeiten, in einem Projekt un-
terschiedliche Förderprogramme bzw. geförderte und nicht geförderte
Wohnungen zu mischen – eine für Wohnprojekte ganz zentrale Be-
dingung, wenn sie sich nicht auf Frauen einer bestimmten Einkom-
mensgruppe beschränken wollen. Allerdings ist die durch die Bewilli-
gung unterschiedlicher Fördermodalitäten festgelegte Einkommens-

siehe Kapitel Bewirtschaftung
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struktur (Anteil der Haushalte der unterschiedlichen Einkommens-
gruppen) für die Dauer der Belegungsbindung verbindlich und muss
bei der Wiederbelegung von Wohnungen beachtet werden.

3. Schwerpunktsetzungen der Bundesländer bei der Sozialen
Wohnraumförderung – für Frauenwohnprojekte interessante
Programme und Fördervarianten
Wie bereits erläutert, besteht auf Mittel der Sozialen Wohnraumför-
derung kein Rechtsanspruch. Das jeweilige Bundesland legt die für die
einzelnen Programme zur Verfügung stehenden Mittel fest und setzt
damit Prioritäten, welche Typen von Bauvorhaben für besonders wich-
tig gehalten werden. Darüber hinaus wird teilweise für bestimmte
Bauvorhaben ein "Fördervorrang" eingeräumt (z. B. Wiedernutzung
ehemals genutzter Grundstücke oder Bauvorhaben zur Verdichtung
bestehender Siedlungen, so die Regelungen in Bayern). Förderanträge
für Bauvorhaben mit Fördervorrang werden bevorzugt bewilligt.
Teilweise loben die Länder auch Sonderprogramme für Projekte mit
experimentellem oder Modell-Charakter aus. Bayern und Nordrhein-
Westfalen haben einen Programmschwerpunkt "Experimenteller Woh-
nungsbau", ähnliches gibt es auch in anderen Bundesländern. Das Be-
sondere dieser Sonderprogramme liegt neben einem eventuellen För-
dervorrang in einer großzügigen Auslegung der sonst gültigen Bestim-
mungen bzw. in der Möglichkeit, von diesen abzuweichen. Das Pro-
blem solcher Sonderprogramme ist allerdings, dass sie oft nur kurze
Zeit bestehen oder dass nur wenige Modellprojekte gefördert wer-
den. So fördert beispielsweise Bayern in seinem aus Mitteln der Sozia-
len Wohnraumförderung finanzierten Sonderprogramm "experimen-
teller Wohnungsbau" Modellvorhaben wie "Gemeinsam bauen und le-
ben" und "Wohnen in allen Lebensphasen", wobei aber nur jeweils
wenige Projekte auf Grund von Ausschreibungen ausgewählt und ge-
fördert werden. Etablierte Organisationen haben hier ohne Zweifel
einen Vorteil gegenüber neuen Projektinitiativen, doch ist die Beteili-
gung einer Projektinitiative an einem solchen Modellvorhaben nicht
ausgeschlossen, wie die Beispiele "Beginen-Dachgenossenschaft" und
"FrauenWohnen" in München (allerdings beim Bundesprogramm "Ex-
perimenteller Wohnungs- und Städtebau") gezeigt hat.
In manchen Fällen fließen die Erfahrungen aus den Modellprojekten in
die Regelförderung als eine alternative Möglichkeit mit ein. Im Folgen-
den werden einige Sonder-Regelungen und "Sonderprogramme" aus
einzelnen Bundesländern, die für Frauenwohnprojekte interessant sein
könnten, vorgestellt. Es ist durchaus denkbar, dass Vergleichbares auch
in anderen Bundesländern eingeführt wird, denn bei der Entwicklung
von Varianten der Sozialen Wohnraumförderung ist seit einiger Zeit
Bewegung zu beobachten.
Gemessen an den Förderungsvolumina dominiert die auf (junge) Fa-
milien zielende Förderung zur Bildung von Einzeleigentum die soziale
Wohnraumförderung, wenn auch in unterschiedlichem Ausmaß. Ne-
ben dieser klassischen Zielsetzung gewinnt jedoch auch die Frage der
Wohnsituation älterer und alter Menschen für die soziale Wohnraum-
förderung schon aus demografischen Gründen zunehmende Bedeu-
tung, verbunden mit der Einsicht, dass das klassische Angebot der "Al-



204 Leitfaden – Förderung

tenwohnung" nicht ausreicht, um den aus der demografischen Alte-
rung erwachsenden Anforderungen gerecht zu werden. Das hat zu
einem wachsenden Interesse an unterschiedlichen Konzepten der Woh-
nungsversorgung älterer und alter Menschen zwischen Normalwoh-
nung und Alten- bzw. Pflegeheim geführt, aus denen in manchen Bun-
desländern neue Förderungsangebote insbesondere für Gruppenwohn-
projekte entstanden sind. Zum anderen wird Wohnprojekten inzwi-
schen eine zunehmende Rolle zur "Stabilisierung von Bevölkerungs-
strukturen" zugeschrieben – auch das hat Förderungsvarianten mög-
lich gemacht, die noch vor wenigen Jahren kaum vorstellbar waren.
Insbesondere ist inzwischen die Mischung von Wohnungen für unter-
schiedliche Einkommensgruppen sowie die Mischung von geförderten
und nicht geförderten Wohnungen im allgemeinen problemlos mög-
lich bzw. sogar erwünscht, da die Konzentration von ärmeren Bevöl-
kerungsgruppen als für Stadtquartiere problematisch gilt – ob zu recht
oder zu unrecht sei dahingestellt35. Auch dies hat in einzelnen Bundes-
ländern zu einer bevorzugten Förderung von Wohnprojekten geführt.
Im Folgenden sollen einige dieser Fördervarianten vorgestellt wer-
den.

Förderung für genossenschaftliche Gruppenwohnprojekte in
Schleswig-Holstein

Das Land Schleswig-Holstein hat ein Programm aufgelegt, das sich ge-
zielt an Wohnprojekte richtet, die ihr Projekt entweder im Rahmen
einer neu gegründeten Genossenschaft oder aber in der Trägerschaft
einer bestehenden Genossenschaft mit weitgehender Autonomie ver-
wirklichen wollen. Dazu muss die Genossenschaft der Gruppe "durch
Vertrag oder Satzung die Selbstbestimmungsrechte … dauerhaft zusi-
chern"36. Das Besondere des Programms liegt zum einen in einer recht
großzügigen Regelung über die BewohnerInnen-Struktur, bei der nur
ein Drittel der Gruppe der im engeren Sinn Sozialwohnraumberech-
tigten angehören muss, während bei zwei Dritteln nicht nur höhere
Einkommensgrenzen, sondern auch höhere Wohnflächen (und höhere
Mieten) erlaubt sind. Die Förderung kann also auch von einer Gruppe
mit einer gemischten Einkommensstruktur in Anspruch genommen
werden.
Recht günstig sind auch die Finanzierungsbedingungen: Die Beschaffung
des Eigenkapitals in Höhe von nur 10 % der Gesamtkosten sollte ange-
sichts des Anteils von 2/3 Haushalten, die ein 40 % über den Grenzen
liegendes Einkommen haben, keine allzu große Hürde bedeuten – und
ein zinsverbilligtes Baudarlehen in Höhe von 55 % der Kosten redu-
ziert den Bedarf an Bankdarlehen auf 35 % der Gesamtkosten, eine
hervorragende Grundlage für günstige Darlehenskonditionen. Auch die
Möglichkeit der zusätzlichen Förderung von 2 m² Gemeinschaftsfläche
je geförderter Wohnung kommt den Interessen von Wohnprojekten
entgegen – bei einem Projekt mit 20 Wohnungen kann immerhin ein
40 m² großer Gemeinschaftsraum gefördert werden. Bedingung ist
allerdings, dass der Gemeinschaftsraum bzw. die Gemeinschaftsräume
so gestaltet werden, dass sie ohne großen Aufwand in eine normale
Wohnung umgewandelt werden können. Außerdem gewährt Schles-
wig-Holstein ein Ergänzungsdarlehen für die Kosten der Betreuung
einer Gruppenselbsthilfe in Höhe von 2 500 € je Wohnung.

35 Bei der Kritik an den sog. Problem-
quartieren, in denen ärmere Bevölke-

rungsschichten konzentriert sind,
werden häufig Phänomene und

Problemstellungen mit ganz unter-
schiedlichen Ursachen zu einem
Konglomerat von "Missständen"

zusammengefasst, das auf die schlichte
Formel "die Konzentration von Armut

führt zu unsozialem Verhalten"
(Vandalismus, Kleinkriminalität, Arbeits-
scheu) gebracht wird. Hiergegen wird

die "soziale Mischung der Bevölkerung"
von der Stadtplanung als eine Art

"Allheilmittel" gesehen.

36 Interessenverband Wohnprojekte
Schleswig-Holstein e. V. (2007): Soziale

Wohnraumförderung für genossen-
schaftliche Gruppenwohnprojekte in

Schleswig-Holstein. Eine Zusammenfas-
sung mit ergänzenden Hinweisen, http://

www.wohnprojekte-sh.de/docs/Foer
derung-Zusammenfassung07.pdf, S. 1
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Ebenfalls auf die Verbreitung des Genossenschaftsgedankens zielt die
Förderung der Bildung von Wohnungsgenossenschaften in NRW.

Förderprogramm für Baugemeinschaften in Hamburg

Die Förderung von Baugemeinschaften hat in Hamburg innerhalb der
Wohnungsbauförderung einen hohen Stellenwert. Bei der Behörde
für Bau- und Stadtentwicklung wurde eine "Agentur für Baugemein-
schaften" eingerichtet, außerdem wurden zwei spezielle Förderpro-
gramme aufgelegt. Ein Programm richtet sich an Baugemeinschaften,
die individuelles Eigentum nach WEG bilden, das Bauprojekt jedoch
gemeinschaftlich im Rahmen einer Baugemeinschafts-GbR errichten
wollen. Das zweite Programm richtet sich an Baugemeinschaften, die
genossenschaftliches Eigentum bilden, das von der Gruppe weitgehend
selbst verwaltet wird.
Für beide Programme gilt:
• Es können sowohl Neubauprojekte als auch der Erwerb von Be-

standsimmobilien gefördert werden (wobei sich das individuelle Pro-
gramm vorwiegend auf den Neubau bezieht).

• Die geförderten Objekte können sowohl geförderte als auch nicht
geförderte Wohnungen enthalten, allerdings wird in einigen Fällen
(z. B. bei der Vergabe von Zwischenfinanzierungskrediten) ein Min-
destanteil geförderter Wohnungen festgelegt.

• Es können Gemeinschaftsräume im Umfang von 2 % der geförder-
ten Wohnfläche gefördert werden (das ist bei 30 Wohnungen à
50 m² ein Gemeinschaftsraum mit 30 m²).

• Es muss eine von der Hamburgischen Wohnungsbaukreditanstalt
(WK) anerkannte BaubetreuerIn einbezogen werden, außerdem
muss frühzeitig eine Beratung der "Agentur für Baugemeinschaf-
ten" bei der Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt in Anspruch
genommen werden.

Die Art der Förderung unterscheidet sich bei den beiden Program-
men. Die Förderung von Baugemeinschaften zur Bildung individuellen
Eigentums nach WEG ist an die "normale" Eigentumsförderung ange-
lehnt, doch gibt es einige zusätzliche Elemente, so z. B. einen Kredit zur
Zwischenfinanzierung des Grunderwerbs und der Baukosten, mit dem
die beim Bauen ohne BauträgerIn bestehenden Finanzierungsproble-
me in der Bauphase überbrückt werden können. Das Programm ist
für Wohnprojekte gedacht, die individuelles Eigentum nach WEG bil-
den wollen und bei denen ein Teil der Haushalte ein Einkommen inner-
halb der Einkommensgrenzen des WoFG zuzüglich 70 % hat.
Für Frauenwohnprojekte möglicherweise besser geeignet ist das Pro-
gramm zur Förderung genossenschaftlicher Baugemeinschaften. Nach
Ansicht der Bewilligungsbehörde unterstützt "der Zusammenschluss
zur genossenschaftlichen Baugemeinschaft … grundsätzlich die Bildung
von sozialen Nachbarschaften, die ein gemeinschaftliches und toleran-
tes Zusammenleben ermöglichen. Häufig resultieren hieraus soziale
nachbarschaftliche Dienste bzw. Netze." Diese dem Merkblatt zur
Förderung von genossenschaftlichen Baugemeinschaften in Hamburg
entnommene Beschreibung37 könnte (fast) aus der Zielbeschreibung
eines Frauenwohnprojekts stammen. Da zu den Zielgruppen insbe-
sondere auch:

siehe dazu Kapitel Realisierung, Ab-
schnitt Bauen ohne Bauträger

37 Hamburgische Wohnungsbaukredit-
anstalt (2007): Merkblatt 4. Förderungs-
grundsätze für Baugemeinschaften im
individuellen und genossenschaftlichen
Eigentum im Hamburger Wohnungsbau-
programm, http://fhh.hamburg.de/stadt/
Aktuell/behoerden/stadtentwicklung-
umwelt/bauen-wohnen/baugemein-
schaften/zz-stammdaten/download/
Merkblatt_204,property=source.pdf

siehe Kasten "Förderung der Grün-
dung von Wohnungsgenossenschaf-
ten im Bestand"
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Förderungsgrundsätze für Baugemeinschaften im individuellen und genossenschaftlichen
Eigentum im Hamburger Wohnungsbauprogramm 2009

Wer wird gefördert
Gefördert werden können Wohnungen für Haushalte mit einem Einkommen, das die Einkommensgrenzen des § 8
HmbWoFG (die geringfügig über den Grenzen des § 9 Wohnungsbauförderungsgesetz liegen) um nicht mehr als
70 % übersteigt. Bei Baugemeinschaften, die individuelles Eigentum bilden, müssen 50 % der Haushalte förderungs-
berechtigt sein, bei genossenschaftlichen Projekten müssen mindestens 40% der Haushalte eine Einkommensgren-
ze von max. 130 % einhalten und bei höchstens 10 % der Haushalte sind Einkommensüberschreitungen von bis zu
100 % erlaubt.

Was wird gefördert
Neubau oder Erwerb und Modernisierung von Wohngebäuden. Beim individuellen Eigentum dürfen die Wohnun-
gen für bis zu 4 Personen 130 m² nicht übersteigen. Gefördert wird jedoch nur eine geringere Fläche:

Wie bei anderen Programmen sind auch hier die Flächen im genossenschaftlichen Wohnungsbau zumindest für
kleine Haushalte geringer als beim individuellen Eigentum. Warum dagegen bei Haushalten mit 5 Personen bei
genossenschaftlichem Eigentum 5 m² mehr Fläche gefördert werden als beim individuellen Eigentum, ist wohl
mehr als Beleg für die letztlich recht willkürliche Festsetzung solcher Grenzen denn als wohlbegründete Maßnah-
me zu werten.  Alleinerziehenden wird bei beiden Eigentumsformen ein Zuschlag von 10 m² gewährt, wobei beim
genossenschaftlichen Eigentum gewährleistet sein muss, dass "die Räume familiengerecht den Zuzug eines Part-
ners zulassen". Bei genossenschaftlichen Projekten können auch Wohnungen für Wohngemeinschaften gefördert
werden. Bei Wohngemeinschaften mit bis zu drei volljährigen Personen wird jeder volljährigen Person eine Wohn-
fläche von 30 m² zugebilligt. Bei vier und mehr erwachsenen Personen reduziert sich die Wohnfläche pro Person
auf 27,5 m². Für das erste Kind wird ein Wohnflächenzuschlag von 20 m² und für jedes weitere Kind von 15 m²
gewährt".

Wie wird gefördert
Baugemeinschaften mit individuellem Eigentum
Haushalte in Baugemeinschaften, die individuelles Eigentum bilden, werden nach den Förderrichtlinien des Ham-
burger Eigentumsprogramm gefördert und können zusätzlich ein Zwischenfinanzierungsdarlehen erhalten. Außer-
dem wird ein Aufwendungsdarlehen gewährt.
Die Höhe des Baudarlehens hängt vom Einkommen des geförderten Haushalts ab und liegt zwischen 770 € pro
m² Wohnfläche (für Haushalte mit Einkommen nach § 8 HmbWoFG minus 10 %) und 285 € pro m² Wohnfläche
(für Haushalte mit Einkommen nach § 8 HmbWoFG plus 70 %). Darüber hinaus wird je nach Haushaltskonstellation
für alle Haushalte mit Einkommen bis 170 % der Einkommensgrenze ein mit der Zahl der Kinder progressiv
wachsender "Familienzuschlag" zwischen 10 000 € (Paare ohne Kinder) und 39 000 € (Haushalte mit 4 Kindern)
gewährt. Als "Kinder" zählen hier auch Eltern, Großeltern und Enkel, wenn sie im betreffenden Haushalt leben.
Zusätzlich gibt es noch Zuschüsse oder Darlehen für energiesparendes Bauen.
Das Baudarlehen muss 5 Jahre mit 0,6 % verzinst werden, danach wird der Zinssatz einkommensabhängig be-
stimmt, er kann bis zum Kapitalmarktzinssatz angehoben werden. Für jeweils 10 %, um die das Einkommen über
(unter) dem Einkommen bei der Bewilligung liegt, wird der Zins um 1 € pro m² Wohnfläche im Monat erhöht
(abgesenkt), höchstens jedoch bis zu der Zinssumme, die sich beim Kapitalmarktzinssatz ergibt. Nach jeweils drei
Jahren wird das Einkommen wieder überprüft und der Zins nach Einkommensentwicklung weiter angehoben oder
abgesenkt. Der Tilgungssatz beträgt in den ersten 20 Jahren 2 %, danach 5 %.
Das Aufwendungsdarlehen beträgt in den ersten 4 Jahren 1,60 € je m² Wohnfläche im Monat und verringert sich
nach jeweils 4 Jahren um 0,40 € je m² WF. Nach 18 Jahren ist das Aufwendungsdarlehen mit 6 % zu verzinsen und
mit 2 % zu tilgen. Das Aufwendungsdarlehen wird von Anfang an vermindert, wenn die verbleibende Belastung aus

Förderfähige Wohnfläche bei Baugemeinschaften

Haushaltsgröße Individuelles Eigentum Genossenschaftliches Eigentum

1 Person   60 m²   50 m²

2 Personen   70 m²   60 m²

3 Personen   80 m²   75 m²

4 Personen   90 m²   90 m²

5 Personen 100 m² 105 m²
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Kapital- und Instandhaltungskosten 5,60 € zum Zeitpunkt der Bezugsfertigkeit bei in voller Höhe gewährtem
Aufwendungsdarlehen unterschritten würde.

Baugemeinschaften mit genossenschaftlichem Eigentum
Baugemeinschaften, die genossenschaftliches Eigentum bilden, erhalten ein zinsgünstiges, von der Größe des Ge-
samtobjekts abhängiges Baudarlehen und verschiedene Zusatzdarlehen und Baukostenzuschüsse für besondere
bauliche Maßnahmen. Zusätzlich wird für förderungsfähige Haushalte ein einkommensabhängiger Aufwendungs-
zuschuss gewährt.
Die Förderung mit Baudarlehen ist stark auf kleinere Projekte ausgerichtet. Für die ersten 1 500 m² Wohnfläche
(das sind z. B. 22 Wohnungen für alleinwohnende Frauen, 4 Wohnungen für Alleinerziehende mit einem Kind und
eine WG-Wohnung für vier Frauen) wird ein Baudarlehen von 1 200 € pro m² WF gewährt, für die darüber hin-
ausgehende Wohnfläche liegt das Darlehen bei 1 100 € pro m² Wohnfläche. Zusätzlich wird ein Darlehen in Höhe
von 50 % der Grundstückskosten (jedoch nur bis zu einem Grundstückspreis von 550 € je m² Wohnfläche)
gewährt. Weitere Darlehen (z. B. für ökologisches Bauen) ergänzen die Finanzierung.
Das Baudarlehen ist mit 2 % zu verzinsen und mit mindestens 2 % zu tilgen. Der Zinssatz ist für 20 Jahre fest,
danach wird eine Umschuldung angeboten.
Der Aufwendungszuschuss liegt je nach Einkommensgruppe zwischen 4,00 € und 2,80 € je m² Wohnfläche im
Monat und wird im zweijährigen Rhythmus um je 0,20 € abgebaut. Nach 10 Jahren werden die Einkommen
überprüft und die Aufwendungszuschüsse gegebenenfalls weiter abgebaut.
Die von den BewohnerInnen zu zahlenden Mieten liegen bei 5,60 € für Haushalte, die die Einkommensgrenzen um
maximal 30 % überschreiten und 6,80 € für Haushalte, deren Einkommen um 100 % über der Grenze liegt. Die
Mieten dürfen nach den Regelungen des Mietrechts alle zwei Jahre angehoben werden, allerdings gilt dabei eine
Beschränkung auf eine Mieterhöhung von maximal 0,30 € je m² Wohnfläche.
Die Förderung kann mit anderen Förderungen, insbesondere mit KfW-Krediten kombiniert werden.

Quelle:
Hamburgische Wohnungsbaukreditanstalt (2009): Förderrichtlinien Baugemeinschaften 2009 http://www.wk-
hamburg.de/fileadmin/pdf/download/merkblatt_4.pdf (letzter Zugriff 24.3.2009)
Hamburgische Wohnungsbaukreditanstalt (2009): Förderrichtlinie Eigenheim 2009. http://www.wk-hamburg.de/file-
admin/pdf/download/foerdeh.pdf (letzter Zugriff 24.3.2009)

Förderung der Gründung von Wohngenossenschaften im Bestand in NRW

Neben der allgemeinen Förderung von Miet- und Genossenschaftswohnungen kann in Nordrhein-Westfalen im
Rahmen des experimentellen Wohnungsbaus die Gründung von Wohnungsgenossenschaften im Bestand geför-
dert werden. Diese Förderung umfasst folgende Elemente:
• Finanzierung eines Gründungsgutachtens durch eine Wirtschaftsberatungsgesellschaft für die Neugründung

einer Wohnungsgenossenschaft und Bereitstellung von Beratungsleistungen für den Aufbau des Genossen-
schaftsbetriebs (Zuschussförderung)

• Bereitstellung von zinsgünstigen Darlehen als Ankaufsförderung.

Die Höhe und auch das Verhältnis dieser unterschiedlichen Förderkomponenten werden im Einzelfall festgelegt.
Dabei wird darauf geachtet, dass die Gesamtförderung in einem vertretbaren Verhältnis zur Neubauförderung
steht.
Zielgruppe der Förderung sind Haushalte, die die in NRW gültigen Einkommensgrenzen um nicht mehr als 40 %
überschreiten. Die Förderung setzt voraus, dass mindestens 50 % der Haushalte in der Genossenschaft dieser
Zielgruppe angehören.

Quelle:
Ministerium für Bauen und Verkehr, Website, http://www.mbv.nrw.de/Wohnen/foerderung/genossenschaften/index.php
(Letzter Zugriff 24.3.2009)
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• "Familien und Alleinerziehende mit einem oder mehreren Kindern,
die zur Betreuung der Kinder nachbarschaftliche Hilfe suchen,

• jüngere Hausalte, die ein soziales Engagement mitbringen oder zur
Familiengründung sicheren Wohnraum schaffen wollen,

• ältere Menschen, die ein gemeinschaftliches, sicheres und selbst fi-
nanzierbares Wohnen im Alter suchen"

gehören, erfüllen Frauenwohnprojekte, die genossenschaftliches Eigen-
tum bilden wollen, ohne Zweifel die Voraussetzungen dieses Programms.
Allerdings behält sich die Bewilligungsbehörde bei dieser Fördervari-
ante weitgehende Festlegungen vor. In den Bewilligungsbestimmungen
heißt es hierzu: "Die sozial- und wohnungspolitischen Anforderungen
der Förderung ergeben sich aus der am jeweiligen Standort des Bau-
vorhabens unter wohnungs- und stadtentwicklungspolitischen Zielset-
zungen gebotenen sozialen Zusammensetzung der Baugemeinschaft."
Die Bewilligungsbehörde behält sich also vor, festzulegen, an welchen
Standorten welche der als förderungswürdig eingestuften Zielgrup-
pen (zu denen neben den oben genannten auch kinderreiche Familien
und andere gehören) zu welchen Anteilen wohnen bzw. dort geför-
dert werden sollen. Das kann zwar theoretisch bedeuten, dass Frau-
enwohnprojekte mit einer bestimmten sozialen Zusammensetzung nicht
an allen Standorten gefördert werden, doch waren bisher die Chan-
cen von Frauenwohnprojekten auf Förderung in Hamburg vergleichs-
weise gut.

Förderungsmöglichkeiten für Gemeinschaftsräume

Grundsätzlich werden mit Mitteln der Sozialen Wohnraumförderung,
wie der Begriff schon sagt,  nur Wohnungen gefördert, wobei die Höhe
der Förderung entweder von der Zahl der Haushaltsmitglieder oder
der (zulässigen) Wohnungsgröße abhängt. Für Erschließungs- und Ne-
benflächen (Treppenhäuser, Außenflure, Kellerräume usw.) gibt es da-
gegen keine zusätzlichen Fördermittel, was InvestorInnen veranlassen
soll, solche Flächen möglichst sparsam zu dimensionieren. Da Gemein-
schaftsräume keine Wohnungen sind, gibt es hierfür im Prinzip eben-
falls keine Fördermittel. Auch ist es nicht erlaubt, eine geförderte
Wohnung als Gemeinschaftsbereich zu benutzen, statt sie an einen
berechtigten Haushalt zu vermieten bzw. zu verkaufen, selbst wenn
die Mitglieder des Wohnprojekts die Miete bzw. Kaufsumme gemein-
sam aufbringen. Die (stillschweigende) Nutzung einer geförderten
Wohnung als Gemeinschaftsfläche ist eine unerlaubte Zweckentfrem-
dung.
Allerdings haben einige Bundesländer hier Sonderregelungen einge-
führt und fördern Gemeinschaftsräume bis zu einer bestimmten Grö-
ße wie eine Wohnung. In der Regel wird dabei allerdings verlangt, dass
die Gemeinschaftsräume tatsächlich ohne großen Aufwand in eine Woh-
nung umgewandelt werden können. In NRW kann bei Projekten "mit
mehr als 10 Mietwohnungen eine geförderte Wohnung zur gemein-
schaftlichen Nutzung für die Hausgemeinschaft vorgesehen" werden38.
In Schleswig-Holstein sind Gemeinschaftsräume ab 20 Wohnungen
möglich, in Bayern erst ab 50 Wohnungen. Niedersachsen räumt Wohn-
projekten mit "siedlungsbezogenen" Gemeinschaftshäusern oder -räu-
men sogar einen Fördervorrang ein, wenn in diesen "soziale Hilfsdien-
ste, Nachbarschafts- und Selbsthilfeeinrichtungen der Bewohnerinnen

zu den Grundzügen der Förderung
siehe den Kasten "Förderung von
Baugemeinschaften in Hamburg"

38 Ministerium für Bauen und Verkehr
des Landes NRW(2009); Wohnraumför-

derungsbestimmungen vom 5.2.2009
(letzter Zugriff 28.3.2009)

http://www.mbv.nrw.de/Service/
Downloads/Wohnen/FOERDERPRO-

GRAMM/WFB_Reintext_2009.pdf
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und Bewohner untergebracht werden".  Allerdings gilt dies derzeit vor
allem bei Modernisierungs-, Umbau- und Erweiterungsmaßnahmen39.

Sächsisches Wohnungsprogramm Mehrgenerationenwohnen

Das Sächsische Programm zur Förderung des Mehrgenerationenwoh-
nens ist auf den Wohnungsbestand beschränkt und fördert "investive
Maßnahmen zur nachträglichen bedarfsgerechten Anpassung bestehen-
der Wohngebäude für integrative generationenübergreifende Wohn-
formen … Der Schwerpunkt liegt auf Lösungen, die sowohl für ältere
Menschen, Familien mit Kindern und Menschen mit Behinderungen
Wohn-, Betätigungs- und Kommunikationsmöglichkeiten bieten und
gleichzeitig für eine eventuelle Phase der Betreuung geeignet sind"40.
Gefördert wird unter anderem der Einbau von Aufzügen, die Verände-
rung von Grundrissen, die bauliche Veränderung zur Schaffung von
Gemeinschaftsräumen im Wohngebäude, zum Beispiel auch für eine
Nutzung als Familien- und Stadtteilzentrum, Begegnungsstätte oder
Sozialstation, der Anbau von neuen Balkonen und die Erweiterung vor-
handener Balkone, der Einbau von Notrufanlagen, Wechselsprechanla-
gen und automatischen Türöffnern, sowie der Abbau von Barrieren
aller Art. Gefördert werden können nur Wohngebäude in Innenstäd-
ten oder in von der Gemeinde ausgewiesenen "konsolidierungswürdi-
gen" Gebieten.
Das Programm richtet sich primär an InvestorInnen, könnte aber auch
für Projektgruppen, die Wohnungseigentum im Bestand bilden wollen,
geeignet sein. Die Förderung besteht aus zinsverbilligten Darlehen von
5 000 € bis 50 000 € pro Wohnung.

Gruppenwohnungen für ältere Menschen

Das Land Nordrhein-Westfalen engagiert sich bereits seit vielen Jah-
ren im Themenbereich "Wohnungsversorgung älterer Menschen". Die
seit Jahren bestehenden Regionalbüros "Neue Wohnformen im Alter"
wurden bereits erwähnt. Inzwischen hat das Land spezielle Förderbe-
dingungen für Gruppenwohnungen von Menschen mit Betreuungsbe-
darf  entwickelt, das gemeinschaftliche Wohnungen für bis zu acht Per-
sonen entweder mit Wohnschlafräumen oder mit kleinen Apparte-
ments (Wohnschlafraum mit Küche und Bad/WC) und einem großzü-
gigen Gemeinschaftsbereich vorsieht. Die Wohnfläche pro Person darf
(einschließlich des Gemeinschaftsflächenanteils) 50 m² nicht überschrei-
ten. Ziel der Förderung ist es, Wohneinheiten zu fördern, in denen
"ältere, pflegebedürftige Menschen oder behinderte Menschen mit
Betreuungsbedarf … selbstbestimmt zur Miete wohnen und ihre Pfle-
ge oder Betreuung individuell mit Hilfe ambulanter Dienste ihrer Wahl
organisieren können"41. Die Wohnungen sollen möglichst in "normale"
Mietwohngebäude integriert und die Zahl der Personen in solchen
Gruppenwohnungen dabei auf 24 beschränkt werden. Das Nutzungs-
konzept ist ausdrücklich so zu entwickeln, dass es sich nicht um ein
Heim im Sinne des Heimgesetzes handelt. Die Förderungsbedingun-
gen entsprechen weitestgehend der Mietwohnungsbauförderung in
NRW, es sind also ebenfalls Einkommen von bis zu 140 % der in NRW
gültigen Einkommensgrenzen möglich, wobei für höhere Aufwendun-
gen (z. B. mehr als 4 Bäder pro Gruppenwohnung) zusätzliche Darle-
hen möglich sind. Die Besonderheit des Programms liegt vor allem in

siehe Kapitel Initiierung, Abschnitt
professionelle Beratung

39 Siehe Wohnraumförderungspro-
gramm 2007 des Landes Niedersachsen,
http://www.recht-niedersachsen.de/
23400/504,25110,2,1.htm in Verbin-
dung mit der Richtlinie über die Soziale
Wohnraumförderung in Niedersachsen
(Wohnraumförderungsbestimmungen –
WFB) von 2006, http://www.recht-
niedersachsen.de/23400/wfb2003.htm

40 siehe Sächsisches Staatsministerium
des Innern (2007): Förderrichtlinie
Mehrgenerationenwohnen, http://
www.revosax.sachsen.de/
Details.do?sid=4516510964253

41 Ministerium für Bauen und Verkehr
des Landes NRW (2009): Wohnraum-
förderungsbestimmungen 2009, http://
www.mbv.nrw.de/Service/Downloads/
Wohnen/FOERDERPROGRAMM/
WFB_Reintext_2009.pdf
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der Tatsache, dass jeder Person in etwa die Wohnfläche für einen Ein-
personenhaushalt zusteht, obwohl es sich um eine Mehrpersonen-Woh-
nung handelt.
Diese Förderungsmöglichkeiten wurden im Beginenhof Essen genutzt,
in dem ein Teil der Wohnungen als Wohngruppenwohnungen mit Apart-
ments für betreuungsbedürftige Frauen (Pflegestufe 0 bis 1) ausgebil-
det und an einen sozialen Träger vermietet wurden.
Auch in Hamburg gibt es spezielle Förderungsbedingungen für Grup-
penwohnungen betreuungsbedürftiger Personen, wobei allerdings den
Bewohnerinnen deutlich weniger Fläche zugestanden wird. Vorgese-
hen sind 30 m² bis maximal 45 m² pro Person. Die einzelnen Zimmer
sollen mindestens 12 m² groß sein, außerdem soll jede MieterIn ein
eigenes Bad erhalten, es sei denn, dies ist bei Umbauten nicht mit ver-
tretbaren Kosten zu realisieren. Der Gemeinschaftsflächenanteil soll
50 % der Gesamtfläche betragen. Vorgesehen ist hier neben einem
großen Gemeinschaftraum ein "multifunktionaler Extraraum" für Be-
sprechungen, aber auch für Gäste.
Aus der Sicht von Frauenwohnprojekten können solche Fördermög-
lichkeiten sowohl für generationenübergreifende Projekte als auch für
Projekte älterer Frauen interessant sein, da die Integration einer sol-
chen Gruppenwohnung älteren Frauen die Aussicht bietet, auch im Fall
einer (nicht zu gravierenden) Pflegebedürftigkeit im Projekt verblei-
ben zu können.
Auch Niedersachsen fördert Gruppenwohnungen für ältere oder be-
hinderte Menschen. Hier sollen die Appartements für eine Person
20 m² groß sein und eine Kochgelegenheit sowie eine Sanitäreinheit
enthalten, dazu kommen Gemeinschaftsräume. Gefördert wird mit
Darlehen, die 15 Jahre zinslos sind und danach "marktüblich" verzinst
werden müssen.

4. Förderungen des Bundes
Trotz der primären Zuständigkeit der Bundesländer für den Wohnungs-
sektor fördert auch der Bund die Verbesserung der Wohnverhältnisse
auf unterschiedliche Weise. Im Wesentlichen handelt es sich um
• die Wohnungsbau-, Modernisierungs- und Energieeinsparförderung

durch die Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW)
• die Städtebauförderung einschließlich der Programme "Soziale Stadt"

und "Stadtumbau Ost/West" und der "Experimentelle Wohnungs-
und Städtebau"

• das Wohngeld sowie
• die Einbeziehung der Wohneigentumsbildung in die "Risterrente"42.

Förderungsprogramme der Kreditanstalt für Wiederaufbau
(KfW-Bank)

Die KfW-Bankengruppe ist als "Kreditanstalt für Wiederaufbau" zur
Umsetzung des "Marshall-Plans" gegründet worden, mit dem die US-
amerikanische und die britische Regierung in Zeiten des Kalten Krie-
ges den Wiederaufbau in der Bundesrepublik Deutschland gefördert
haben. Die Bank ist zu 80 % im Besitz des Bundes, die restlichen 20 %
halten die Länder. Die KfW-Bankengruppe ist inzwischen auf sehr vie-
len Feldern aktiv. Für Wohnprojekte wichtig ist die KfW-Förderbank,

42 Darüber hinaus zählt die Förderung
von Einzahlungen auf einen Bausparver-

trag zu den Wohnungsbaufördermaß-
nahmen des Bundes. Allerdings ist die

Bedeutung dieser Förderung sukzessive
zurückgegangen, auch wird immer
wieder ihre Abschaffung diskutiert.

Durch die Verbesserung der Möglichkei-
ten, die Riester-Rente zur Wohnungsfi-
nanzierung heranzuziehen(siehe weiter

unten), wird das Bausparen jedoch
vermutlich wieder Auftrieb erfahren. Zu

den Bedingungen der Bausparförderung
siehe den Abschnitt Bauspardarlehen im

Kapitel Finanzierung.



211Leitfaden – Förderung

die im Wesentlichen die Aufgabe hat, Kredite für als förderungswürdig
erachtete Vorhaben aus unterschiedlichen Bereichen zu vergeben.
Einer dieser Tätigkeitsbereiche ist der Bereich "Bauen, Wohnen und
Energiesparen", in dem derzeit Mittel aus folgenden Programmen an-
geboten werden:
• KfW-Wohneigentumsprogramm
• Ökologisch Bauen (ab 1.4.2009 "Energieeffizientes Bauen")
• Wohnraum Modernisieren
• Altersgerecht Umbauen (ab 1.4.2009)
• Öko-plus und CO2-Gebäudesanierungsprogramm (ab 1.4.2009 zu-

sammengefasst im Programm "Energieeffizientes Sanieren").
Im Gegensatz zur Sozialen Wohnraumförderung sind die Förderpro-
gramme nicht auf bestimmte Zielgruppen beschränkt. Es geht vielmehr
um eine allgemeine Förderung  des Wohnungsbaus und der Wohnungs-
modernisierung sowie – und vor allem – um die Förderung von Maß-
nahmen zur Energieeinsparung. Antragsberechtigt sind sowohl selbst-
nutzende EigentümerInnen als auch InvestorInnen einschließlich kom-
munaler Wohnungsunternehmen sowie Genossenschaften.
Die Bedingungen der einzelnen Programme sind unterschiedlich. Ge-
meinsam ist den Programmen, dass die Mittel nicht direkt bei der KfW,
sondern bei der "Hausbank" der Antragstellerin, die im Falle der Be-
willigung eines Kredits auch die Gelder erhält und an die Empfängerin
weiterleitet, beantragt werden müssen. Gemeinsam ist den Program-
men auch eine gewisse Wahlfreiheit bezüglich der Dauer der Zinsfest-
schreibung und der Laufzeit. Zins- und Tilgungssatz der Kredite sind
bei den einzelnen Programmen unterschiedlich, nicht alle Kredite ha-
ben einen verbilligten Zinssatz, teilweise liegt der Vorteil vor allem in
der Bereitschaft der KfW zur nachtrangigen Sicherung der Kredite.

Das Wohneigentumsprogramm

Das Wohneigentumsprogramm soll die Wohneigentumsbildung selbst-
nutzender EigentümerInnen unterstützen, wobei die Unterstützung
vor allem in der Gewährung eines nachrangig gesicherten Darlehens
zu vergleichsweise günstigen Konditionen besteht. Bewilligt wird maxi-
mal ein Kredit in Höhe von 30 % der "angemessenen" Gesamtkosten,
die Kreditobergrenze liegt bei 100 000 €. Der Vorteil des KfW-Kre-
dits liegt nicht so sehr in einer Zinsverbilligung wie in der Möglichkeit,
für den Darlehensbereich oberhalb von 60 % der Beleihungsgrenze
einen Kredit zu erhalten, der im Gegensatz zu einem Bausparkredit
sehr langsam zurückbezahlt werden kann, denn die Tilgungsrate liegt
bei nur 1 % (zuzüglich ersparter Zinsen). Außerdem wird eine Tilgungs-
aussetzung von einem bis fünf Jahren gewährt.
Die KfW-Kredite können mit anderen Förderungen (z. B. mit Mitteln
der Sozialen Wohnraumförderung) kombiniert werden. Nicht nur aus
diesem Grund können KfW-Kredite aus dem Wohneigentumspro-
gramm für solche Frauenwohnprojekte interessant sein, die ihr Pro-
jekt in Form des individuellen Wohnungseigentums nach Wohnungsei-
gentumsgesetz realisieren wollen. Der Vorteil der KfW-Kredite ist auch,
dass jede Eigentümerin unabhängig von den übrigen Projektmitglie-
dern einen solchen Kredit beantragen kann.
Auch hier muss jedoch beachtet werden: Die Antragstellung auf einen
KFW-Kredit muss spätestens unmittelbar nach Abschluss des Immobi-



212 Leitfaden – Förderung

lien-Kaufvertrags geschlossen werden. Eine nachträgliche Antragstel-
lung oder eine Umschuldung mit KfW-Krediten ist ausgeschlossen.

Finanzierung des Erwerbs von Genossenschaftsanteilen im Rahmen des
Wohnungseigentumsprogramms

Diese Variante des KfW-Programms ist in hervorragender Weise auf
die Realisierung von Wohnprojekten im Rahmen neu gegründeter
Genossenschaften zugeschnitten, denn es ermöglicht Wohnprojekt-
mitgliedern, Genossenschaftsanteile bis zu einer Höhe von 100 000 €
durch einen langfristig laufenden Kredit (Laufzeit 20 Jahre) zu finan-
zieren. Damit wird es neuen (und selbstverständlich auch alten) Woh-
nungsgenossenschaften ermöglicht, als Voraussetzung für den Bezug
einer Genossenschaftswohnung einen vergleichsweise hohen Eigenka-
pitalbeitrag in Form von Pflichtanteilen der Genossenschaft zu verlan-
gen, auch wenn die Projektmitglieder keine entsprechend hohen Er-
sparnisse haben. Der Kredit kann bis zu 100 % der Geschäftsanteile
betragen. Allerdings muss – wie bei allen KfW-Krediten – die Kredit-
nehmerin in der Lage sein, den Kapitaldienst (Zins und Tilgung) für
diesen Kredit auch langfristig zu tragen, denn verlangt werden "bank-
übliche Sicherheiten" und das bedeutet zumindest einen entsprechen-
den Einkommensnachweis.

Programm "ökologisch bauen" bzw. Energieeffizientes Bauen

Im Programm "ökologisch bauen", das ab 1.4.2009 durch das Programm
"Energieeffizientes Bauen" ersetzt wird, wird der Neubau von Wohn-
gebäuden gefördert, die einen besonders geringen Energiebedarf ha-
ben. Unterschieden werden "Passivhäuser" und "Energiesparhäuser 40"
und "60" (ab 1.4. 2009 "KfW-Effizienzhäuser 55" bzw. "75" genannt).
Gefördert wird auch der Einbau von Heizungen auf der Basis erneuer-
barer Energien, selbst wenn das Gebäude nicht den Standard eines
Energiesparhauses erreicht. Bei diesem Programm werden die Zinsen
durch Zuschüsse des Bundes abgesenkt. Hier liegt also eine echte Sub-
ventionierung vor. Ziel ist es, die durch die Energiesparmaßnahmen
entstehenden zusätzlichen Investitionskosten durch die Zinsverbilli-
gung ökonomisch attraktiv zu machen, da sich die Maßnahmen zwar
gesamtwirtschaftlich und langfristig auch individuell (für Investorinnen
und Bewohnerinnen) lohnen, zunächst aber durch höhere Investiti-
onskosten zu Buche schlagen. Für Wohnprojekte, die auf einen hohen
ökologischen Standard Wert legen, ist das Programm durchaus attrak-
tiv. Bedingungen bezüglich der Nutzung bzw. Belegung sind mit dem
Programm nicht verbunden. Möglich sind Kredite bis zu 50 000 € pro
Wohnung.

Programme für Wohnungen im Bestand

Neben der Neubauförderung wird auch die Modernisierung von Woh-
nungen im Bestand durch KfW-Kredite unterstützt. Angeboten wer-
den folgende Programme:
• Das Programm "Standard", bei dem Kredite für Verbesserung des

Gebrauchswerts der Wohnungen, für Instandsetzungsmaßnahmen
aber auch für Wohnumfeldmaßnahmen gefördert werden. Möglich
ist auch die Förderung des An-/Einbaus von Balkonen, Terrassen,
Aufzügen

Zur Definition siehe Kasten "Kondi-
tionen der KfW-Kredite"
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• Das (neue) Programm "Altersgerecht Umbauen", bei dem sowohl
EigentümerInnen als auch MieterInnen die Förderung von Maßnah-
men beantragen können, die "Menschen unabhängig von Alter und
jeglicher Einschränkung eine selbstbestimmte Lebensführung ermög-
lichen". Die Maßnahmen sollen sich an der DIN 18040 orientieren.
Gedacht ist hier insbesondere an den Abbau von Barrieren in und
um die Wohnung

• Das Programm "Öko plus", mit dem Maßnahmen zur Verbesserung
des Wärmeschutzes der Gebäudeaußenhülle sowie Maßnahmen zur
Erneuerung von Heizungstechnik auf Basis erneuerbarer Energien,
Kraft-Wärme-Kopplung und Nah-/Fernwärme gefördert werden

• Das CO2-Gebäudesanierungsprogramm, mit dem Maßnahmen ge-
fördert werden, durch die Altbauten bezüglich des Energieverbrauchs
auf Neubau-Standard nach Energieeinsparverordnung (EnEV) oder
besser gebracht werden.

Die beiden letztgenannten Programme werden zum Programm "En-
ergieeffizientes Sanieren" zusammengefasst. Gefördert werden in Zu-
kunft sowohl Maßnahmen, die Altbauten auf den Standard eines KfW-
Effizienzhauses "70" oder "100" bringen als auch Einzelmaßnahmen zur
Verbesserung der Energieeffizienz. Die Programme enthalten eine Viel-
zahl von Varianten sowohl bezüglich der förderbaren Maßnahmen als
auch in Bezug auf die Art der Förderung (Zuschuss- bzw. Kreditvarian-
te). Die Zinsen für das Programm werden für 10 Jahre im Zins verbil-
ligt, auch wird unter Umständen der Rückzahlungsbetrag um 5 % bis
12,5 % der Darlehenssumme gekürzt.
Alle diese Programme können für Wohnprojekte interessant sein, die
ihr Projekt im Wohnungsbestand realisieren wollen. Besonders günsti-
ge Bedingungen bieten allerdings vor allem die Programme bzw. Pro-
grammteile, in denen es um die Verbesserung der Energiebilanz der
Gebäude oder auch um den altersgerechten Umbau geht.
Die Inanspruchnahme der Kredite bzw. Zuschüsse setzt allerdings die
Beachtung einer Vielzahl technischer Vorschriften sowie in den mei-
sten Fällen die Begleitung der Maßnahmen durch eine anerkannte Sach-
verständige voraus, wobei für deren Tätigkeit ein Zuschuss gewährt
werden kann. Die KfW-Kredite sind in aller Regel mit anderen Förde-
rungen kombinierbar.
Für jedes KfW-Programm gelten unterschiedliche Bedingungen, die
hier nicht alle dargestellt werden können, zumal die Programme in
vergleichsweise kurzen Abständen überarbeitet werden. Insbesonde-
re werden die Zinssätze in Abhängigkeit von der Kapitalmarktentwick-
lung regelmäßig angepasst, wobei der Zinsverbilligungseffekt (der bei
den einzelnen Programmen sehr unterschiedlich ausgeprägt ist) in etwa
erhalten bleibt.

Programme der Städtebauförderung sowie des Experimentellen
Wohnungs- und Städtebaus

Die Städtebauförderung wird auch nach der Föderalismusreform als
Bund-Länderprogramm fortgeführt. Für Frauenwohnprojekte kann vor
allem das zur Städtebauförderung gehörende Programm "Soziale Stadt"
interessant sein, sofern das Projekt in einem der derzeit über 400
"Programmgebiete" realisiert werden soll. Die Programmgebiete sind
abgegrenzte Gebiete innerhalb einer Gemeinde und werden von Jahr

eine Übersicht über die Bedingungen
der verschiedenen Programme bie-
tet der Kasten "Konditionen der KfW-
Kredite"
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zu Jahr neu festgelegt, wobei Gebiete in der Regel mehrere Jahre im
Programm bleiben. Für die jeweiligen Gebiete werden von den Antrag
stellenden Gemeinden sogenannte "integrierte Handlungskonzepte"
aufgestellt, in denen unter anderem Maßnahmen zur Verbesserung der
Wohnverhältnisse und zur Verbesserung des Zusammenlebens unter-
schiedlicher sozialer und ethnischer Gruppen im Quartier entwickelt
werden können. Zu solchen Maßnahmen können u. U. auch Frauen-
wohnprojekte beitragen, z. B. wenn Migrantinnen beteiligt sind. Denk-
bar ist insbesondere eine Unterstützung bei der Initiierung und Ent-
wicklung des Projekts, da in vielen Programmgebieten ein "Quartiers-
management" besteht, das unter Umständen hier unterstützend wir-
ken kann. Das Projekt O.L.G.A. Oldies leben gemeinsam aktiv in Nürn-
berg wurde in einem Programmgebiet der Sozialen Stadt realisiert,
doch verzichteten die Projektfrauen auf eine Förderung, die im Rah-
men des Sozialen Wohnungsbaus erfolgt wäre, weil ihrer Meinung nach
die Einschränkungen bezüglich Belegung und Wohnungsgrößen nicht
mit der Idee der Selbstbestimmung in Einklang zu bringen sind. In vie-
len Bundesländern (z. B. im Saarland) haben Projekte in Programmge-
bieten der Sozialen Stadt bei der Sozialen Wohnraumförderung einen
Fördervorrang, was die Chancen auf Förderung (nicht aber die För-
derung selbst) erhöht43.
Ausschließlich von der Bundesregierung finanziert wird das Programm
"Experimenteller Wohnungs- und Städtebau" des Bundes. Im Kern han-
delt es sich um ein praxisorientiertes Forschungsprogramm des Bun-
desministeriums für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung (BMVBS), das
vom Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung (BBR) betreut wird
und in dem versucht wird, für wichtige Problemfelder des Wohnens
und des Städtebaus durch wissenschaftlich begleitete Modellprojekte
neue Lösungen zu entwickeln. In den Jahren 2005 bis 2006 wurde un-
ter anderem das Forschungsfeld "Modelle genossenschaftlichen Woh-
nens – Erschließen von Genossenschaftspotenzialen" gefördert, in das
auch zwei Frauenwohnprojekte einbezogen waren. Als Modellprojekt
einbezogen wurde zum einen das Wohnprojekt der neuen Wohnungs-
genossenschaft FrauenWohnen eG in München sowie ein Projekt
"NRW-Beginenhöfe – Ein Dach für viele Beginenhöfe". Allerdings war
mit der Einbeziehung der Projekte keine finanzielle Förderung der
Projekte selbst verbunden, finanziert wurde vielmehr die Erarbeitung
eines Berichts über die Projekte bzw. die Entwicklung der Projektidee.
Der Vorteil der Einbeziehung für die Projekte lag deshalb im Wesent-
lichen im fachlichen Austausch mit der wissenschaftlichen Projektbe-
gleitung bzw. -bearbeitung.
Das Forschungsfeld "Modelle genossenschaftlichen Wohnens" ist in-
zwischen abgeschlossen, doch werden immer wieder neue Forschungs-
felder ausgeschrieben. Die aktuellen Forschungsfelder des ExWost-
Programms sind auf der Website des BBR44 zu erfahren.
Ausgeschrieben werden aber auch Wettbewerbe und Preise, so z. B.
im Frühjahr 2008 der "Genossenschaftspreis Wohnen", bei dem unter
dem Motto "Wohnungsgenossenschaften – gemeinsam, modern und
nachhaltig" "erfolgreiche unternehmerische Strategien und Lösungs-
ansätze, mit denen sich Wohnungsgenossenschaften den Herausforde-
rungen der Wohnungsmarkt- und Stadtentwicklung stellen" ausgezeich-
net werden sollen45. Auch hier könnten sich genossenschaftlich organi-

43 Umfangreiche Informationen zum
Programm "Soziale Stadt" enthält die

datenbankgestützte Website der
"Bundestransferstelle Soziale Stadt",

http://www.sozialestadt.de/bundestrans-
ferstelle/

44 Bundesamt für Bauwesen und
Raumordnung, Forschungsprogramm

Experimenteller Wohnungs- uns
Städtebau (ExWoSt), http://

www.bbr.bund.de/nn_21686/DE/
Forschungsprogramme/Experimenteller-
WohnungsStaedtebau/experimenteller-

wohnungsstaedtebau
__node.html?__nnn=true

45 siehe Website des BBR, Genossen-
schaftspreis Wohnen, http://

www.bbr.bund.de/cln_005/nn_21686/
DE/Forschungsprogramme/Experimen-
tellerWohnungsStaedtebau/Initiativen/

GenossenschaftspreisWohnen/
01__Start.html



215Leitfaden – Förderung

Konditionen der KfW-Kredite

Im Gegensatz zu den Darlehen der Sozialen Wohnraumförderung, bei denen die Zinssätze ausschließlich förderungs-
politisch motiviert sind, variieren die Kreditangebote der KfW mit der Kapitalmarktentwicklung. Vereinfacht ge-
sprochen legt die KfW einen Basis-Zinssatz in Abhängigkeit vom Kapitalmarktzins fest, der dann, je nach Pro-
gramm, durch Subventionen des Bundes mehr oder weniger abgesenkt wird. Nicht alle Programme sind subven-
tioniert. Teilweise liegt der Vorteil der Kredite vor allem in der Bereitschaft der KfW, Darlehen im nachstelligen
Bereich abzusichern.
Außerdem bietet die KfW Wahlmöglichkeiten bezüglich der Zinsbindungsdauer, der Tilgungsrate und einer an-
fänglichen Tilgungsaussetzung, wobei dies, wie bei anderen Banken, mit unterschiedlichen nominalen und effekti-
ven Zinssätzen verbunden ist (siehe Kapitel Finanzierung).
Die folgende Tabelle enthält eine Übersicht über die Ende März 2009 gültigen Zinssätze der verschiedenen Pro-
gramme. Ausgewiesen ist die Spanne der effektiven Zinssätze bei unterschiedlichen Zinsfestschreibungszeiten,
Laufzeiten und Zeiträumen ohne Tilgung. Der Zinssatz ist umso höher, je länger die Laufzeit, die Zinsfestschreibung
und die tilgungsfreie Zeit ist. Die Zinsen für sie neuen Programme "Altersgerecht Umbauen" "Energieeffizient
Bauen" und "Energieeffizient Sanieren" waren bei Drucklegung noch nicht bekannt.

1, 2 Unter einem Energiesparhaus 40 (60) wird ein Gebäude verstanden, dessen Jahres-Primärenergiebedarf 40 (60) kWh pro m²
Gebäudenutzfläche nicht übersteigt und dessen auf die wärmeübertragende Umfassungsfläche des Gebäudes bezogener spezifischer
Transmissionswärmeverlust den in der EnEV (Anlage 1, Tabelle 1) angegebenen Höchstwert um mindestens 45 % (30 %) unterschreitet.
Bei einem Passivhaus darf der Jahres-Primärenergiebedarf ebenfalls nicht mehr als 40 kWh pro m² Gebäudenutzfläche betragen, außerdem
darf der Jahres-Heizwärmebedarf 15 kWh pro m² Wohnfläche nicht übersteigen. Die Definition des "KfW-Effizinezhaus 55" entspricht der
Definition des Einergiesparhauses 40 (mit maximal 55 % des Transmissionswärmeverlusts nach EnEV), das "KfW-Effizienzhaus 70"
entspricht dem Energiesparhaus 60 (maximal 70 % des Transmissionswärmeverlusts nach EnEV),

Der Förderungseffekt der einzelnen Programme ist also sehr unterschiedlich.
Aus den Zinssätzen sind klar die politischen Prioritäten ablesbar. Die Kredite für Maßnahmen im Bestand sind
etwas günstiger als die für den Wohnungsneubau, besonders günstig sind die Kredite für ökologische Maßnahmen,
insbesondere zur weitgehenden Energieeinsparung.

Quelle:
KfW-Bankengruppe. Konditionenübersicht für Endkreditnehmer, Stand 2.3.2009, https://www.kfw-formularsamm
lung.de/KonditionenanzeigerINet/KonditionenAnzeiger (Letzter Zugriff 20.3.2009)

Programm
Effektiver Zinssatz

 (%)
Laufzeit

(Jahre)
Zinsfestschreibung

(Jahre)
tilgungsfreie Zeit

(Jahre)

KfW-Eigentumsprogramm 3,96 - 5,04 20 - 35 5 - 15 3 - 5

KfW-Eigentumsprogramm Erwerb von
Genossenschaftsanteilen

3,96 - 4,99 20 5 - 15 3

Ökologisch Bauen Energiesparhaus 40
/Passivhaus (1)

2,27 - 2,83 10 - 30 10 2 - 5

Ökologisch Bauen Energiesparhaus 60
oder Heizungserneuerung (2)

3,99 - 4,43 10 - 30 10 2 - 5

Wohnraummodernisierung Standard 3,98 - 4,54 10 - 30 5 - 10 2 - 5

Wohnraummodernisierung Öko-Plus 2,27 - 2,83 10 - 30 5 - 10 2 - 5

CO2-Sanierungsprogramm je nach
Maßnahme

1,41 - 1,71 20 - 30 10 3 - 5
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sierte Frauenwohnprojekte bewerben. Möglicherweise werden auch
in Zukunft Forschungsfelder oder Wettbewerbe ausgeschrieben, die
für Frauenwohnprojekte relevant sind. Ein gelegentlicher Blick in die
Homepage des BBR, Abschnitt ExWoSt, lohnt sich also.

Die Förderung der Wohnungseigentumsbildung im Rahmen der
"Riester-Rente"

Durch das "Gesetz zur verbesserten Einbeziehung der selbstgenutz-
ten Wohnimmobilie in die geförderte Altersvorsorge", das auch "Ei-
genheimrentengesetz" oder kurz "Wohn-Riester" genannt wird, ist nun
auch der Einsatz von Kapital für eine selbstgenutzte "Wohnimmobilie"
im Rahmen der staatlich geförderten privaten Altersvorsorge, der sog.
Rister-Rente förderungsfähig.
Grundsätzlich bietet das Gesetz folgende Möglichkeiten:
1. Im Rahmen eines Rister-Vertrags zur Altersvorsorge angespartes

Kapital kann förderunschädlich entnommen und für den Bau oder
Kauf einer Wohnung als Eigenkapital oder zum Erwerb von Genos-
senschaftsanteilen eingesetzt werden.

2. Im Rahmen eines "zertifizierten Darlehensvertrags" können Tilgungs-
zahlungen in Höhe von max. 4 % des Vorjahresbruttoeinkommens
als Altersvorsorge anerkannt und im Rahmen der Risterente geför-
dert werden.

3. Mit Eintritt in das Rentenalter kann im Rahmen eines Riester-Ver-
trags angespartes Kapital zur Entschuldung einer Wohnimmobilie
eingesetzt werden.

In allen Fällen gilt die Voraussetzung, dass die betreffende Wohnung
selbst genutzt wird bzw. dass nach einem Verkauf der Immobilie das
Kapital wieder in einem Riestervertrag angelegt oder eine neue Im-
mobilie zur Selbstnutzung erworben wird. Wie bei anderen Formen
der Riester-Rente sind die förderungsfähigen Beträge auf 2 100 € im
Jahr begrenzt. Wird der Höchstbetrag ausgeschöpft, zahlt der Staat
eine Zulage von 154 €. Für jedes Kind erhält die/der Zuschussberech-
tigte zusätzlich eine Zulage von 185 € (bzw. 300 € für ab dem 1.1.2008
geborene Kinder). Außerdem ist der Sparbetrag einschließlich Zula-
gen als Sonderausgabe bei der Einkommensteuer abzugsfähig. Im Ge-
genzug muss das geförderte Kapital nach Renteneintritt versteuert
werden. Dabei hat die/der Begünstigte die Möglichkeit, zwischen einer
Besteuerung über 17 bis 25 Jahre und einer Einmalzahlung (bei der ein
30 %-iger Nachlass gewährt wird) zu wählen.
Interessant sind die neuen Möglichkeiten der Riester-Rente vor allem
für solche Frauenwohnprojekte, die individuelles Wohneigentum bil-
den wollen sowie für (neue) Genossenschaften, für die der "Wohn-
Riester" eine Möglichkeit der Eigenkapitalbeschaffung über die Ausga-
be zusätzlicher, geförderter Genossenschaftsanteile bietet. Das gilt ins-
besondere dann, wenn an den Projekten jüngere, abhängig beschäftig-
te Frauen beteiligt sind, da Nichterwerbstätige und Selbständige (ab-
gesehen von einigen Ausnahmen) nicht förderberechtigt sind. Ein Er-
satz für die entfallene Eigenheimzulage ist die Förderung allerdings
schon wegen des deutlich geringeren Förderungsvolumens nicht, auch
wenn dies gelegentlich so dargestellt wird.
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Das Wohngeld

Mit dem bereits im Jahr 1965 eingeführten Wohngeld sollen Haushalte
unterstützt werden, die die Kosten ihrer Wohnung nicht aus eigener
Kraft tragen können. Wohngeld kann prinzipiell sowohl von Mieterin-
nen als auch von Eigentümerinnen beantragt werden, allerdings sind
die Einkommensgrenzen für den Bezug von Wohngeld so gering, dass
Eigentümerinnen nur dann in die Lage kommen, Wohngeld (als Lasten-
zuschuss) zu erhalten, wenn sie nach der Eigentumsbildung eine deut-
liche Verschlechterung ihrer Einkommenssituation erfahren haben, ihr
Wohnungseigentum also in Zeiten eines deutlich höheren Einkom-
mens erworben haben. Deshalb sind nur 11 % der BezieherInnen von
Wohngeld EigentümerInnen.
Das Wohngeld ist seit dem 1.1.2005 in seiner Bedeutung stark zurück-
gegangen, da mit dem in Kraft treten der sogenannten Harz-IV-Geset-
ze BezieherInnen von Sozialhilfe und von Arbeitslosengeld II kein
Wohngeld mehr bekommen (was ihre finanzielle Situation allerdings
insofern nicht beeinflusst, als die Wohngeldzahlungen vor der Geset-
zesänderung mit den Zahlungen der Kommune für die Wohnkosten,
auf die Sozialhilfeempfängerinnen und Arbeitslosengeld II Anspruch
haben, verrechnet wurden).
Wie eng der Einkommensbereich zwischen Sozialhilfe bzw. Harz IV
und den Einkommensgrenzen des Wohngeldgesetzes ist, zeigt die Tat-
sache, dass nach der Reform nur 2 % aller Haushalte in Deutschland
Wohngeld beziehen. Zwar wird von den Wohlfahrtsverbänden regel-
mäßig geschätzt, dass knapp die Hälfte aller Berechtigten aus Scham
oder Unkenntnis kein Wohngeld beantragen, doch wäre auch eine
Berechtigtenzahl von 4 % der Haushalte nicht gerade hoch. Neben den
weit unterhalb der Einkommensgrenzen des Sozialen Wohnungsbaus
liegenden Einkommensgrenzen des Wohngelds spielt für die geringe
Zahl der Berechtigten auch die Beschränkung der anrechenbaren Miete
auf eine Höchstgrenze eine Rolle. Diese war bisher  nicht nur von der
Haushaltsgröße und dem Mietniveau der jeweiligen Gemeinde, son-
dern auch vom Baualter des Gebäudes und der Ausstattung der Woh-
nung abhängig. Da diese Höchstmieten nur sehr unregelmäßig ange-
passt werden, gab es Jahre, in denen bei mehr als 70 % aller Wohngel-
dempfängerInnen die tatsächliche Miete über der Höchstmiete lag. Das
bedeutet, dass Haushalte aus dem Wohngeldbezug fallen, wenn zwar
ihre tatsächliche Miete zu hoch ist, die anrechenbare Miete jedoch
innerhalb der Grenzen liegt, die im Wohngeldgesetz für das jeweilige
Einkommen als tragbar gelten46.
Für Bewohnerinnen von Frauenwohnprojekten mit geringem Einkom-
men kann das Wohngeld trotz dieser Beschränkungen insbesondere
nach der Novellierung des Wohngeldgesetzes zum 1.1.2009, bei der
das Wohngeld und die Höchstmieten deutlich erhöht und erstmalig
auch ein Pauschbetrag für die Heizkosten einbezogen wurde,  eine
Hilfe bieten. Das gilt auch, wenn die Wohnung bereits im Rahmen der
Sozialen Wohnraumförderung gefördert wurde. Zur Antragstellung
und zur Berechnung des Wohngelds gibt das Bundesministerium für
Verkehr, Bau und Stadtentwicklung regelmäßig eine aktualisierte Bro-
schüre heraus, die auch in das Internet eingestellt wird47.

46 Dabei galt: Je älter das Haus, je
schlechter die Ausstattung und je
niedriger das Mietniveau in der
jeweiligen Gemeinde, desto niedriger war
die Höchstmiete, bis zu der die
tatsächliche Miete angerechnet werden
konnte. Seit 1.1.2009 ist die Differenzie-
rung nach Baualter und Ausstattungsni-
veau allerdings entfallen, maßgeblich für
die Höchstmiete sind nur noch das
Mietniveau der Gemeinde sowie die
Haushaltsgröße. Dies wird die Chance
ärmerer Haushalte auf Wohngeldbezug
ohne Zweifel erhöhen, da Haushalte mit
geringen Einkommen nachweislich
überdurchschnittlich häufig in schlecht
ausgestatteten, überteuerten  Altbauten
wohnen, bei denen die Höchstmieten
des Wohngeldgesetzes bisher völlig
unzureichend waren.

47 Bundesministerium für Verkehr, Bau
und Stadtentwicklung (2009): Wohn-
geld 2009 – Ratschläge und Hinweise.
http://www.bmvbs.de/Anlage/origi-
nal_1065683/Wohngeld-2009-
Ratschlaege-und-Hinweise.pdf



218 Leitfaden – Förderung

5. Förderungen auf kommunaler Ebene
Beratung, Grundstücksvergabe, Investitionsförderung
Bund und Länder können durch finanzielle Förderung Anreize für das
Bauen und/oder die Modernisierung setzen. Ob und wie diese Anreize
jedoch umgesetzt werden, was wann wie und von wem gebaut wird,
das entscheidet sich letztlich auf der kommunalen Ebene. Die Kommu-
nen beeinflussen das Baugeschehen in vielfältiger Weise. Durch recht-
liche Rahmensetzungen (insbesondere durch die Bauleitplanung), aber
auch durch ihre Grundstücks- und Erschließungspolitik sowie durch
die Auswahl der in die Landesförderung einbezogenen Bauprojekte.
Manche Kommunen entfalten darüber hinaus vielfältige Aktivitäten zur
Beeinflussung des Wohnungsbaugeschehens, die von der verbilligten
Vergabe von Grundstücken oder zinsgünstigen Erbbaurechten bis zu
eigenen Darlehens- oder Zuschussprogrammen reichen.
Die Einstellungen und Aktivitäten zu Wohngruppenprojekten sind da-
bei sehr unterschiedlich. Nach der bereits zitierten Untersuchung des
Deutschen Instituts für Urbanistik bei 30 Städten über 250 000 Ein-
wohnerInnen hat etwa die Hälfte dieser Kommunen Beratungsstellen
für generationenübergreifende Wohnprojekte eingerichtet. Der
Schwerpunkt der Beratung liegt dabei aber bei der Beratung von Bau-
gemeinschaften, die individuelles Wohnungseigentum bilden. Auch ist
die Beratungstiefe, von wenigen Ausnahmen abgesehen, nicht sehr tief.
In einigen Kommunen werden Baugemeinschaften durch die Abgabe
verbilligter Grundstücke gefördert. Zum Teil wurde jedoch bei der
Befragung durch das Difu betont, dass Baugemeinschaften in das "nor-
male Verfahren" einbezogen und nicht bevorzugt behandelt werden.
Hamburg hat einen Pool von Baugrundstücken, die nur an Baugemein-
schaften abgegeben werden. Auch Mannheim gibt Baugrundstücke ge-
zielt an Baugemeinschaften ab, desgleichen München. Köln fördert den
Bau von Mietwohnungen für das generationenübergreifende Wohnen
mit Investitionszuschüssen, wobei jedoch nur "Investoren, Wohnungs-
gesellschaften und Bauherren mit der erforderlichen Eignung/Leistungs-
fähigkeit und Zuverlässigkeit" antragsberechtigt sind. Bei diesen Pro-
jekten werden auch Gemeinschaftsräume gefördert, außerdem ist eine
Projektmoderation obligatorisch. Hannover schließlich vergab Zuschüs-
se zur Finanzierung von Projektberatungen, einige andere Komunen
unterstützen die Beratungstätigkeit von Vereinen oder Planungsbüros48.

Zahlung der "angemessenen Wohnkosten" bei Sozialhilfe- und Ar-
beitslosengeld II-Empfängerinnen
Sowohl Sozialhilfe- als auch Arbeitslosengeld II-Empfängerinnen haben
Anspruch auf die Übernahme der Kosten einer "angemessenen Unter-
kunft" durch die Kommune. Diese kann durchaus auch in einem Frau-
enwohnprojekt liegen, allerdings sind dabei einige Einschränkungen zu
beachten: Die Vorstellungen der Kommunen, was als "angemessen" gilt,
gehen relativ weit auseinander. Was in der einen Kommune noch ak-
zeptiert wird, kann in einer anderen schon als unangemessen groß
oder teuer gelten, denn als Kriterien für die "Angemessenheit" wer-
den insbesondere die Wohnungsgröße und die Wohnkosten herange-
zogen. Teilweise bleiben die Vorstellungen der Kommunen hinter den
bei der Sozialen Wohnraumförderung als angemessen erachteten
Wohnungsgrößen und -mieten zurück, so dass selbst bei geförderten

siehe dazu Kapitel Initiierung, Ab-
schnitt professionelle Beratung

48 Siehe Jekel, Gregor/Klaus J. Beckmann
(2007): Vorstudie zur Errichtung einer
"Netzwerkagentur Generationenüber-

greifendes Wohnen". Endbericht. Studie
im Auftrag der Senatsverwaltung für

Stadtentwicklung Berlin, vorgelegt vom
Deutschen Institut für Urbanistik (Difu),

Berlin, http://edoc.difu.de/
edoc.php?id=COZ7M16W

siehe dazu das Kapitel Realisierung
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Wohnungen das Problem entstehen kann, dass eine Wohnung in einem
geförderten Projekt von der Kommune als zu groß oder zu teuer
angesehen wird. Bei den dokumentierten Projekten trat dieses Pro-
blem mehrfach bei Wohnungen für Alleinerziehende auf. Andererseits
wohnen in den dokumentierten Projekten nicht wenige Sozialhilfe-
und Arbeitslosengeld II-Empfängerinnen. Bei genossenschaftlichen Pro-
jekten ist es sogar möglich (aber nicht zwingend), dass die Kommune
die Kosten für den obligatorischen Geschäftsanteil übernimmt. Eigen-
kapitalbeiträge in Form zusätzlicher Anteile oder sonstiger Zahlungen
an die Genossenschaft werden dagegen nicht übernommen, zumindest
ist uns kein solcher Fall bekannt geworden.

6. Fazit

Wie gezeigt, sind die Förderungsmöglichkeiten von Wohnprojekten
im Ganzen gesehen recht vielfältig. Doch die meisten Angebote stehen
nicht überall zur Verfügung, sind auf einzelne Länder oder Kommunen
oder gar Stadtgebiete beschränkt, auch besteht auf die meisten För-
derungsarten kein Rechtsanspruch. Die Förderung hängt vielmehr da-
von ab, ob in dem jeweiligen Programm zum Antragszeitpunkt noch
Gelder vorhanden sind, ob die Projektmitglieder zu den Zielgruppen
der jeweiligen Programme passen und ob die Gruppe überhaupt als
ausreichend zuverlässig eingeschätzt wird. Etablierte Akteure wie
Wohnungsbaugesellschaften und -genossenschaften, kapitalkräftige In-
vestoren oder auch etablierte Träger der Wohlfahrtspflege haben da
vielerorts – trotz des Bekenntnisses zu Innovationen, bessere Chan-
cen als Gruppen, die ihr Projekt selbstorganisiert realisieren wollen.
Dies erklärt unter anderem die oft extrem langen Planungs- und Rea-
lisierungszeiten der von uns dokumentierten Projekte. Insgesamt al-
lerdings ist das Interesse der Politik und auch der zuständigen Bewilli-
gungsstellen an gemeinschaftlichen Wohnprojekten tendenziell gestie-
gen, so dass die Chancen auf Aufnahme in die verschiedenen Förder-
programme – bei erheblichen lokalen und regionalen Unterschieden –
besser geworden sind.
Die Übersicht über die Förderprogramme hat aber auch gezeigt, dass
an die Förderung mehr oder weniger enge Bedingungen geknüpft sind.
Dies betrifft insbesondere die soziale Zusammensetzung der Gruppe
bezüglich Alter, Einkommen und Lebensform. Das kann zu erheblichen
Einschränkungen in der Entwicklung der Projekte führen, nicht nur bei
der Gründung, sondern auch bei der weiteren Entwicklung, wie das
Beispiel Arche Nora in Hamburg zeigt, wo statt ursprünglich Frauen
ab 40 Jahren jetzt nur noch Frauen ab 60 Jahren einziehen können,
weil die Förderungsbestimmungen bei der Belegung von "Altenwoh-
nungen" inzwischen – möglicherweise in Konsequenz der politischen
Veränderungen im Hamburger Senat – strenger gehandhabt werden
als bei der Erstbelegung der Projekte. Eine andere Einschränkung be-
trifft die Flächenbegrenzungen, die für nichtkonventionelle Wohnvor-
stellungen wenig Raum lassen. Vereinzelt haben die von uns dokumen-
tierten Projekte (so zum Beispiel das bereits erwähnte Projekt O.L.G.A
in Nürnberg) wegen solcher Einschränkungen ganz bewusst auf För-
derung verzichtet, obwohl einige der Frauen hätten Fördermittel in
Anspruch nehmen können.
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VI. Realisierung des Projekts

Mit der Entwicklung eines sozialen und baulichen Konzepts, der Ent-
scheidung über die Rechtsform, gegebenenfalls der Gründung der be-
treffenden Organisation (Genossenschaft, Stiftung, Verein) sowie der
(Vor-)Klärung der Finanzierungs- und Förderungsmöglichkeiten sind
die ersten, schwierigen Hürden auf dem Weg zu einem (selbstinitiier-
ten) Frauenwohnprojekt genommen. Die entscheidende Phase, die sich
zumindest bei den autonomen und Beginen-Projekten oft als die schwie-
rigste und langwierigste erwies, ist jedoch die Umsetzung der Projekt-
idee, also die Suche nach einem geeigneten Grundstück bzw. Gebäude
und gegebenenfalls die Suche nach einer Investorin sowie die Organi-
sation der baulichen Umsetzung. Ein Patentrezept gibt es hier ebenso
wenig wie bei der Frage nach der geeigneten Rechtsform oder der
Finanzierung, doch geben die Erfahrungen der von uns dokumentier-
ten Projekte Hinweise auf mögliche Vorgehensweisen, die im folgen-
den zusammengefasst werden.

1. Kommt eine Realisierung im Gebäudebestand in Frage?
Die überwiegende Zahl der dokumentierten Frauenwohnprojekte
wurde im Neubau realisiert. Dies scheint zunächst aus vielen Gründen
einfacher: Neubauten bieten eine größere Gestaltungsfreiheit und
ermöglichen (eher) eine bauliche Gestaltung entsprechend den Wün-
schen der Projektbeteiligten. Bei einem Neubauprojekt kann das Wohn-
projekt von Anfang an in voller Projektgröße gestartet werden und es
muss keine Rücksicht auf etwaige frühere BewohnerInnen (mit mögli-
cherweise ganz anderen Wohnvorstellungen) genommen werden. An-
dererseits gibt es in manchen Regionen Deutschlands Wohnungsleer-
stände sowie leerstehende Gewerbeimmobilien, die gegebenenfalls nach
Umbau- und/oder Modernisierungsmaßnahmen für Wohnprojekte
geeignet sind. Auch wird in manchen Bundesländern vor allem im Miet-
wohnungsbereich die Förderung zunehmend auf den Bestand konzen-
triert. Deshalb sollte zu Beginn der Realisierungsphase geprüft wer-
den, ob eine Realisierung des Projekts im Gebäudebestand (Wohn-
oder Gewerbeimmobilie) denkbar ist. Im Folgenden werden die Vor-
und Nachteile der Realisierung im Bestand vorgestellt.

Vorteile einer Realisierung im (Wohnungs-)bestand

Kostenersparnis
Der größte Vorteil einer Projektrealisierung im Altbau besteht in den
geringeren Kosten, die die Realisierung eines Wohnprojekts im Woh-
nungsbestand in aller Regel verursacht. Das gilt insbesondere dann,
wenn an den (Ausstattungs-)Standard der Wohnungen keine dem
Neubau entsprechenden Ansprüche gestellt werden. Das gilt zum Bei-
spiel für einige der älteren autonomen Projekte, die teilweise aus Haus-
besetzungen hervorgegangen sind, wobei die Standardreduktionen von
den Bewohnerinnen nicht unbedingt als Nachteil empfunden werden,
denn Altbauten haben bekanntlicherweise Qualitäten, die im Neubau
nur noch mit extremen Kosten realisiert werden könnten (z. B. große
Geschosshöhen). Es ist mit Sicherheit kein Zufall, dass sechs der älte-
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sten von uns dokumentierten Projekte (Sarah in Stuttgart, Schokofa-
brik und Hexenhaus in Berlin, Villa Magdalena K. in Hamburg und AMAN-
DA in Rostock) alle Altbauprojekte sind.
Teilweise spielte dabei auch eine Rolle, dass bei einer Realisierung eines
Wohnprojekts im Bestand ein größerer Anteil der Kosten durch Selbst-
hilfe (überwiegend im Innenausbau) ersetzt werden kann als bei ei-
nem Neubauprojekt, was insbesondere Projekten, die einen Teil des
Eigenkapitals durch Selbsthilfe ersetzen wollen, entgegen kommt.
Darüber hinaus ist es im Bestand eher möglich, Standardverbesserun-
gen sukzessive, entsprechend der finanziellen Leistungsfähigkeit der
Projektgruppe durchzuführen. So kann z. B. der Anbau eines Aufzugs
planerisch vorgesehen, auf die Realisierung aber zunächst verzichtet
werden. Unter Umständen sind auch individuelle Entscheidungen jeder
Bewohnerin über die Modernisierungsmaßnahmen in ihrer Wohnung
(sowohl hinsichtlich des Umfangs als auch hinsichtlich der zeitlichen
Durchführung) möglich, was den beteiligten Frauen einen größeren
individuellen Gestaltungsspielraum lässt. Allerdings muss in solchen Fäl-
len zwischen der individuellen Wahlfreiheit und den möglichen Ko-
stenvorteilen einer integrierten Lösung abgewogen werden. Beim
Neubau dagegen sind nachträgliche Maßnahmen fast immer wesentlich
teuerer, als wenn sie gleich in die Bauplanung mit einbezogen und um-
gesetzt werden, so dass das Aufschieben bestimmter Maßnahmen nur
in den seltensten Fällen sinnvoll ist49.

Zentrale Lage eher möglich

Unbebaute Grundstücke in zentraler Lage sind rar und teuer. Da für
viele Frauenwohnprojekte, wie unsere Dokumentation zeigt, eine zen-
trale Lage einen besonderen Stellenwert besitzt, sollte die Realisie-
rung in einem bestehenden Gebäude ernsthaft geprüft werden. So ist
zum Beispiel der Essener Beginenhof in einem ehemaligen Finanzamts-
gebäude realisiert worden – in einer sehr zentralen Lage, in der es
kaum verfügbare Neubaugrundstücke gibt50.  Auch das Stuttgarter Frau-
enwohnprojekt Sarah Café und Kulturzentrum wurde in einem Altbau
an einem sehr zentralen Standort realisiert.

Größere Chancen auf Förderung bzw. Unterstützung

In allen Regionen mit einer (quantitativen) Sättigung des Wohnungs-
markts wird von kommunaler und Landesseite zunehmend versucht,
die Wohnungsbauaktivitäten in den Bestand zu lenken. Zwar gibt es
auch in Regionen mit erheblichem Wohnungsleerstand (z. B. in Ost-
deutschland) weiterhin geförderten und nicht geförderten Wohnungs-
neubau, doch konzentriert der sich zunehmend auf den Eigenheimbau.
Ohne Zweifel sind die Chancen von Wohnprojekten auf eine kommu-
nale Unterstützung und auf Förderung zumindest in schrumpfenden
Regionen bei einer Projektrealisierung im Bestand größer als bei einer
angestrebten Neubaulösung.

Nachteile einer Altbaulösung

Den vielfältigen Vorteilen einer Altbaulösung stehen allerdings auch
einige, unter Umständen gravierende, Nachteile gegenüber, die im Fol-
genden beschrieben werden:

49 Einzige Ausnahme ist der Verzicht auf
einen sofortigen Dachausbau (vor allem
bei Reihenhäusern und freistehenden
Einfamilienhäusern), der im Neubau
relativ häufig vorkommt.

50 Eine Ausnahme bieten die derzeit
vielerorts im Zuge größerer Umstruktu-
rierungen (Neubebauung von ehemals
gewerblich genutzten Grundstücken
und Bahnanlagen) möglichen innerstäd-
tischen Neubebauungen. In diesen
Fällen hängt es von der Politik der
jeweiligen Gemeinde ab, ob Wohnpro-
jekte eine reelle Chance auf solche
Grundstücke haben. Wenn die Kommu-
ne Wohnprojekten bei der Grund-
stücksvergabe einen Bonus einräumt
(wie z. B. in München praktiziert), kann
auch ein innerstädtisches Grundstück in
einer Hochpreisregion möglicherweise
erschwinglich sein. Allerdings sind solche
Projekte manchmal besonders langwie-
rig, wie das Beispiel des Projekts
"München Westend" der Frauenwohn-
genossenschaft FrauenWohnnen eG, ein
kombiniertes Altbau- und Neubaupro-
jekt, zeigt, das nach sieben Jahren
Bemühungen und Planungen immer
noch nicht realisiert ist.

siehe dazu den Abschnitt Förderung
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Unsicherheit bei der Kalkulation von Instandsetzungs-, Umbau- und
Modernisierungsmaßnahmen, verdeckte Bauschäden

In aller Regel erfordert die Nutzung eines bestehenden Gebäudes für
ein Wohnprojekt erhebliche Instandsetzungs-, Umbau- und Moderni-
sierungsmaßnahmen. Das gilt sowohl bei der Nutzung von Wohnge-
bäuden als auch bei der Umnutzung ehemals gewerblicher Flächen. Da
für die Gründung eines Wohnprojekts nur ein Gebäude in Frage kommt,
bei dem zumindest ein Teil der Wohnungen/Flächen leer steht, ist im
allgemeinen mit einem erheblichen Instandhaltungsstau zu rechnen.
Dach, Fassade, Fenster, Bäder, Wasser-, Abwasser- und elektrische Lei-
tungen müssen möglicherweise erneuert und Grundrisse verändert
werden. Die Kostenschätzung für solche Maßnahmen ist weitaus schwie-
riger als die Schätzung von Neubaukosten, zumal verdeckte Baumän-
gel möglicherweise erst bei Durchführung der Maßnahmen zu Tage
treten. Sollte ein solches Objekt ins Auge gefasst werden, ist es unab-
dingbar, eine Bausachverständige hinzu zu ziehen, die das Gebäude auf
verborgene Mängel untersucht. Auch ist eine fachfrauische Kalkulation
der notwendigen Instandsetzungs-, Umbau- und Modernisierungsmaß-
nahmen unabdingbar. Dadurch entstehen nicht unerhebliche Kosten,
die von der Projektgruppe im Vorfeld finanziert werden müssen, auch
wenn es sich herausstellt, dass das untersuchte Objekt doch nicht ge-
eignet ist. Zwar entstehen solche Planungskosten auch bei der Prüfung
eines unbebauten Grundstücks, doch ist eine erste Einschätzung, ob
ein Grundstück für das Projekt geeignet ist, in den meisten Fällen ein-
facher (und damit billiger).

Baurechtliche Probleme/Denkmalschutz

Zwar sind baurechtliche Probleme auch beim Neubau nicht auszu-
schließen (siehe dazu weiter unten), doch können im Wohnungsbestand
Beschränkungen bestehen, die beim Neubau unüblich (oder weniger
problematisch) sind. So können zum Beispiel notwendige bzw. wün-
schenswerte Anbauten/Erweiterungen an den Vorgaben des Bebauungs-
plans scheitern bzw. dessen Änderung erfordern, was immer mit ei-
nem Unsicherheitsfaktor verbunden ist. Weiterhin kann zum Beispiel
die Fassade des Gebäudes denkmalgeschützt sein oder aus anderen
Gründen der Anbau von Balkonen, der Ausbau des Daches oder ein
außen liegender Fahrstuhl auf baurechtliche Hürden stoßen. Anderer-
seits gibt es bei denkmalgeschützten Gebäuden zusätzliche Förder-
möglichkeiten51.
Bei der Umnutzung von gewerblichen Flächen sowie bei der Erweite-
rung von Wohngebäuden (auch durch Dachausbau) kann zudem der
Nachweis der notwendigen Stellplätze zu Problemen oder aber zu
hohen Ablösesummen führen. Allerdings gibt es hier in den einzelnen
Bundesländern und Gemeinden Ausnahmenmöglichkeiten.

Probleme bei der Umwandlung von Miet- in Eigentumswohnungen

Soll ein Frauenwohnprojekt im Altbau durch die Umwandlung eines
Mietwohngebäudes in Einzeleigentum nach dem Wohnungseigentums-
gesetz (WEG) realisiert werden, so muss das Gebäude in Teileigentum
aufgeteilt, d. h. "umgewandelt" werden. Dies setzt den Nachweis der
Abgeschlossenheit der Wohnungen voraus, die vom kommunalen Bau-
rechtsamt bescheinigt werden muss. Diese Bedingung wurde in der

siehe dazu den Abschnitt autoarmes
Wohnen in Kapitel Grundlagenklä-
rung, Abschnitt Bauliches Konzept

51 Neben steuerlichen Vergünstigungen,
die bundesweit gelten, gibt es unter-
schiedliche Fördermöglichkeiten auf

Landesebene, z. B. zusätzliche Darlehen
bei der Sozialen Wohnraumförderung,

aber auch Mittel im Rahmen des
(allerdings auf die neuen Bundesländer

beschränkten) Bund-Länder-Programms
"Städtebaulicher Denkmalschutz".

Weitere Informationen sind zu finden
auf den Websites des Bundesministeri-

ums für Verkehr, Bau und Stadtentwick-
lung, Städtebaulicher Denkmalschutz

http://www.bmvbs.de/artikel-
,302.22742/Staedtebaulicher-

Denkmalschutz.htm sowie der Bundes-
transferstelle Städtebaulicher Denkmal-

schutz http://www.staedtebaulicher-
denkmalschutz.de/service/finanzierung-

und-foerderung.php#2
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Vergangenheit von einigen Kommunen, insbesondere solchen mit an-
gespannter Wohnungsmarktlage genutzt, um durch eine restriktive Ge-
nehmigungspraxis die Umwandlung von Miet- in Eigentumswohnungen
zu verhindern bzw. zu erschweren. Teilweise wurde hierzu für die Ab-
geschlossenheit ein dem Neubau vergleichbarer Wärme-, Schall- und
Brandschutz verlangt, was bei Altbauten (z. B. wegen Holzbalkendek-
ken) unter Umständen nur sehr schwer bzw. durch einen hohen Auf-
wand erreicht werden kann. Diese sogenannte "Münchner Linie" wur-
de jedoch nach einigen Jahren durch höchstrichterliche Entscheidung
als rechtswidrig erklärt52, so dass in der Regel die Bescheinigung der
Abgeschlossenheit kein Problem sein sollte.
Ein weiteres Problem kann durch das Vorkaufsrecht der MieterInnen
entstehen, das diese bei der erstmaligen Begründung von Wohnungsei-
gentum nach WEG haben. Die MieterInnen können entscheiden, dass
sie ihre Wohnung zu den Bedingungen kaufen, zu denen eine Projekt-
frau die Wohnung kaufen würde. Das ist dann unproblematisch, wenn
es gelingt, die ehemalige MieterIn in das Projekt zu integrieren. Lehnt
diese (oder dieser) das Projektkonzept ab, kann dies für das Frauen-
wohnprojekt u. U. zu schwierigen Auseinandersetzungen führen.

Beschränkte Kündigungsmöglichkeit bei vermieteten Wohnungen

Zwar wird eine Projektgruppe ein bestehendes Wohngebäude nur dann
ins Auge fassen, wenn zumindest ein Teil der Wohnungen sofort ver-
fügbar ist, doch ist damit zu rechnen, dass einige Wohnungen noch
vermietet sind. Das war auch bei einigen der von uns dokumentierten
Altbauprojekte (in Wohngebäuden) der Fall, so z. B. beim Hexenhaus
in Berlin. In diesen Fällen kann das Frauenwohnprojekt nur sukzessive
in dem Maße entwickelt werden, wie Wohnungen frei werden. Dies ist
beispielsweise beim Projekt der SAPPhO Frauenwohnstiftung in Han-
nover der Fall, wo zunächst nur eine Maisonettewohnung vom Pro-
jekt genutzt werden konnte. Inzwischen sind jedoch alle acht Woh-
nungen von Projektfrauen bewohnt.
Gruppen, die ihr Projekt im Altbau realisieren wollen, müssen sich also
mit den rechtlichen und moralischen Aspekten einer Kündigung bishe-
riger MieterInnen bzw. mit den Möglichkeiten, das Projekt in einem
Gebäude zu realisieren, das teilweise von Haushalten bewohnt wird,
die nicht zum Projekt gehören, auseinandersetzen.
Nach dem Mietrecht gilt der Grundsatz "Kauf bricht nicht Miete". Das
bedeutet, dass Erwerberinnen eines bewohnten Gebäudes, einer be-
wohnten Wohnung in die bestehenden Mietverträge eintreten, die
zunächst unverändert weiter bestehen. Ob die neuen Eigentümerin-
nen nach dem Kauf das Recht haben, diese Verträge zu kündigen (und
mit welcher Frist), das hängt vor allem von der gewählten Rechtsform
ab.
Wird der Altbau von einem Verein, einer Stiftung, einer GbR oder
auch einer Genossenschaft erworben, gibt es nach dem derzeit gel-
tenden Recht keine Kündigungsmöglichkeiten. Das Gleiche gilt, wenn
der Altbau von einer einzelnen Frau erworben wird. Sie kann dann
höchstens für eine einzelne Wohnung Eigenbedarf geltend machen53.
Anders sieht es aus, wenn die Wohnungen vor dem Kauf in Eigentums-
wohnungen nach dem WEG aufgeteilt werden. In diesem Fall hat jede
Käuferin das Recht auf eine "Eigenbedarfskündigung" (wenn sie tat-

52 Siehe Presseerklärung der Arbeitsge-
meinschaft der bayrischen Immobilien-
wirtschaft vom 19.11.2007, http://
www.ivd-sued.net/files/PN-45_-
__ARGE_HausundGrund_Umwandlungs
verbot.pdf

53 Nach dem Mietrecht kann ein Miet-
vertrag seitens der Vermieterin nur aus
wenigen Gründen gekündigt werden.
Der wichtigste Grund ist der sog.
Eigenbedarf. Dieser ist gegeben, wenn
die Eigentümerin die Wohnung für sich
oder eine nahe Verwandte benötigt.
Teilweise haben Gerichte den Eigenbe-
darf verneint, wenn die Eigentümerin
bereits in derselben Stadt eine vergleich-
bare Wohnung hatte.
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sächlich Eigenbedarf nachweisen kann), allerdings sind dabei Sperrfri-
sten von drei bis zehn Jahren zu beachten54.
Die Frage ist allerdings, ob die Projektfrauen überhaupt den Weg der
Kündigung beschreiten wollen. Bei den von uns dokumentierten Alt-
bauprojekten wurden verbliebene MieterInnen in keinem Fall gekün-
digt. Allerdings waren, abgesehen vom Hannoveraner SAPPhO-Pro-
jekt, immer nur wenige Wohnungen vermietet. In dem einen oder
anderen Fall ins Auge gefasst wurde allenfalls eine Unterstützung bei
der Suche nach einer neuen Wohnung und beim Umzug. Die bei "nor-
malen" Umwandlungen von Miet- in Eigentumswohnungen verbreite-
te Praxis der Zahlung einer Ablösesumme, oft in Höhe von mehreren
10 000 € pro Wohnung, dürfte für Frauenwohnprojekte kaum in Fra-
ge kommen, ebenso wenig wie die Vertreibung durch eine möglichst
belästigende Durchführung von Instandsetzungs- und Modernisierungs-
maßnahmen, wie sie von manchen Umwandlungsfirmen praktiziert wer-
den, die Miethäuser aufkaufen, um sie nach der Modernisierung als
Eigentumswohnungen nach WEG zu verkaufen.
Auch wenn die dokumentierten Projekte sich mit den "AltmieterIn-
nen" arrangieren konnten – ganz unproblematisch sind solche beste-
henden Mietverhältnisse nicht. Abgesehen von der Frage, inwiefern die
Projektidee auch in einem Gebäude umgesetzt werden kann, das teil-
weise von Haushalten bewohnt wird, die möglicherweise ganz andere
Vorstellungen über das Zusammenleben haben, und abgesehen von den
unter Umständen sehr langen Wartezeiten einzelner Projektfrauen
auf eine frei werdende Wohnung ist eine solche Lösung auch mit er-
heblichen finanziellen Problemen verbunden. Denn die vermieteten
Wohnungen müssen ja bei einem Kauf ebenfalls finanziert werden –
entweder von einer Projektfrau bzw. Kapitalanlegerin, die nicht oder
erst später einziehen will, oder von der Gemeinschaft der Wohnpro-
jektmitfrauen. Da die aus den Erwerbs-, Instandsetzungs- und Moder-
nisierungskosten resultierenden Kapitalkosten in vielen Fällen zunächst
höher sind als die Mieteinnahmen, bedeutet das Eintreten in ein beste-
hendes Mietverhältnis eine zusätzliche finanzielle Belastung für das Pro-
jekt – ganz abgesehen davon, dass auch für die vermieteten Wohnun-
gen Eigenkapital gebildet werden muss, ohne dass die MieterInnen –
im Gegensatz zu den Projektmitgliedern – hierzu herangezogen wer-
den können. Erst im Laufe der Zeit können aus den Mieteinnahmen
gegebenenfalls Überschüsse erzielt werden. Beim Hannoverschen SAP-
PhO-Projekt ist eine solche Solidar-Finanzierung für zunächst vermie-
tete Wohnungen gelungen – trotzdem zeigt die Erfahrung, dass die
Akquisition von Kapitalanlegerinnen für Frauenwohnprojekte ein äu-
ßerst schwieriges Unterfangen ist55.
Aus diesen Gründen wird ein Altbau in der Regel nur dann für die
Realisierung eines Frauenwohnprojekts in Frage kommen, wenn der
ganz überwiegende Teil der Fläche für das Projekt verfügbar ist – oder
wenn das Projekt Geld und einen langen Atem hat.

54 Die Sperrfrist nach einer Umwand-
lung beträgt mindestens 3 Jahre, sie

kann durch Verordnung der Landesre-
gierung für ausgewählte Gemeinden

oder Stadtgebiete auf bis zu 10 Jahre
verlängert werden, "wenn die ausrei-

chende Versorgung der Bevölkerung mit
Mietwohnungen zu angemessenen

Bedingungen … besonders gefährdet
ist". Das ist am ehesten in Regionen mit

angespanntem Wohnungsmarkt der Fall.
Allerdings machen die Landesregierun-

gen zunehmend weniger von der
Möglichkeit einer solchen Verordnung

Gebrauch.

55 Das zeigte sich auch beim Bremer
Beginenhof, für den nach der Liquidati-
on der Genossenschaft Kapitalanlege-

rinnen für die Mietwohnungen gesucht
wurden. Der Erfolg war eher

ernüchternd.
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2. Suche nach einem geeigneten Grundstück/Objekt und
nach potentiellen InvestorInnen
AnsprechpartnerInnen bei der Grundstücks- bzw. Objektsuche
Unabhängig davon, ob es in der Kommune, in der das Frauenwohnpro-
jekt realisiert werden soll, eine spezielle Beratungsstelle für Wohn-
projekte und/oder für Baugemeinschaften gibt, ist eine möglichst früh-
zeitige Kontaktaufnahme zu kommunalen Stellen sinnvoll. Eine Reihe
von Frauenwohnprojekten ist durch kommunale Ämter zu ihrem
Grundstück/ihrem Gebäude gekommen56. In Gemeinden, in denen es
keine Beratungsstellen für Wohn- oder Baugruppenprojekte gibt, kom-
men mehrere kommunale Ämter in Frage: Bei den Stadtplanungsäm-
tern können die in Planung oder Umsetzung befindlichen neuen Bau-
gebiete, aber auch Umnutzungsmöglichkeiten (etwa von ehemals ge-
werblichen oder militärisch genutzten Flächen oder Objekten) erfragt
werden. Mehrere Hamburger Projekte, die beiden Münchner Projek-
te der Frauenwohngenossenschaft FrauenWohnen eG und das Frei-
burger Modellprojekt Stadt und Frau sind neben anderen auf städti-
schen Grundstücken realisiert worden (oder sollen noch realisiert
werden.
Mögliche Ansprechpartner sind auch die Liegenschaftsämter, die be-
baute und unbebaute städtische Grundstücke verwalten und auch für
die Vergabe von Erbbaurechten zuständig sind. Angesichts leerer Kas-
sen sind die meisten Kommunen daran interessiert, ihren Immobilien-
bestand zu verkleinern. Insbesondere bei kleineren Flächen oder Ob-
jekten, die für größere, zusammenhängende Bauvorhaben nicht geeig-
net sind bzw. einen unverhältnismäßig hohen Verwaltungsaufwand er-
zeugen, sind Wohnprojekte erfahrungsgemäß nicht chancenlos – so-
wohl als Käuferinnen als auch als Mieterinnen. So ist beispielsweise die
Alten-WG "Am Goldgraben" in einer Jugendstilvilla der Stadt Göttin-
gen untergekommen. Der Beginenhof in Essen sollte ursprünglich eben-
falls auf einem städtischen Grundstück gebaut werden und wurde
schließlich in einem ehemaligen Finanzamt realisiert. Auch das Grund-
stück, auf dem das  Projekt des Beginenwerks Berlin Frauenwohnen
im 21. Jahrhundert errichtet wurde, war zuvor in städtischem Besitz.
Die Wohnungsämter schließlich haben oft einen recht guten Über-
blick über die Aktivitäten der örtlichen Wohnungswirtschaft und wis-
sen z. B. über mögliche Investitions- und/oder Verkaufsabsichten der
am Wohnungsmarkt aktiven InvestorInnen Bescheid. Außerdem wer-
den zunehmend kleinräumliche "Wohnungsmarktbeobachtungssyste-
me" aufgebaut, durch die die Kommunen einen besseren Überblick
z. B. über Leerstände im Wohnungsbestand gewinnen möchten. Hier-
durch könnten unter Umständen verkaufsbereite Alteigentümer von
teilweise leerstehenden Mietwohngebäuden gefunden werden.
Sinnvoll ist auch eine Kontaktaufnahme zur örtlichen Wohnungswirt-
schaft sowie zu großen Grundeigentümern. In Frage kommen dabei
kommunale, staatliche und private Wohnungsunternehmen sowie Ge-
nossenschaften und örtliche Bauträger, die nicht selten über unbebau-
te Grundstücke verfügen oder Wohnungsbestände verkaufen wollen.
Organisationen mit erheblichem Verkaufdruck sind auch die Kirchen,
die einen beträchtlichen Grundbesitz haben, den sie teilweise wegen
ihres Mitgliederschwundes und den daraus resultierenden finanziellen
Problemen aufgeben müssen bzw. wollen. Schließlich sollte auch die

siehe Kapitel Initiierung Abschnitt
professionelle Beratung sowie den
Adressteil im Anhang

56 Manche Kommunen bieten sogar
aktiv Grundstücke an. So hat z. B. der
Senator für Wohnen und Umwelt in
Bremen einen Grundstücksatlas mit
"Standortvorschlägen für ‚Wohnen im
Alter'" mit Grundstücken veröffentlicht,
die zumindest von ihrer Größe her für
Wohnprojekte geeignet wären. Der Atlas
wendet sich zwar primär an klassische
InvestorInnen, doch könnten hier sicher
auch Wohnprojekte – eine entsprechen-
de finanzielle Grundlage vorausgesetzt –
zum Zuge kommen (siehe Der Senator
für Bauen, Umwelt und Verkehr, Bremen
(o. J.): Wohnen in Bremen – eine
generationengerechte Adresse. Stand-
ortvorschläge für Wohnen im Alter
http://www.bauumwelt.bremen.de/
sixcms/media.php/13/
Wohnen%20im%20Alter.pdf)
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Kontaktaufnahme zu MaklerInnen nicht ausgeschlossen werden, aller-
dings verteuert eine Grundstücks- bzw. Objektvermittlung über Mak-
lerInnen das Projekt deutlich.

Suche nach InvestiorInnen für Mietwohnungsprojekte

Soll das Projekt im Mietwohnungsbau realisiert werden, kommen eben-
falls die kommunalen Ämter sowie die örtliche Wohnungswirtschaft in
Frage. Insbesondere die Beginen-Projekte in NRW sind überwiegend
als Mietwohnungsprojekte örtlicher Wohnungsbauunternehmen rea-
lisiert worden. Die Kontaktvermittlung zwischen den Projekten und
den InvestorInnen lief teilweise über kommunale Stellen, teilweise über
die Projektberatung. Investitionsbereite Bauträger wenden sich häufig
an die Kommunen mit der Frage nach möglichen Bauprojekten. Ange-
sichts des Rückgangs der Wohnungsbautätigkeit in vielen Regionen ha-
ben offensichtlich auch Frauenwohnprojekte, die vor einigen Jahren
noch als exotisch gegolten haben, eine Chance, einen traditionellen
Investor für die Realisierung ihres Projekts zu gewinnen. So fand zum
Beispiel der Beginenhof Dortmund, der ein unbebautes Grundstück
einer evangelischen Kirchengemeinde entdeckt hatte, seine Investorin
durch Vermittlung des Wohnungsamts.

3. Vorplanung, Klärung  der baurechtlichen Grundlagen
Entwicklung eines ersten baulichen Konzepts, einer ersten Entwurfsskizze
Ist ein Grundstück respektive ein Gebäude gefunden, sollte möglichst
schnell ein erstes bauliches Konzept in Auftrag gegeben werden. Die-
ses ist notwendig
• um zu prüfen, ob das Grundstück/das Gebäude für das Projekt über-

haupt geeignet ist
• um den Projektmitgliedern einen Eindruck über die Realisierungs-

möglichkeiten zu vermitteln und sie damit bei der Entscheidung für
oder gegen das Grundstück/das Gebäude zu unterstützen

• um möglichen InvestorInnen die Vorstellungen des Projekts, aber
auch deren Umsetzbarkeit zu vermitteln und sie für das Projekt zu
gewinnen

• als Grundlage für die Beantragung einer möglicherweise nötigen
Bebauungsplanänderung

• als Grundlage zur Abschätzung der Baukosten bzw. der Sanierungs-
und Modernisierungskosten

• evtl. auch zur Prüfung der Möglichkeiten ökologischer/energiespa-
render Maßnahmen.

Es gibt nur wenige Konstellationen, bei denen die Projektgruppe die
Kosten eines solchen Konzepts nicht selbst finanzieren muss. Vermie-
den werden können diese Kosten eigentlich nur, wenn bereits vorher
eine InvestorIn gefunden wurde oder das Grundstück/das Gebäude
der InvestorIn gehört und sie einen Vorentwurf auf eigene Kosten
erstellen lässt. Doch auch in diesen Fällen ist zu überlegen, ob nicht
zunächst ein Konzept durch eine mit Wohnprojekten vertraute Archi-
tektin in Auftrag gegeben werden sollte, um bessere Chancen zu ha-
ben, die Ideen des Projekts in den Entwurf einfließen zu lassen57.  An-
sonsten besteht  die Gefahr von traditionellen bzw. gelinde gesagt "un-
teroptimalen" architektonischen Lösungen. Wie die Erfahrungen der

57 Die Kosten variieren je nach der Art
der Beauftragung. Nach der für
Leistungen von ArchitektInnen

maßgeblichen "Honorarordnung für
Architekten und Ingenieure (HOAI)"

fallen für eine "Grundlagenermittlung"
3 % und für einen Vorentwurf weitere

7 % des Honorars, das für die Architek-
turleistungen bei Ausführung des

Projekts insgesamt anfallen würde, an.
Allerdings ist ein Vorentwurf nach der

Definition der HOAI weit umfangreicher
als in diesem frühen Projektstadium

notwendig. Es handelt sich eher um eine
Beratungsleistung.

siehe Kapitel Finanzierung, Abschnitt
Baukosten
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Dortmunder Beginen zeigen, kann zwar auch dann nicht alles durchge-
setzt werden, was sich die Projektgruppe ausgedacht hat, wenn ein
solcher eigener Vorentwurf (bzw. zumindest eine Entwurfsskizze) vor-
liegt, doch sind die Chancen hierzu weit größer als ohne einen solchen
Entwurf.
Spätestens zum Zeitpunkt der Beauftragung einer Architektin zur Er-
stellung eines Vorentwurfs bzw. einer Skizze sollte eine Rechtsform
für die Projektgruppe gefunden worden sein. Dies kann, muss aber
nicht unbedingt die endgültige Rechtsform sein, in der das Projekt rea-
lisiert werden soll (also z. B. eine Genossenschaft oder eine GbR). Die
Rechtsform eines Vereins ist dazu völlig ausreichend, nur muss, falls es
sich um einen gemeinnützigen Verein handeln soll, darauf geachtet
werden, dass sich die Aktivitäten dieses Vereins nicht auf die Auftrags-
vergabe zur Vorbereitung des konkreten Projekts beschränken, da dies
gegen das Gebot der Förderung der Allgemeinheit verstoßen könnte,
falls der beispielhafte oder soziale Charakter des geplanten Projekts
nicht ausreichend belegbar ist.
Bei Projekten, die im Rahmen von Einzeleigentum nach WEG realisiert
werden sollen, ist es sinnvoll, in diesem Stadium eine Planungsgemein-
schafts-GbR zu gründen, die die Kosten der ersten baulichen Konzepte
finanziert.

Klärung der (bau-)rechtlichen Grundlagen

Wie bereits erwähnt, legen die Kommunen in Bebauungsplänen fest,
ob und wie ein Grundstück bebaut werden darf und welche Nutzun-
gen dabei erlaubt sind. Nicht immer trifft das in den Plänen festgelegte
auf einen entsprechenden Bedarf, so dass manche Grundstücke für die
vorgesehene Nutzung bzw. die vorgesehene Bauform nicht nachge-
fragt werden und zunächst unbebaut bleiben. Das kann für Wohnpro-
jekte eine Chance sein, wenn sie sich um solche Grundstücke bewer-
ben. Allerdings stellt sich dann nicht selten heraus, dass die im Bebau-
ungsplan festgelegten Rahmenbedingungen die vom Projekt gewünschte
Bebauung nicht erlauben.
In diesen Fällen muss die Kommune für eine Bebauungsplanänderung
gewonnen werden. Ansprechpartner ist zunächst das Stadtplanungs-
amt, notwendig ist aber auch die Zustimmung des Stadt- bzw. Gemein-
deparlaments. Dieses entscheidet nach einem Partizipationsverfahren,
bei dem betroffene BürgerInnen Bedenken äußern können. Die Er-
fahrungen der Projekte mit solchen Bebauungsplanänderungen sind
unterschiedlich. Das der evangelischen Kirche gehörende Grundstück,
auf dem das Dortmunder Beginenprojekt realisiert wurde, war ur-
sprünglich für eine Sozialeinrichtung vorgesehen, für die aber nach
Auffassung der Kirche kein Bedarf bestand. Das Grundstück lag lange
brach, trotzdem musste, um den Beginenhof bauen zu können, zu-
nächst der Bebauungsplan geändert werden. Weniger Erfolg hatten die
Bielefelder Beginen, die ihren Beginenhof zunächst ebenfalls in einem
Einfamilienhausgebiet errichten wollten. Die hier ebenfalls für den
Geschossbau notwendige Bebauungsplanänderung scheiterte nach der
Vorstellung der Pläne durch die Kommune am Protest der Anwohner
(und einiger Politiker), die durch den Geschossbau einen Wertverlust
ihrer Einfamilienhäuser befürchteten. Auf Grund des Protestes zog die
Stadt ihre Pläne zurück.

siehe dazu Kapitel Rechtsformen, Ab-
schnitt Baugemeinschaft

siehe dazu Kapitel Initiierung, Ab-
schnitt Gemeinnützigkeit
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Bei ehemals militärischen Konversionsgrundstücken treten zudem nicht
selten eigentumsrechtliche Probleme auf, wenn z. B. eine Liegenschaft
des Bundes beteiligt ist. So verzögerte sich der Bau des Projekts Of-
fensives Altern in Berlin um mehrere Jahre, weil es Schwierigkeiten
mit dem Erwerb eines dem Bund gehörenden Bunkergrundstücks gab.
Die Beispiele zeigen: Bebauungspläne sind nicht unveränderlich, Ände-
rungen sind jedoch nicht einklagbar, sondern nur möglich, wenn die
Verwaltung und/oder der Rat der Kommune ein Interesse an einer
solchen Änderung hat. Falls sich herausstellt, dass die Bebauung eines
ins Auge gefassten Grundstücks nur durch eine Bebauungsplanände-
rung möglich ist, sollte nicht nur Kontakt mit dem Stadtplanungsamt,
sondern nach Möglichkeit auch mit kommunalen PolitikerInnen (ins-
besondere den Mitgliedern des kommunalen Planungsausschusses) auf-
genommen werden. Hilfreich kann eventuell auch eine Unterstützung
durch die kommunale Gleichstellungsbeauftragte sein, die auf die ge-
sellschaftliche Bedeutung von Frauenwohnprojekten hinweist. Auch die
Unterstützung einer versierten Stadtplanerin/Architektin kann eine
wertvolle Hilfe sein.

Entwicklung eines Vorentwurfs im Rahmen eines Architektur-Wettbewerbs

Insbesondere bei Projekten, die von Gleichstellungsbeauftragten oder
anderen öffentlichen Stellen initiiert werden, wird der optimale Ent-
wurf nicht selten durch einen Wettbewerb ermittelt. Wettbewerbe
sind ein im Bereich von Architektur und Planung weit verbreitetes
Verfahren, um alternative Vorschläge der Bebauung eines Grundstücks
für eine vorgegebene Nutzung zu erhalten. Dabei können die Vorstel-
lungen der AusloberInnen über das Gebäude, z. B. über Zahl und Grö-
ße der Wohnungen, die Gemeinschaftsräume, aber auch die zu beach-
tenden Kriterien (z. B. die Kriterien des frauengerechten Bauens) als
zu erfüllende Bedingungen festgelegt werden. Im Rahmen eines Wett-
bewerbs kann dann getestet werden, welche der teilnehmenden Ar-
chitektInnen mit solchen Kriterien vertraut ist und sie beim gegebe-
nen Grundstück auch umsetzen kann. Einige wenige Male sind bei den
dokumentierten Frauenwohnprojekten Wettbewerbe ausschließlich auf
Architektinnen beschränkt worden (z. B. in Bergkamen). Dies hatte
zwei Gründe: Zum einen sollten der Frauenbezug des Projekts von
Anfang an betont und gezielt Architektinnen erreicht werden, die trotz
des hohen Anteils von Frauen unter den Architektur-Absolventinnen
unter den selbständigen Architekten immer noch sehr unterrepräsen-
tiert sind. Vor allem aber sollten gezielt solche Architekturbüros er-
reicht werde, die sich bereits intensiv mit den  Kriterien des frauenge-
rechten Bauens beschäftigt hatten. Das kann auch durch einen sog.
beschränkten Wettbewerb, bei dem nur Architektinnen zur Teilnahme
eingeladen werden, erreicht werden. Beispiele von Frauenwohnpro-
jekten, für die von kommunalen und/oder staatlichen Stellen Wettbe-
werbe durchgeführt wurden, sind neben dem bereits erwähnten Pro-
jekt in Bergkamen unter anderem die Projekte des frauenfreundli-
chen Bauens in Bottrop, Recklinghausen, Mainz, Darmstadt und Frei-
burg. Aber auch Wohnungsunternehmen schreiben gelegentlich Wett-
bewerbe aus, so z. B. die Wohnungsbaugesellschaft der Stadt Nürn-
berg, die einen Wettbewerb für das Projekt des frauenfreundlichen
Bauens in Nürnberg-Langwasser auslobte. Bei allen diesen Wettbe-
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werben stand die Umsetzung der Kriterien des frauengerechten Bau-
ens im Zentrum der Ausschreibung.
Der Reiz für die teilnehmenden ArchitektInnen liegt in der Chance,
einen der ausgelobten Preise zu gewinnen und vor allem den Bauauf-
trag für das Objekt zu erhalten. Da andererseits der Aufwand für ei-
nen Architektur-Wettbewerb sehr hoch ist, haben Wettbewerbe vor
allem bei größeren Projekten eine Chance (bei denen ein größerer
Auftrag lockt), außerdem dürfen die Preise nicht zu niedrig sein. Zu
den Preisen fallen noch Kosten für die Durchführung des Wettbe-
werbs, insbesondere die Aufwandsentschädigungen für die Wettbe-
werbsjury, an.
Für selbstinitiierte Projekte kommen Wettbewerbe also schon aus
Kostengründen kaum in Frage, mit Ausnahme einer Wettbewerbsvari-
ante, die von den Kölner Beginen praktiziert wurde. Der Kölner Begi-
nenverein hat, nachdem Aussicht auf ein städtisches Grundstück be-
stand, in Zusammenarbeit mit der Architekturabteilung der RWTH
Aachen einen Wettbewerb für Studierende ausgelobt. Auf eine Be-
schränkung des Wettbewerbs auf Studentinnen wurde verzichtet, der
erste Preis ging jedoch an eine Studentin. Die Jury bestand aus den
Professorinnen der RWTH. Die Preise waren, im Vergleich zu den Prei-
sen bei "echten" Wettbewerben, recht bescheiden. Das Projekt be-
müht sich nun auch um eine ehrenamtliche Projektbetreuung, ist da-
mit allerdings bisher noch nicht erfolgreich.

4. Bauplanung und -umsetzung
Die eigentliche Bauplanung sowie die Organisation des Bauprozesses
ist in jedem Fall Aufgabe der InvestorIn. Bei einem Wohnprojekt, das
als Mietwohnungsbau einer InvestorIn oder von einer etablierten
Genossenschaft oder einem sonstigen erfahrenen Träger realisiert wird,
sind in dieser Phase vor allem die Beteiligungsmöglichkeiten der zu-
künftigen Bewohnerinnen zu klären. Soll das Projekt dagegen als indi-
viduelles oder gemeinschaftliches Wohnungseigentum realisiert wer-
den, bestehen unterschiedliche Möglichkeiten der Organisation der
Planung und Realisierung.

Abschluss eines Kooperationsvertrags

Wird ein Projekt als Mietwohnungsbau einer InvestorIn realisiert, so
sollte möglichst schon vor Baubeginn ein Kooperationsvertrag zwi-
schen dem Projekt und der InvestorIn abgeschlossen werden, in dem
die Rechte und Pflichten des Projekts und der InvestorIn festgelegt
sind. Geregelt werden sollten: die Beteiligungsmöglichkeiten der Pro-
jektgruppe bei Planung und Bauausführung, die Mietvertragsverhältnis-
se für die Wohnungen (Generalmietvertrag oder Einzelmietverträge),
die Mietehöhe sowie die Bedingungen von Mieterhöhungen, das Ver-
fahren bei der (Neu-)Belegung der Wohnungen, die rechtliche Absi-
cherung des Gemeinschaftsraums, gegebenenfalls die von den Bewoh-
nerinnen zu übernehmenden Aufgaben.
Hinweise dazu, wie die für die Nutzungsphase relevanten Fragen im
einzelnen geregelt werden können und welche Vor- und Nachteile die
verschiedenen Alternativen haben, finden sich im folgenden Kapitel.
Um einen solchen Kooperationsvertrag abschließen zu können, ist eine

siehe den nächsten Abschnitt

zu den notwendigen bzw. wünschens-
werten Elementen eines solchen Ko-
operationsvertrags siehe den Kasten
"Kooperationsvertrag mit einer In-
vestorIn"

siehe Kapitel Bewirtschaftung
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Bewohnerinnen-Organisation notwendig. Üblicherweise übernimmt
diese Aufgabe der Projektverein.

Bauen mit einer BauträgerIn

Das Beginenwerk in Berlin suchte und fand für die Umsetzung seines
Wohnprojekts Frauenwohnen im 21. Jahrhundert einen kommerziel-
len Bauträger, der die Planung einer vom Beginenwerk beauftragten
Architektin in engem Kontakt mit dieser Architektin umsetzte. Der
Bauträger übernahm auch die Zwischenfinanzierung des Grundstücks-
kaufs und des Baus, die Projektmitglieder kauften die Wohnungen von
diesem Bauträger. Die Suche nach Interessentinnen oblag dem initiie-
renden Beginenwerk, für das Projekt geworben wurde bundesweit –
tatsächlich haben viele "westdeutsche" Frauen in dem Projekt Woh-
nungen gekauft, zum Teil mit der Absicht eines erst späteren Einzugs.
Bedingung für den Baubeginn war das Vorliegen verbindlicher Kaufab-
sichten für mindestens 50 % der Wohnungen, was den Projektbeginn
zunächst verzögerte. Dann allerdings wurde der Bau zügig und ohne
weitere Verzögerung errichtet. Der Vorteil einer solchen Lösung liegt
zum einen in der professionellen Umsetzung und vor allem darin, dass
das Projekt begonnen werden konnte, ohne dass schon alle Wohnun-
gen verkauft waren und ohne dass die Projektmitglieder die noch nicht
verkauften Wohnungen entsprechend dem Baufortschritt mitfinanzie-
ren mussten58. Eine solche Vereinbarung bedeutet natürlich auch, dass
der Bauträger im Zweifel an von ihm ausgewählte Käuferinnen oder
Käufer verkaufen darf, wenn es der Projektgruppe (bzw. in diesem Fall
dem Beginenwerk) nicht gelingt, rechtzeitig für alle Wohnungen Käu-
ferinnen zu finden, die den Projektgedanken mittragen.

Bauen ohne BauträgerIn

Wie bereits im Kapitel "Rechtsformen" erläutert, gilt das Bauen ohne
BauträgerIn inzwischen als eine zukunftsweisende Organisationsform
für Haushalte, die Wohnungseigentum im Neubau bilden wollen. Er-
probt ist dies bisher allerdings m. W. nur beim Bau von Einfamilien-
bzw. Reihenhäusern, nicht aber im Geschossbau, in dem Frauenwohn-
projekte bisher ausschließlich realisiert wurden. Im Prinzip können die
Verfahren des Bauens ohne BauträgerIn jedoch auch von Wohngrup-
pen im Geschossbau angewandt werden.
Dazu ist allerdings eine geeignete Projektorganisation notwendig, die
die Funktionen einer BauträgerIn übernimmt. Soll das Projekt als ge-
meinschaftliches Eigentum im Rahmen einer Genossenschaft oder Stif-
tung oder eines Vereins oder eine GbR oder einer GmbH realisiert
werden, so übernimmt diese Organisation die Rolle der Bauherrin/
Investorin. Soll dagegen individuelles Eigentum gebildet werden, dann
muss für den Planungs- und Bauprozess eine Organisation mit tempo-
rären Aufgaben gegründet werden. Die geeignetste Form hierzu ist
die Baugemeinschafts-GbR.
Aufgaben/Verantwortlichkeiten einer BauträgerIn bzw. der diese Funk-
tion übernehmenden Organisation sind vor allem:
• die Auswahl der Käuferinnen/Bewohnerinnen
• die Finanzierung des Grunderwerbs, aller Planungs- und Baukosten

entsprechend dem Baufortschritt. Zwar kann die ohne BauträgerIn
bauende Projektgruppe die notwendigen Mittel von den einzelnen

58 Verträge mit ArchitektInnen,
IngenieurInnen und Baufirmen

enthalten üblicherweise Zahlungspläne,
nach denen entsprechend dem

Baufortschritt Teilzahlungen für die
bereits erbrachten Leistungen fällig

werden. Diese können zwar aus
Baukrediten finanziert werden, da auch

Baukreditverträge Klauseln enthalten,
nach denen Teilbeträge der Kredite

entsprechend dem Baufortschritt
ausbezahlt werden, doch existieren für

noch nicht verkaufte Wohnungen
weder solche Kredite noch irgendwel-

ches Eigenkapital. Die auf die noch nicht
verkauften Wohnungen entfallenden

Teilzahlungen müssen deshalb beim
Bauen ohne BauträgerIn von den
bereits vorhandenen Käuferinnen

zusätzlich aufgebracht werden – was
diesen in aller Regel schwer fallen dürfte.

Die Konsequenz ist, dass das Bauen
ohne Bauträger nur möglich ist, wenn
für alle (oder zumindest für fast alle)
Wohnungen die Käuferinnen bereits

feststehen.
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Kooperationsvertrag mit einer InvestorIn

In dem Kooperationsvertrag mit einer InvestorIn sollte mindestens vereinbart werden:

1  Eckdaten zur Zielsetzung des Projekts, z. B. Zusammenleben von Frauen, gegenseitige Unterstützung, neue
Formen des gemeinschaftlichen Wohnens, generationenübergreifend o. ä.

2  Eckdaten zum Umfang, zur Finanzierung und Förderung: Wie viele Wohnungen sollen gebaut werden, welche
Fördermittel sollen beantragt werden, wie viele Wohnungen für welche Einkommensgruppen, wie viele freifina-
zierte Wohnungen und/oder Eigentumswohnungen?

3  Eckdaten zur baulichen Ausführung: welche Gebäudegestalt, welche Ausstattungen (z. B. Aufzug, Balkone usw.),
welcher energetische Standard, Berücksichtigung ökologischer Aspekte, Festlegungen zur Barrierefreiheit. So-
weit möglich sollte hier konkret auf vorliegende Pläne Bezug genommen werden, soweit solche bereits vorlie-
gen.

4  Vereinbarungen über den Umfang der Partizipation der zukünftigen Bewohnerinnen bezüglich Bauplanung und
-ausführung. Festgelegt werden sollte, in welchen Bereichen Wahlmöglichkeiten gegeben sind, wo die Bewohne-
rinnen Einfluss nehmen können, z. B. Wahl zwischen unterschiedlichen Grundrissen, Bad- und Küchenausstat-
tung, Wand- und Bodenbeläge, eventuell mit Kostenvorgaben, Gestaltung der Außenanlagen, Planung der
Gemeinschaftsbereiche.

5  Regelungen zur Belegung der Wohnungen und gegebenenfalls der gewerblichen Flächen. Wünschenswert ist
ein Belegungsrecht der Bewohnerinnenorganisation (Recht auf einen Belegungsvorschlag, dem nur aus wichti-
gem Grund seitens der Vermieterin widersprochen werden darf). Notwendig ist eine Festlegung von Fristen für
den Vorschlag sowie eine Regelung für den Fall, dass innerhalb der Frist kein Vorschlag gemacht werden kann.
In diesem Fall sollte sich die Vermieterin zumindest verpflichten, dass sie nur an Frauen vermietet.

6  Regelungen zur Miethöhe (Art der Festlegung der Miethöhe, Verfahren bei Mieterhöhungen und bei Neuver-
mietungen), soweit keine zwingenden Vorgaben auf Grund der Förderung bestehen.

7  Regelungen zur Finanzierung der Gemeinschaftsräume. Denkbar ist eine Anmietung der Gemeinschaftsräume
durch einen Bewohnerinnenverein. In diesem Fall sollte allerdings sichergestellt sein, dass nur an Bewohnerin-
nen vermietet wird, die dem Bewohnerinnenverein beitreten. Ansonsten besteht die Gefahr eines Finanzie-
rungsengpasses bei dem Bewohnerinnenverein bzw. zu hohe Kosten für die Vereinsmitglieder (wenn nur ein Teil
der Bewohnerinnen dem Verein beitritt). Alternativ können die Kosten der Gemeinschaftsräume als Nebenko-
sten als Teil der Miete auf die Mieterinnen umgelegt werden (wobei allerdings unter Umständen bei geförderten
Wohnungen Konflikte mit den Förderichtlinien auftreten können).

8  Regelungen zur Nutzung und Verwaltung der Gemeinschaftsräume. Wünschenswert ist eine Selbstverwaltung
durch die Bewohnerinnen bzw. einen Bewohnerinnenverein.

9  Regelungen über die von den Bewohnerinnen zu übernehmenden Verwaltungs- und hausmeisterlichen Aufga-
ben. Denkbar ist die Überlassung eines aus den Mieten finanzierten Instandhaltungsbetrags, über den die
Bewohnerinnen eigenständig verfügen können.

10 Regelungen für den Fall des Verkaufs der Wohnungen durch die VermieterIn. Wünschenswert wäre eine grund-
buchliche Sicherung des Vertrags oder zumindest eine Verpflichtung der VermieterIn, die KäuferIn zu verpflich-
ten, in den Kooperationsvertrag einzutreten. Nach unseren Erfahrungen sind VermieterInnen jedoch nur zu
einer Information eventueller KäuferInnen über den Vertrag bereit, da tendenziell jede über das Mietrecht
hinausgehende Bindung den möglichen Verkaufserlös einer Immobilie mindern kann. Erfahrungen über die
Tragfähigkeit einer solchen Vereinbarung liegen noch nicht vor.

Zu den möglichen Ausformungen der einzelnen Elemente eines Kooperationsvertrags siehe auch das Kapitel
"Bewirtschaftung".
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Projektmitgliedern einsammeln, im Zweifelsfall allerdings haftet die
Bauträger-Organisation für die pünktliche Erfüllung der Zahlungs-
verpflichtungen einschließlich etwaiger Kostenüberschreitungen

• die endgültigen Entscheidungen über die Planung und eventuell not-
wendige Planungsänderungen (je nach Vereinbarung in Absprache
mit der Bauherrin)

• die Gesamtorganisation bzw. Koordination des Bauprozesses.
Das Bauen ohne BauträgerIn gilt zwar als Kosten sparend (da der
Gewinn der BauträgerIn entfällt), birgt aber auch erhebliche Risiken.
Das gilt insbesondere, wenn die Gruppe bei Baubeginn noch nicht voll-
ständig ist und die Projektorganisation, die die Bauträgerfunktion über-
nommen hat, die Mittel zur Finanzierung der noch nicht belegten
Wohnungen vorschießen muss. Letzteres gilt auch bei (neuen) Genos-
senschaften, die ihr Eigenkapital primär aus Beiträgen von Bewohne-
rinnen finanzieren. Außerdem trägt die Projektorganisation auch das
Risiko der Kostenüberschreitung, während bei der Zwischenschaltung
eines kommerziellen Bauträgers Festpreise vereinbart werden kön-
nen, so dass der kommerzielle Bauträger das Kostenrisiko trägt. Da
Kostenüberschreitungen beim Bauen alles andere als eine Seltenheit
sind, sollte dieser Vorteil der Einschaltung einer BauträgerIn nicht un-
terschätzt werden.
Allerdings gibt es unterschiedliche Möglichkeiten, die Risiken beim Bauen
ohne BauträgerIn zu verringern. Diese Möglichkeiten sind
a) die Einschaltung einer professionellen Baubetreuerin/Projektentwick-

lerin
b) die Vergabe der Bauleistungen an einen Generalunternehmer
c) die Vergabe der Planungs- und Bauleistungen an einen Generalüber-

nehmer
d) das Bauen im Rahmen eines "Bauteams".
Die Einschaltung einer professionellen Baubetreuerin wird beispiels-
weise in Hamburg verlangt, wenn Mittel aus dem Programm zur För-
derung genossenschaftlicher Baugemeinschaften in Anspruch genom-
men werden. Die Aufgaben der Baubetreuerin bzw. Projektentwickle-
rin beginnen schon weit vor dem Bau bei der Entwicklung von Finan-
zierungsplänen und der Beantragung von Fördermitteln. In der Bau-
phase vertritt die Baubetreuerin die Projektgruppe gegenüber allen
Vertrags- und sonstigen AnsprechpartnerInnen (Bauunternehmen,
HandwerkerInnen, ArchitektInnen, Behörden usw.), bereitet Ver- und
Anträge vor und kümmert sich um die pünktliche Bezahlung, d. h. sie
sorgt z. B. dafür, dass zum Zeitpunkt von Zwischenrechnungen der
Bauunternehmen, der Architektin aber auch der Fachingenieurinnen
genügend Geld da ist und prüft die eingehenden Rechnungen auf ihre
Richtigkeit59.
Werden die Bauleistungen an einen Generalunternehmer vergeben,
dann übernimmt dieser die Umsetzung der bereits vorliegenden Bau-
pläne. Der Vorteil liegt vor allem in der Möglichkeit, einen Festpreis zu
vereinbaren sowie in der Tatsache, dass statt einer Vielzahl von Verträ-
gen mit verschiedenen Gewerken nur ein Vertrag mit einem Unter-
nehmen geschlossen werden muss, das seinerseits die einzelnen Ge-
werke auf sein Risiko beauftragt. Der Nachteil liegt in der Tatsache,
dass statt einer detaillierten Ausschreibung oft nur eine weniger de-
taillierte Leistungsbeschreibung vereinbart wird, die dem Generalun-

59 Siehe dazu auch die Broschüre
"Zusammen bauen lohnt sich" der
Agentur für Baugemeinschaften in
Hamburg, die sich zwar explizit an

"Familien" richtet, jedoch sehr anschau-
lich den Ablauf des Bauens in einer

Baugemeinschaft schildert. http://
fhh.hamburg.de/stadt/Aktuell/pressemel-
dungen/2006/juli/05/baugemeinschaften,

property=source.pdf).
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ternehmer einen Spielraum bei der Auswahl der Materialien und der
Ausführung lässt, die möglicherweise nicht ganz den Erwartungen des
Projekts entspricht. Soll den zukünftigen Bewohnerinnen ein Mitspra-
cherecht bezüglich der Bausausführung eingeräumt werden, muss die-
se im Vertrag mit einem Generalunternehmer präzise vereinbart wer-
den. Die Auswahl und Beauftragung der Architektin sowie die Ent-
scheidung über die auszuführende Planung bleibt jedoch bei der Pro-
jektorganisation.
Bei der Beauftragung eines Generalübernehmers können auch plane-
rische Leistungen an diesen übertragen werden. Diese Vertragsform
wird oft als "schlüsselfertiges" Angebot bezeichnet. Für Wohnprojekte
ist dies höchstens dann anzuraten, wenn die Projektgruppe auf Planung
und Bauausführung keinerlei Einfluss nehmen will.
Eine recht neue Form des Bauens ohne Bauträger ist das "Bauen im
Bauteam". Hierbei wird aus  aus ArchitektIn, Bauherrinnen und ausfüh-
renden Firmen ein Team gebildet, das in einem kooperativen Verfahren
eine kostenoptimale Lösung sucht. Schlüsselfigur ist hier die Architek-
tIn, die sehr frühzeitig eine möglichst genaue Kostenplanung für die
einzelnen Gewerke vornimmt. Die ausführenden Firmen werden auf
der Grundlage dieser Kostenschätzung und einer Ausschreibung mit
genauer Qualitätsbeschreibung von Architektin und Bauherrinnen ge-
meinsam ausgewählt. Berichten zufolge sollen Einsparungen zwischen
10 % und 20 % der Gesamtkosten möglich sein (Wagner 2009: 33).
Allerdings gibt es bisher nur wenige ArchitektInnen, die Erfahrungen
mit dem Bauen im Bauteam haben.

Partizipation der Bewohnerinnen

Der Einfluss der zukünftigen Bewohnerinnen auf die bauliche Gestal-
tung des Projekts war bei den von uns dokumentierten Projekten
sehr unterschiedlich und reichte, soweit überhaupt eine Partizipati-
onsmöglichkeit gegeben war, von der Möglichkeit, aus mehreren Tape-
ten oder Fliesen eine auszuwählen, über die Wahlmöglichkeit zwischen
mehreren vorgegebenen Grundrisstypen bis zur z. B. im Projekt des
Berliner Beginenwerks gegebenen Möglichkeit, den Grundriss der Woh-
nung innerhalb eines vorgegebenen Rasters individuell zu bestimmen.
Es ist kein Zufall, dass die Einflussmöglichkeiten bei diesem Eigentums-
projekt am größten waren, denn grundsätzlich sind die Einflussmög-
lichkeiten bei Eigentumsprojekten weitaus größer als bei einer Reali-
sierung des Projekts als Mietwohnungsbau einer InvestorIn, da letzte-
re immer auch die Vermietungschancen auf dem allgemeinen Woh-
nungsmarkt mit einbezieht und sich deshalb nicht auf jede, als "ausge-
fallen" eingeschätzte, Variante einlässt. Allerdings ist mit der Ausdiffe-
renzierung des Wohnungsmarkts auch die Bereitschaft  mancher Inve-
storInnen gewachsen, sich auf Ungewöhnliches einzulassen.
Doch auch bei Projekten, bei denen die Projektmitglieder auf Grund
der Rechtsform einen großen Einfluss haben (können), also bei allen
Formen individuellen oder gemeinschaftlichen Eigentums, sind der Par-
tizipation unter Umständen Grenzen gesetzt. Denn zum einen gilt:
Flexibilität und Vielfalt haben ihren Preis – nicht bei der Farbe der
Fliesen oder Tapeten, wohl aber, wenn individuelle Grundrissvarianten
geplant und ausgeführt werden sollen. Ein Problem ist dabei auch die
Entlohnung der Architektin, da die HOAI (die Honorarordnung für
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ArchitektInnen), kein adäquates Honorar für sehr zeitaufwendige Aus-
einandersetzung mit einer Vielzahl von Bewohnerinnen vorsieht – was
der Kooperationsbereitschaft der planenden Architektin u. U. Gren-
zen setzt. Dies gilt erfahrungsgemäß insbesondere für von Investoren
beauftragte Architekten, die keine Erfahrung mit stark partizipativ
organisierten Bauprojekten haben. Umso wichtiger ist es, den Partizi-
pationsprozess von Seiten des Projekts bzw. der Projektberatung gut
zu organisieren. Dazu gehört auch, dass klare Entscheidungsstruktu-
ren und -prozesse vereinbart werden. Im Fall der Realisierung des
Projekts in Form gemeinschaftlichen Eigentums, z. B. durch eine neu
gegründete Genossenschaft, heißt das auch, frühzeitig zu klären, wel-
che Entscheidungen in der Phase der Entwurfsplanung und des Bauens
von den offiziellen Gremien der Genossenschaft, insbesondere dem
Vorstand, gefällt werden sollen und in welchen Punkten und in wel-
chem Umfang die zukünftigen Bewohnerinnen mit entscheiden kön-
nen – wobei, auch das zeigen die von uns dokumentierten Beispiele,
nicht für alle Frauenwohnprojekte die Mitwirkung bei der Planung die
gleiche Relevanz hat. Schließlich sind solche Verfahren auch für die zu-
künftigen Bewohnerinnen unter Umständen sehr zeitaufwendig.
Ein Problem kann allerdings auch durch eine noch so gute Organisati-
on der Partizipationsprozesse nicht verhindert werden: Die Tatsache,
dass unter Umständen in nicht unerheblicher Zahl Interessentinnen an
den Partizipationsprozessen beteiligt sind, die letztlich nicht in das Pro-
jekt einziehen. Je später der Partizipationsprozess beginnt bzw. in die
entscheidende Phase tritt, desto geringer ist diese Gefahr – desto ge-
ringer sind aber auch die Einflussmöglichkeiten, da dann die wesentli-
chen Entscheidungen gefällt und keine grundlegenden Änderungen
mehr möglich sind. Eine erhebliche Diskrepanz zwischen den Frauen,
die an den verschiedenen Stufen der Partizipationsprozesse beteiligt
waren und den späteren Bewohnerinnen tritt nach unseren Erhebun-
gen insbesondere bei den Projekten für Alleinerziehende auf, weil die-
se Gruppe oft unter drängenden Wohnungsproblemen leidet, die es
ihnen nicht erlaubt, bei Projektverzögerungen (die eher die Regel als
die Ausnahme sind) abzuwarten. Auf allzu ausgefallene Varianten sollte
in solchen Projekten deshalb eher verzichtet werden.
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 VII. Sicherung des Projekts

Spätestens wenn die Fragen der Rechtsform und der Finanzierung
geklärt und ein Grundstück bzw. ein Objekt gefunden ist, sollten paral-
lel zur Vorbereitung und Organisation des Bauprozesses auch die zen-
tralen Fragen der Nutzungsphase endgültig geklärt und entsprechen-
de Vereinbarungen getroffen werden. Dabei geht es vor allem um wirt-
schaftliche Fragen, also um die Mieten und Belastungen und die Finan-
zierung der laufenden Kosten der Gemeinschaftsräume, um die Orga-
nisation der Wohnungsverwaltung sowie – last but not least – um die
nachhaltige Sicherung des Projekts bei Auszug einer Bewohnerin.

1. Funktionen einer Bewohnerinnenorganisation in der
Nutzungsphase
Die Vorteile einer formalen Absicherung des Projekts bereits in einem
frühen Stadium wurden schon mehrfach erwähnt. Doch auch in der
Nutzungsphase ist eine Bewohnerinnen-Organisation sinnvoll und in
vielen Fällen notwendig. Bei individuellem oder gemeinschaftlichem
Eigentum ist eine Organisation der Eigentümerinnen zwar schon vor-
gegeben (Wohnungseigentümergemeinschaft, GbR, Genossenschaft
usw.), doch sollte trotzdem der Sinn eines Bewohnerinnen-Vereins
geprüft werden, da zum einen nicht immer eine Identität zwischen
Eigentümerinnen und Bewohnerinnen besteht und zum anderen ein
nicht in den rechtlich vorgegeben Rahmen des Genossenschaftsgeset-
zes, des Wohnungseigentumsgesetzes oder des BGB eingebundener
Verein flexibler und "unbürokratischer" agieren kann. Eine eigene Be-
wohnerinnen-Organisation ist z. B. bei einer Genossenschaft zumin-
dest dann angeraten, wenn es sich um eine größere Genossenschaft
handelt, die neben dem Projekt weitere Wohnungen besitzt. Bei einer
Eigentümerinnengemeinschaft sollte geprüft werden, ob die im Fol-
genden vorgeschlagenen Regelungen im Rahmen der Eigentümerin-
nengemeinschaft verbindlich getroffen werden können. Ansonsten ist
auch hier ein Bewohnerinnen-Verein sinnvoll. Das gilt im Übrigen auch,
wenn eine relevante Zahl der Wohnungen nicht von den Eigentüme-
rinnen bewohnt, sondern vermietet ist.
Wichtige Aufgaben eines Bewohnerinnen-Vereins sind zum einen pro-
jektinterne Fragen, insbesondere die Neubelegung von Wohnungen
(soweit der Verein hier ein Mitspracherecht hat), die Verwaltung der
Gemeinschaftsräume, gegebenenfalls sonstige Selbstverwaltungsaufga-
ben und eventuell die Schlichtung von Konflikten zwischen Bewohne-
rinnen. In der Außenbeziehung fungiert der Verein (und seine Organe,
also z. B. der Vorstand) als Ansprechpartner für die VermieterIn aber
auch für "die Öffentlichkeit" (Interessierte, Nachbarinnen, Presse usw.).
Das geht natürlich alles auch ohne formale Struktur, doch helfen for-
male Strukturen bei der Klärung von Verantwortlichkeiten und Zu-
ständigkeiten. Außerdem können Vereine Verträge abschließen und be-
schränken das Haftungsrisiko der Beteiligten.
Wegen der projektinternen Aufgaben sollte allerdings einerseits über-
legt werden, ob die Mitgliedschaft in dem Bewohnerinnen-Verein für
alle Bewohnerinnen obligatorisch sein soll und ob andererseits der

siehe dazu das Kapitel Rechtsformen,
Abschnitt  Verein

siehe weiter unten den Abschnitt
Wohnungsverwaltung
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Verein Nicht-Bewohnerinnen offen steht. Übernimmt der  Verein weit-
gehende Verwaltungsaufgaben, sollte die Mitgliedschaft für Bewohne-
rinnen obligatorisch sein, verfolgen die Projektfrauen gesellschaftspo-
litische Interessen, die über das Zusammenleben im Projekt hinausge-
hen (etwa die Verbreitung von Informationen zur Beginenkultur oder
die Förderung von alternativen Wohnformen für Frauen), so sollte
der Verein für Nichtbewohnerinnen offen sein (ein Ausschluss von Nicht-
Bewohnerinnen könnte zudem die mit diesen Zielen ohne weiteres
erreichbare Gemeinnützigkeit gefährden). Möglich ist es jedoch, die
Mitsprache bei den projektinternen Fragen auf die Bewohnerinnen zu
beschränken. Bei einem Großteil der autonomen Projekte sowie bei
allen Beginen-Projekten gibt es einen überwiegend von den Bewohne-
rinnen getragenen Verein, wobei allerdings nicht in allen Fällen alle
Bewohnerinnen Vereinsmitglieder sind und andererseits teilweise auch
Nicht-Bewohnerinnen dem Verein beitreten können.

2. Berechnung der monatlichen Belastung
Die Frage danach, was das Wohnen in dem geplanten Projekt letztlich
kosten wird, stellt sich nicht erst nach Fertigstellung der Wohnungen.
Trotz der Unsicherheiten, die mit der Kostenschätzung von Baupro-
jekten verbunden sind, können die zukünftigen Wohnkostenbelastun-
gen bereits im Planungszeitraum zumindest in etwa abgeschätzt wer-
den.
Bei Mietwohnungen bestehen die Wohnkosten der Mieterin aus der
Nettomiete und den Nebenkosten, die die VermieterIn getrennt in
Rechnung stellen kann. Wegen der überdurchschnittlichen Preissteige-
rungen dieser Nebenkosten wird inzwischen auch von der "zweiten
Miete" gesprochen.
Die Höhe der Nettomiete wird bei im Rahmen der sozialen Wohn-
raumförderung geförderten Mietwohnungen bei der Bewilligung der
Förderung festgelegt, wobei die VermieterIn diese Miete unter- aber
nicht überschreiten darf. Bei freifinanziertem Mietwohnraum ist die
Nettomiete Sache der Aushandlung zwischen Mieterin und Vermiete-
rin, doch gibt die sogenannte ortsübliche Vergleichsmiete (Mietspiegel)
eine Obergrenze vor: Übersteigt die verlangte Miete die ortsübliche
Vergleichsmiete um mehr als 20 %, dann liegt eine Mietpreisüberhö-
hung vor, wenn diese Miete in Ausnutzung eines Mangels an vergleich-
baren Wohnungen verlangt wird (§ 5 Wirtschaftsstrafrecht). Selbst-
verständlich kann die ortsübliche Vergleichsmiete unterschritten wer-
den, dies ist jedoch bei Neuvermietungen nur selten der Fall. Bei Inve-
storInnen-Projekten hilft ein Blick in den örtlichen Mietspiegel60, die
Angemessenheit der Mietforderungen abzuschätzen. In den Mietspie-
geln sind immer Nettokaltmieten ausgewiesen. Zu diesen kommen die
"Nebenkosten", über deren Höhe manche Mietspiegel ebenfalls Anga-
ben enthalten.
Bei individuellem Wohnungseigentum ist zwischen den Wohnkosten
(im betriebswirtschaftlichen Sinn) und den aus der Eigentumsbildung
und der Wohnnutzung resultierenden Zahlungsverpflichtungen (Bela-
stungen) zu unterscheiden. Umgangssprachlich werden jedoch in aller
Regel letztere als Wohnkosten bezeichnet, weil sie die für die Haushal-
te unmittelbar wahrnehmbare und spürbare Größe61 sind. Die Zah-

60 Die meisten Kommunen veröffentli-
chen regelmäßig einen aktualisierten
Mietspiegel, in dem die "ortsüblichen

Vergleichsmieten" für unterschiedliche
Typen freifinanzierter Wohnungen

enthalten sind. Mit Mitteln der Sozialen
Wohnraumförderung geförderte
Wohnungen gehen nicht in den

Mietspiegel ein.

siehe dazu den Kasten "Berechnung
der Wohnkosten/Mieten"

61 Nicht alle Kosten (im betriebswirt-
schaftlichen Verständnis) sind mit

Zahlungen verbunden und nicht alle
Zahlungen sind Kosten. So sind

Eigenkapitalzinsen "kalkulatorische
Kosten", obwohl sie nicht mit Zahlungen

verbunden sein müssen, während
Tilgungszahlungen keine Kosten sind,

sondern der Vermögensbildung dienen.
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Berechnung der "Wohnkosten" (Belastungen) bzw. der Miete

Unabhängig vom betriebswirtschaftlichen Kostenbegriff sind sowohl für eine Eigentümerin von individuellem
Wohnungseigentum nach WEG als auch für neue Genossenschaften oder sonstige Formen gemeinschaftlichen
Eigentums die in der Nutzungsphase entstehenden Zahlungsverpflichtungen interessant, da diese bei individuel-
lem Eigentum aus dem Einkommen bzw. bei gemeinschaftlichem Eigentum aus den Beiträgen der Bewohnerinnen
(Mieten) beglichen werden müssen. Die Zusammensetzung dieser umgangsprachlich als Wohnkosten bezeichne-
ten Zahlungsverpflichtungen (Ausgaben) wird im folgenden am Beispiel einer Wohnung mit 70 m² und einem
Gesamtpreis (einschließlich Grundstück und allen Nebenkosten) von 100 000 € erläutert.

Zu den Betriebskosten zählen Steuern und Versicherungen, Wasser, Abwasser, Beleuchtung, Müllabfuhr, Aufzug,
Gemeinschaftsantenne, Reinigungen, Pflege der Außenanlagen, Hausmeisterdienste. Nach dem Frankfurter Mietspiegel
sind für die Betriebskosten schätzungsweise insgesamt ca. 1,50 € je m² WF im Monat anzusetzen und für Heizung
und Warmwasser zusätzlich ca. 1,00 € je m² WF im Monat. Letzterer Betrag ist auf Grund der explodierten
Energiepreise inzwischen deutlich höher, kann jedoch mit Hilfe energetischer Maßnahmen (Wärmedämmung etc.)
gesenkt werden.
Die Netto-Gesamtausgaben betragen also 8 € je m² WF im Monat, die Bruttoausgaben liegen bei 10,50 € je m²
WF im Monat. Legt eine Genossenschaft (oder eine sonstige Eigentümerin) eine geringere Miete fest, dann entsteht
ein Fehlbetrag, der durch Einnahmen aus anderen Quellen ausgeglichen werden muss.
Bei Förderung mit zinsverbilligten Darlehen reduzieren sich die Kapitalkosten und damit die Nettokaltmieten.
Erhält die Genossenschaft z. B. ein zinsloses, nachrangig gesichertes Darlehen über 40 000 € mit einem Prozent
Tilgung, so sinken die Ausgaben für den Kapitaldienst um 2 200 € im Jahr, das sind 2,62 € je m² Wohnfläche im
Monat. Die Nettokaltmiete betrüge dann nur 5,48 € je m² im Monat, die Bruttowarmmiete läge bei 7,88 € je m²
im Monat. Auch Aufwendungsdarlehen mindern die an die Mieterinnen weiterzugebenden Ausgaben. Werden
diese verringert bzw. steigen die Zinsen für das Förderdarlehen, müssen die Mieten neu berechnet werden.
Bei eigengenutztem Wohnungseigentum nach WEG entfallen die Eigenkapitalzinsen (dies  sind zwar kalkulatorische
Kosten, aber keine Ausgaben) sowie das Mietausfallwagnis, so dass die Ausgaben in diesem Fall 6,89 € je m² im
Monat betragen.
Übernehmen die Bewohnerinnen Teile der Wohnungsverwaltung und Teile der Reinigungs- und Hausmeister-
dienste, können die Bruttomieten/-belastungen entsprechend reduziert werden.

Umlage für Gemeinschaftsräume
Bei einer Bruttowarmmiete von 10,50 € je m² im Monat ergibt sich für einen Gemeinschaftsflächenanteil von 2 m²
je Wohnung (dies entspricht der in Schleswig-Holstein förderfähigen Fläche) eine monatliche Umlage von 21 € je
Wohnung. Wird der Gemeinschaftsraum gefördert, vermindern sich die Kosten entsprechend.

Jährliche Ausgaben für eine nicht geförderte Wohnung mit 70 m² WF (´)

Kapitaldienst (Zins plus Tilgung)

für Baudarlehen 1 (6 % von 60 000 )  3 600

für Baudarlehen 2 (nachrangig) (7 % von 20 000 ) 1 400

Zinsen für Eigenkapitalbeiträge der Bewohnerinne (4 % von 20 000 )    800

Summe Kapitaldienst  5 800

Bewirtschaftungskosten

Verwaltungskosten    300

Instandhaltungsrücklage (7,00 /m² WF im Jahr)   490

Mietausfallwagnis (2 %)  130

Summe Bewirtschaftungskosten  920

Summe aus Kapitaldienst und Bewirtschaftungskosten 6 720

Betriebs- und Heizkosten

Betriebskosten (1,50  /m² WF im Monat)   1 260

Heizung und Warmwasser ca 1.00  /m² WF im Monat 840

Summe Betriebs- und Heizkosten 1 100

Gesamtausgaben  8 820

e

Ausgabenart
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lungsverpflichtungen setzen sich zusammen aus dem Kapitaldienst (Zins-
plus Tilgungszahlungen) für die Baudarlehen, der Instandhaltungsrück-
lage, den Verwaltungskosten sowie den Betriebskosten.

Dasselbe gilt für gemeinschaftliches Eigentum, doch stellt sich hier die
Frage der Aufteilung der Kosten auf die Bewohnerinnen. Wie hoch
müssen die Mieten/die Zahlungen der Bewohnerinnen mindestens sein,
damit die Einnahmen ausreichen, um allen Zahlungsverpflichtungen der
Gemeinschaft (z. B. der Genossenschaft) nachzukommen? Sollen die
Mieten/Belastungen nach der Lage der Wohnungen im Gebäude oder
nach sozialen Kriterien gestaffelt werden? Wie fließen etwaige unter-
schiedliche Eigenkapitalbeiträge in die Mieten ein? Führen sie zu einer
Mietverbilligung und wenn ja wie soll diese berechnet werden? Wie
hoch werden freiwillige Geschäftsanteile verzinst? Je höher die Verzin-
sung solcher Geschäftsanteile, desto höher müssen die Mieten bzw.
Nutzungsentgelte sein, da die Zinszahlungen ja aus den Mieteinnahmen
erwirtschaftet werden müssen. Haben die Bewohnerinnen Mieterdar-
lehen eingebracht, müssen die Rückzahlungsmodalitäten entschieden
werden. Bleiben die Beiträge bis zum Auszug stehen oder werden sie
sukzessive zurückbezahlt (in Form einer Mietminderung) und wenn ja,
in welchem Tempo? Die Antworten auf diese Fragen hängen sehr vom
individuellen Fall, insbesondere von den Finanzierungsbedingungen ab.
Die Idee einer sozialen Staffelung der Miete ist in den Zielvorstellun-
gen der dokumentierten Frauenwohnprojekte einige Male zu finden –
konkrete Umsetzungen sind uns bisher jedoch noch nicht bekannt ge-
worden.
Zu entscheiden ist auch die Frage der Instandhaltungsrücklage. Zwar
sollten bei einem neuen oder frisch renovierten Haus zunächst keine
wesentlichen Instandhaltungen notwendig sein, doch führt ein Verzicht
auf den Aufbau einer Instandhaltungsrücklage unter Umständen später
zu hohen Belastungen.
Im Kasten "Berechnung der "Wohnkosten"/Miete werden die bei einem
Preis von 100 000 € für eine Wohnung von 70 m² enstehenden Bela-
stungen (Zahlungsverpflichtungen) beispielhaft dargestellt.

3. Unterhalt von Gemeinschaftsflächen
Unabhängig davon, ob die Errichtung von Gemeinschaftsflächen geför-
dert worden ist oder nicht: Auch für diese Flächen fallen Kapital-, Ver-
waltungs-, Instandhaltungs- und Betriebskosten an, die in irgend einer
Weise finanziert werden müssen. Hierfür gibt es unterschiedliche Mög-
lichkeiten:
a) Die Flächen werden wie andere gemeinschaftlich genutzte Flächen

und Einrichtungen (Treppenhäuser, Flure, Laubengänge, Aufzüge, Keller
u. ä.) behandelt. In diesem Fall werden die Bau- und Grundstücksko-
sten in die Kosten der Wohnungen anteilmäßig eingerechnet. Die
entstehenden Kapital- und Instandhaltungskosten werden über die
Miete, die Betriebskosten über die Umlage der Nebenkosten (ver-
gleichbar der Treppenhausbeleuchtung) auf die Wohnungen verteilt.
Aus der Sicht der Eigentümerin hat dies den Nachteil, dass zumin-
dest die Aufwendungen für den Kapitaldienst und die Instandhal-
tungskosten de facto von ihr selbst bezahlt werden müssen, falls es
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nicht gelingt, eine entsprechend höhere Wohnungsmiete zu verlan-
gen. Wenn die Wohnungsmieten auf Grund einer Förderung festge-
schrieben sind, ist diese Finanzierungsvariante faktisch ausgeschlos-
sen – finanziert werden könnten auf diese Weise nur die Betriebs-
kosten (Heizung, Strom, Wasser), nicht aber die Kapital- und In-
standhaltungskosten. Für Genossenschaften sowie bei individuellem
Wohnungseigentum nach WEG ist dies jedoch eine sehr brauchbare
Lösung.

b) Bei InvestorInnen-Projekten und bei Projekten mit gemeinschaftli-
chem Eigentum wird vielfach die zweite Variante gewählt, nämlich
die Erhebung einer Umlage für die Gemeinschaftsflächen zusätzlich
zur Miete. Diese Variante ist mit der weitverbreiteten Umlage für
eine Gemeinschaftsantenne vergleichbar. In diese Umlage können
die Kapital- und Instandhaltungskosten sowie die Betriebskosten
eingerechnet werden, wobei die Aufteilung der Kosten nach Köp-
fen, nach Wohnungen oder nach Wohnfläche möglich ist. Der Vor-
teil dieser Variante besteht darin, dass die Finanzierung der Kosten
unabhängig davon gesichert ist, wie stark die Gemeinschaftsräume
genutzt werden. Andererseits zwingt diese Lösung auch solche Be-
wohnerinnen, die kein Interesse an den Räumen haben, diese mitzu-
finanzieren. Für die nachhaltige Sicherung eines Projekts scheint diese
Variante empfehlenswert. Die Erhebung einer Umlage hat zudem
den Vorteil, dass bei Bezieherinnen von Arbeitlosengeld II und Sozi-
alhilfe diese Kosten zu den Wohnkosten zählen, die von der Kom-
mune übernommen werden müssen (soweit die Wohnung als ange-
messen gilt). Diese Variante wird z. B. vom Beginenprojekt Dort-
mund praktiziert.

c) Auch die dritte Variante ist weit verbreitet: Ein Bewohnerinnen-
Verein mietet die Flächen und finanziert die Kosten aus seinen Mit-
gliedsbeiträgen plus eventuellen Einnahmen aus der temporären Ver-
mietung der Räume z. B. für private Feste der Bewohnerinnen/der
Nachbarschaft. Bei dieser Variante sollte allerdings gewährleistet sein,
dass alle Bewohnerinnen dem Bewohnerinnen-Verein beitreten. In
manchen Projekten werden die Gemeinschaftsräume von einem Be-
wohnerinnen- bzw. Förderverein angemietet, ohne das die Mitglied-
schaft in diesem Verein für die Bewohnerinnen obligatorisch ist. Dies
ist zweifellos die riskanteste (aber vielleicht auch die demokratisch-
ste) Variante, bei der die Gefahr, dass die Gemeinschaftsräume eines
Tages aufgegeben werden müssen, am größten ist. So musste z. B.
der Bremer Beginenhof den größten Teil seiner Gemeinschaftsräu-
me aus finanziellen Gründen aufgeben. Dort ist (inzwischen) nur
noch eine Minderheit der Bewohnerinnen im Verein. Der Essener
Beginenhof hat sich ebenfalls für diese Variante entschieden, aller-
dings ist dort die Mitgliedschaft im Bewohnerinnenverein obligato-
risch.

Die Finanzierung der Kosten aus einer Umlage ist ohne Zweifel die
sicherste Lösung, da eine Unterdeckung nur entstehen kann, wenn die
Wohnungsmieten nicht pünktlich bezahlt werden. Bei den dokumen-
tierten Projekten werden jedoch alle genannten Lösungen praktiziert.
Neben der Kostenfrage sollten auch verbindliche Vereinbarungen über
die Nutzung und die Pflege der Räume getroffen werden.

siehe Kapitel Förderung, Abschnitt
Kommunale Förderung

zu der ungefähren Höhe einer sol-
chen Umlage siehe den Kasten "Be-
rechnung der Wohnkosten"
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4. Wohnungsverwaltung/Kooperationsvertrag
Viele (aber längst nicht alle) der dokumentierten Projekte haben zu-
mindest einen Teil der Wohnungsverwaltung in eigener Regie über-
nommen. Im Prinzip ist das bei jeder Rechtsform möglich: bei Investo-
rInnen-Projekten im Mietwohnungsbau werden die Aufgaben/Rechte
der Projektgruppe in einem Kooperationsvertrag geregelt, ähnliches
ist auch bei genossenschaftlichem Eigentum möglich und zumindest dann
sinnvoll, wenn es sich nicht um eine neue Genossenschaft handelt, die
nur das eine Projekt realisiert hat. Dasselbe gilt für andere Formen
des gemeinschaftlichen Eigentums sowie bei Stiftungseigentum. Ent-
scheidend ist einzig die Frage nach der Verantwortungsbereitschaft der
Projektgruppe. Denn eine weitgehende Selbstverwaltung bedeutet auch,
das sich die Gruppe um eventuelle Mietausfälle kümmern und sie im
Zweifelsfall tragen muss, die durch Mietrückstände von Bewohnerin-
nen oder durch zeitweilige Leerstände auf Grund von Bewohnerin-
nen-Wechsel entstehen. Scheut die Projektgruppe vor einer solchen
Verantwortung zurück, obliegt der verfügungsberechtigten Vermiete-
rin, Mietrückstände gegebenenfalls einzutreiben oder Wohnungen ohne
Mitwirkung der Bewohnerinnen zu belegen.
Die Entscheidung über das Ausmaß der Selbstverwaltung ist also vor
allem eine Entscheidung zwischen (finanzieller) Verpflichtung und Au-
tonomie. Je autonomer die Gruppe, desto mehr übernimmt sie das
Vermieterinnenrisiko. Eine Kompromisslinie könnte darin bestehen,
dass die Projektgruppe nicht für den Einzug der Mieten und für even-
tuelle Mietrückstände zuständig ist und die Selbstverwaltung auf ein
Vorschlagsrecht zur Wiederbelegung freiwerdender Wohnungen in-
nerhalb einer vorgegeben Frist beschränkt wird. Das kann allerdings
dazu führen, dass Wohnungen im Laufe der Zeit von Haushalten belegt
werden, die an der Projektkonzeption nicht interessiert oder nicht
mit ihr einverstanden sind. Vollständig oder weitgehend selbstverwal-
tet sind neben den Projekten mit individuellem und genossenschaftli-
chem Eigentum wie den Berliner Projekten Hexenhaus, Schokofabrik
und Frauenwohnen im 21. Jahrhundert sowie dem Lesbenwohnpro-
jekt der SAPPhO-Stiftung die Mietwohnungsprojekte Sarah in Stutt-
gart und Villa Magdalena K. in Hamburg. Bei den von InvestorInnen
realisierten Beginenhöfen in NRW beschränkt sich die Selbstverwal-
tung weitgehend auf einige hausmeisterliche Bereiche (Gestaltung und
Pflege der Außenanlagen/des Gartens) sowie die Verwaltung der Ge-
meinschaftsräume. Unter den Projekten für Alleinerziehende und den
Projekten des frauenfreundlichen Bauens gibt es nur wenige Ansätze
einer Selbstverwaltung.
Im Kooperationsvertrag sollte auch geklärt werden, welche sonstigen
Aufgaben der Wohnungsverwaltung die Projektgruppe übernimmt.
Denkbar ist z. B. die Abrechnung von Betriebskosten, die selbständige
Abwicklung von Reparaturen (innerhalb eines vorgegebenen Kosten-
rahmens) oder weitergehend die selbständige Verwaltung eines Instand-
haltungsbudgets sowie die Übernahme hausmeisterlicher Arbeiten (Pfle-
ge der Außenanlagen, Reinigung der Gemeinschaftsflächen usw.). Beim
Lesbenwohnprojekt der SAPPhO-Stiftung in Hannover übernimmt zum
Beispiel der Bewohnerinnen-Verein alle Verwaltungsaufgaben von der
Wohnungsvergabe über hausmeisterliche Tätigkeiten bis zu selbständi-
gen Verfügungen über eine Instandhaltungsrücklage.

siehe dazu den nächsten Abschnitt
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Bei Projekten im Rahmen des WEG können diese Aufgaben auch ohne
Bewohnerinnen-Verein durch eine oder mehrere von der Eigentüme-
rinnen-Gemeinschaft als Verwalterinnen bestellte Bewohnerinnen über-
nommen werden.

5. Regelungen zur Erst- und Wiederbelegung, Sicherung des
Projekts bei Auszug, Verkauf, Vererbung
Spätestens zum Zeitpunkt der Realisierung des Projekts sollte über-
legt werden, wie die im sozialen Konzept vereinbarten Vorstellungen
über die Wohnungsbelegung und -nutzung in ihren Kernpunkten ver-
bindlich gemacht und auch über das Ausscheiden einzelner Projekt-
frauen/Bewohnerinnen hinaus gesichert werden können. Konkret geht
es um die Frage, wer in Wohnungen des Projekts mitwohnen darf, an
wen untervermietet werden darf und wie die Nachfolge bei Auszug
einer Bewohnerin geregelt wird. Die Möglichkeiten, diesbezüglich ver-
bindliche Vereinbarungen zu treffen, sind allerdings bei den verschiede-
nen Rechtsformen sehr unterschiedlich. Zunächst aber ist  zu klären,
wie die Wohnungen beim Erstbezug auf die Projektfrauen aufgeteilt
werden.

Erstbelegung der Wohnungen

Bei aller Bemühung um einen möglichst qualitätvollen Wohnungsbau
sind nicht alle  Wohnungen in einem Wohnprojekt gleich. Die Lage im
Gebäude, die Ausrichtung, das Stockwerk, unter Umständen die Nähe
oder Entfernung zu Lärmquellen usw. führen auch bei gleicher Aus-
stattung der Wohnungen zu Qualitätsunterschieden. Zwar werden diese
Unterschiede möglicherweise nicht von allen Projektfrauen gleich be-
wertet (die eine legt vielleicht mehr Gewicht auf eine gute Besonnung,
der anderen mag der unmittelbare Zugang zum Garten wichtiger sein).
Trotzdem gibt es erfahrungsgemäß weit verbreitete Vorlieben, die im
kommerziellen Wohnungsbau in der Regel zu unterschiedlichen Kauf-
preisen bzw. Mieten führen. Auch im sozialen Wohnungsbau waren
solche Differenzierungen möglich, obligatorisch war nur die Begren-
zung der durchschnittlichen Miete auf die zulässige Miete.
In Frauenwohnprojekten wird eine solche Differenzierung nur selten
praktiziert. Einziges uns bekannt gewordenes Beispiel ist das Projekt
Sarah in Stuttgart, wo die Mieten insbesondere wegen der besseren
Besonnung von Stockwerk zu Stockwerk steigen. Bei mit Mitteln der
sozialen Wohnraumförderung geförderten Wohnungen sind solche
Differenzierungen nicht möglich. Umso schwieriger ist die Verteilung
der geplanten Wohnungen. Aus der Geschichte der Genossenschaften
sind Zuteilungen per Los bekannt, von den dokumentierten Frauen-
wohnprojekten werden solche Verfahren jedoch nicht berichtet. Emp-
fehlenswert ist eine möglichst frühzeitige Einigung, die zum einen den
Partizipationsprozess während der Planungs- und Bauphase erleich-
tert und zum anderen im Allgemeinen die Identifikation mit dem Pro-
jekt erhöht. Im Vorteil sind in diesem Fall die Projektfrauen, die früh zu
dem Projekt gestoßen sind – eine Entschädigung für das oft jahrelange
Engagement für das Projekt. Einen zumindest für die uns bekannt ge-
wordenen Frauenwohnprojekte höchst ungewöhnlichen Weg geht der
Verein Schwul-lesbisches Wohnen e. V., für dessen Projekt Villa Anders
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62 Die vollständige Untervermietung
der Wohnung kann (und sollte) in

jedem Fall mietvertraglich untersagt
werden.

in Köln ein vierköpfiges Gremium über die Wohnungsbelegung ent-
scheidet, das ausdrücklich nicht in dem Projekt wohnen darf. Die Re-
gelung gilt sowohl für die Erst- als auch für die Wiederbelegung von
Wohnungen.

Wer darf mitwohnen, an wen darf untervermietet werden?

Bei Mietwohnungsprojekten und Projekten des gemeinschaftlichen Ei-
gentums im Rahmen von Genossenschaften, Vereinen, Stiftungen kann
die Frage der Wohnungsbelegung und -nutzung mietvertraglich gere-
gelt werden. So könnte z. B. vereinbart werden, dass eine Unterver-
mietung von einzelnen Räumen der Wohnung wegen des besonderen
Charakters des Wohnprojekts nur an Frauen erlaubt ist62. Unabhängig
davon, ob eine solche Reglung angesichts des Antidiskriminierungsge-
setzes einer gerichtlichen Prüfung standhalten würde, wäre eine sol-
che Regelung ein klarer Ausdruck der Projektvorstellungen. Das Zu-
sammenziehen mit einem Partner in einer Lebensgemeinschaft bleibt
hiervon unberührt. Soll der Einzug eines Lebenspartners ebenfalls aus-
geschlossen werden, hilft nur eine freiwillige Vereinbarung – zumindest
ist in keinem der dokumentierten Projekte von einer entsprechenden
mietvertraglichen Regelung berichtet worden, obwohl einige der Pro-
jekte schon seit vielen Jahren ausschließlich von Frauen bewohnt wer-
den.
Bei individuellem Eigentum nach WEG (und auch bei Dauerwohnrecht
nach WEG) sind solche Regelungen weitaus schwieriger durchzuset-
zen. Das WEG liefert hierzu keine Handhabe, jede Eigentümerin und
jede Dauerwohnrechtsinhaberin hat die freie Verfügungsgewalt über
ihre Wohnung einschließlich des Rechts zur Vermietung und/oder Un-
tervermietung. Zumindest wird dies auch von dem neuesten Eigen-
tumsprojekt, dem Projekt Frauenwohnen im 21. Jahrhundert des Be-
ginenwerks in Berlin, so eingeschätzt. Hier sind nur – soweit gewünscht
– freiwillige Vereinbarungen möglich.

Wer darf nach Auszug einer Bewohnerin einziehen?

Wenn eine Bewohnerin das Projekt verlässt, stellt sich die Frage nach
der Neubelegung der Wohnung. Soweit die Projektgruppe einen Ein-
fluss auf die Wiederbelegung hat, sollte bereits im Vorfeld verbindlich
geklärt werden, wie im Falle mehrerer Bewerberinnen über die Bele-
gung bzw. über den Belegungsvorschlag an die Eigentümerin entschie-
den wird. Ist das Sache des Vereinsvorstands oder einer Bewohnerin-
nenversammlung? Muss die Entscheidung einstimmig oder nach Mehr-
heit erfolgen? Gibt es ein Vetorecht der Bewohnerinnen? Was pas-
siert, wenn durch den Einspruch Einzelner die Wohnung nicht fristge-
recht belegt werden kann? Welche Regelung gewählt wird, hängt si-
cher von der Größe des Projekts und dem sozialen Konzept ab. Um
Konflikte zu vermeiden, ist es jedoch sehr ratsam, hier Verfahrensre-
geln zu entwickeln, bevor die erste Entscheidung über eine Wiederbe-
legung ansteht.
Zuvor muss allerdings sichergestellt werden, dass das Projekt bzw. die
Bewohnerinnen überhaupt einen Einfluss auf die Wohnungsbelegung
haben. Die Möglichkeiten hierzu sind bei den einzelnen Rechtsformen
sehr unterschiedlich:
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Bei Mietwohnungsprojekten einer Investorin sowie bei Projekten von
Genossenschaften, die mehr als das eine Wohnprojekt besitzen und
gegebenenfalls auch bei Projekten einer Stiftung sollte die Wiederbe-
legung von Wohnungen unbedingt in einem Kooperationsvertrag ge-
regelt werden. Sinnvoll ist ein Regelung, nach der eine Vertreterin der
Bewohnerinnen (z. B. die Vorsitzende des Bewohnerinnenvereins) un-
verzüglich von der Kündigung informiert wird, so dass die Bewohne-
rinnen innerhalb einer festgelegten Frist oder bis zu einem bestimm-
ten Zeitpunkt (z. B. sechs Wochen vor Auszug der Bewohnerin) einen
Belegungsvorschlag machen können, an den die InvestorIn (außer bei
Vorliegen eines wichtigen Grunds) gebunden ist. Bei geförderten Woh-
nungen müssen dabei die Einkommensgrenze, die Haushaltsgröße und
gegebenenfalls die Zielgruppe (z. B. Frauen über 60 Jahre) beachtet
werden. Außerdem muss bereits bei der Bewilligung der Fördermittel
gegebenenfalls eine Vereinbarung mit der zuständigen kommunalen
Behörde (das ist im allgemeinen das Wohnungsamt) getroffen werden,
dass diese auf ihr Benennungs- bzw. Besetzungsrecht zugunsten der
Bewohnerinnen verzichtet und sich z. B. mit einer Information über
den Wechsel begnügt.
Der Kooperationsvertrag sollte auch eine Vereinbarung darüber ent-
halten, was passiert, wenn die Bewohnerinnen während der festgeleg-
ten Frist keine geeignete Bewerberin finden, die zum Zeitpunkt des
Freiwerdens der Wohnung einziehen will. Wer trägt dann den Miet-
ausfall? Wie schnell kann die Eigentümerin in diesem Fall die Wohnung
eigenständig belegen? Soweit der Kooperationsvertrag vorsieht, dass
die Bewohnerinnen-Organisation eventuelle Mietausfälle bei nicht recht-
zeitiger Belegung trägt, sollte rechtzeitig eine Rücklage für diesen Even-
tualfall gebildet werden. Außerdem sollte für den Fall einer Belegung
durch die InvestorIn zumindest vereinbart werden, dass die Wohnun-
gen nur an Frauen vermietet werden.
In dem Kooperationsvertrag sollten auch Kernbestandteile der Miet-
verträge mit den Bewohnerinnen vereinbart werden, so z. B. ein Pas-
sus, dass die Bewohnerinnen sich an der Finanzierung der Gemein-
schaftsräume beteiligen und dem Bewohnerinnen-Verein beitreten
müssen (soweit die Vereinssatzung eine obligatorische Mitgliedschaft
aller Bewohnerinnen vorsieht). Solche Vereinbarungen sind z. B. in ei-
nigen Kooperationsverträgen von Beginen-Projekten enthalten.
Bei genossenschaftlichem Eigentum kann die Vermietung ausschließlich
an Frauen durch eine Satzungsregelung erreicht werden, die nur Frau-
en die Mitgliedschaft  in der Genossinnenschaft erlaubt. Männern bleibt
in diesem Fall nur die Möglichkeit der Fördermitgliedschaft ohne Recht
auf eine Wohnung.

Bei Projekten, die im Rahmen individuellen Wohnungseigentums reali-
siert werden, ist die rechtliche Absicherung des Einflusses der Bewoh-
nerinnen auf die Wohnungsbelegung schwieriger. Denkbar ist in jedem
Fall eine Vereinbarung, dass bei Vermietung einer Wohnung die Bewoh-
nerinnen bzw. die von der Eigentümerinnengemeinschaft bestellte Ver-
walterin ein Vorschlagsrecht haben. Bei Verkauf einer Wohnung kann
sogar nach dem Wohnungseigentumsgesetzt vereinbart werden, dass
die Eigentümerinnen-Gemeinschaft (vertreten durch die Verwalterin)
zustimmen muss, doch kann die Zustimmung rein rechtlich nur bei

siehe dazu das Kapitel Rechtsformen,
Abschnitt Genossenschaften
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wichtigem Grund versagt werden. Dieser könnte vorliegen, wenn eine
Wohnung an einen  Mann verkauft werden soll, obwohl die Wohnungs-
eigentümerinnengemeinschaft festgelegt hat, dass die Wohnungen nur
an Frauen verkauft werden dürfen. Ob eine solche Regelung jedoch
einer gerichtlichen Überprüfung standhält, musste (glücklicherweise)
bisher noch nicht getestet werden.
Sinnvoll wären Vereinbarungen, nach der eine Verkaufsabsicht mög-
lichst frühzeitig der EigentümerInnengemeinschaft bekannt gegeben-
werden soll und zunächst ein internes "Bieterinnen"-Verfahren durch-
geführt wird, bei dem die Eigentümerinnengemeinschaft oder einzelne
Miteigentümerinnen Käuferinnen vorschlagen können. Die entschei-
dende Frage ist hierbei allerdings der Kaufpreis. Das Wohnungseigen-
tumsgesetz enthält keine Regelung, nach der eine Eigentümerin zum
Verkauf zu einem in einer festgelegten Weise berechneten Preis (z. B.
dem aktuellen Verkehrswert) verkaufen muss, doch könnte eine sol-
che Vereinbarung auf freiwilliger Basis getroffen werden. Schließlich
kann ein solches Verfahren auch die Verkäuferin unterstützen, zumal
bei erfolgreicher Vermittlung einer Käuferin keine Maklergebühren
anfallen (die zwar unter Umständen nur von der Käuferin zu bezahlen
sind, die jedoch den zu erzielenden Verkaufspreis tendenziell drücken,
da die Zahlungsbereitschaft der Käuferin sich an den Gesamtkosten
einschließlich der MalklerIn orientiert). In manchen Wohnprojekten
(allerdings nicht in den von uns dokumentierten Frauenwohnprojek-
ten) wurde ein zeitlich limitiertes Vorkaufsrecht der Eigentümerin-
nen-Gemeinschaft vereinbart. Bei der Ausübung des Vorkaufsrechts
tritt die Eigentümerinnen-Gemeinschaft in einen mit einer Dritten
bestehenden Kaufvertrag ein, kauft also das Grundstück zu dem mit
der Dritten vereinbarten Preis. Das Vorkaufsrecht ermöglicht es den
verbleibenden Projektmitgliedern, eine Käuferin ihrer Wahl zu suchen.

Wiederbelegung bei Tod einer Bewohnerin

Bei Mietwohnungsprojekten besteht hier nur dann ein (zusätzlicher)
Regelungsbedarf, wenn die Bewohnerin mit einem Lebenspartner/Ehe-
mann in der Wohnung lebte. Auch wenn dieser Lebenspartner keinen
Mietvertrag hatte, kann er nach dem Tod der Partnerin in der Woh-
nung bleiben, da er das Recht hat, in den Mietvertrag "einzutreten",
d. h. den Vertrag zu übernehmen. Die Vermieterin kann den Mietver-
trag mit dem Lebenspartner/Ehemann nur dann mit der gesetzlichen
Frist kündigen, wenn "in der Person des Eingetretenen ein wichtiger
Grund vorliegt" (§ 563 BGB). Es ist höchst zweifelhaft, ob die Tatsache,
dass nach den Projektstatuten nur Frauen einen Mietvertrag erhalten
sollen, ein solcher wichtiger Grund vorliegt, da der Betreffende ja schon
in der Wohnung gewohnt hat. Im Übrigen haben auch Kinder ein Recht
zum Eintritt in den Mietvertrag, wenn sie zuvor in der Wohnung ge-
wohnt haben.
Bei Wohnungen einer Frauenwohngenossenschaft, nach deren Satzung
nur Frauen Mitglieder werden können (so z. B. bei FrauenWohnen eG
in München) kollidieren zwei rechtliche Regelungen, wenn die Woh-
nung von einer Frau mit Lebenspartner/Ehemann bewohnt wurde. Zwar
ist das Ausscheiden von männlichen Erben aus der Genossenschaft ge-
regelt, doch hat der Lebenspartner das im Mietrecht garantierte Recht
auf Eintritt in den Mietvertrag, muss aber als Mieter einer Genossen-
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Erbrecht

Das Erbrecht ist im Bürgerlichen Gesetzbuch in den §§ 1922 ff geregelt. Dort ist eine gesetzliche Erbfolge festge-
legt. Danach erben, falls vorhanden, die Kinder bzw., falls diese verstorben sind, deren Kinder bzw. Enkel (Erben
erster Ordnung). Jedes Kind bekommt den gleichen Teil am Erbe.
Gibt es keine Erben erster Ordnung, dann erben die Eltern bzw., wenn kein Elternteil mehr lebt, die Geschwister
bzw. deren Kinder, Enkel usw. (Erben zweiter Ordnung). Gibt es auch keine Erben zweiter Ordnung, erben die
Großeltern bzw. deren Abkömmlinge und wenn es die nicht gibt, die Urgroßeltern und deren Abkömmlinge usw.

Erbberechtigt ist auch ein überlebender Ehegatte bzw. eine überlebende eingetragene Lebenspartnerin. Sind Erben
der ersten Ordnung (also Kinder oder Enkel der Erblasserin) da, bekommt die Partnerin ein Viertel des Erbes, der
Rest wird auf die Kinder aufgeteilt.
Gibt es keine Erben erster Ordnung, aber Eltern oder Geschwister (oder deren Kinder) oder Großeltern, erbt die
Partnerin die Hälfte, gibt es auch diese nicht, dann erbt die Partnerin allein.

Ist überhaupt niemand Verwandtes auszumachen, fällt nach der gesetzlichen Erbfolge das Vermögen an den Staat!

Diese gesetzliche Erbfolge kann durch ein Testament aufgehoben werden. Das heißt, jede Person kann eine oder
mehrere Personen oder Organisationen als Erben einsetzen. Allerdings können die Erben erster Ordnung sowie
die Eltern und die überlebende Ehe- bzw. eingetragene Lebenspartnerin nicht völlig vom Erbe ausgeschlossen
werden. Ihnen steht vielmehr ein Pflichtteil in Höhe der Hälfte des Werts des gesetzlichen Erbes zu. Die im
Testament bedachten Erben müssen diesen Pflichtteil auszahlen. Der Pflichtteil kann nur dann vermieden werden,
wenn die Pflichtteilsberechtigten zum Beispiel im Rahmen eines Schenkungsvertrags, in dem sie eine Art vorgezo-
genes Erbe erhalten, auf ihren Pflichtteil verzichten.

Eine andere Möglichkeit besteht darin, das Vermögen zu Lebzeiten zu verschenken (etwa an eine Frauenwohnstiftung
oder an die Lebenspartnerin) und so die pflichtteilsbelastete Erbmasse zu reduzieren. Liegt allerdings die Schen-
kung beim Tod der Erblasserin weniger als 10 Jahre zurück, dann wird das geschenkte Vermögen bei der Berech-
nung des Pflichtteils in die Erbmasse eingerechnet, die Beschenkte muss unter Umständen das Geschenk wieder
herausgeben. Allerdings besteht beim Pflichtteil nie ein Anspruch auf eine Sache (etwa eine Wohnung), sondern
immer nur auf eine Ausgleichszahlung. Wenn diese nicht geleistet werden kann, muss im Zweifelsfall die Sache
(z. B. die Wohnung) verkauft werden.

Die dritte Möglichkeit ist die Entziehung des Pflichtteils. Diese ist allerdings nur möglich, wenn der Pflichtteils-
berechtigte der Erblasserin nach dem Leben getrachtet oder sie misshandelt hat oder "einen ehrlosen oder
unsittlichen Lebenswandel" führt.
Im April 2008 hat die Bundesregierung einen Gesetzentwurf zur Reform des Erbrechts in den Bundestag einge-
bracht, der jedoch zum Zeitpunkt der Drucklegung (Ende März 2009) noch nicht verabschiedet war. Für Frauen-
wohnprojekte interessant sind vor allem zwei Regelungen: Zum einen soll es auch ohne Zustimmung der/des Be-
schenkten möglich sein, testamentarisch zu verfügen, dass eine Schenkung zu Lebzeiten auf den Pflichtteil der/des
Beschenkten angerechnet wird. Auf diese Weise kann durch eine Schenkung der Pflichtteil auch ohne Zustimmung
der/des Beschenkten reduziert werden. Andererseits soll eine Schenkung, die weniger als 10 Jahre vor dem Able-
ben der Erblasserin erfolgte, nicht mehr voll, sondern nur zu einem Bruchteil, der für jedes Jahr zwischen Schen-
kung und Erbfall um 10% verringert wird, dem Nachlass zugerechnet werden. Nach Verabschiedung der Reform
werden Schenkungen also in vielen Fällen interessante Möglichkeiten, um jenseits der Pflichtteilsregelung mög-
lichst frei zu bestimmen, wer wieviel erben soll.
Nach dem Willen der Bundesregierung soll schließlich die bisherige Möglichkeit, einer ErbIn wegen eines "ehrlo-
sen oder unsittlichen Lebenswandels" den Pflichtteil zu entziehen, entfallen.

Zur Anfertigung eines gültigen Testaments gibt es zahlreiche Ratgeber
z. B. von Terre des Femmes (www.terre-des-femmes.de/ Abschnitt Spenden). Hier gibt es u. a. die Möglichkeit, eine
Broschüre zu bestellen.
Auch die Hospiz-Stiftung bietet eine kostenlose Broschüre an (www.hospize.de/service/infomaterial.html).
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siehe Kapitel Rechtsformen Ab-
schnitt Stiftung

schaftswohnung nach dem Genossenschaftsrecht Mitglied in der Ge-
nossenschaft werden. Ob die Unmöglichkeit des Eintritts in die Ge-
nossenschaft ein Recht der Genossenschaft auf Kündigung des Miet-
vertrags begründet, ist zumindest fraglich.

Am schwierigsten sind Lösungen zur Sicherung eines Frauenwohnpro-
jekts bei individuellem Wohnungseigentum. Denn im Erbfall geht die
Wohnung auf die Erben über, diese werden Mitglieder der Eigentüme-
rinnen-Gemeinschaft. Die Erben können über die Wohnung frei ver-
fügen, sie vermieten oder auch verkaufen, wobei sie an die Regelungen
gebunden sind, die die Eigentümerinnengemeinschaft für die Vermie-
tung oder den Verkauf getroffen hat  (soweit diese rechtlich wirksam
sind). Dadurch können Personen Mitglieder der Eigentümerinnen-
Gemeinschaft werden, die keinerlei Bezug zum Projekt haben.
Allerdings gibt es verschiedene Möglichkeiten, die gesetzliche Erbfolge
zu umgehen bzw. zu beeinflussen. Die bekannteste ist die testamenta-
rische Verfügung, also zum Beispiel die Vererbung der Wohnung an die
Lebensgefährtin, an eine Freundin, die am Projekt Interesse hat, an
eine andere Bewohnerin, an eine Stiftung oder einen Verein (wobei
die Vererbung an eine gemeinnützige Organisation den großen Vorteil
hat, dass dann keine Erbschaftssteuer fällig wird). Sind jedoch pflicht-
teilsberechtigte Verwandte (Kinder, Eltern, Ehemann) vorhanden, so
haben diese das Recht auf die Hälfte ihres gesetzlichen Erbes. Falls
außer der Wohnung noch anderes Vermögen (mit etwa dem gleichen
Wert) vorhanden ist, können die Pflichtteile daraus beglichen werden
– ansonsten besteht die Gefahr, dass die testamentarische Erbin nicht
in der Lage ist, diese Zahlungen zu leisten (zumal dazu noch die bei
nicht verwandten Personen recht erhebliche Erbschaftssteuer hinzu
kommt) und deshalb die geerbte Wohnung verkaufen muss. Immerhin
kann die Erbin in diesem Fall entscheiden, an wen sie verkauft und, so
sie dem Projekt verbunden ist, an eine am Projekt interessierte oder
gar von den Projektfrauen vorgeschlagene Frau verkaufen.
Eine Möglichkeit, Pflichtteilsansprüche zu umgehen ist entweder eine
Schenkung (zu Lebzeiten) von neben der Wohnung vorhandenem Ver-
mögen an die pflichtteilberechtigten ErbInnen verbunden mit einer
Erklärung dieser ErbInnen, auf ihren Pflichtteil zu verzichten.
Mit einer Schenkung der Wohnung an eine Freundin usw. kann der
Pflichtteilsanspruch gesetzlicher Erben jedoch nur dann ausgehebelt
werden, wenn die Schenkung möglichst früh erfolgt, so dass eine hohe
Chance besteht, dass der Erbfall erst mehr als zehn Jahre nach der
Schenkung eintritt – ansonsten gilt das zur testamentarischen Verer-
bung gesagte.
Ansonsten bleibt hier nur der Versuch, eine der Regelung bei Auszug
und Verkauf der Wohnung vergleichbare Vereinbarung über ein Vor-
schlagrecht der Bewohnerinnen bzw. der Verwalterin oder gar ein Vor-
kaufsrecht der Eigentümerinnen-Gemeinschaft auch im Erbfall durch-
zusetzen.

zur gesetzlichen Erbfolge siehe den
Kasten "Erbrecht"

siehe Kapitel Rechtsformen, Ab-
schnitt Genossenschaft
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VIII. Viele Wege führen zum Erfolg

Die Möglichkeiten, ein Frauenwohnprojekt zu konzipieren, zu reali-
sieren und zu beleben sind, wie im vorstehenden Leitfaden gezeigt, so
vielfältig wie die Interessen und Rahmenbedingungen der Frauen(grup-
pen), die sich auf das Wagnis einlassen, ein solches Projekt zu initiieren.
In dem Leitfaden habe ich bewusst darauf verzichtet, eine beste Lö-
sung zu benennen. Vielmehr ging es mir darum, die Vielfalt der mögli-
chen Ansätze aufzuzeigen und eine gute Informationsbasis für den bei
der Entwicklung eines Frauenwohnprojekts in allen Phasen notwendi-
gen Abwägungsprozess zu schaffen. Dabei bin ich weit stärker als in
vielen ministeriellen und sonstigen Broschüren zu Wohnprojekten auch
auf die jeweiligen Risiken und Probleme eingegangen – nicht, weil ich
die Risiken und Probleme als besonders hoch einschätze, sondern weil
mit bekannten Risiken erfahrungsgemäß besser umgegangen werden
kann als mit unbekannten und weil "böse" Überraschungen leicht zu
einem Scheitern eines Projekts führen können.

Völlig vermeiden lassen sich solche Überraschungen freilich nicht. Das
zeigt nicht zuletzt die Immobilien-, Finanz- und Wirtschaftskrise vom
Herbst 2008, die bei den Banken zu einer tiefgreifenden Veränderung
ihrer Kreditvergabemodalitäten geführt hat. An die Stelle allzu großer
Risikobereitschaft ist eine in vielen Fällen offenbar überzogene Zu-
rückhaltung getreten – was die Möglichkeiten, ein Frauenwohnpro-
jekt in (gemeinschaftlichem) Eigentum zu realisieren, nicht gerade ver-
bessert. Andererseits führt die derzeitige Rezession (bzw. die politi-
schen Versuche, diese zu beheben) zu niedrigen Zinsen – und damit zu
einer geringeren Kostenbelastung aus einer Darlehensfinanzierung.
Auch werden beispielsweise Förderbeiträge an Genossenschaften, die
zu einem moderaten Zinssatz verzinst werden, durch das verringerte
Kapitalmarktzinsniveau jetzt attraktiver als noch vor einigen Monaten.

Wie dieses Beispiel zeigt, kann ein Leitfaden, der zumindest eine ge-
wisse Zeit Bestand haben soll, keine definitiven Vorschläge enthalten,
sondern nur Zusammenhänge aufzeigen, aus denen, je nach aktueller
Situation und Rahmenbedingungen, projektspezifische Schlussfolgerun-
gen gezogen werden müssen. Ich hoffe, dass trotz der (realistischen)
Schilderung von Begrenzungen und Problemen die aufgezeigten Mög-
lichkeiten möglichst viele Frauen ermutigen, ihre Wünsche nach alter-
nativen Formen des Wohnens umzusetzen. Die folgende Dokumenta-
tion realisierter Projekte kann dazu weitere Anregungen geben, damit
immer häufiger gilt:

Frauenwohnprojekte – keine Utopie




